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1. Einleitung 

 

¶ Problemstellung 

Während der letzen drei Jahrzehnte sind die Möglichkeiten regulärer Einwanderung von 

Personen aus Nicht-EU Staaten, darunter auch die Immigration von Personen aus Afrika nach 

Europa, zunehmend eingeschränkt worden. Diese Entwicklung wurde durch die Umsetzung 

der Bewegungsfreiheit von EU-BürgerInnen innerhalb des EU-Raums und der Begründung 

einer gemeinsamen europäischen Außengrenze verstärkt. (Vgl. Ugur 1995: 964) 

ĂDrittstaatsangehºrigeñ gelten nun als Pendant zu ĂUnionsb¿rgerInnenñ. (Vgl. Scheider 2010) 

Parallel zu einem Konsolidierungstrend restriktiver Grundausrichtungen der Migrationspolitik 

auf mitgliedsstaatlicher Ebene (vgl. Juen 1996: 18) bildeten sich schrittweise Strukturen für 

eine gemeinschaftliche europäische Migrationspolitik heraus. Im Fortlauf der 1990er Jahre 

zeichnete sich auch die Begründung eines Negativimages von so genannten 

ĂWirtschaftsmigrantInnenñ aus Nicht-EU Staaten im EU Raum ab, welche als Bedrohung für 

die soziale und ökonomische Wohlfahrt der EU und deren Mitgliedsstaaten betrachtet werden. 

(Vgl. Castles/Miller 2009: 109; Juen 1996: 17) Eine sehr auffällige Tendenz ist dabei, 

Migration innerhalb des EU-Raums als ĂNormalitªtñ wahrzunehmen, wªhrend Migration aus 

weniger wohlhabenden Regionen als temporªre ĂAnomalieñ (Vgl. Benedikt 2004: 140) 

begriffen wird. Dies gilt in besonderem Maße für Migration aus Afrika, welche überwiegend 

als Flucht- und Armutsmigration thematisiert und problematisiert wird. (Vgl. Kraler 2007b: 

121) Irreguläre Migration, d. h. jene, nicht mit dem Einwanderungsrecht konform gehende 

Zuwanderung (vgl. de Haas 2007:4), avancierte dabei zu einer Ăderñ Projektionsflªchen 

diskursiver Auseinandersetzung auf politischer Ebene. (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 

22f.) Migration hat sich, wie Kraler (2007a: 28) sehr treffend beschreibt, Ăals Gegenstand 

fokussierter Wissensproduktion [etabliert].ñ 

 

Die neben der häufigen Kriminalisierung von MigrantInnen zu verzeichnende Viktimisierung 

wurde durch jenes, sich Mitte des neuen Jahrtausends zuspitzende, ĂPhªnomenñ der 

Ăirregulären Bootsmigrationñ von Nord- und Westafrika auf verschiedene Mittelmeerinseln 

noch verstärkt. (Vgl. Hess/Tsianos 2007: 34) Dass auf diese Weise viele MigrantInnen ihr 

Leben verlieren sollten, resultierte weder in einer seriösen politischen Auseinandersetzung mit 

den Ursachen, ein solches Risiko auf sich zu nehmen, noch darin, die politischen 

Restriktionen auf die Visavergabe und die Einreise insgesamt zu überdenken. Zudem wurde 
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die irreguläre Einreise seither als Hauptgrund für Irregularität (west)afrikanischer 

MigrantInnen innerhalb der EU dargestellt. (Vgl. de Haas 2007: 23) In der öffentlichen 

politischen Debatte findet zudem keine ernsthafte Auseinandersetzung mit dem Verhältnis 

zwischen Ein- und Ausreise von MigrantInnen statt. (Vgl. Clandestino Project 2009: 12f.) 

Komplexe Einschätzungen über Migrationsprozesse aus Westafrika scheinen in der 

politischen und öffentlichen Auseinandersetzung insgesamt, gängigen diskursiven 

Wahrnehmungen zu weichen.  

  

Der Fokus europäischer Migrationspolitik richtet sich in der jüngeren Vergangenheit sehr 

stark auf den AuÇengrenzschutz sowie auf die Begr¿ndung einer Ăexternen Dimensionñ (vgl. 

Aubarell et al. 2009: 5). Diese beinhaltet sowohl die Kooperation mit nord- und 

westafrikanischen Herkunfts- und ĂTransitstaatenñ in Grenzkontrolle und R¿ckf¿hrung von 

ImmigrantInnen als auch die Übernahme europäischer migrationspolitischer Aspekte in deren 

Migrationspolitiken. Darüber hinaus beinhaltet die rezente migrationspolitische Praxis einige 

Projekte zur Förderung regulärer Migration aus Westafrika und es fand eine Koppelung von 

Migrations- an Entwicklungspolitik statt. Dies veranschaulicht, dass neben dem starken 

sicherheitspolitischen Einfluss auf europäische migrationspolitische Maßnahmen, verstärkt in 

Richtung der Ăroot-causesñ von Migration Initiativen ergriffen werden. Diese politische 

Tendenz äußert sich auch darin, dass, anstatt von Grenzkontrolle, zunehmend von 

Grenzmanagement und ïsteuerung die Rede ist. Die Zusammenarbeit mit afrikanischen 

Staaten ist jedoch durch eine starke Asymmetrie in der Verhandlungsmacht gekennzeichnet 

und deutet eher auf eine Konditionalisierung von Entwicklungshilfe hin, als auf ein 

Überdenken weltwirtschaftlicher Grundsätze oder einer strukturell unfairen Einbindung 

afrikanischer Staaten in das Weltwirtschafsystem. (Vgl. Adepoju et al. 2010)  

 

Die ĂNotwendigkeit der Bekªmpfung irregulärer Migrationñ aus subsaharischen Staaten 

sowie aus Westafrika, wurde so stark in die kontemporäre migrationspolitische Praxis 

eingebettet, dass weder die Verhältnismäßigkeit noch Wirkung der angesprochenen 

Maßnahmen auf politischer Ebene ernsthaft in Zweifel gezogen werden. Die kürzlich stärker 

in politisches Agendasetting einfließende Auseinandersetzung mit Migrationsursachen scheint 

zudem kaum außerhalb entwicklungspolitischer Überlegungen - im Sinne von 

Entwicklungshilfe - stattzufinden. Dieses Manko an reflexiver Beschäftigung mit den 

Konsequenzen politischen ĂHandelnsñ, eben auf politischer Ebene, stellt den 

Anknüpfungspunkt der vorliegenden Diplomarbeit dar.  
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¶ State of the Art und Kontextualisierung des Forschungsgegenstands 

Unter dem Titel ï Ausirkungen europäischer Migrationspolitik. Flucht und Migration aus 

Westafrika, Senegal nach Europa ï sollen die Konsequenzen und Auswirkungen europäischer 

Migrationspolitik auf Migration aus Westafrika und in besonderem Maße aus Senegal 

untersucht werden.  

 

Damit möchte ich an die bestehende wissenschaftliche Diskussion zur Thematik 

Ă(Aus)Wirkungen europªischer Migrationspolitikñ ankn¿pfen. In der akademischen 

Auseinandersetzung wird v. a. Kritik daran geübt, dass zur Abwendung irregulärer 

Migration, ein Ausmaß an staatlicher Gewalt angewendet wird (vgl. Bauböck 1992: 224), 

welches einerseits wenig Wirkung zeigt, andererseits menschenrechtlich und ethisch 

problematisch ist. (Vgl. de Haas 2007; Carling 2002) Die Art und Weise der politischen 

Reaktionen auf irreguläre Migration (aus Afrika nach Europa), gibt in der Literatur zudem 

Anlass dazu, anzunehmen, dass Symbolik und Diskurse starken Einfluss auf 

Migrationspolicies nehmen. (Vgl. Clandestino Final Report 2009) Durch die Beschäftigung 

mit dem wissenschaftlichen Diskurs rund um ĂWirkungsforschungñ von europªischer 

Migrationspolitik soll eine direkte Überleitung zu deren Anknüpfungspunkt und den 

spezifischen Forschungsfragen hergestellt werden. 

 

Eine der ersten relevanten Studien innerhalb meines Forschungs- und Rechercheprozesses, 

trªgt den Titel ĂThe Myth of Invasion. Irregular Migration from Westafrika to Europeñ (2007) 

von Hein de Haas. Dieser Report und ein weiterer Text ĂThe myth of invasion: The 

inconvenient realities of migration from West Africa to Europeñ (2008c) geben einen 

umfassenden Einblick in Charakteristika, Ablauf und historische ĂKontinuitªtenñ und 

ĂDiskontinuitªtenñ (ebd. 2007: 3) von Migration aus Westafrika nach Europa. Zudem hat der 

Begriff der Ăunintended side-effectsñ (vgl. de Haas 2007: iv), also der unintendierten 

Nebenfolgen europäischer Migrationspolitik dazu verholfen, die ĂEffektivitªtñ von 

Maßnahmen in Frage zu stellen. Spezifisch für den Rahmen der vorliegenden Arbeit sind 

diese Erkenntnisse in dem Sinne relevant, als sie zeigen, dass es notwendig ist, sich 

ausf¿hrlicher mit ĂRealitªtenñ von Migration selbst zu beschªftigen, um einschªtzen zu 

können, welche Wirkung von politischer Seite herbeigeführt wird. Die Vorgehenslogik in der 

Feststellung von Wirkungen erscheint dabei sehr hilfreich. Ein sehr wichtiger Beitrag kommt 

auch von Carling (2002: 37), welcher die Konsequenzen der Hemmnisse, nach Europa 



 9 

einzureisen, mit dem Begriff der Ăunfreiwilligen Nicht-Migrationñ festmacht. Dies verhilft zu 

einer stªrkeren Beachtung von ĂNicht-Migrationñ als Konsequenz von Einwanderungspolitik. 

Der Final Report des Clandestino Projekts (2009) beschäftigt sich nicht nur sehr stark mit der 

diskursiven Ebene des Umgangs mit irregulärer Migration in der EU, sondern berücksichtigt 

sowohl menschenrechtliche Problematiken als auch die Wirkungen der mitgliedsstaatlichen 

Migrationspolitiken auf Irregularität. Innovativ daran erscheint vor allem, dass sich die 

Studie an politische EntscheidungsträgerInnen richtet. Auch Adepoju et al. (2010) bieten auf 

der Ebene der Analyse konkreter Maßnahmen, Erkenntnisse über mögliche Wirkungsweisen 

europäischer Migrationspolitiken. Die Studie von Flahaux und Kabbanji (2010) über die 

Wirkung von Maßnahmen der Rückführung, von sich in der EU irregulär aufhaltenden 

MigrantInnen, erweitert das Wissen zu konkreten Initiativen auf europäischer Seite. Dieser 

kurze Einblick in für diese Diplomarbeit sehr prägende Werke zeigt, dass der Gegenstand der 

vorliegenden Arbeit kein unerforschter ist und die Fülle dieser und weiterer Diskussionen 

verdeutlicht gleichzeitig die Relevanz, sich ausführlich damit zu beschäftigen, mit welchen 

konkreten, direkten und indirekten Konsequenzen sich MigrantInnen durch 

migrationspolitische Maßnahmen konfrontiert sehen. 

 

Die Ebene der Untersuchung von Migration aus Westafrika als regionales ĂPhªnomenñ, wie 

sie einige Studien zeigten, scheint eine gute Möglichkeit zu sein, um Kausalitäten von 

Migrationsprozessen in Westafrika sowie zwischen Migration und Politik aufzuzeigen. Auf 

dem regionalen Fokus zu verharren bedeutet aber auch, die Ebenen der persönlichen Ursachen 

und Motivationen von MigrantInnen sowie der sozioökonomischen, politischen und 

historischen Einflussfaktoren einzelner Staaten unterbelichtet zu lassen. D. h. gleichzeitig, 

dass Kausalitäten, welche auf regionaler Ebene erkannt werden, durch Einschätzungen aus 

Einzelfallstudien unter Umständen relativiert werden könnten. Auf Feldforschung in Senegal 

basierende Studien, wie jene von Poeze (2008), Purps (2009) oder Huss (2010), konnten eine 

besondere Erklärungsleistung stärker akteurszentrierter Untersuchungen zeigen und brachten 

sehr interessante Erkenntnisse ¿ber Ursachen und Ablauf Ăirregulªrer Bootsmigrationñ aus 

Senegal auf die Kanarischen Inseln. Sowohl individuelle Faktoren als auch Haushalte wurden 

als wichtige, auf MigrantInnen Einfluss nehmende Parameter erkannt (vgl. ebd.), wodurch die 

Notwendigkeit einer ausführlicheren Beschäftigung mit den jeweiligen Herkunftsstaaten von 

MigrantInnen verdeutlicht wird. 

Die Quellenlage zeigt ein relativ umfangreiches Bild von Arbeiten, welche 

migrationspolitische Wirkungen aus der Studie von Migrationsbewegungen selbst ableiten, 
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bzw. sich stªrker auf die ĂNaturñ von Migration konzentrieren. Dies erscheint essentiell, da 

die Kenntnis eines ĂPhªnomensñ bereits eine Einschªtzung dar¿ber ermºglicht, ob eine 

MaÇnahme in Reaktion auf dieses ĂPhªnomenñ wirksam sein kann. Andererseits bedarf es 

darüber hinaus einer stärkeren Auseinandersetzung mit der Natur, den möglichen 

Wirkungsweisen und den Hintergründen politischer Maßnahmen. Auf diese Weise kann 

besser eingeschªtzt werden, ob Wirkungen durch Ăexogeneñ Faktoren herbeigef¿hrt wurden 

oder diese tatsächlich eine Folge der Migrationspolitik selbst sind.  

 

Inhaltlich sollte in der Erforschung politischer Wirkung zudem eine Distanz gegenüber 

politischen Konzepten, Begriffen und der Gewordenheit Ăpolitischer Wirklichkeitñ (Patzelt 

2003: 31) gewahrt werden. 

 

ĂMost research in the field of migration, and in particular in the field of refugees, has 

its origin in policy concerns. (Vgl. Black nach Bilger/Van Liempt 2009: 2) This has 

encouraged researchers to take the categories, concepts and priorities of 

policymakers at the core of their research design. (Vgl. Bakewell nach ebd.) This 

privileges the worldview of the policymakers in constructing the research, 

constraining the research question asked, the subjects of study and the methodologies 

and analysis adopted.ò (Bilger/Van Liempt 2009: 2) 

 

¶ Forschungsfragen und Thesen 

Ziel der vorliegenden Studienarbeit ist es, die aus Recherche und Lektüre gewonnen 

Erkenntnisse darüber, wie Wirkungen von Migrationspolitiken studiert werden können, zu 

vereinen und eine umfassende, möglichst viele Faktoren und Einflussgrößen beinhaltende 

Analyse durchzuführen. D. h. sowohl die Seite der Migrationsbewegungen (auf regionaler 

und einzelstaatlicher Ebene) in die Analyse mit einzuschließen als auch Strukturen, 

AkteurInnen und konkreten Migrationspolicies genügend Raum zu geben. Auf diese Weise  

sollen direkte als auch indirekte Konsequenzen für MigrantInnen benannt und in Beziehung 

gesetzt werden. Die starke Politisierung von Migration und deren Einfluss auf politische 

Entscheidungsfindung, Maßnahmensetzung und auf MigrantInnen selbst, begründen die 

besondere Relevanz des zugrunde liegenden Forschungsgegenstandes. Es erscheint besonders 

wichtig, die politische Entscheidung, den Zugang zur europäischen Union für 

ĂDrittstaatsangehºrigeñ einzuschrªnken und die damit verbundenen Folgen, nicht als 

naturgegeben zu betrachten und die Frage der Legitimität dessen, im Blick zu behalten.  

 

Mich auf Migration aus Westafrika zu konzentrieren erschien insbesondere interessant, da es 

bereits eine ĂGeschichteñ westafrikanischer MigrantInnen in Europa gibt. Mali, Senegal, 
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Nigeria oder Ghana sind durch die Kolonialzeit mit dem franko- und anglophonen 

Sprachraum verbunden. (Vgl. de Haas 2007: 33) Die Migrationsbeziehungen zwischen 

Frankreich und Großbritannien und den erwähnten westafrikanischen Staaten, sind jedoch 

stärker durch die Arbeitsmigration in der Nachkriegszeit geprägt und werden daher als 

postkolonial beschrieben. (Vgl. Kraler 2007a: 20) ĂMigrationsmusterñ haben sich in der 

jüngeren Geschichte jedoch gewandelt; den südeuropäischen Staaten kommt dabei eine 

wichtige Rolle zu (siehe Kapitel 4, 5, 6). Wie in Kapitel 3 zu zeigen sein wird, ist die 

Konzentration europäischer Migrationspolitik nicht nur auf und über die Außengrenzen 

hinaus, sondern in besonderem Maße auf Afrika bezogen. Diese Tendenz hat sich durch die 

im Jahr 2006 stark erhöhte irreguläre Einwanderung aus Westafrika und v. a. aus Senegal 

verstärkt. Es erschien sowohl interessant, sich genauer damit zu beschäftigen, inwieweit 

Irregularität für Migration aus Westafrika tatsächlich eine Rolle spielt als auch ein 

Verständnis dafür zu entwickeln, warum viele MigrantInnen die Gefahren und Strapazen 

irregulärer Einreise auf sich nehmen. 

 

Dass im Zuge dieser Arbeit eine stärkere Auseinandersetzung mit europäischen, anstatt mit 

afrikanischen migrationspolitischen Maßnahmen erfolgt, ist darauf zurückzuführen, dass die 

Initiative, die Grenzkontrolle und Zusammenarbeit mit west- und nordafrikanischen Staaten in 

weiteren strategischen Bereichen zu intensivieren, von Seiten europäischer Staaten ergriffen 

wird. Eben diese erachtet irreguläre Migration aus Afrika als Problem und bindet 

Hauptherkunfts- und Transitstaaten von MigrantInnen in die Ăexterne Dimensionñ der eigenen 

Politik mit ein. (Vgl. Kraler Interview 2010: 3f.) 

 

Die expliziten, aus den zuvor ausgeführten Gedanken abgeleiteten Forschungsfragen lauten 

wie folgt: 

 

1. Welche direkten und indirekten Folgen und Wirkungen haben europäische 

Migrationspolitiken in Reaktion auf irreguläre Migration auf Migrationsbewegungen von 

Westafrika und insbesondere von Senegal nach Europa sowie auf MigrantInnen aus diesen 

Staaten in Europa?  
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Aus dem Rechercheprozess können folgende Thesen und Annahmen über Wirkungen1 

migrationspolitischer Maßnahmen auf europäischer Ebene abgeleitet werden. Diese leiten den 

Untersuchungsrahmen der vorliegenden Arbeit: 

 

a) Da die regulären Möglichkeiten zur Einreise aus westafrikanischen Staaten seit den 1990er 

Jahren massiv beschränkt wurden, wird davon ausgegangen, dass Grenzschutz, 

Einreisebstimmungen uvm. die irreguläre Einreise von MigrantInnen erhöht. (Vgl. de 

Haas 2007; Poeze 2008) Der, in Hinblick auf Migration aus Westafrika verstärkte 

Grenzschutz im Mittelmeer und an den Küsten Westafrikas, bewirkte insbesondere ein 

Ausweichen auf alternative Routen. (ebd.) 

b) Die inhaltliche und theoretische Auseinandersetzung führt zu der These, dass 

Migrationspolitik konkrete Konsequenzen für Migration und Nicht-Migration hat. (Vgl. 

Carling 2002; Kraler Interview 2010) 

c) Die Dynamik von Migration, Netzwerke, Schlepper sowie Ăexogeneñ Einflussfaktoren 

beeinflussen die Wirkung politischer Maßnahmen, ebenso wie Migrationsbewegungen 

selbst. So zeichnet sich durch die Lektüre der herangezogenen Literatur, die Tendenz einer 

Routendiversifizierung durch Migrationskontrollen ab. (de Haas 2007; Poeze 2008; 

Carling 2007) Zudem wird davon ausgegangen, dass der Zugang von Personen zu 

Netzwerken, Migration erleichtert. (Massey 1998)  

d) Die Exterritorialisierung des Grenzschutzes und Frontex-Einsätze beschneiden die 

Menschenrechte potentieller Flüchtlinge. (Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007) 

e) MaÇnahmen der Fºrderung der ĂEntwicklungñ durch MaÇnahmen im Bereich Migration 

entsprechen nicht der Komplexität von Migration 

 

Diese oben genannte, erste Frage soll durch eine kombinierte Untersuchung von 

Migrationsbewegungen als auch konkreter migrationspolitischer Maßnahmen untersucht 

werden. MaÇnahmen, welche die europªische Ăexterneñ Dimension besonders stark 

charakterisieren, sind der Grenzschutz durch Frontex, Rückübernahmeabkommen mit 

Drittstaaten, beschränkte Quotenregelungen zur Arbeitsmigration sowie auf Migrations- und 

Entwicklungspolitik basierende Maßnahmen. Anhand von Policies in diesem Ăinhaltlichenñ 

Rahmen soll die ĂWirkungsanalyseñ in Kapitel 7 erfolgen. Weitere, in diesem Zusammenhang 

interessante Fragen, betreffen das Wechselwirkungsverhältnis zwischen Migration und 

Politik. Inwieweit ist die politische Restriktivierung eine Folge der Zunahme von Migration 

                                                 
1 Wirkung kann hierbei  als Ădurch eine verursachende Kraft bewirkte Veränderungñ sowie als Ăbewirktes 

Ergebnisñ (Duden 1999) verstanden werden. 
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und inwieweit ist die Zunahme irregulärer Migration eine Folge der Restriktivierung der 

Einwanderung? 

 

Die zweite Forschungsfrage leitet sich aus der besprochenen Herangehensweise an die 

Untersuchung von migrationspolitischen Wirkungen ab (vgl. de Haas 2007, 2008c) und dient 

dazu, die ĂNaturñ von Migration besser verstehen zu kºnnen. Dies soll dazu verhelfen, 

abschätzen zu können, inwieweit migrationspolitische Maßnahmen direkt und indirekt auf 

Migration reagieren.  

 

2. Welche Formen, Verläufe und Charakteristika weisen Migrationsbewegungen von 

Westafrika und insbesondere von Senegal nach Europa auf?  

 

Zur Beantwortung dieser Fragestellung werde ich sowohl qualitative als auch quantitative 

Charakteristika betrachten und historische, kontemporäre sowie aktuelle Entwicklungen und 

Tendenzen berücksichtigen. Faktoren und AkteurInnen auf der Makro-, Mikro- und 

Mesoebene sind mitzubedenken. Hierfür ein genaueres Verständnis zu gewinnen, ermöglicht 

nicht nur Aussagen über die Legitimität politischer Maßnahmen zu treffen sondern kann Licht 

in fälschliche Annahmen über das Ausmaß, die Art und Weise der Einreise sowie die 

Ursachen, zu migrieren, bringen. Der diskursiven Einbettung von Migration wird deshalb im 

Rahmen des zweiten Kapitels nachgegangen. Die These ist jedoch, dass wissenschaftliche 

Erkenntnisse und Studien über Migrationsbewegungen aus Westafrika zu wenig Eingang in 

Migrationspolicies finden, um deren Komplexität berücksichtigen zu können. (Vgl. 

Clandestino Final Report 2009)  

Eine Synthese aus den Ergebnissen der beiden erläuterten Fragestellungen, soll eine 

Einschätzung darüber erlauben, inwieweit migrationspolitische Maßnahmen und Strategien 

der Migrationskontrolle und ïsteuerung, die damit beabsichtigten Ziele erreichen. Ferner steht 

dies in Verbindung mit der Frage, inwiefern sich ausgewählte Policies an 

Migrationsprozessen selbst oder an den nachvollziehbaren ĂRealitªten von Migrationñ (de 

Haas 2007; Kraler Interview 2010: 8, Zeile 11) orientieren.2 Der normative Anspruch dieser 

Arbeit ist darüber hinaus, aus diesen Forschungsfragen Schlüsse für die Legitimität 

migrationspolitischen Handelns zu ziehen sowie mögliche Perspektiven in der Wahrnehmung 

                                                 
2 Es soll versucht werden, ein besseres Verständnis für Migration aus Westafrika/Senegal zu entwickeln. Wie 

Kapitel 2 und 5 aufzeigen werden, ist der Begriff ĂRealitªtenñ in Hinblick auf die Relevanz diskursiver 

Einbettung für die Wahrnehmung von Migration an sich aber kritisch zu sehen. 
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von Migration aufzuzeigen. Struktur und Aufbau der Arbeit orientieren sich an den 

forschungsleitenden Fragestellungen und an den besprochenen Thesen. 

 

¶ Zu Aufbau und Struktur  

Zu Beginn sollen im Rahmen des Kapitels ĂBegriffe im Diskursñ unterschiedliche, f¿r die 

europäische Migrationspolitik und die Wahrnehmung von Migration (aus Afrika), relevante 

Termini diskutiert werden. Ziel dieses begriffsgeschichtlichen und diskurstheoretischen 

Exkurses ist es zu zeigen, dass den zu behandelnden Begriffen jeweils 

Bedeutungskonstruktionen und sinnstiftende Elemente zugrunde liegen. (Vgl. Clandestino 

Final Report 2009: 22f; Gutiérrez-Rodríguez 2010: 29f., 31) Dies wird als besonders wichtig 

erachtet, da Sprache die Wahrnehmung Ăgesellschaftlicher Wirklichkeitñ grundlegend 

beeinflussen kann. (Vgl. Girnth 2002: 5f.) 

In dem darauffolgenden Kapitel werde ich mich theoretisch mit der Herangehensweise und 

Betrachtung von Migrationsprozessen aus Westafrika auseinandersetzen. Ansätze 

verschiedener theoretischer Strömungen werden auf etwaige Stärken und Schwächen ihrer 

Erklärungsleistung geprüft. Besonders jene Theorien mit dem Potential, ein Modell für 

migrationspolitische Analysen zu bieten sowie Herangehensweisen, welche MigrantInnen als 

AkteurInnen ins Zentrum der Betrachtung rücken können, finden Eingang in dieses Kapitel. 

Eine interdisziplinäre Herangehensweise wird somit auf ihre Stärke hin, mit Komplexität 

umgehen zu können, geprüft. Mitunter werden regime- und systemtheoretische Fragen, 

Aspekte der Postcolonial Theory sowie Netzwerk- und Transnationalismustheorien 

berücksichtigt. 

Der ĂUmgangñ mit irregulärer Migration aus Drittstaaten hat sehr hohe Priorität für 

europäische Migrationspolitik auf einzelstaatlicher und gemeinschaftlicher Ebene. Dies gibt 

Anlass dazu, sich in Kapitel 4 ausführlicher mit der Europäisierung migrationspolitischer 

Strukturen und Paradigmen, innerhalb und außerhalb derer Migration aus Westafrika nach 

Europa stattfindet, zu beschäftigen. Faktoren und Prioritäten des politischen Agendasettings 

sollen entlang der ĂParameterñ Nationalstaatlichkeit, Intergouvernmentalismus und 

Supranationalismus abgebildet werden. Zudem sollen migrationspolitische Entwicklungen in 

ausgewählten west- und nordafrikanischen Staaten und innerhalb der ECOWAS 

nachgezeichnet werden. 

Kapitel 5 steht im Zeichen der Beschªftigung mit mºglichen ĂRealitªtenñ westafrikanischer 

MigrantInnen auf dem Weg nach Europa. Da die Hintergründe und Ursachen, das Ausmaß, 

die Formen und Verläufe von Migrationsprozessen in dem von mir untersuchten 
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geografischen Kontext zu wenig Eingang in politische Entscheidungsfindungsprozesse und 

den öffentlichen Diskurs zu finden scheinen, setze ich mich, auf regionaler Ebene, eingehend 

mit diesen Aspekten auseinander. In Kapitel 6 wird an jene, für die regionale Ebene 

gewonnenen Erkenntnisse angeknüpft und darüber hinaus am Beispiel senegalesischer 

Migration nach Europa eine Einzelfallanalyse vorgenommen. Gegenstand der 

Auseinandersetzung sind v. a. persönliche Motivation und Ursachen von MigrantInnen, zu 

migrieren, aber auch die sozialen, politischen und wirtschaftlichen Strukturen in Senegal. 

Besonders wird auf die Rolle migrantischer Netzwerke eingegangen. 

Während es das Ziel der beiden vorangehend beschriebenen Kapitel ist, ein Verständnis für 

Migrationsbewegungen selbst zu schaffen, so sollen in Kapitel 7 konkrete 

migrationspolitische Maßnahmen im Rahmen der Externalisierung europäischer 

Migrationspolitik in ihrer Wirkung auf Migrationsbewegungen untersucht werden. Diese 

Auseinandersetzung mit Migrationspolicies soll eine Einschätzung über die Wirksamkeit und 

Legitimität von Maßnahmen ermöglichen.  

 

¶ Methodik 

Der Wert politikwissenschaftlicher Analysemöglichkeiten für diese Arbeit wird insbesondere 

in der qualitativen Methode3 erkannt, deren Ziel es ist, Ădie volle Komplexität ihrer 

Gegenstände [zu] erfassen [...] ñ (Mayring 2010: 19). Das Ziel empirischer Sozialforschung 

ist in diesem Sinne ein deutendes und ursªchliches Verstªndnis ¿ber ĂHandeln in seinem 

Ablauf und seinen Wirkungenñ. (Gläser/Laudel 2009: 24)4  

 

Durch die Konzentration sowohl auf die regionale als auch einzelstaatliche Ebene 

westafrikanischer Migration, kann einerseits über eine oberflächliche Betrachtung 

hinausgegangen werden, andererseits können möglicherweise Kausalbeziehungen und 

Regelmäßigkeiten identifiziert werden. Durch die Komplexität des Gegenstandes und die 

zahlreichen, auf Migrationsbewegungen sowie auf politische Inhalte Einfluss nehmenden 

Faktoren, kann das SchlieÇen von Ăbeobachteten Phªnomenenñ auf Regelmäßigkeiten jedoch 

problematisch sein. Das theoretische Vorgehen innerhalb dieser Arbeit ist daher weniger 

induktiv sondern theoriegeleitet (deduktiv), da Theorien auf ihr erklärendes Moment hin 

                                                 
3 Quantitatives Material findet im Zuge der Auseinandersetzung mit Migrationsbewegungen aus Westafrika  

Kapitel 5 und 6 ebenfalls Eingang, es werden jedoch keine eigenen Daten erhoben, sondern Studien der 

Sekundärliteratur herangezogen. Es besteht somit keine Absicht darin, qualitative gegen quantitative Daten 

aufzuwiegen. 
4 Um das Ausmaß westafrikanischer Migrationsbewegungen nach Europa und den Grad an Irregularität 

abschätzen zu können, wurde ebenso auf quantitatives Material zurückgegriffen; dies erschien aufgrund der 

hohen Relevanz von Zahlen (siehe Kapitel 2) für den politischen Rechtfertigungsdiskurs wichtig.   
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geprüft werden. Der Aufbau der Arbeit weist bereits darauf hin, dass zuvor deskriptiv 

vorgegangen wird um die Thematik anschließend qualitativ-analytisch (siehe unten) zu 

bearbeiten. (Vgl. Stykow et al. 2009: 150ff.) Die Analyse der Wirkungen von 

migrationspolitischen Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit oder Unwirksamkeit, erfolgt zwar 

durch einen Vergleich mit politischen Absichten. Die Relevanz des Gegenstandes, welche 

durch die Konsequenzen von Migrationspolitik für MigrantInnen in vollem Maße zum Tragen 

kommt, ist durch zweifellos wichtige Fragen, wie jene der Gerechtigkeit (siehe Kapitel 7), 

sicherlich normativ geprägt. Wie aus Kapitel 3 zu entnehmen ist, sollte sich auch die 

Migrationsforschung selbst mit ethischen Fragen konfrontieren. (Vgl. Van Liempt/Bilger 

2009) 

Eine methodische Debatte, in Hinblick auf die Erfassung von Komplexität durch qualitative 

Analyse, betrifft die Leistung von Variablen. Während Variablen von einigen 

WissenschaftlerInnen als komplexitätshemmend begriffen werden, entgegnet ein weiterer Teil 

von ForscherInnen, ĂPhªnomeneñ w¿rden in der Wissenschaft stets durch sprachliche 

Abstrahierung und Einordnung erfasst. (Vgl. Mayring 2010: 19f.)  

Die Schwierigkeit, Migrationspolitik und Migrationsbewegungen als binäres Ursache-

Wirkungs-Verhältnis (vgl. Stykow et al.: 2009: 160ff.) zu verstehen, leitet sich aus den 

besprochenen Forschungsfragen und Thesen ab. Einerseits wird zwar von konkreten 

Konsequenzen von Migrationspolitik für Migrationsbewegungen ausgegangen. Andererseits 

müssen vielfältige weitere, auf Migrationsbewegungen Einfluss nehmende Faktoren 

mitbedacht werden. Kapitel 5 und 6 befassen sich deshalb sehr detailliert mit 

Migrationsursachen, historischen Verbindungen, aktuellen Tendenzen, Trends und 

Veränderungen, um besser einstufen zu können, ob eine bestimmte Wirkung durch 

Migrationspolitik oder das Einwirken weiterer Faktoren herbeigeführt wurde. Als abhängige 

Variable könnten am Beispiel der betreffenden Forschungsfrage Migrationsbewegungen 

bezeichnet werden. Ziel ist es, zu untersuchen, wodurch sie beeinflusst werden. Unabhängige 

Variablen hingegen, sind aufgrund ihrer Wirkung auf andere Variablen zu bestimmen, 

weshalb migrationspolitische Maßnahmen als unabhängige Variable zu bezeichnen wären. Es 

müssten jedoch mehrere, unabhängige Variablen festgelegt werden, deren Wirkung auf 

Migration zu untersuchen wäre. Für den konkreten Forschungsgegenstand interessieren 

jedoch auch die Hintergründe und Einflussfaktoren auf Migrationspolitik, also auf die 

unabhängige Variable. Methodisch ist es jedoch nicht vorgesehen, unabhängige Variablen, 

auf Ursachen oder ein Einwirken exogener Faktoren zu untersuchen (vgl. Gläser/Laudel 2009: 

81), weshalb die Einteilung der Forschungsfrage in Variablen nicht für die Erfassung der 
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ganzen Komplexität des Untersuchungsgegenstandes geeignet zu sein scheint. Zudem ist der 

Grad des Wechselverhältnisses zwischen Migration und Politik noch zu bestimmen.  

 

Kapitel 2 bis 6 basieren auf Werken und Studien zur Thematik der Sekundärliteratur sowie in 

geringerem Maße auf Primärquellen, wie EU-Dokumenten, internationalen Verträgen und 

Dokumenten. Für die Analyse der Wirkungen von migrationspolitischen Maßnahmen auf 

MigrantInnen in Kapitel 7 stütze ich mich neben der Sekundär- und Primärquellen auf eine 

qualitative Inhaltsanalyse aus zwei, im Zuge des Arbeitsprozesses durchgeführten Interviews. 

Aufgrund der divergierenden Positionen rund um Migration als Herausforderung oder 

Potential sowie der Problematisierung von Migration aus Afrika auf vielfältige Weise, 

erschienen ExpertInneninterviews als geeignetes ĂWerkzeugñ, um ĂSachzusammenhänge 

erhellenñ (Mieg, Näf 2005: 9) zu können.  

Eines der beiden Interviews wurde mit einem Migrationsexperten der Universität Oxford5 

geführt. Aufgrund seines Wunsches namentlich anonym zu bleiben, wird nachfolgend auf die 

Zitierweise Anonymous zurückgegriffen. Mag. Albert Kraler, wissenschaftlicher Mitarbeiter 

am International Centre for Migration Policy Development (ICMPD) und externer 

Lehrbeauftragter am Institut für Politikwissenschaft, stellte sich ebenfalls für ein Interview6 

im Rahmen dieser Arbeit bereit. Experteninterviews sind ĂInterviews, in denen es um die 

Erfassung von Deutung, Sichtweisen und Einstellungen der Befragten selbst gehtñ 

(Gläser/Laudel 2009: 40) ĂExperte/Expertinñ kann je nach Untersuchungsgegenstand, der- 

oder diejenige sein, der/die in dem jeweiligen Bereich besonders versiert ist. ĂExpertInnenñ 

sind jedoch keine ĂVerwalter von Expertenwissenñ (Patzelt 2003: 158).  (Vgl. ebd. 157) Die 

für das Interview relevanten Fragen7 wurden zu einem Leitfaden erarbeitet und das Interview 

in halbstrukturierter Form (Patzelt 2003: 156) geführt. Diese Art der Interviewführung 

ermöglicht ein relativ flexibles und situationsbezogenes Agieren des Interviewers. Beide 

Interviews wurden mit dem Einverständnis der Befragten auf Tonband aufgezeichnet und 

                                                 
5 Dieses Interview wurde am 20.02.2010 durchgeführt. Der Ort des Interviews bleibt, um die Anonymisierung 

des Interviewten zu gewährleisten, unerwähnt. Zudem wurde vereinbart, das Interview nicht an diese Arbeit 

anzuhängen, es ist jedoch auf Wunsch bei der Autorin einsehbar. Da jene zur Interpretation der Interviews 

ausgewählte, qualitative Inhaltsanalyse (siehe unten), nach der Extraktion des Materials eine vom 

ĂUrsprungstextñ unabhªngige Analyse vorsieht, fiel die Entscheidung darauf, in Hinblick auf das zweite 

Interview, gleichermaßen vorzugehen. Textpassagen aus den Interviews fließen, von der Inhaltsanalyse 

unabhängig, ebenfalls vereinzelt in die restliche Arbeit mit ein. 
6 Dieses wurde am 14. Mai 2010 in Wien durchgeführt;  
7 Die beiden Interviews wurden in einer noch Ăj¿ngerenñ Phase des Forschungsprozesses durchgef¿hrt und sind 

nicht ausschließlich an der Wirkung von Migrationspolitiken orientiert, sondern beinhalten auch andere Aspekte, 

welchen zur Zeit der Interviewvorbereitung Wichtigkeit beigemessen wurde. Aus diesem Grund stellte sich die 

Inhaltsanalyse aber als besonders geeignetes Analyseinstrumentarium zur Abhandlung der Forschungsfrage 

heraus, da nur die für die Frage relevanten Informationen aus dem Text extrahiert werden. 
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transkribiert. Für die Auswertung der transkribierten Interviews, wurde die qualitative 

Inhaltsanalyse nach Mayring (2010) verwendet. Diese kennt drei Formen des Interpretierens, 

die Zusammenfassung, die Explikation und die Strukturierung. (Vgl. ebd.: 65) Die inhaltliche 

Strukturierung als Methode des Extrahierens relevanter Textstellen und ïinhalte, schien zur 

Analyse der Wirkungen von Migrationspolitik auf Migrationsbewegungen besonders 

geeignet. Das Extrahieren erfolgt durch Einordnen der relevanten Inhalte in einzelne 

Kategorien eines Schemas8, welches theoriegeleitet, d. h. in Anhaltung an Thesen und 

Forschungsfragen, entwickelt wird. (vgl. ebd. 98) In einem weiteren Schritt wird der Inhalt 

pro Hauptkategorie des Schemas zusammengefasst. Dies ermöglicht das relativ umfangreiche 

Interviewmaterial zur Beantwortung der ersten Forschungsfrage zu abstrahieren.  

                                                 
8 Die Hauptkategorie lautet ĂWirkungñ, die Unterkategorien sind die folgenden: ĂWirkung von Grenzkontrolleñ, 

ĂWirkung von MaÇnahmen der regulären Zuwanderungñ, ĂWirkung Koppelung Migrations- an 

Entwicklungspolitikñ, ĂWirkung von R¿ck¿bernahmepolitikenñ; zur Trennung der Kategorien werden so 

genannte ĂAnkerbeispiele (Mayring 2010) festgelegt, siehe dazu Kapitel 7) 
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2. Begriffe im Diskurs  

 

Rund um die Thematik Migration kursieren eine Reihe an Konzepten, Begriffen, 

Vorstellungen und Zuschreibungen, die das ĂPhªnomenñ als solches, sowie MigrantInnen mit 

unterschiedlichen Bedeutungen und Diskursen versehen. Diskurse können dabei als 

Ăabgrenzbare Zusammenhänge von Kommunikation, oberhalb der Ebene situativ-singulärer 

Äußerungenñ (Keller/Viehºfer 2004: 155) beschrieben werden, die Ădie gesellschaftliche 

Wahrnehmung der Weltñ (ebd.) konstituieren.  

 

Der Charakter dieser Studienarbeit zeichnet sich zwar nicht durch die Anwendung einer 

diskursanalytischen Methode an sich aus, dennoch wird nachfolgend auf bereits in der 

Literatur erkannte und herausgearbeitete Diskurse und normativ geprägte Termini 

eingegangen. Dies erscheint angesichts der engen Verbindung und des 

Wechselwirkungsverhältnisses zwischen Wissenschaft und Politik (vgl. Gutiérrez-Rodríguez 

2010: 29f., 31) sowie aufgrund der häufigen Rechtfertigungen politischer Maßnahmen durch 

dominierende Migrationsdiskurse sinnvoll (vgl. Benedikt 2004: 85f.). Die Wahrnehmung 

Ăgesellschaftlicher Wirklichkeitñ erfolgt nach Girnth (vgl. 2002: 5f) zudem weniger durch 

Erfahrung als durch eine Ăsymbolische Sinnwelt, was den Einfluss von Sprache auf 

gesellschaftliche Wahrnehmungen verdeutlicht. Ein Verständnis über nachfolgend zentrale 

Konzepte zu sichern, soll einerseits dazu verhelfen Ăunvermeidbare subjektive 

Wissensproduktionñ (Karakayali/Tsianos 2007: 17) in der Wissenschaft und der Autorin 

selbst offenzulegen. (Vgl. ebd.: 17) Darüber hinaus soll dadurch eine Nachvollziehbarkeit des 

Sujets gewªhrleistet werden. Die Betrachtung oder Darstellung des ĂPhªnomensñ Migration 

als real und faktisch (vgl. Gutiérrez-Rodríguez 2010: 30) wird in dem Sinne kritisch gesehen, 

als der politische und mediale Umgang mit Migration eben von vielfältigen Diskursen und 

somit gewissermaßen von Konstruktionen geprägt ist. 

 

2.1. Migration  

 

Eine sehr weit gefasste Definition beschreibt Migration ganz generell als 

Wanderungsbewegung von Gruppen oder Individuen mit temporärer oder permanenter 

Niederlassung, unabhängig von deren Ursache. (Vgl. Rieger 2004: 548) Diese Definition 

umfasst vor allem die räumliche Ebene von Mobilität. Für eine ausführlichere 
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Auseinandersetzung mit der Natur bestimmter Migrationsbewegungen und mit den Gründen 

zu migrieren, empfehlen sich weitere definitorische Überlegungen. In einigen Werken zur 

Theoretisierung des Migrationsbegriffs (Castles/Miller 2009: 20f.; de Haas 2010: 228) wird z. 

B. zur Verwendung des Begriffs Migrationsprozess angeregt, um ein besseres Verständnis 

und einen komplexeren Zugang zur Thematik zu erlangen. D. h. die Vielschichtigkeit von 

Migration im Sinne von mobilitätsfördernden und ïhemmenden Faktoren, 

Migrationsursachen, -mustern und ïtrends sowie deren Bedeutung für die Empfänger- und 

Sendegesellschaft mit zu bedenken. (Vgl. Castles/Miller 2009: 20f.) In Verweis darauf, wie 

komplex Faktoren sein können, die Migrationsentscheidungen letztendlich beeinflussen, 

bedient sich de Haas (2010: 228) des Begriffs Prozess folgendermaßen: 

 

ĂRather we need to see migration as a process which is an integral part of broader 

transformation processes embodied in the term ódevelopmentô, but also has its 

internal, self-sustaining and self-undermining dynamics, and impacts on such 

transformation processes in its own right.ò  

 

Migration prozessartig zu begreifen, kann zudem dazu verhelfen, einerseits anzuerkennen, 

dass Migration gewisse Dynamiken und Handlungsalternativen aufweist, andererseits aber in 

soziale Strukturen eingebettet ist. Migration oder Mobilität sollten darüber hinaus nicht 

ausschlieÇlich als ĂResultat globaler Ungleichheitsstrukturenñ (Kraler 2007b: 10) 

wahrgenommen werden sondern auch als  

 

ĂAusdruck und Motor von diversen sozialen, kulturellen, politischen und 

ökonomischen Beziehungen [é], mithin also Ausdruck von (räumlich durchaus 

differenziellen) Integrationsprozessen.ñ (ebd.) 

 

Benedikt (2004: 140) übt Kritik daran, dass Ă[...] Wanderungsbewegungen in für reicher 

gehaltene Regionen soweit wie mºglich als gegenwªrtige und mittelfristig ātherapierbareô 

Ausnahmesituation [dargestellt werden].ñ Seiner Diskursanalyse nach wird auf indirekte 

Weise ein Unterschied zwischen einer ĂNormalitªtñ von Migration innerhalb des EU-Raums 

einerseits und einer ĂAnomalieñ von als wirtschaftlich motiviert beschriebener Einwanderung 

in Ăreichereñ Regionen andererseits, etabliert.  

 

2.2. Die Rolle von Freiwilligkeit und Zwang in der Migr ation 

 

Die Grenzen zwischen Freiwilligkeit und Zwang, (Vgl. Castles/Miller 2009: 33) zwischen 

Irregularität und Regularität (Vgl. De Haas b), 4) und somit auch zwischen rechtlich 
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unzulässigem oder zulässigem Aufenthalt erscheinen fließend. Die Flüchtlingsdefinition der 

GFK bildet die rechtlich verankerte Unterscheidung zwischen Freiwilligkeit und Zwang. Als 

Flüchtling wird darin bezeichnet wer 

 

Ă[...] sich aus wohlbegr¿ndeter Furcht, aus Gr¿nden der Rasse, Religion, 

Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen 

Gesinnung verfolgt zu werden, auÇerhalb [seines/ihres](é)Heimatlandes befindet und 

nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes 

diese Landes zu bedienen; [...]ñ(Putzer/Rohrböck 2005: 17) 

 

Nach Kraler (vgl. 2007b: 123f.) zählen ökonomische Faktoren für Migrationsbewegungen aus 

Subsahara Afrika, welche häufig mit freiwilliger Migration gleichgesetzt werden, zu den 

wichtigsten Motoren von Migration. Erfolgt Orientierung an einem kontextuellen Verständnis 

von Zwangsmigration, so können auch Wirtschaftskrisen zu gesamtgesellschaftlichen 

Zwangssituationen werden. Struktureller Zwang beinhaltet hingegen unmittelbare politische 

Zwangssituationen, die sich jedoch auch wirtschaftlich äußern können. (Vgl. ebd.) Diese 

unterschiedlichen Grade von Zwang halten festen Klassifizierungen von MigrantInnen in 

Ăfreiwilligeñ und Ăwirtschaftlicheñ nicht Stand. Je nachdem, ob die Beurteilung dar¿ber, ob 

Zwang oder Freiwilligkeit vorliegt, aus Beobachter- oder Akteursperspektive erfolgt, kann 

das Ergebnis zudem stark variieren. (Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 4) Durch ein all zu breites 

Zwangsverständnis läuft der Begriff jedoch Gefahr, durch Bedeutungsverlust ad absurdum zu 

führen. (Vgl. Kraler 2007b: 123) Überlegungen zu Freiwilligkeit und Unfreiwilligkeit auch 

abseits von politischen Migrationsursachen in Hinblick auf wirtschaftliche Faktoren, können 

zudem wichtige Erkenntnisse über Handlungsspielräume von Migrantinnen hervorbringen. 

(ebd.) 

 

2.3. Irreguläre Migration als Konzept 

 

Irreguläre Migration als Konzept zu analysieren, bedeutet, davon auszugehen, dass 

Ăproblemartige Phªnomeneñ erst durch Benennung auf politischer Ebene zu ĂProblemenñ 

avancieren. Irreguläre Einwanderung z. B., welche häufig unter den Sammelbegriff Ăillegale 

Migrationñ subsumiert wird, wurde durch politisches Agenda-Setting eindeutig als Problem 

identifiziert. (Vgl. Baldwin-Edwards 2008: 1455) Darauf deutet nicht nur das nachfolgende 

Zitat aus dem Strategischen Plan zur legalen Zuwanderung der Europäischen Kommission 

(2005: 4, Hervorhebung I.S.) hin, in welchem Zuwanderung generell als Problematik 

beschrieben wird: 
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ĂEine wirksame Migrationsstrategie darf nicht auf Instrumente für die Zulassung von 

Zuwanderern beschränkt werden. Weitere, gleichermaßen bedeutende legislative und 

operative Maßnahmen müssen getroffen werden, da es sich bei der Zuwanderung um 

eine komplexe Problematik handelt, die in all ihren Aspekten konsequent angegangen 

werden muss.ñ 

 

Düvell (vgl. Clandestino Final Report 2009: 22f.) verortet das Konzept irregulärer Migration 

als ein Konstrukt des 20. Jahrhunderts, welches sich in den letzten drei Dekaden besonderer 

Beliebtheit in der Auseinandersetzung auf politischer Ebene erfreute. Im Zuge des 

Clandestino Final Report (vgl. 2009: 16) wird in vergleichender Analyse der europäischen 

nationalen Migrationspolicies über irreguläre Migration schlussgefolgert, dass es sich dabei 

um eine politisch und rechtlich konstruierte Bedingung handelt. Ein gewisses Maß an 

Irregularität in der Migration sei höchst wahrscheinlich unvermeidbar, zudem müsste die 

Verantwortlichkeit für gewisse Formen von, bzw. ein gewisses Maß an Irregularität in der 

Politik sowie in der Gesetzeslage, nicht bei MigrantInnen gesucht werden. Der Analyse nach, 

hätte eine Behebung politischer mangelhafter Maßnahmen demnach zur Folge, dass 

MigrantInnen Irregularität zu einem gewissen Ausmaß vermeiden und wiederum einen 

rechtlich Ălegalenñ Status herstellen kºnnten. (vgl. ebd.) 

Klassifikationen wie ĂMigrantInñ, ĂFl¿chtlingñ, ĂAsylwerberInñ sollten zwar, in deren 

Begriffsgeschichte eingebettet, betrachtet werden und deren Entstehung somit in politische 

und rechtliche Kontexte gesetzt werden; nach Gutiérrez-Rodríguez (vgl. 2010: 36) kann die 

Verwendung der Begriffe jedoch nicht vermieden werden, da diese für viele Menschen 

tatsächlich mit existierenden Realitäten verbunden sind. Auch im Zuge des Clandestino 

Projekts (2009: 22) wird untersucht, wie 

 

Ă[...] different legal status categories take shape and become concrete social realities 

on the ground.ñ 

 

D. h., dass sich MigrantInnen zwangsläufig mit den rechtlichen und politischen Situationen in 

den unterschiedlichen Herkunfts-, ĂTransitñ- und Immigrationsstaaten auseinander setzen 

müssen.  

 

Im Rahmen des Clandestino Projekts (vgl. ebd.: 18f.) werden zudem drei gängige politische 

Diskurse über irreguläre Migration in der EU verortet. Zum einen werden Zahlen und deren 

Gleichsetzung mit Bedrohungen zur Rechtfertigung restriktiver Migrationspolitiken bzw. 

dahinterstehender Paradigmen verwendet. Die Interpretation von Zahlen aus 
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unterschiedlichen Berichten zu verschiedenen Zwecken erscheint dem Bericht nach aber 

häufig willkürlich und durch eine geringe Wissenschaftlichkeit gekennzeichnet zu sein. Zum 

anderen wird die Argumentationslinie ĂBedrohung und Kriminalisierungñ beschrieben. 

Debatten über irreguläre Migration werden dabei auf einer Ebene mit kriminellen Aktivitäten 

geführt, womit eine starke Stigmatisierung von irregulären MigrantInnen einhergeht. Der 

dritte erkannte Diskurs ist jener der ĂMarginalisierung und Verwundbarkeitñ und steht im 

Zusammenhang mit dem zunehmenden Bewusstsein über die Prekarität und Ausbeutung, mit 

welchen sich insbesondere irregulär aufhältige MigrantInnen konfrontiert sehen. Damit 

einher geht zudem die Forderung nach stärkeren sozialen Rechten von MigrantInnen. (Vgl. 

ebd.) 

 

Irreguläre Migration auf der Ebene von Mobilitªt kann beispielsweise als ñ[i]nternational 

movement or residency in conflict of migration lawsò (de Haas 2007: 4), beschrieben werden.  

Definitionen irregulärer Migration, sowie gesetzliche Bestimmungen dazu, variieren in den 

EU-Mitgliedsstaaten jedoch stark, da - wie noch thematisiert werden wird - die Ausübung des 

Grenzschutzes zu einem Großteil den Mitgliedsstaaten obliegt. Dies mündet, in von Staat zu 

Staat divergierenden Möglichkeiten und Hemmnissen für ImmigrantInnen sowie 

Unterschieden im Aufkommen von Irregularität. (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 15)  

 

Generell wird im akademischen Kontext überwiegend auf die weniger normativ belegten 

Termini irregulär und nicht autorisiert zur¿ckgegriffen. MigrantInnen als Ăillegalñ zu 

beschreiben, erscheint hingegen viel stärker politisch begründet und medial geprägt zu sein 

und zudem mit Kriminalität assoziiert zu werden.  

 

ĂThis [die Verwendung des Begriffs irregulär] is done to avoid any discriminatory 

connotation, to prevent further criminalisation, and to emphasise that it is not the 

immigrants as a human being who is illegal, but his or her mode of entry and stay or 

work.ñ (ebd.: 23) 

 

Carling (vgl. 2007: 6) weist jedoch darauf hin, dass diese Abstufungen für die von den 

Zuschreibungen ĂBetroffenenñ einen gewissen Euphemismus darbieten. Da im Folgenden 

nicht ausschließlich von Fluchtbewegungen und AsylwerberInnen die Rede sein wird, sowie 

in Anlehnung an die vorangegangenen Argumentationen, erfolgt nach eingehender Abwägung 

Rückgriff auf die Begriffe irregulär/regulär. 
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Zwar dienen die Begriffe Regularität/Irregularität sowie z. T. ĂLegalitªt/Illegalitªtñ als 

zentrale Unterscheidungskategorien europäischer migrationspolitischer Akteure, deren 

Verwendung empfiehlt sich Fauser und Sieveking zufolge aber eher für migrationsrechtliche 

Bestimmungen. Auch de Haas versteht das Begriffspaar Ălegal/illegalñ eher im Sinne einer 

rechtlichen Zuordnung. Insgesamt wird in einem Großteil der bearbeiteten Literatur (vgl. 

Fauser/Sieveking 2009: 4f.; de Haas 2007: 4f.; Carling 2007: 5f.) gegen eine dichotome 

Kategorisierung der Situation von MigrantInnen argumentiert, da sich der rechtliche ĂStatusñ 

während des Migrationsprozesses mehrmals verändern kann. Zudem so die Kritik, sind sich 

MigrantInnen selbst häufig im Unklaren über deren rechtliche Situation (vgl. ebd.), was durch 

die Unterschiede in den einzelnen Einwanderungsgesetzen verstärkt werden dürfte (vgl. de 

Haas 2007: 4). Carling (vgl. 2007: 6.) sieht in der Verwendung des Begriffs nicht 

autorisierter Migration den Vorteil, die rechtliche Stellung von Flüchtlingsbewegungen 

richtig zu benennen. Nach der Genfer Flüchtlingskonvention ist die nicht autorisierte Einreise 

zum Zweck eines Asylantrages nªmlich gerechtfertigt und nicht Ăillegalñ, so Carling.  

 

Zur Analyse von Migrationsbewegungen wird in der Literatur weitgehend zu einer 

Unterscheidung zwischen irregulärer Einreise und irregulärem Aufenthalt angeregt. (Vgl. 

Baldwin-Edwards 2008: 1450; de Haas 2007: 4) Vor allem aus Subsahara Afrika und 

Westafrika reisen viele MigrantInnen Ălegalñ mit einem Touristenvisum nach Europa ein. Die 

Visa-Überziehung bzw. die Verletzung von Einreise- oder Aufenthaltsbestimmungen wird in 

vielen dieser Fälle als die Ursache späteren irregulären Aufenthalts bezeichnet. Irreguläre 

Einreise wiederum, kann im Zuge der irregulären Ă¦berfahrtñ nach Europa als so genannte 

ĂBootsmigrationñ erfolgen, durch das Verstecken in Cargo Schiffen, durch die Fälschung von 

Dokumenten und Visa oder durch die Bestechung von GrenzbeamtInnen, wobei die Einreise 

in den letzten beiden Fällen wiederum Ăautorisiertñ erfolgt. (Vgl. Baldwin-Edwards 2008: 

1450; Carling 2007: 5; de Haas 2007: 23) Je nach Gesetzeslage und konkreter Situation in den 

Immigrationsstaaten können MigrantInnen durch Arbeitserhalt oder im Zuge von 

Regularisierungskampagnen zudem ein Aufenthaltsrecht bekommen, bzw. sich temporär 

niederlassen. (Vgl. de Haas 2007:4) 
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2.4. ĂTransitmigrationñ 

 

Es gibt keine gemeing¿ltige, offiziell anerkannte Definition des Begriffs ĂTransitmigrationñ, 

sondern viele unterschiedliche Begriffsbestimmungen, wie die nachfolgende der United 

Nations Economic Commission for Europe (1993: 7): 

 

Ă[é] migration in one country with the intention of seeking the possibility there to 

emigrate to another country as the country of final destination [é].ò 

 

Diese und andere Definitionen tragen jedoch die Problematik in sich, weder die Dauer dieses 

ĂTransitaufenthaltsñ zu bestimmen noch auflºsen zu kºnnen, was unter ĂVorhabenñ und 

Ăletztendlichem Zielstaatñ konkret zu verstehen ist. (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 96) 

Zudem erfolgt Kritik an einer scheinbar synonymen Verwendung der Begriffe irreguläre 

Migration (v. a. aus westafrikanischen oder subsaharischen Staaten) und ĂTransitmigrationñ 

(vgl. de Haas 2007: 5; Clandestino Final Report 2009: 96). Nach de Haas (ebd.) suggeriert die 

Bezeichnung ĂTransmigrationñ weitgehend, dass alle westafrikanischen MigrantInnen mit 

Nordafrika als Zielregion, zwangsläufig weiter nach Europa migrieren (wollen) würden. Der 

Autor zeigt jedoch eine gewisse Problematik einer derartigen Sichtweise auf: zum einen sind 

nordafrikanische Staaten wie Marokko und Libyen selbst Zielstaaten von westafrikanischen 

MigrantInnen. Zum anderen halten sich viele nach Europa  migrierende Staatsangehörige aus 

Westafrika, z. T. monate- bis jahrelang in Nordafrika auf. Migration erfolgt zudem in vielen 

Fällen Etappenweise.  

 

ĂMoreover, intentions to move on (which is the basis of most definitions of transit 

migration) are not necessarily converted into actual movement. [é] The term transit 

migrant seems therefore mainly useful as a post-hoc categorisation.ò (ebd.: 5) 

 

Auch Castles und Miller (vgl. 2009: 20) erachten die Intentionen von MigrantInnen zum 

Beginn von Migrationsbewegungen als wenig aussagekräftig für deren tatsächliche 

Umsetzung. Insbesondere die Erfahrungen im Zuge von Migrationsbewegungen könnten die 

Vorhaben von MigrantInnen verändern. Familienzusammenführungen in den jeweiligen 

Immigrationsstaaten gehören den Autoren zufolge kaum zu den anfänglichen Zielen von 

MigrantInnen; hingegen wird die temporäre Arbeitsmigration als primäre Intention vieler 

MigrantInnen bezeichnet. Zudem würde Migration sowohl von dynamischen Momenten 

beeinflusst ï wie z. B. von der ĂReife des Migrationsprozessesñ, bzw. des Lebenszyklus von 



 26 

MigrantInnen selbst, als auch von einer gewissen strukturellen Abhängigkeit in gewissen 

Wirtschaftssektoren. (Vgl. ebd.:33) 

 

Im Rahmen von Migrationsbewegungen eindeutig zwischen Freiwilligkeit und Zwang, 

ebenso wie zwischen Regularität oder Irregulariät, zu unterscheiden, ist wie erläutert, 

problematisch. Da in medialen sowie politischen Diskursen über afrikanische 

Migrationsbewegungen nach Europa Schlepperei und Menschenhandel jedoch generell häufig 

vermengt werden, soll folglich definitorisch auf diese Begriffe eingegangen werden.  

 

Schlepperei bedeutet, gegen Bezahlung, ªhnlich einer ĂDienstleistungñ, auf irregulärem Weg 

in ein Land gebracht zu werden. ĂErtragñ entsteht dabei durch die unterst¿tze 

Migrationsbewegung selbst. Menschenhandel, bzw. Handel mit MigrantInnen, steht hingegen 

mit Zwang, Tªuschung und Ausbeutung in Verbindung. Hierbei wird der ĂGewinnñ durch den 

Verkauf der Arbeitsleistung oder zum Zweck der sexuellen Ausbeutung der Migrantin, des 

Migranten, nicht durch die Migrationsbewegung bezogen. (Vgl. Castles/Miller 2009: 202) In 

Hinblick auf westafrikanische Migration wird auf diese Begriffe in Kapitel 5 und 6 erneut 

zurückzukommen sein. 

 

2.5. ĂMigrationsdruckñ ï eine Metapher 

 

Der Begriff ĂMigrationsdruckñ scheint ebenfalls stark normativ geprªgt zu sein und steht f¿r 

die begrifflich wertende Umschreibung eines zahlenmªÇig Ăzuñ hohen AusmaÇes bspw. von 

MigrantInnen aus Afrika nach Europa. (Vgl. Benedikt 2004: 100) 

Sprachwissenschaftlich kann der Terminus nach der Erkennung dreier Varianten von 

Wortneubildungen bzw. Neologismen, als Beispiel für eine Wortbildung in Form von 

metaphorischer Bedeutungsübertragung genannt werden (wie bspw. Computer Virus). (Vgl. 

Bußmann 2002: 463) Benedikt (vgl. 2004: 100) beschreibt diese Wortverwendung als 

Druckmetaphorik, durch welche in Hinblick auf Zuwanderung nach Europa der Eindruck 

geweckt werde:  

 

Ădass alle potentiellen und tatsächlichen MigrantInnen und Flüchtlinge zusammen 

einen die Union einschließenden, permanenten Druck auf die Grenzen der EU 

aus¿bten [é].ñ 
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Carling (vgl. 2002: 10) erachtet den Begriff insofern problematisch, als darauf weniger auf ein 

analytisches Konzept, sondern zur Artikulation von politischen Bedenken und Belangen 

zurückgegriffen wird. Eine der, Carling zufolge, wenigen wissenschaftlich brauchbaren 

Begriffsbestimmungen des Wortes stammt von Straubhaar (1993: 6). Dieser bezeichnet 

ĂMigrationsdruckñ als jenen Teil des Migrationspotentials, welcher aufgrund der durch 

Immigrationsstaaten implementierten Restriktionen nicht realisiert werden konnte. Als 

Migrationspotential wird dabei die potentielle Gesamtheit von Personen verstanden, die 

ökonomische oder nicht ökonomische Gewinne aus Migration ziehen könnte. Zu 

unterscheiden ist das Migrationspotential von der tatsächlichen Umsetzung von 

Migrationsbewegungen. (Vgl. Bruni und Venturini zit. nach Carling 2002: 10f.) 

 

2.6. Zum Begriff Migrationspolitik  

 

Migrationspolitik als eine weitere zentrale Variable der Fragestellung kann als gezielter 

Versuch der Regulierung und Kontrolle von, sowie Einflussnahme auf, räumliche Mobilität 

definiert werden, sei es auf staatlicher, internationaler oder überstaatlicher Ebene. (Vgl. 

Woyke 2006: 295) Konkretisiert auf die europäische Ebene, erläutert Juen (1996: 3) 

Migrationspolitik als 

 

Ă[é] jene Bemühungen von EU-Akteuren die den Zugang zum EU-Raum regulieren 

und kontrollieren und Bedingungen für den Aufenthalt von Menschen festlegen, die 

sich permanent in der EU ansiedeln, kurzfristig arbeiten oder Asyl erhalten wollen.ñ  

 

Welche Ausformungen, Tendenzen und konkreten Maßnahmen sowie Problematiken damit 

für den konkreten Forschungsrahmen in Verbindung stehen, soll in den nachfolgenden 

Kapiteln erläutert werden. V. a regimetheoretische Überlegungen (siehe Kapitel 3) sind 

hierfür interessant. 

 

2.7. Die Metapher einer ĂFestung Europañ 

 

Der Begriff ñFestung Europaò steht metaphorisch f¿r die seit den 1990er Jahren stetig 

forcierten Restriktionen an den europäischen Außengrenzen und deutet auf eine Grenzpolitik 

hin, die Europa im inneren wie ªuÇeren vor Zuwanderung aus ĂDrittstaatenñ abschottet. 

Zudem wird im Zusammenhang mit dem Festungsbegriff häufig eine Militarisierung der 

europäischen Grenz- und Migrationspolitik insgesamt konstatiert und kritisiert; wie etwa in 
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Form der Errichtung von Zäunen in den spanischen Enklaven Ceuta und Melilla in Marokko, 

die Installierung von Radar Frühwarnsystemen entlang spanischer Küstenabschnitte sowie die 

forcierte und mitunter durch die europäische Grenzschutzagentur FRONTEX gestützte, hoch 

technologisierte, operative Überwachung von Land-, Luft-, und Seegrenzen etc. Das 

nachfolgende Zitat aus einem der populärsten Werke zu dieser Thematik mit dem Titel 

ĂGest¿rmte Festung Europañ von Corinna Milborn (2009: 6) bringt die kritische 

Auseinandersetzung mit der Ausrichtung und dem Ausmaß europäischer Migrationspolitik 

auf den Punkt: 

 

ĂEuropa ist dabei, eine Festung gegen Einwanderung zu bauen. An den Außengrenzen 

werden die Zäune und Überwachungsanlagen verstärkt. Im Mittelmeer und auf dem 

Atlantik patrouilliert die Marine, um Flüchtlingsboote aufzuhalten. Im Inneren 

Europas werden Gesetze geschaffen, die Ausländer von der Gesellschaft immer weiter 

ausschließen, und die unsichtbaren Barrieren gegen Einwanderung und ihre 

Nachkommen verdichten sich, bis hin zur Bildung von Ghettos in den großen Städten 

Dieser Festungsbau ruft Widerstand hervor: Die Festung Europa wird unterlaufen 

und immer öfter auch gestürmt.ñ 

 

Nach Milborn (vgl. ebd.) benennt die Begrifflichkeit ĂFestung Europañ demnach nicht nur 

migrationspolitische Bestrebungen von restriktiver Natur, sondern auch den Wunsch oder das 

Vorhaben, nach Europa einzureisen und von migrantischer Seite getroffene Unternehmungen 

dahingehend. In Hinblick auf die tatsächlichen Auswirkungen von migrationspolitischen 

Maßnahmen auf Migrationsbewegungen erachtet Carling (2002: 26) die Begrifflichkeit 

jedoch als weniger aussagekräftig.  

 

ñThe barrier, faced by potential migrants is not uniform, insurmountable wall, but can 

instead be compared to a dense jungle with various paths, each associated with 

specific obstacles, costs and risks.ò  

 

Auch der im Zuge eines Interviews befragte Migrationsexperte der Universität Oxford 

(Interview Anonymous 2010: 1 Zeilen 18-23), weist darauf hin, dass Migration nach Europa 

trotz der schrittweise implementierten Grenzrestriktionen, tendenziell zu- nicht abgenommen 

hat. 

 

ĂIf you look at actual migration trends, you see only an increasing trend, and not a 

decreasing trend, so since 1973 roughly after the oil crisis, European States 

increasingly introduced border restrictions, visa requirements. But in reality 

migration is increasing, not decreasing.ò (ebd.) 
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Dass die regulären Einreisemöglichkeiten für MigrantInnen durch die forcierten 

Grenzkontrollen an den europäischen Außengrenzen weitgehend eingeschränkt wurden, 

bedeutet somit nicht, dass für MigrantInnen gar keine Optionen mehr für eine Einreise 

bestehen. Vielmehr deutet dies darauf hin, dass irreguläre Grenzüberschreitungen die 

Reaktion auf den weitgehenden Wegfall regulärer Zuwanderungskanäle sein können. Dass 

Grenzen poröse sind und MigrantInnen aus Nicht-EU und ïEWR Staaten trotz restriktiver 

Einwanderungspolitik z. T. irregulär in den EU-Raum einreisen, widerspricht der 

ĂFestungstheseñ jedoch nicht zwangslªufig, da ein Nicht-Gelingen der potentiellen 

Abschottung nicht gleichzeitig bedeutet, dass die besagte Abschottung durch die 

beschriebenen Maßnahmen nicht erreicht werden sollte. Die Einigkeit über die metaphorische 

Bedeutung des Begriffs ĂFestung Europañ zur Umschreibung europªisch 

migrationspolitischer Bestrebungen, scheint in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung 

mehr oder weniger bestritten zu sein.  

 

Insgesamt zielt der Begriff darauf ab, die Exklusion von Seiten der Europäischen Union 

gegenüber Nicht EWR- oder EU-BürgerInnen zu benennen, sowie darauf, die Grenzlogik 

(vgl. Aubarell et al. 2009: 24) des europäischen Migrationsregimes kritisch in den Blick zu 

nehmen. In diesem Sinn konnte eine kritische Auseinandersetzung in öffentlichen Diskursen 

durch die Begrifflichkeit stark vorangetrieben werden. Insbesondere in wissenschaftlichen 

Diskursen bergen Konzepte und Schlagwºrter wie jenes der ĂFestung Europañ jedoch die 

Gefahr in sich, populistischen Argumentationsmustern, zulasten einer komplexen und 

nuancenreichen Auseinandersetzung mit dem Verhältnis zwischen Politik und Migration, zu 

folgen.  

 

2.8. Das Konzept Migrationsmanagement 

 

Kraler (vgl. Interview 2010: 1, Zeilen 19-35) definiert den Ansatz des 

Migrationsmanagements, in Unterschied zu dem der Migrationskontrolle, konzeptuell als 

Abgehen von bloßer Migrationskontrolle, hin zu einem Bewusstsein darüber, dass Migration 

einfach stattfindet. Dies beinhaltet die Schaffung von Bedingungen für reguläre Migration, 

aber auch die Abwehr von sozusagen Ăunerw¿nschtenñ MigrantInnen. In der 

migrationspolitischen Praxis wird z. T. versucht, irreguläre Migration durch die Schaffung 

regulärer Migrationskanäle zu mindern. Paradoxer Weise würde dem Großteil der 

ĂEmpfªngerñ dieser Politik jedoch kaum gewªhrt, ¿ber rechtlich Ălegaleñ 
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Zuwanderungskanäle zu migrieren. Die geschaffenen regulären Zuwanderungswege werden 

nach Kraler (vgl. ebd.) hingegen eher andere Zielgruppen von MigrantInnen ansprechen. 

(Vgl. ebd.) Der von mir befragte Migrationsexperte der Universität Oxford (vgl. Anonymous 

Interview 2010: 2, Zeilen 8-12) erläuterte zudem, dass das Konzept Migrationsmanagement 

vorrangig zu legitimatorischen Zwecken Verwendung findet: 

 

Ă[é] if you listen carefully to the discourses on migration management, it´ s all about 

control, so I think the objective has not changed, at least the stated official objective 

has not changed, but it sounds better. So itôs easy to sell.ò  

 

Anlass zur Kritik bietet der Begriff Migrationsmanagement selbst. Von 

Migrationsmanagement sowie von effizienten Migrationskontrollen, Nutzen oder Bedarf zu 

sprechen, kommt beinahe einer Ăunternehmerischen Spracheñ gleich und lªsst begrifflich auf 

eine ökonomische Ausrichtung migrationspolitischer Konzepte schließen. Darauf deutet auch 

die inhaltliche Ausrichtung der regulären Zuwanderung hin, welche, wie aus dem 

Strategischen Plan zur legalen Zuwanderung der Europäischen Kommission hervorgeht (vgl. 

2005: 5, 8), an der Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen Union und am Bedarf der 

Mitgliedsstaaten orientiert ist. 

 

2.9. Zur Begrifflichkeit Subsahara Afrika  

 

Die diskurstheoretische Auseinandersetzung mit Subsahara Afrika, erachte ich aufgrund der 

geschichtlich und gegenwärtig vorherrschenden Bedeutungskonstruktionen, mit welchen nicht 

nur Migration aus Afrika, sondern in besonderem Maße auch aus Subsahara Afrika häufig 

versehen wird, als unumgänglich. 

 

ĂGilt Migration in anderen Weltregionen als ein Ausdruck der Globalisierung, als 

Resultat der Herausbildung globaler Arbeitsmärkte, wird Migration innerhalb und 

außerhalb Afrikas vor allem als Indikator für die ökonomische und politische 

Randständigkeit des Kontinents gesehen.ñ (Kraler 2007b: 121) 

 

Die Teilung Afrikas in nördlich und südlich der Sahara wird auf geografische und 

kulturhistorische Aspekte zurückgeführt, wobei Nordafrika historisch eher dem 

Mittelmeerraum zugeordnet wurde. (Vgl. Sarr 2010a: 10) Die Unterscheidung in zwei Teile 

birgt jedoch die Gefahr in sich, von zwei kulturell homogenen Räumen auszugehen (vgl. ebd.) 

und den historisch tief verankerten wirtschaftlichen und kulturellen Austausch sowie die 

starke Bevºlkerungsmobilitªt zwischen den ĂTeilenñ zu ¿bersehen.  
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ĂThroughout known history, there has been intensive population mobility between 

both sides of the Sahara through the trans-Saharan (caravan) trade, conquest, 

pilgrimage, and religious education. The Sahara itself is a huge transition zone, and 

the diverse ethnic composition of Saharan oases testifies to this long history of 

population mobility.ñ (Bakewell/de Haas 2007: 3) 

 

Rund um den Begriff Subsahara Afrika kann auch begriffsgeschichtlich etwas ausgeholt 

werden. Nach Sarr (vgl. 2010a: 10) steht der Begriff Subsahara Afrika dem, im Zuge des 

Ărassisch-kolonialen Kontextsñ (ebd.) geprägten Begriff ĂSchwarzafrikañ, trotz gewisser 

begrifflicher Problematiken entgegen. Letzterer hat Afrika geografisch und kulturell in einen 

ĂweiÇen europªischenñ und einen Ăschwarzenñ Kontinent geteilt, so Sarr (ebd.) Dabei wurde 

dem Teil südlich der Sahara eine eigene Kulturgeschichte vielfach abgesprochen (vgl. ebd.), 

worin wiederum die Wichtigkeit besteht, zu betonen, dass in der Geschichte Afrikas stets 

kultureller und wirtschaftlicher Austausch durch den Transsahara Handel uvm. erfolgte und 

ein Ausgehen von kulturell oder sprachlich homogenen Gruppen völlig irreführend wäre.  

Der Begriff ĂSchwarzafrikañ ist jedoch auf medialer und politischer Ebene immer noch 

präsent, was in Anbetracht des begriffsgeschichtlichen Kontexts mehr als umstritten ist. Die 

Verwendung dieses Begriffs ist u. a. deshalb besonders zu problematisieren Ă[...] da eine 

geographische Bezeichnung mit einem zugeschriebenen phänotypischen Merkmal der 

Bevölkerung dieses Kontinents assoziiert wirdñ, wie Purps (2009: 18), feststellt. In diesem 

Sinn möchte ich darauf hinweisen, dass ein nachfolgendes Zurückgreifen auf den Begriff 

Subsahara Afrika oder subsaharische Staaten rein zur geografischen Differenzierung erfolgt.  

 

¶ Ausblick 

Auf die begrifflich erläuterten Punkte und Konzepte wird im Laufe der folgenden Kapitel 

inhaltlich noch näher eingegangen werden. Ziel der vorangegangenen Ausführungen war vor 

allem die Schaffung eines Bewusstseins für Begriffsbedeutungen und die begriffliche 

Auseinandersetzung mit der Verwendung und Übernahme von Konzepten und Diskursen. Das 

bedeutet gleichzeitig, dass auch jene Termini, welche in dem vorliegenden Kapitel nicht 

behandelt wurden, mit unterschiedlichen Bedeutungen versetzt sein können.  

 



 32 

3. ĂMigration Studiesñ - Interdisziplinarität als Instrument im Umgang mit 

Komplexität? 

 

Insgesamt gelten eine Reihe mitunter interdependenter historischer, politischer, 

wirtschaftlicher, lokaler, regionaler und internationaler Faktoren auf der Makro-, Mikro- und 

Mesoebene (vgl. Castles/Miller 2009: 23, 28f.) als Migrationsgeschehen beeinflussende 

Determinanten. Nationale Einwanderungsgesetze, internationale Abkommen sowie 

überstaatliche und binationale Migrationsregelungen und -kontrollen, koloniale und post-

koloniale ĂMigrationsstrukturenñ, sozioºkonomische Faktoren in den Herkunfts- sowie 

Zielstaaten von MigrantInnen, internationale Handels- und Wirtschaftsbeziehungen 

(Makroebene), kriegerische Konflikte sowie Ungleichheitsstrukturen und veränderte 

Umweltbedingungen und Naturkatastrophen sind potentielle Migrationsursachen. Die 

Sozialisation von MigrantInnen in den Herkunftsstaaten, deren persönliche Bedürfnisse und 

Ansprüche, existierende Netzwerke, auf welche MigrantInnen zurückgreifen (Mikroebene) 

sowie eine im Entstehen begriffene ĂMigrationsindustrieñ (Bsp. f¿r Mesoebene) (siehe 

Castles/Miller: 2009, 201f.) stellen ebenso grundsätzlich zu berücksichtigende Analysegrößen 

dar. (Vgl. De Haas 2008b; Castles/Miller 2009; Kraler 2007b; u. a.) 

 

Zwar fokussiert die forschungsleitende Fragestellung auf die Analyse der Konsequenzen von 

Migration auf Politik; diese zu ermitteln, erfordert jedoch eine Untersuchung der ĂRealitªtenñ, 

der Ursachen, der Formen und des Verlaufs von Migration, um mich begrifflich an Kraler 

(vgl. 2007a: 10) zu orientieren. Deshalb wird das Phänomen aus verschiedenen Perspektiven 

betrachtet werden. Angesichts der Fülle an komplexen und vielfältigen Faktoren die, wie 

besprochen, auf Migration einwirken sowie MigrantInnen und deren Umfeld beeinflussen 

kºnnen, stellen Theorien wichtige Instrumente und ĂFormen des Blicksñ (vgl. Strasser 2010) 

auf das Untersuchungsfeld dar.  

 

Eine rein an nationalstaatlichen Größen orientierte politikwissenschaftliche Analyse kann der 

Komplexität der ausgewählten Thematik somit nicht genügen: 

 

ñIn particular, traditional studies of international migration rested on the tacit 

assumption that nation states can indeed be taken as the fundamental units of analysis 

and that they can be interpreted as bounded societies or as tantamount to Society at 

large. Recent approaches to the study of migration, in particular the literature on 

transnationalism, however, have challenged these traditional assumptions and have 

led to a fundamental reconsideration how migration is to be conceived, studied and 
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explainedò. (Bilger/Kraler 2005: 7; vgl. Wimmer/Glick-Schiller zit. nach Kraler/Bilger 

2005: 7) 

 

Eine interdisziplinäre Herangehensweise wird somit als sinnvoll erachtet. Bei der Auswahl 

der Theorien soll insgesamt ein Überblick über theoretische Strömungen geboten werden, um 

das Verhältnis zwischen älteren und neueren Theorien (vgl. Haug 2000) der Migration, sowie 

deren unterschiedliche Herangehensweise an die Erklärung von Migrationsphänomenen, zu 

veranschaulichen. Als wegweisend werden Ansätze erachtet, die einerseits das Potential 

haben, ein Modell für migrationspolitische Analysen zu bieten; Andererseits auf diejenigen, 

die akteursorientiert sind, d. h. in diesem Fall MigrantInnen und weitere, das 

Migrationsgeschehen beeinflussende AkteurInnen ins Zentrum der Analyse rücken. 

Emanzipatorische Konzepte, wie beispielsweise die Postcolonial Theory oder ein 

regimetheoretischer Zugang, stellen dabei wichtige theoretische Hilfswerkzeuge für eine 

stärkere Konzentration auf MigrantInnen dar. Viele der erwähnten Theorien schufen auch für 

die zukünftige Migrationsforschung fundamentale Parameter. 

 

3.1. Neoklassische Theorien der Migration 

 

Neoklassische Theorien der Migration nahmen in der Vergangenheit starken Einfluss auf 

Migrationsforschung, gerieten jedoch in der jüngeren theoretischen Auseinandersetzung 

aufgrund deren Einseitigkeit und verkürzten Erklärungsleistung über Migration mehr und 

mehr unter Kritik. V. a. im politischen Kontext wird Migration als Phänomen häufig auf 

Ursachen und Erklärungen zurückgeführt, die neoklassischen Ansätzen zuzuordnen sind, 

weshalb eine Analyse der Theorie als notwendig erachtet wird. 

 

Theoriemodelle dieser Strºmung greifen hªufig auf so genannte ĂPush- und Pullñ Faktoren9 

zur Erklärung von Migrationsbewegungen, -ursachen und ï motiven zurück. Auf der Seite der 

Hauptfaktoren, die Menschen demnach zu Migration veranlassen, stehen vor allem Armut, 

Arbeitslosigkeit, schlechte Verdienstmöglichkeiten sowie demographische Faktoren;  auf der 

ĂPullseiteñ hingegen Faktoren, wie ökonomische Verdienst- und Aufstiegsmöglichkeiten im 

Immigrationsland oder die dortige Nachfrage nach Arbeitskräften. Migrationsentscheidungen 

werden charakteristischer Weise auf eine an ökonomischen Faktoren orientierte Abwägung 

von ĂKostenñ und ĂNutzenñ des Migrationsvorhabens durch die Migrantin, den Migranten 

zurück geführt. Migration wird somit auf die individuelle Ebene beschränkt und hauptsächlich 

                                                 
9 Ă[é] ópush factorsô, impelling people to leave their areas of origin, and pull factorsô, attracting them to certain 

receiving countries.ò (Castles/Miller 2009: 22) 



 34 

auf ökonomische Überlegungen zurück geführt. So erachten Castles und Miller (2009: 22) 

ĂHumankapitalñ10 als zentrales Konzept neoklassischer Ansätze. Entscheidend für 

neoklassische Herangehensweisen ist zudem, dass Entwicklungen meist nicht in den 

historischen Kontext gestellt, sondern ahistorisch betrachtet werden. (Vgl. Castles/Miller 

2009: 21f.; Parnreiter 2000: 27) 

 

Diese Erklärungsweisen werden von neueren Ansätzen kritisiert, indem andere 

Aspekte der Migration in den Vordergrund gestellt werden. Einerseits wird die soziale 

Einbettung der Migranten in Migrationsnetzwerke hervorgehoben, andererseits wird 

Migration in einen historischen Kontext gestellt, indem auf die kumulative 

Entwicklung von Migrationsketten hingewiesen wird, und Migrationsnetzwerke 

werden aus einer transnationalen rªumlichen Perspektive betrachtet.ñ (Haug 2000) 

 

Die zusammengefassten Argumentationen im neoklassischen Sinn weisen eine Reihe von 

Problematiken und Unzulänglichkeiten auf. Erklärungen von Migration, die vor allem auf 

ökonomischen Faktoren basieren, können dem Argument nicht standhalten, dass im 

afrikanischen Kontext schlechte ökonomische Bedingungen Mobilität generell wenig 

begünstigen. (Vgl. Kraler 2007b: 125; Castles/Miller 2009: 23) Warum 

Ungleichheitsstrukturen und Armutsgefälle in gewissen Fällen Migration bewirken, in 

anderen Fällen wiederum erst Wirtschaftswachstum zu verstärkter Abwanderung führt, bleibt 

dabei ebenfalls ungeklärt. (Vgl. Parnreiter 2000: 27) Auch dynamische Momente von 

Migration bleiben unterbelichtet. Zudem erscheint ein auf den homo oeconomicus11 

reduziertes Menschenbild an sich kritikwürdig. Bojadģijev und Karakayali verweisen 

diesbezüglich sehr treffend auf Max Frischs populäre Aussage im Kontext der 

Arbeitskrªfterekrutierung Deutschlands in den 1950er Jahren ĂWir riefen Arbeitskräfte, es 

kamen Menschenñ. (Frisch zit. nach Bojadģijev/Karakayali 2007: 204) 

 

Kritisch betrachtet werden muss zudem die neoklassische Position gegenüber hemmenden 

Faktoren, wie Migrationsrestriktionen von Seiten verschiedener Regierungen, welche als 

Unausgeglichenheiten eines vernünftigen Marktes betrachtet werden. (Vgl. Castles/Miller 

2009: 22) Zwar wird kaum eine theoretische Disziplin gänzlich von der Berücksichtigung 

verschiedener ĂAnziehungs- und AbstoÇungsfaktorenñ Abstand nehmen kºnnen, 

                                                 
10 Im migrationstheoretischen Kontext beschreiben Castles und Miller (2009: 22) ĂHumankapitalñ als 

individuelle Investition in Migration, ähnlich der Investition in Bildung oder berufliche Fortbildung. Übersteigt 

der erwartete Nutzen aus der Investition die dafür aufzuwendenden Mittel, verläuft die Migrationsentscheidung 

positiv. 
11 Nach Novy (o. J.) mag der Ăhomo oeconomicusñ f¿r ¥konomInnen einen ĂIdealtypus des zweckrational 

agierenden Individuumsñ darstellen. Die Abwägung von Kosten und Nutzen und das Streben nach 

Gewinnmaximierung gelten als weitere ĂCharakteristikañ des Ăhomo oeconomicusñ. 
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gegenwärtige reflexive Migrationsforschung sollte sich jedoch darüber hinaus bewegen und 

der Komplexität von Migration Rechnung tragen.  

 

3.2. Regimetheoretische Aspekte 

 

Die Regimetheorie erscheint vor allem als Modell zur Erklärung migrationspolitischer 

Aspekte wertvoll. Bis dato gibt es zwar kein globales Migrationsregime, (vgl. Castles/Miller 

2009: 303) interessant erscheint jedoch, ob bisherige Entwicklungen in Richtung, einer vor 

allem gemeinschaftlichen europäischen Migrationspolitik12, theoretisch auf die Regimetheorie 

beziehbar sind. 

 

Der Regimebegriff im Sinne eines Interpretations- und Analysewerkzeugs von 

Migrationspolitik, kann beispielsweise zur Kategorisierung unterschiedlicher 

nationalstaatlicher oder supranationaler Typen von Einwanderungspolitiken, sowie zur 

Erfassung rechtlicher Bestimmungen dienen. Im Zuge der ĂUniversalisierung des 

Fl¿chtlingsbegriffsñ (Kraler 2007a: 22) durch die  Genfer Fl¿chtlingskonvention (GFK) ist 

beispielsweise von einem europäischen Flüchtlingsregime der Nachkriegszeit die Rede, 

welches durch das Zusatzprotokoll von 1967 einen globalen Charakter erhielt. (Vgl. ebd.: 23, 

25) Als Migrationsregime im allgemeinen Sinne werden gemeinhin das Gleichberechtigungs- 

bzw. Integrationsmodell, das der Europäischen Union zugeschrieben wird, und konträr dazu 

das dualistische bzw. systematische Diskriminierungsmodell klassifiziert (Vgl. Thränhardt 

2003: 21f.) 

 

Nach Kraler (2007a: 27) besteht  

 

Ă[...][e]ine wesentliche Funktion gegenwärtiger Migrationskontrollregime 

[tatsächlich] darin, Migrationsströme zu filtern, MigrantInnen zu selektieren und in 

bestimmte Kategorien (hochqualifizierte, āgewºhnlicheô ArbeitsmigrantInnen, 

Familienmitglieder, Asylsuchende und Fl¿chtlinge, āIllegaleô) zu klassifizieren.ñ  

 

Juen (1996: 36) wendet den Regimebegriff als Bezeichnung der Etablierung einer 

einheitlichen und gemeinschaftlichen europäischen Migrationspolitik durch ähnliche 

Wahrnehmungen, sowie Reaktionen von EU-Mitgliedsstaaten auf Migration, an. Die 

Ausrichtungen der Mitgliedsstaaten gegen¿ber Zuwanderern und Zuwanderinnen Ăan 

denselben migrationspolitischen Axiomenñ, (ebd.: 159) sieht die Autorin - wobei vor allem 

                                                 
12 Die Regimetheorie wird vorerst vor allem auf europäische Migrationspolitik angewandt, da Migrationspolitik 

als Politikfeld im westafrikanischen Kontext von eher rezenter Bedeutung ist; 
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auf Restriktion und Kontrollmechanismen verwiesen wird - (vgl. ebd.: 160) nicht als Folge 

einer Umsetzung von Maßnahmen auf europäischer Ebene durch supranationale AkteurInnen, 

sondern durch intergouvernmentale Kooperation.  

 

ĂAus dieser Sicht ist [é] die Genese eines EU-Migrationsregimes in Form eines 

informellen migrationspolitischen aquis intergouvernmental festzustellen, der die 

parallele Ausrichtung der Migrations- und Asylpolitik der Mitgliedsstaaten 

vorantreibt [é].ñ (ebd.: 160) 

 

Einen möglichen Blick auf die Debatte von Supranationalismus und Intergouvernmentalismus 

und der Frage nach den Ursachen von Europäisierungs- und Annäherungstendenzen 

insgesamt bietet zudem der Rational Choice-Institutionalismus Ansatz. Folglich wählten 

AkteurInnen in ihrem Verhalten jeweils jene Optionen, welche ihren eigenen Präferenzen 

weitest möglich entsprächen. (Vgl. Knelangen 2001: 61)  Anwendbar auf regimetheoretische 

Fragen ist der Ansatz bspw. in der Ergründung von Ursachen der Zusammenarbeit von 

Staaten ohne jegliche Sanktionsinstanz in den Internationalen Beziehungen. (Vgl. ebd.: 61) 

Diese Debatte entsprang in den internationalen Beziehungen v. a in Hinblick auf die USA zur 

Beschreibung von ĂGewichtsverlagerungen im internationalen Systemñ und der verstªrkten 

Beschäftigung mit internationaler Zusammenarbeit über die rein staatliche hinaus. (Vgl. Wolf 

1994: 422f.; Lehmkuhl 2001: 256) Spezifisch für den europäischen Kontext ist hierbei 

interessant, dass die Regimeanalyse in Ă[é]der Erforschung institutionalisierter Kooperation 

[é] einen neuen, zentralen Untersuchungsgegenstand anbieten konnte [é].ñ (ebd.: 427) 

 

Erklärbar scheinen durch Rational Choice-Theorien ebenso migrationspolitische Ansätze, 

welche Migration an einen wirtschaftlichen Nutzen für die Zuwanderungsgesellschaft 

koppeln. Zudem könnte die migrationspolitische bi- und multilaterale Zusammenarbeit durch 

Rational Choice-Ansätze theoretisch erfasst werden. Für ein Verständnis von Migration und 

den Motivationen von MigrantInnen, bietet ein Ansatz - der Individuen als vom sozialen 

Kontext losgelöst und nach ökonomischen Maßstäben - begreift, jedoch kein geeignetes 

Erklärungsmodell. (Vgl. Poeze 2007: 8) 

 

Einer weiteren Lesart der AutorInnen des Werks ĂTurbulente Rªnder. Neue Perspektiven an 

den Grenzen Europasñ zufolge, zeichnet sich ein Regime wie folgt aus:  

 

ĂUnter Regime verstehen wir [é] ein Ensemble von gesellschaftlichen Praktiken und 

Strukturen ï Diskurse, Subjekte, staatliche Praktiken ï deren Anordnung nicht von 
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vorneherein gegeben ist, sondern das genau darin besteht, Antworten auf die durch 

die dynamischen Elemente und Prozesse aufgeworfenen Fragen und Probleme, zu 

generieren.ñ (Karakayali/Tsianos 2007: 14) 
 

Ein Migrationsregime im engen Sinn versucht demnach die Dynamik von Migrationen zu 

regulieren und zu steuern. Politische Restriktivität wird, den AutorInnen zufolge, nicht 

ausschlieÇlich als Versuch der ĂMacht- und Kompetenzausweitungñ von europªischer Seite 

interpretiert, sondern z. T. als Reaktion auf dynamische Momente von Migrationsbewegungen 

selbst verstanden. Der Steuerungsanspruch wird hierbei als ĂProblem der Verstetigung von 

Verhªltnissen, die ihrer Natur nach als ªuÇerst instabil angesehen werden m¿ssenñ, 

(Serhat/Tsianos 2007: 14) betrachtet. Weiters wird Ă[d]ie āRegularisierungô sozialer 

Verhältnisse [é] vielmehr als Resultat sozialer Auseinandersetzungen begriffen, die in immer 

wieder zu erneuernden (oder umzuwerfenden) institutionellen Kompromissen m¿nden.ñ  

(ebd.:14) 

 

Dies wirft zugleich die Frage auf, ob eine teilweise Europäisierung von Migrationspolitik 

somit eine Antwort oder Reaktion auf die Dynamik von Migration in Europa selbst darstellt. 

(Vgl. Hess/Tsianos 2007: 24) Das in diesem Zusammenhang aufgegriffene Konzept der 

ĂAutonomie der Migrationñ13 (Bojadģijev/Karakayah 2007: 203) stellt 

Migrationsbewegungen und deren ĂPraktikenñ ï nicht den Aspekt der Migrationskontrolle - in 

den Mittelpunkt der Analyse und betont die Relevanz von migrantischen Netzwerken, 

Praktiken und Strategien für den Migrationsprozess als solchen. Um Opfer-Täter-

Einordnungen und generelle Viktimisierungen von MigrantInnen zu vermeiden, wird der 

Subjektivierung von MigrantInnen somit eine zentrale Bedeutung beigemessen. (Vgl. 

Hess/Tsianos 2007: 24) 

 

Karakayali und Tsianos (2007: 7) benennen europäische Politik im Bereich der Migration 

weiters als ĂKunst, Migration zu regierenñ. Der Nebenfolgen-Begriff nach Beck und Grande 

(vgl. 2007: 62f.) kann auf das Konzept eines Migrationsregimes, das zuvor als Versuch der 

Regulierung instabiler und dynamischer Züge von Migrationsbewegungen definiert wurde, 

angewendet werden. Demnach spielten Spill-over-Effekte14 für den fortschreitenden Prozess 

                                                 
13 Der theoretische Ursprung dieses Konzepts liegt im italienischen Operaismus, v. a. der 1960er und 1970er 

Jahre; (Vgl. Benz/Schwenken 2005: 367) Die Sichtung von ĂEinflussmöglichkeiten des Subjekts auf die 

kapitalistische Entwicklungñ; (ebd.: 368) scheint in der Anwendung auf Migrationspolitik  zu den beschriebenen 

Forderungen nach einer Subjektivierung von MigrantInnen geführt zu haben. 
14 Von ĂSpill-overñ-Effekten ist im Zusammenhang der Erklärung der Europäischen Integration durch den 

Neofunktionalismus die Rede. Es wird davon ausgegangen, dass durch eine zunehmende Integration von 

Wirtschaften funktionale Interdependenzen in anderen wirtschaftlichen Teilbereichen entstehen und damit eine 
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europäischer Integration, bzw. der Europäisierung (der Migrationspolitik) zwar eine Rolle; 

insbesondere, die Erklärungsleistung politischer Aspekte der Europäisierung betreffend (vgl. 

Beck/Grande 2007: 62f.), gilt jedoch 

 

Ă[é], daß die einzelnen Integrationsschritte keinem Masterplan folgten, das heißt, 

daß das Ziel bewußt offengelassen wurde. Europäisierung «findet statt», «handelt» 

geradezu in institutionalisierter Improvisation.ñ (ebd.:62) 

 

Gleichzeitig beziehen sich Beck und Grande auf den Begriff des Transformations- und 

Nebenfolgenregimes, der europäische Politik im Bereich fortschreitender Europäisierung 

weniger als nationalstaatlichen Souveränitätsverlust, sondern als transnationale 

Souveränitätserweiterung greifbar macht. (Vgl. ebd.: 26) 

 

Eine weitere Lesart des Nebenfolgen-Begriffes durch de Haas (vgl. 2007: iv) betrifft die 

Unvorhersehbarkeit politischer Folgen oder Fehleinschätzungen der Wirkungsweisen von 

Migrationspolicies. De Haas (ebd.) bemerkt beispielsweise, dass europäische 

Externalisierungspolitiken sowie Intensivierungen des Grenzschutzes z. T. nicht nur 

fehlschlugen, sondern einige unvorhergesehene Nebeneffekte bewirkten. An diese Bedeutung 

des Nebenfolgen-Begriffs möchte ich mich, wie einleitend angesprochen, theoretisch 

anhalten, wenn es darum geht, Wirkung und Wirksamkeit ausgewählter migrationspolitischer 

Maßnahmen zu untersuchen. Die eigentliche Bedeutung des Begriffes steckt jedoch in 

zahlreichen weiteren Werken, welche politische Folgen für Migration implizit aufgreifen. Es 

gibt hingegen wenige Werke und Studien, welche sich vorwiegend der Wirkung politischer 

Maßnahmen widmen auf Migrationsbewegungen widmen. 

 

3.2.1. Die ĂAutonomie der Migrationñ  

 

Eine genaue Analyse verschiedenster Wirkungen auf den Migrationsprozess wird auch durch 

die kritische Auseinandersetzung unterschiedlicher Ansªtze mit der ĂAutonomie der 

Migrationñ sowie mit der Netzwerktheorie angeregt. Forschungsethisch stellt sich sowohl in 

der Untersuchung der Hintergründe von Flucht-, als auch von Migrationsbewegungen die 

Schwierigkeit dar, eine gewisse Ausgewogenheit zwischen der unverwechselbaren Situation 

von Flüchtlingen oder in diesem Fall von undokumentierten MigrantInnen und der 

                                                                                                                                                         
Verflechtung von Politik und Wirtschaft sowie eine Ausdehnung des gesamten Wirtschafts- und Politikbereichs 

verbunden sind. (Vgl. Beck/Grande 2007: 62) 
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ĂNormalitªtñ, die Menschen ganz allgemein unterliegt, zu generieren. (Vgl. Bilger/Van 

Liempt 2009: 3) Diese Schwierigkeit zeichnet sich besonders stark durch die gegensätzlichen 

Darstellungsweisen von MigrantInnen als Objekte oder Subjekte in verschiedensten 

Diskursen ab. MigrantInnen als Objekte des Migrationsgeschehens zu begreifen, steht häufig 

sehr stark mit deren Einordnung in eine Opferrolle und Ohnmacht gegenüber politischen 

Machtstrukturen in Verbindung, wobei Repräsentations- sowie vereinzelt 

Solidarisierungsversuche ebenfalls eine Rolle bei der Reproduktion von Zuschreibungen 

dieser Art spielen dürften. Neuere migrationstheoretische Ansätze versuchen derweilen eine 

Subjektivierung von MigrantInnen zu forcieren, um auf die Dynamik oder 

Unvorhersagbarkeit von Entscheidungen in Migrationsprozessen ï Ămovements that matterñ 

(Karakayali/Tsianos 2007:7) - aufmerksam zu machen. (Vgl. ebd.: 15f.) 

 

Angesichts der, in der Literatur vorgefundenen theoretischen Diskussion über den Begriff 

ĂAutonomie der Migrationñ, der innerhalb der europäischen Linken15 an Einfluss gewonnen 

hat, möchte ich im Folgenden konkret auf das Konzept eingehen, anschließend die 

relevantesten Punkte herausarbeiten und neuerlich besprechen inwiefern der ĂAutonomie-

Begriffñ f¿r diese Arbeit relevant ist. Die Transit Migration Forschungsgruppe die das 

Konzept als Grundlage f¿r deren Forschungsprojekt ĂTurbulente Rªnderñ auswªhlte, verweist 

mit ĂAutonomie der Migrationñ vor allem auf die Annahme, dass es keine Migration ohne 

ĂStrategienñ und Projekte gibt. (Vgl. ebd. 2007: 16) Gewissermaßen wird für eine Form von 

Mittelweg zwischen den gängigen Diskursen der Objektivierung und Subjektivierung von 

MigrantInnen plädiert  

 

Ăin dem die subjektive Seite des Migrationsgeschehens nicht auf individuelle Tricks 

der MigrantInnen reduziert ist, und umgekehrt die Handlungsmuster in der Migration 

nicht einfach institutionell  vorgegeben sind.ñ (ebd.: 15) 

 

Muy (vgl. 2009: 5) bemerkt, dass es die Perspektivität auf Migration ist, der in der 

ĂAutonomie der Migrationñ wohl die wichtigste Rolle zukommt.  

Zwar verwehren sich Karakayali und Tsianos (vgl. 2007: 16) gegen eine Ăemphatische 

¦berhºhung subjektiver Praxisñ von MigrantInnen, wie sie in den Cultural Studies häufig 

vorzufinden sei, müssen sich diesen Vorwurf jedoch selbst gefallen lassen. Eine erste Kritik, 

bzw. an die beiden Autorinnen adressierte Berichtigung, betrifft die erwªhnte ĂAutonomie-

Theseñ. Pieper (vgl. 2004, o. S.) widerspricht und f¿hrt das, was mit einer Ăwiderstªndigen 

                                                 
15 Der ĂAutonomie der Migrationñ Ansatz geht weit ¿ber die Studie ĂTurbulente Rªnderñ der Trans Migration 

Forschungsgruppe hinaus 
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Autonomieñ missverstanden w¿rde, auf die Bewegungsgesetze der Kapitalakkumulation in 

der Marxistischen Theorie bzw. Ăder Bewegung der Arbeitskräfte in Richtung der Fabrikenñ 

(ebd.) zurück. Diese Bewegung sei dem Kapitalismus inhärent und baue auf der generellen 

Ăgewaltsamen Inwertsetzung der Welt, auf die Mehrwertaneignung durch das Kapital des 

Nordens und die Ausbeutung des Trikontsñ (ebd.) auf. Pieper entkräftet jedoch gleichzeitig 

etwaige Einwände, dass er Mobilität auf diese Weise dem Paradigma der globalen Ökonomie 

unterwirft. 

 

Ein weiteres kritisches Argument gegen eine ĂRelative Autonomie von Migrationñ kommt 

von Omwenyeke (2004), einem Aktivisten der Karawane für die Rechte der Flüchtlinge und 

MigrantInnen. Die Debatte wird, seiner Ansicht nach, in dem Sinne romantisiert, als die 

tatsächlichen Gründe, warum Flüchtlinge und MigrantInnen deren Herkunftsländer verlassen 

bzw. fliehen, übersehen werden. Zu erklären, MigrantInnen wollten ihre Lebensbedingungen 

verbessern, greife zu kurz. Irreguläre Grenzübertritte in großem Ausmaß als Zeichen für eine 

ĂGlobalisierung von untenñ zu werten16 sei absurd, eine derartige Bewegung von unten 

existiere nicht. Außer Frage stünde, dass MigrantInnen Subjekte seien, die eigene 

Entscheidungen treffen, diese als ĂErfolgeñ zu werten, sei ihm aber unerklªrlich. (Vgl. ebd., o. 

S.) 

 

Poeze (vgl. 2008: 11) beschäftig sich in ihrer Studie über informelle Migration aus Senegal 

auf die Kanarischen Inseln, betreffend einer Ăagencyñ von MigrantInnen, mit GiddensË 

Theorie der Strukturation (Ătheory of structurationñ). Giddens sieht Menschen als 

kenntnisreiche, rationale Handelnde, die jedoch innerhalb eines strukturellen Kontexts 

agieren. Dadurch können Zwänge im Handeln von Personen berücksichtigt werden. 

Gleichzeitig geht aus der Theorie der Strukturation hervor, dass Strukturen ebenfalls Macht 

beinhalten, die AkteurInnen mit einer Ărelativen Autonomieñ des Handelns ausstatten. (Vgl. 

ebd.) 

 

Für ein besseres Verständnis des Risikos, welches MigrantInnen aus dem Senegal vor allem 

über informelle Migration mit Booten eingehen, erachtet Poeze zudem die Inklusion sozialer 

Faktoren als notwendig. Das Verhalten von BootsmigrantInnen mag aufgrund des großen 

potentiellen Risikos17 bei der Überfahrt irrational erscheinen. Werden jedoch die Faktoren 

                                                 
16 Im Sammelband Turbulente Ränder (2007) wird von  einer Ămigrantischen Transnationalisierung von untenñ 

gesprochen, die mit transnationaler Migrationspolitik in einem Wechselverhältnis stünde 
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Status, Erwartungen, Sozialisation, Macht sowie die sozio-ökonomische Situation (mitunter 

auch die Akkulturation) von MigrantInnen (aus dem Senegal) in die Analyse mit einbezogen, 

kann eine eben geschilderte Migrationsentscheidung mitunter sehr bewusst erscheinen. (Vgl. 

Poeze 2008: 11f.) Dazu folgen in Kapitel 5 und 6 nähere Ausführungen. 

 

In der Literatur finden sich zahlreiche weitere Pro- und Kontraargumente zum 

ĂAutonomiekonzeptñ. Der Debatte übergeordnet sind aber verschiedene Objektivierungs-, 

Viktimisierungs- und Subjektivierungsdiskurse. Einen Mittelweg zwischen der Unterordnung 

von MigrantInnen in eine Opferrolle, deren Wahrnehmung als in strukturelle Zwänge 

eingebettete Subjekte und einer Emanzipation, sowie einer gewissermaÇen Ăwiderstªndigen 

Agencyñ18, erscheint augrund der Emotionalität und der Politisierung, die der Thematik 

zugrunde liegt, schwierig zu sein. Kraler (vgl. Interview 2010: 9 Zeilen 50ff.) bejaht, dass 

dieses ĂDilemmañ als grundsªtzliches Problem der Sozialwissenschaften angesehen werden 

kann, innerhalb welcher gewissermaßen eine Veränderung sozialer Realität angestrebt wird. 

Das Bedürfnis von ForscherInnen nach sozialer Veränderung kann demnach dazu führen, 

Handlungen oder empirische Realitäten zur Projektionsfläche eigener Vorstellungen zu 

machen. Die Einforderung von Grundrechten für MigrantInnen innerhalb eines liberalen 

Menschenrechtsdiskurses kann nach Kraler den Nebeneffekt haben, MigrantInnen in eine 

Opferrolle hinein zu argumentieren und deren Agency völlig außer Acht zu lassen. Auf der 

anderen Seite werde dem Handeln von MigrantInnen, beispielsweise in der ĂAutonomie der 

Migrationñ, worin eben gerade versucht wird die Agency von MigrantInnen zu sehen, 

möglicherweise, aufgrund dem Bedürfnis nach eigener sozialer Veränderung, zu viel Sinn 

beigemessen. (Vgl. ebd.) Ă[U]nd man macht den Migranten zu einem Handelnden in einem 

Spiel in dem er sich selber eigentlich drinnen siehtñ, so Kraler. (ebd.: 10, Zeilen 1-42)  

 

Ein Bewusstsein über die eigene Positionierung in der Forschung sowie darüber, dass kein 

Ansatz prinzipiell problemfrei ist und keine Wissensprojektionsformen von vornherein 

unproblematisch, erachtet Kraler deshalb als notwendig. Dies erscheint insbesondere wichtig 

zu sein, wenn praktische Implikationen theoretischer Wissensproduktion im Raum stehen. 

(Vgl. ebd.) 

 

Eng mit dem ĂTheoriestreitñ um die Art und Weise der ºffentlichen, gesellschaftlichen und 

politischen Wahrnehmung von MigrantInnen, ist deren Darstellung und Repräsentation bzw. 

                                                 
18 Der Begriff Agency steht in diesem Kontext für eine Handlungsfähigkeit/Handlungsträgerschaft von 

MigrantInnen (Vgl. Ludwig 2007: 27) 
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Vertretung (Vgl. Spivak 2006: 28) verbunden. Konzepte, Debatten und Ansätze, 

MigrantInnen verstªrkt als handelnde Subjekte abseits eines ĂOpferdiskursesñ zu begreifen 

sowie Beiträge zu einer kritischen Migrationsforschung insgesamt, konnten insbesondere 

verschiedene Strömungen innerhalb der postkolonialen Theorie liefern. 

 

3.3. Migrat ionsforschung aus dem Blickfeld postkolonialer Theorien 

 

Das Feld postkolonialer Theorien ist zu weit, komplex, heterogen und in sich widerstreitend, 

um nachfolgend einer ausführlichen Darlegung einzelner theoretischer Positionen Rechnung 

zu tragen. Es soll jedoch, basierend auf einer kurzen theoretischen Darlegung, ein Blick 

darauf geboten werden, wie die Herangehensweise an und der Blick auf Migration aus der 

Perspektive postkolonialer Theorie/n erfolgen kann. Kritische Migrationsforschung, in welche 

sich die vorliegende Arbeit eingeschrieben sieht, wurde mitunter maßgeblich von diesem 

Theoriefeld beeinflusst.  

 

 ĂPostkolonialismusñ ist gleichsam von Kontinuitªten, wie auch von Diskontinuitäten geprägt 

und ist in diesem Sinn als Ă¿ber den Kolonialismus hinausñ zu verstehen. (Vgl. 

Varela/Dawahn 2005: 113) Für die postkoloniale Theorie bedeutet dies eine 

Auseinandersetzung sowohl mit dem Beginn der Kolonialzeit und dem Kolonialismus als 

auch mit dem Fortwirken von kolonialen politischen sowie wirtschaftlichen Strukturen und 

Machtverhältnissen und kolonial-diskursiver Wissensproduktion bis in die Gegenwart.  

 

ñ[é] [a]ll post-colonial societies are still subject in one way or another to overt or 

subtle forms of neo-colonial domination, and independence has not solved this 

problem.ò (Ashcroft et al. 2006: 1) 
 

Mitunter dienen postkoloniale Theorien auch als Instrumentarium zur Analyse von 

Machtbeziehungen ganz generell. Konkret für die Analyse gegenwärtiger 

Migrationsbewegungen aus Westafrika nach Europa, bzw. für deren historische 

Kontextualisierung, ist die postkoloniale Theorie vor allem für die Verortung von kolonialen 

Kontinuitäten in gegenwärtigen Migrationspolitiken interessant. 

 

Die drei bekanntesten VertreterInnen des Theoriekomplexes, um theoretisch etwas 

auszuholen, sind Gayatri Chakravorty Spivak, Edward Said und Homi Bhabha. (Vgl. 

Castro/Varela 2005) Ohne nun näher auf deren spezifische Positionen einzugehen, können zu 

den einzelnen TheoretikerInnen einige grundlegende Punkte und Charakteristika zusammen 
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gefasst werden, die im Groben sowohl die Kritik als auch die Stärken postkolonialer Theorie 

als solche widerspiegeln.  

Spivaks Beitrag  wird, obwohl sie sich selbst nicht dem Dekonstruktivismus19 zuordnet, grob 

als feministisch-dekonstruktivistisch beschrieben. (Vgl. Amelang/Schupp o. J.) Wichtige 

Begriffe in ihrem Text ĂCan the subaltern speak?ñ, sind jene des/der ĂAnderenñ und des/der 

ĂSubalternenñ, bzw. ĂUntergeordnetenñ (vgl. Spivak 2006). Beide Begriffe stehen in Relation 

mit einer Konstruktion einer Identitªt der ĂAnderenñ und dem Wissen, welches ¿ber Ădie 

Anderenñ in kolonialen Diskursen zur Unterwerfung und Unterordnung der kolonialen 

Bevölkerung generiert wurde.  

 

Ă[é] the āotherô óis obliged, subsumed, alienated, and incorporated into the 

dominating totality like a thing or instrumentô, by processes of enslavement and 

colonization. In other words, óthingnessô, otherness emerges from the reduction of the 

colonized population to an exploited labor force.ò (Dussel zit. nach Gutiérrez-

Rodríguez 2010: 20) 

 

Vor allem ihre Konzeptualisierung von Subalternitªt und die Problematisierung Ăsubalterner 

Subjektivitªtñ als Konstrukt innerhalb des kolonialen und postkolonialen Diskurses, sowie 

auch außerhalb, durch die Anerkennung subalterner Identität als solche, erscheinen prägend. 

In diesem Sinn fragt Spivak verweisend auf eine doppelte Marginalisierung vor allem, wie 

Ăweibliche Subalterneñ dargestellt werden kºnnen, ohne ĂAndersheitñ zu essentialisieren oder 

diese als homogen zu präsentieren. Spivak (vgl. 2006: 28) unterscheidet einerseits zwischen 

Reprªsentation (Ăsprechen f¿rñ) im Sinn von politischer und ºkonomischer und andererseits 

Re-präsentation in der Philosophie, verstanden als Darstellung (Ăsubject predicationñ). ĂAre 

those who act and struggle mute, as opposed to those who act and speak?ò (Foucault/Deleuze 

zit. nach Spivak 2006: 28) 

 

Kritische Positionen äußern sich zu Spivak insbesondere aufgrund der Unverständlichkeit 

ihrer Texte und der damit verbundenen Unzugänglichkeit außerhalb westlicher Eliten. 

Obwohl Spivak, wie Castro und Varela (vgl. 2009: 131) bemerken, davor warnt, Subalterne 

mit marginalisierten Personen in postkolonialen Kontexten wie beispielsweise MigrantInnen 

                                                 
19 Sowohl Dekonstruktivismus als auch Konstruktivismus wenden sich (wenn auch auf unterschiedliche Weise) 

gegen eine Essentialisierung von Gegenständen/Dingen also gegen die Auffassung, dass diesen eine Essenz 

zugrunde liegt, die sowohl Veränderungen überdauert als auch deren wahre Natur bestimmt. (Vgl. Babka/Posselt 

2003) Im Konstruktivismus, so Strohmaier (2004)  wird das Subjekt als integraler Bestandteil der Welt 

betrachtet; Wirklichkeit existiere nicht objektiv, sondern werde durch Erkenntnissuche geschaffen. Im 

Poststrukturalismus oder Konstruktivismus wird jeder Wahrnehmung Konstruktion zugeschrieben. Mit der 

Dekonstruktion wird zusätzlich auf eine Gestaltbarkeit von Konstruktion in Alltagssituationen und den 

Wissenschaften hingewiesen. (Vgl. Babka 2003) 
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kategorisch gleichzusetzen, wird dies häufig ignoriert und würden MigrantInnen auf diese 

Weise mit einem subalternen Status versehen. In diesem Sinn trägt die Beschäftigung Spivaks 

mit Reprªsentationen von so genannten ĂSubalternenñ Einfluss auf eine kritische 

Herangehensweise an die Repräsentationen und Darstellungen von MigrantInnen. Die 

Konsequenzen Ăsubalterne Identitªtñ als solche anzuerkennen und diese auf MigrantInnen zu 

übertragen, müssen jedoch überdacht werden. 

 

Said wurde insbesondere durch sein Werk ĂOrientalismusñ (1978) bekannt, indem er das 

dichotome Verhältnis und die damit verbundenen Bedeutungszuschreibungen zwischen 

Orient und Okzident als sozial konstruiert erachtet. Dabei orientiert er sich maßgeblich am 

Foucault´schen Macht- sowie an Gramscis Homogenitätsbegriff. Orientbilder zeichneten sich 

vor allem dadurch aus, westlich geschrieben zu sein, womit Said vor allem Kritik am 

Machtverhältnis zwischen Osten und Westen, sowie an der machtvollen eurozentristischen 

Wissens- und Bedeutungsproduktion in kolonialen Diskursen, übt. Dem Wissensbegriff und 

dessen praktischen Implikationen kommt hinsichtlich der Installierung und Aufrechterhaltung 

asymmetrischer Machtbeziehungen im Kolonialismus insgesamt eine wichtige Rolle in der 

postkolonial theoretischen Auseinandersetzung zu.  (Vgl. Ashcroft et. al. 2006: 1) 

Amelang und Schupp (o. J.) erkennen Saids Stärke vor allem dort, wo er die Repräsentation 

von kulturellen Unterschieden außerhalb von essentialistischen Identitätsmodellen sucht, 

kritisieren aber seine Vernachlässigung genderspezifischer Aspekte, die offenbar 

eingeschränkte Widerständigkeit des Ansatzes und die Homogenität, mit welcher der 

koloniale Diskurs betrachtet wird.  

 

Der zuvor bereits als Handlungsträgerschaft von MigrantInnen thematisierte Begriff Agency 

erlangte in den Postcolonial Studies durch eine ĂKonzeptualisierung von 

Handlungsfähigkeitñ, wie Amelang und Schupp (o. J.) bemerken, insbesondere durch Homi 

Bhabha Bedeutung. Bhabha prägt den Hybriditätsbegriff, der eine dem kolonialen Diskurs 

inhärente Ambivalenz beschreibt, die sich zugleich in der Subversion des Diskurses abzeichne 

bzw. niederschlage. (Vgl. Grimm 1997: 3) Nach Grimm (vgl. ebd.) überwindet Bhabha 

zudem einen Said zugeschriebenen ĂOpfer-Täter-Diskursñ zwischen Kolonisierenden und 

Kolonisierten, sowie zwischen Osten und Westen. Das ĂAndereñ in kolonialen Diskursen sei 

demnach zugleich Objekt der Begierde als auch der Verachtung, darin spiegle sich die, dem 

Hybriditätskonzept zugrunde liegende Ambivalenz wider. (Vgl. Bhabha zit. nach Grimm 

1997: 3, Bhabha 1994: 67) Zudem erachtet Bhaba Hybridität, bezogen auf den Moment der 
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Subversion, als mögliche Form des Widerstands. (Vgl. ebd.: 4) Komplex ist sein Verständnis 

von Widerständigkeit bezogen auf Hybridität insofern, als es nicht zwangsläufig mit 

politischer Opposition gleichzusetzen ist. Bhabha versteht Hybridisierung als Ort, wo 

Widersprüche überwunden werden können und wo sich Widerstand durch einen gespaltenen 

Diskurs an sich äußert. (Vgl. ebd. 3f.) Amelang und Schupp (o. J.) unterscheiden in diesem 

Zusammenhang zwei Formen des Widerstandes ï den politischen, aktiven Widerstand und 

den Widerstand auf diskursiver Ebene, wobei zweiterer in den postkolonialen Theorien 

vorherrschend sei. Den Postcolonial Studies werde deshalb auch immer wieder vorgeworfen, 

apolitisch zu sein.  

 

Bhabhas Auseinandersetzung mit Handlungsträgerschaft, die eng mit dem Hybriditätskonzept 

verbunden ist, hatte sicherlich Einfluss auf eine verstärkte Auseinandersetzung mit 

Subjektivität innerhalb der Migrationsforschung und der kritischen Betrachtung 

vorherrschender dichotomer ĂOpfer-Tªterñ Bilder. Zudem brachte seine Herangehensweise 

Möglichkeiten zur Überwindung eines Antwortens auf eurozentristische Wissensproduktion 

mit umgekehrten ethnozentristischen20 Positionen, ausgehend von ehemals kolonisierten 

Staaten, hervor. (Vgl. Grimm 1997: 3f.) Dies setzt jedoch ein grundlegend differentes 

Kulturverständnis voraus. 

 

ĂNur wenn die Theorie der Tatsache Rechnung trªgt, daÇ schon der Ort der  uÇerung 

in sich gespalten ist, kann eine internationale Kultur gedacht werden, die nicht auf 

dem Exotismus des Multikulturalismus oder der Diversität der Kulturen basiert, 

sondern auf der Einschreibung und Artikulation der Hybriditªt von Kultur.ñ (Bhabha 

1994: 38) 

 

Die diskursive Auseinandersetzung postkolonialer Theorien, mit dem Kolonialismus als 

ideologischem und diskursivem Konzept, welches durch die Generierung von Subjekt-

Positionen (das Subjekt repräsentiert hierbei der Kolonisator) Repräsentationen generiert (vgl. 

Slemon 2006: 51), erscheint vor allem bzgl. des zuvor diskutierten Autonomiebegriffs 

interessant.  

 

Der Wert, der aus der Beschäftigung mit Repräsentationen gezogen werden kann, zeigt sich 

insbesondere f¿r die Positionierung innerhalb der Ăeigenenñ Forschung und der Offenlegung, 

dass diese in Diskurse rund um Repräsentationen eingebettet ist. Die nachfolgende 

                                                 
20 ĂEthnozentrismus, bezeichnet die Selbstbezogenheit einer Gruppe, insbes. in ethnischer, religiºser und 

kultureller Hinsicht.ñ (Schneckener 2004: 209) 
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Formulierung dieses Umstandes durch Spivak (2006: 32, Anmerkung I. S.) erscheint dabei 

besonders treffend: 

 

ĂPart of our āunlearningô project is to articulate our participation in that formation 

[the discourse] ï by measuring silences, if necessary ï into the object of 

investigation.ò  

 

Bezogen auf die Erforschung von Migrationsprozessen kann dies konkret bedeuten, nicht den 

dominanten politischen Diskursen, sondern jenen häufig überhörten AkteurInnen im 

ĂGeschehenñ - den MigrantInnen - eine Stimme zu verleihen, respektive darauf  aufmerksam 

zu machen, dass viele Stimmen ungehört bleiben und unreflektierte Migrationsforschung dies 

zu verstärken vermag. 

 

Aijaz Ahmad (2008) übt auf vielfältige Weise grundlegende Kritik an den Postcolonial 

Studies aus. Maßgeblich sticht dabei sein Vorwurf hervor, postkoloniale KritikerInnen 

gehörten einer Elite von MigrantInnen ï  einer Ăwestlichen Intelligenzijañ - aus dem so 

genannten globalen S¿den im Norden an und reprªsentierten ein Bild Ădes S¿densñ, das mit 

Ădiesemñ nichts mehr zu tun hªtte. (Vgl. Ahmad zit. nach Amelang/Schupp: o. J)  Dies 

bezieht sich auch maßgeblich darauf, dass Spivak, Bhabha und Said beispielsweise nur 

methodische Ansätze aus der kritischen Theorie Westeuropas verwenden und wie Ahmad 

kritisiert, f¿r die Eliten in den Ăwestlichen Metropolenñ Wissensproduktion betreiben. (Vgl. 

ebd.)  

 

Castro und Varela (vgl. 2005: 114) gehen zudem mit der Frage, ob ĂKolonialismusñ im 

Bewusstsein über die Unvergleichbarkeit unterschiedlicher Kolonialismen, geopolitischer 

Kontexte und dem ambivalenten Verhalten unterschiedlicher AkteurInnen, überhaupt als 

geteilte Erfahrung theoretisch behandelt werden kann, einem zentralen Punkt nach. 

 

Einer ausführlicheren Auseinandersetzung mit Inhalt und Kritik der Postcolonial Studies soll 

nicht mehr weiter nachgegangen werden. Einige AutorInnen (vgl. Amelang/Schupp: o. J.; 

Castro/Varela 2005: 111) plªdieren jedenfalls daf¿r, das Theoriefeld nicht als Ătheoretische 

Spielwieseñ abzutun. Es hªtte sowohl zu einer Rekonfiguration traditioneller 

Wissenschaftsdisziplinen als auch zu einem Überdenken klassisch-kultureller 

Betrachtungsweisen beigetragen. Verallgemeinerungen und Simplifizierungen über 
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Dekolonisierungsprozesse, Widerstandskämpfe, über Globalisierung, Exil und Migration 

werden ebenfalls dekonstruiert. (ebd.: 111) 

 

Der Wissensbegriff, wie er in der postkolonialen Theorie behandelt wird, erscheint 

insbesondere für eine aktuelle Debatte über die Generierung von Wissen in der 

Migrationsforschung relevant zu sein. Karakayali und Tsianos (vgl. 2007: 17) verweisen zwar 

nicht auf Postcolonial Theories, hinterfragen jedoch den ĂNutzenñ statistischen Wissens am 

Beispiel irregulärer Grenz¿berschreitungen Ădas offenbar entlang der institutionellen 

Rationalität staatlicher Apparate ausgerichtet ist.ñ (ebd.) Zudem wird Kritik an der 

wissenschaftlichen Praxis in der Migrationsforschung, an dem methodologischen 

Nationalismus21 hinsichtlich der Orientierung an Normen und Imperativen von Territorialität 

und Integration geübt. (Vgl. ebd.: 8) Die Essenz des Arguments der AutorInnen liegt in der 

Notwendigkeit, sich zu positionieren, um die Produktion von ĂKontrollwissenñ zu vermeiden. 

(Vgl. ebd.)  

 

Diesbezüglich stellt Gutiérrez-Rodr²guez in ihrem Text ĂDecolonizing Migration Studies ï 

On Transcultural Translationñ mit der Ătranskulturellen ¦bersetzungñ (Guti®rrez-Rodríguez 

2010: 23) ein interessantes Instrumentarium rund um die Vermeidung der Hervorbringung 

dieses so genannten ĂKontrollwissensñ vor. Transkulturelle ¦bersetzung ist sehr stark mit der 

Wahrnehmung des Einflusses erkenntnistheoretischen Wissens auf die Gesellschaft und deren 

Folgen verbunden. In diesem Sinn verweist Gutiérrez-Rodríguez auf Theodor W. Adorno, der 

Kritik  als Ziel definiert, das was als gegeben erscheint, zu überschreiten bzw. zu übertreten 

und folglich eine doppelte Reflexion als notwendig erachtet. Gesellschaft kann demnach nicht 

als etwas Gegebenes betrachtet werden, sondern eher als durch unser erkenntnistheoretisches 

Verständnis von der Welt beeinflusst. (Vgl. Adorno nach Gutiérrez-Rodríguez 2010: 36; 

Adorno 1970: 19f.) 

 

Migrationsforschung so Gutiérrez-Rodríguez (vgl. 2010: 29) ist sehr stark in ein politisches 

Rahmenwerk von Regulation, Management und Immigrationskontrollen eingeschrieben.  

 

ĂMigration as a āreal phenomenonô is presented in a managerial language, embedded 

in methodological nationalism, classifying and quantifying migrants and 

                                                 
21 ĂDer methodologische Nationalismus als idealtypische Prämisse sieht Nationalstaaten und deren 

Regierungen als die Grundeinheiten der sozial- und politikwissenschaftlichen Analyse an.ñ (Staatlichkeit im 

Wandel 2009, o. S.) 
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post/migrants, and targeting these groups as objects of governance.ò (ebd.: 30, 

Hervorhebung I. S.) 

 

Teil der Übersetzung sei es, die Auseinandersetzung mit dem Phänomen Migration, die 

Gesetze, Regelungen, Quantifizierungen etc. als kulturell behauptet zu verstehen.  

 

In Berücksichtigung der ausgeführten Kritikpunkte erscheint der Wert postkolonialer Theorie 

für die stärkere Konzentration auf eine kritische Migrationsforschung dennoch offensichtlich 

und wird in Hinblick auf die Relevanz geschichtlicher Aspekte für gegenwärtige 

Migrationsbewegungen noch stärker hervortreten.  

 

3.4. Netzwerk- und Transnationalismustheorien 

 

Sowohl Netzwerk22- als auch Transnationalismustheorien zählen zunehmend zu populären 

theoretischen Ansätzen der Migrationsforschung. Ihre Erklärungsleistung wird vor allem dort 

erkannt, wo relativ etablierte Theorien, bspw. ĂPush-Pullñ Ansªtze, an ihre Grenzen stoßen. 

(Vgl. Haug 2000) Als Netzwerke werden nach De Haas (2008b: 19) interpersonelle 

Beziehungen und Verbindungen zwischen MigrantInnen, ehemalig migrierten Personen sowie 

Nicht-MigrantInnen der Herkunfts-, ĂTransitñ-, sowie Ziel- oder Aufnahmestaaten durch 

Verwandtschaft, Freundschaft oder gemeinsame Herkunft bezeichnet. Innerhalb der sozialen 

Netzwerktheorie wird dabei davon ausgegangen, dass Netzwerke Bindeglieder zwischen auf 

Beziehungen basierenden Entscheidungen und strukturellen Zwängen darstellen. 

Insbesondere aktuelle Studien betonen die Relevanz von Netzwerken für die  Erleichterung 

von Migration sowie deren Verfestigung durch Netzwerke. So argumentiert Massey (vgl. 

Massey zit. nach de Haas 2008a: 19; Massey 1998: 42f.) die sich selbst verstärkende Wirkung 

von Migration durch die Schaffung der dafür notwendigen Strukturen im Rahmen eines 

gewissen Maßes an Netzwerkverbindungen und ïbeziehungen in einer Herkunftsregion. 

Durch ein Vorhandensein von Netzwerken könnten sowohl die Kosten als auch die Risiken 

von Migrationsbewegungen minimiert werden und somit würde die Wahrscheinlichkeit von 

Kettenmigrationen, der so genannten Ăkumulativen Kausalitªtñ (Ăcumulative causationñ) von 

Migration  steigen (vgl. Massey 1998: 43, 45f.; Poeze 2008: 12). Theorien in Beschäftigung 

mit sozialem Kapital, worauf MigrantInnen mit Netzwerkbeziehungen - sei es in Form von 

Geld, Transport, Verpflegung, Übernachtung oder Information - zurück greifen könnten, sind 

dabei ebenfalls relevant. (Vgl. ebd.: 13f.) 

                                                 
22 Die Netzwerktheorie ist der Strömung der Geographie zuzuordnen. (Vgl. Castles/Miller 2009: 27) 



 49 

  

Kraler misst (Vgl. Interview 2010: 11, Zeilen 24-52) informellen Netzwerken in der 

Migration gerade dann eine wichtige Rolle bei, wenn der darin zum Tragen kommende 

menschliche Aspekt berücksichtigt wird. Informationserhalt durch Familienangehörige, 

Verwandte, auch durch Freunde23, sei generell mit Vertrauen, z. T. auch mit einem 

Pflichtbewusstsein gegenüber der eigenen Familie verbunden, weshalb Informationen zu 

allererst auf der ĂNetzwerkebeneñ eingeholt w¿rden.  

 

In der Verwendung von Netzwerktheorien wird mitunter eine unzureichende 

Berücksichtigung von Abhängigkeits- oder Hierarchiestrukturen, sowie die mögliche 

Exklusivität innerhalb von Netzwerken beklagt. Innerhalb von netzwerkartigen Strukturen 

bzw. bereits innerhalb von Haushalten, existieren beispielsweise Verpflichtungen und 

Erwartungen, die je nach Position im sozialen Gefüge variieren können (vgl. Poeze 2008: 

17f.) De Haas (2008a: 20) äußert in dem Sinne Bedenken, als die förderliche Wirkung von 

Netzwerken für Migration, selten aber die Rolle und Relevanz zusätzlicher Faktoren, die 

Migration fördern oder hemmen könnten, berücksichtigt würden. Dennoch schreibt de Haas 

der Theorie eine wichtige Erklärungsleistung zu. 

 

Mit der Netzwerktheorie eng verbunden sind theoretische Ausf¿hrungen zu Ătransnationaler 

Migrationñ. Der Begriff Transnationalismus kann als Beschreibung der Aufrechterhaltung 

von Verbindungen zwischen sozialen Erfahrungen, Beziehungen und Lebensräumen von 

MigrantInnen sowohl in Herkunfts- als auch in Zielgesellschaften definiert werden. Migration 

nicht als einmaligen ĂWohnortwechselñ zu begreifen, sondern die Mºglichkeit 

Ătransnationaler sozialer Rªumeñ mitzudenken, geht mit dieser Beschreibung einher. (Vgl. 

Basch et al. 2006: 151f.)  

Der Begriff impliziert jedoch u. a., dass MigrantInnen zwischen Gesellschaften und sozialen 

Räumen zirkulieren; dadurch wird seine Anwendbarkeit auf den europäischen Kontext, durch 

die Beschränkung der Zirkularität von irregulären Wanderungsbewegungen im Zuge 

restriktiver Migrationspolitiken stark eingeschränkt. (Vgl. ebd.: 151f.)  

Andererseits wurden durch zunehmende Vernetzung von Transport und Kommunikation, im 

Zuge von Globalisierungstendenzen, Migration und die Aufrechterhaltung von Beziehungen 

                                                 
23 Poeze bezeichnet Familien- sowie verwandtschaftliche Netzwerken aufgrund der Faktoren Vertrauen, 

Emotionalität, Intimität, Verpflichtungen  bzw. eines Pflichtbewusstseins etc. als starke Verbindungen. 

Bekanntschaften sowie Freundschaften hätten sich in ihrer Studie jedoch eher als schwache Verbindungen 

gezeigt. (Vgl. ebd.: 14f.)  
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und Verbindungen zwischen Herkunfts- Ziel- sowie ĂDurchreiselandñ erleichtert. (Vgl. 

Castles/Miller 2009: 30f.) Castles und Miller argumentieren jedoch, dass Analysen und 

Studien zu transnationaler Migration mehr Fragen generieren, als lösen würden, der Begriff 

Transnationalismus MigrantInnen zudem zu voreilig zugeschrieben würde. Ein/e 

ĂTransmigrantInñ sei eine Person, in deren Leben transnationale Aktivitªten von zentraler 

Bedeutung seien, loser Kontakt zum Herkunftsland oder gelegentlichen Geld- bzw. 

Rücküberweisungen an Familie oder Freunde, fielen jedoch nicht darunter. (Vgl. ebd.: 31f.) 

 

 

3.5. Systemtheoretische Aspekte 

 

Die kritische Auseinandersetzung mit dem Autonomiebegriff und die Inklusion weiterer, 

neben Netzwerken wichtiger Faktoren, als förderlich oder hemmend für Migrationen, regen 

dazu an, systemische Faktoren ebenfalls als wichtig zu erachten.  

Aufbauend auf historisch strukturalistischen Ansätzen und der Weltsystem-Theorie der 

1970er und 1980er Jahre, die zur Berücksichtigung einer ungleichen Verteilung und 

Machtstruktur insbesondere zwischen ĂNordñ und ĂS¿dñ anregten und basierend auf der 

Kritik, diese Ansätze würden sich theoretisch zu stark auf Kapitalinteressen des Westens 

konzentrieren, entstand u. a. die Migrationssystem-Theorie. (Vgl. Castles/Miller 2009: 27) 

Ein Migrationssystem wird dabei als aus zwei oder mehreren Ländern bestehend definiert, 

innerhalb dessen Menschen migrieren, wobei Staaten Teil mehrerer Migrationssysteme sein 

können. Westafrika gilt als regionales Migrationssystem, welchem beispielsweise eine 

Verbindung mit dem Euro-Mediterranen Migrationssystem zugeordnet wird. Für die Analyse 

westafrikanischer Migrationsbewegungen, die in Kapitel 5 folgt, ist die Migrationssystem-

Theorie somit interessant. De Haas (vgl. 2008a: 21) beschreibt die Systemtheorie als über die 

Netzwerktheorie hinausgehend. Nicht nur die Rolle von interpersonellen Beziehungen 

zwischen MigrantInnen und Nicht-MigrantInnen  und des dabei entstehenden Ăsozialen 

Kapitalsñ w¿rden ber¿cksichtigt, sondern eine Art Restrukturierung des Kontexts innerhalb 

des Raums, in dem Migration stattfindet, bedacht. Eine Berücksichtigung der Makro-, Mikro- 

und Mesoebenen, die in Kapitel 5 und 6 ausführlicher stattfinden kann, ist nach Castles und 

Miller (Vgl. Castles/Miller 2009: 23) ebenso zentral für die Theorie. Wie anhand der Theorie 

der Strukturation von Giddens bereits erläutert wurde, sind, bezogen auf die Systemtheorie, 

vor allem auch Strukturen und strukturelle Faktoren, im Sinne des Einflusses auf Migration zu 

beachten. Der systemische Charakter der Theorie kommt zudem in der Relevanz ehemals 

bestehender oder fortexistierender Verbindungen zwischen Entsende- oder Zielländern zum 
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Ausdruck, seien diese durch koloniale oder postkoloniale Strukturen, politischen Einfluss, 

Handel, Investment oder kulturelle Aspekte bedingt. (Vgl. ebd.: 22) Eine enge Verbundenheit 

mit der Netzwerktheorie zeigt sich nach De Haas (2008a: 22) insofern, als die 

Netzwerktheorie erklären könnte, in welcher Form Migrationen im Zuge existierender 

Migrationssysteme z. T. relativ unabhängig von staatlicher Kontrolle verlaufen (könnten). 

Dennoch zeichneten sich geographisch ausgerichtete Migrationsmuster sowie räumlich 

gebündelte Migrationsbewegungen ab. Wichtig ist wiederum, systemischen Faktoren folglich 

keinen absoluten Erklärungswert einzuräumen, sondern ebenfalls die Dynamik von 

Migrationsprozessen in die Analyse zu inkorporieren.  

 

3.6. Migrationsrestriktionen als Analysebasis von Migration 

 

Carling (vgl. 2002) stellt in seinem Text ñMigration in the age of involuntary immobility: 

theoretical reflections and Cape Verdean experiencesò zwei Analyseeinheiten ï aspiration 

und ability ï vor, anhand derer der Einfluss von Migrationsrestriktionen auf die Möglichkeit 

zu migrieren, untersucht werden kann. (vgl. ebd.: 5) Basis von Carlings 

migrationstheoretischen Ausführungen ist seine Konzentration auf die Zunahme 

Ăunfreiwilliger Nicht-Migrationñ durch Migrationskontrollen, etwa im Gegensatz zu Castles 

und Millers ĂThe Age of Migrationñ. Dabei sollte nicht vernachlªssigt werden, dass Carling 

das groÇe AusmaÇ an unfreiwilliger ĂNicht-Migrationñ nicht als Gegenbefund zur 

Globalisierung wertet, sondern als Symptom, deren widersprüchlicher Natur sowie damit 

einhergehender Hierarchien. (Vgl. ebd. 37f.) Er stellt am Beispiel von MigrantInnen aus Kap 

Verde ein Modell vor, in dem sowohl der Wunsch zu migrieren,24 als auch dessen 

Realisierung (als zwei unterschiedliche Phasen) behandelt werden können. Ausschlaggebend 

ist dabei die Untersuchung der Rolle von Immigrationsrestriktionen und der dabei 

entstehenden Barrieren für MigrantInnen. Grundlegend ist der von Carling als Ămigration 

interfaceñ (vgl. ebd.: 29) vorgestellte Rahmen von Mºglichkeiten und Hemmnissen, innerhalb 

dessen sich MigrantInnen bewegen können. Zwischen dem Wunsch zu migrieren und dessen 

Realisierung liegt somit neben einer Reihe von relevanten sozio-ökonomischen, kulturellen 

und politischen Faktoren, die Überwindung zahlreicher migrationspolitischer Barrieren. (Vgl. 

ebd.: 26) Carlings Beitrag gibt darüber Aufschluss, dass Mobilität durch 

                                                 
24 Poeze (2008: 8) nimmt diesbezüglich eine Unterscheidung in Motive der Migration, wie dem Überlebens- und 

Verbesserungsmotiv vor. Dabei soll, wie in Verweis auf Kapitel 2 berücksichtigt werden, dass eine klare 

Unterscheidung zwischen Freiwilligkeit und Zwang mit Schwierigkeiten verbunden ist, jedoch jeweils 

Handlungsalternativen existieren. 
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Migrationsrestriktionen zum stratifizierenden Element wird und soziale Differenzierung durch 

starke Mobilität einerseits und Immobilität andererseits, zunehmend sichtbar wird. So bezieht 

er die Frustration über Immobilität als wichtigen Rückschluss zur Erklärung aktueller 

Migrationsbewegungen in seine Analyse mit ein. (Vgl. ebd.: 7f.) 

 

Die diversen Typen von Barrieren unterteilt Carling (vgl. ebd.: 30) in sieben Kategorien, die 

in Kapitel 6 und 7 anhand des konkreten Fallbeispiels und der politischen Maßnahmen 

genauer zu bestimmen sind. Dazu zählen kategorische Einschränkungen (Visa-freie Einreise 

oder Visabestimmungen), qualitative Einschränkungen (Qualifikationslevel, bspw. 

hochqualifizierte Migration), Einschränkungen im sozialen Netzwerk (soziale Kontakte, 

Zugang zu gefälschten Dokumenten etc.), praktische Barrieren (Nicht-Erhalt von 

Dokumenten), finanzielle Kosten, körperliche Gefahren und das Risiko der Ausweisung.  

 

Für die vorliegende Fragestellung erachte ich seinen Ausgangspunkt, dass Kontrollpolitiken 

von entscheidender Bedeutung für die Zahl und Form internationaler Migrationsbewegungen 

sind und diese deshalb in deren Analyse mit einfließen müssen, als besonders relevant.  

 

3.7. ĂPolitics of Scaleñ: Migration als Handlungsspielraum 

 

Einen zusätzlich interessanten Blickpunkt ermöglicht der Ansatz des ĂPolitics of Scaleñ, der 

gesellschaftliche Entwicklung stets in Raum eingebettet versteht, sowie die Reproduktion von 

Raum durch gesellschaftliche Entwicklung bedenkt. (Vgl. Parnreiter 2007: 66) 

Gesellschaftliche Macht wird dabei in Relation zu ĂHandlungsspiel-RAUMñ (ebd.: 66) 

gesetzt. Ein Beispiel für die Ausdehnung solchen Handlungsspielraums sind Migrationen, 

bzw. deren Ermöglichung durch einen oder mehrere Haushalte zur Schaffung zusätzlicher 

ĂHandlungsstrategienñ (ebd.: 66), auch wenn dies unter schwierigen Bedingungen geschehen 

mag.25 Argumentiert wird erneut daf¿r, MigrantInnen nicht ausschlieÇlich als ĂSpielfigurenñ 

sozialer Strukturen zu betrachten: 

 

ĂThe continuous reshuffling and reorganisation of spatial scales are integral to social 

strategies and an arena for struggles for control and empowerment.ñ (Swyngedouw 

zit. nach Parnreiter 2007: 66) 
 

                                                 
25 Die ĂTheory of new economics of migrationñ trug dazu bei, die Analyseeinheit des Haushalts anstatt des 

Individuums in den Vordergrund zu rücken. (Vgl. Poeze 2008: 16f.) 
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In dem Sinn, als Migrationen unter Umständen als räumliche oder soziale Strategien zur 

Überwindung ökonomischer oder sozialer Krisensituationen dienen mögen, beschreibt 

Parnreiter, (vgl. ebd.: 63) dass durch Ăpolitics of scaleñ, Ăentangled historiesñ entstehen. Unter 

Ăentangled historiesñ werden durch Migrationsbewegungen und Bevºlkerungswanderungen 

generierte, intergesellschaftliche Verflechtungen verstanden. Gesellschaften sind mitunter aus 

diesen veränderten Kontexten heraus zu betrachten. Migrationsbewegungen und ï

entscheidungen kºnnen aus dieser Perspektive heraus mitunter als ĂLivelihood-Strategienñ 

begriffen werden. (Vgl. ebd.: 63) 

 

3.8. ĂMigration Studiesñ ï Eine Synthese 

 

Durch regimetheoretische Überlegungen scheint vor allem ein reflexiverer Blick auf den 

migrationspolitischen Umgang mit ĂMigrationñ mºglich. Zudem erlaubt der bereits 

ausführlich diskutierte Autonomiebegriff, einen Blick auf Migration über Funktionalismus 

und systemische Faktoren hinaus. In Hinblick auf die konkrete Frage- und Problemstellung 

nach indirekten und direkten Konsequenzen europäischer Migrationspolitiken (in Kooperation 

mit afrikanischen Staaten) für westafrikanische Migrationsbewegungen, erfolgt eine 

Erprobung und gewisse Anlehnung an den Migrationsregime Begriff. Eine gleichzeitige 

Ber¿cksichtigung Ănicht-autonomerñ (siehe Muy 2009: 24) Momente in Migrationsprozessen 

in dem Sinne, dass Migrationspolicies konkrete Konsequenzen für Migrationsbewegungen 

haben, bedeutet eine gewisse Relativierung der Autonomiethese. Dies impliziert, 

Migrationsbewegungen gewissermaÇen als ĂKonstanteñ (vgl. Lehners 2007: 7) zu betrachten; 

jedoch die Besonderheiten in ĂFormen, Verlauf [und] Ursachenñ (Kraler 2007a: 10) von 

Migration sowie deren Einbettung in gesellschaftliche Integrationsprozesse und in 

gesellschaftlichen Wandel, im Sinne sozialer, politischer, ökonomischer oder kultureller 

Einflüsse, zu berücksichtigen. (Vgl. ebd.: 10) Wenngleich Migrationsprozesse und -

bewegungen einer starken Dynamik unterliegen zu scheinen, kann somit davon ausgegangen 

werden, dass Migrationspolitik und vielfältige weitere Faktoren, Einfluss auf die Art und 

Weise, auf welche Migrationen erfolgen, nehmen: 

 

ĂLegal and Physical barriers to migration can have an important influence on the 

magnitude and nature of migration, although not necessarily in the intended 

direction.ò (De Haas 2008a: 20) 
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Theoretisch ist in dieser Hinsicht interessant, ob und inwiefern Migrationsbewegungen durch 

Migratiospolitik nachhaltig beeinflusst werden, bzw. inwieweit migrationspolitische 

Maßnahmen aufgrund autonomer Momente von Migration deren Wirkung verfehlen. 

In der Erkennung Ătransnationaler sozialer Rªumeñ (Basch et al. 2006: 151f.; Parnreiter 2007: 

65) konnte ein ebenso wichtiger Input erkannt werden. Die Netzwerktheorie und 

systemtheoretische Ansätze fokussieren darauf, dass Strukturen, sei es auf der Ebene 

informeller Beziehungen oder darüber hinaus, in die Analyse von Migrationsbewegungen 

inkludiert werden müssen. 

 

Da die Auseinandersetzung mit den einzelnen  Ansätzen deren spezielle Erklärungsleistungen 

und etwaige Schwächen aufzeigen konnte, erfolgt nun eine aus den einzelnen Disziplinen und 

Theorien kombinierte Herangehensweise an die konkrete Frage- und Problemstellung. Ein 

solch interdisziplinärer Ansatz scheint aufgrund der Komplexität von Migrationsprozessen 

geeignet für die Ermessung des Kurses, der Problematiken, der Erfordernisse und 

widersprüchlichen Interessen europäischer sowie afrikanischer Migrationspolitiken im 

Kontext der Wirkung auf westafrikanische Migrationsbewegungen, zu sein. Die Zentralität 

von MigrantInnen als AkteurInnen von Migrationsgeschehen kann auf diese Weise ebenfalls 

herausgearbeitet werden. Eine interdisziplinäre Herangehensweise wird somit als sinnvolles 

ĂWerkzeugñ betrachtet, der Komplexitªt von Migrationsprozessen ansatzweise Rechnung 

tragen zu können. Durch die theoretische Erklärung von Migrationsprozessen findet aber 

gleichzeitig auch eine Komplexitªtsreduktion statt, da Theorien ĂWirklichkeitñ nicht 

vollständig abbilden zu vermögen. 
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4. Struktur - und Akteursebenen europäischer und afrikanischer 

Migrationspolitiken ï historische Kontextualisierung und Status Quo 

 

Übergeordnetes Ziel dieses Kapitels ist die Analyse und Darstellung von zentralen 

migrationspolitischen Strukturen, welche auf westafrikanische Migration nach Europa 

Einfluss nehmen. Die bisherige Entwicklung gemeinschaftlicher europäischer 

Migrationspolitik sowie einzelstaatliche Tendenzen sollen in den historischen Kontext 

eingebettet werden. Auf diese Weise soll Hintergrundwissen zur Fragestellung generiert 

werden, um darauf aufbauend in Kapitel 7 die Wirkung und Wirksamkeit konkreter 

Maßnahmen europäischer Migrationspolitik analysieren zu können.  

 

Speziell für den europäischen Kontext ist die schrittweise Europäisierung von 

Migrationspolitik relevant. Einerseits fanden verstärkt inhaltliche Angleichungen 

europäischer einzelstaatlicher Migrationspolicies statt, andererseits wurden Maßnahmen in 

Richtung eines gemeinschaftlichen migrationspolitischen Ansatzes der EU gesetzt. Sowohl 

inhaltliche als auch formale Tendenzen und Schritte sowie Ursachen und Einordnung 

politischer Ausrichtungen, sind Gegenstand der Diskussion. Bis dato ist der gemeinschaftliche 

Charakter europäischer Migrationspolitik jedoch nur eingeschränkt erkennbar. Vor allem in 

Hinblick auf den Grenzschutz und auf Regelungen regulärer Zuwanderung in die EU, 

dominieren die Mitgliedsstaaten den Entscheidungsfindungsprozess. 

 

Inhaltlich richtungsweisend ist insbesondere europäisches Migrationsmanagement. Im 

Kontext einer übergeordneten migrationspolitischen Strategie scheint die Einbindung 

afrikanischer Herkunfts- und Transitstaaten in Maßnahmen zur Migrationskontrolle stetig an 

Bedeutung gewonnen zu haben. (Vgl. Aubarell et al. 2009: 5ff.) Im Umkehrschluss wird auch 

die Einbindung europäischer migrationspolitischer Strategien in die jeweiligen 

Migrationspolitiken afrikanischer Staaten angestrebt. (Vgl. ebd.: 8) 

 

In der bearbeiteten Literatur (vgl. Gnisci 2008: 102f.; Anonymous 2010: 4, Zeilen 31-45; 

Adepoju et al. 2007: 5) wird aktive Migrationspolitik im subsaharischen, sowie 

westafrikanischen Kontext eher als junges, noch nicht vollständig konsolidiertes Politikfeld 

dargestellt. Deshalb - und weil die Initiative zur migrationspolitischen Gestaltung (siehe 

Kapitel 7) v. a. von der EU und EU Mitgliedsstaaten ausgeht - liegt der Analyseschwerpunkt 
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auf europäischer Migrationspolitik. Als relevante Themen westafrikanischer 

migrationspolitischer Agenden, können dennoch die Kanalisierung von migrantischen 

Geldtransfers in Herkunftsstaaten, die ĂBekªmpfungñ von Menschenhandel, 

ĂTransitmigrationñ, Diaspora, Menschenrechte und entwicklungspolitische Tendenzen in den 

Herkunftsstaaten von westafrikanischen ImmigrantInnen in Europa ausgemacht werden. 

ĂBrain drainñ sowie Ăbrain gainñ, sind ebenfalls thematisch wichtige Politikinhalte. Die 

jeweiligen Staaten scheinen jedoch sehr unterschiedliche Sichtweisen auf - und Umgang mit - 

den Themenfeldern zu haben und zu pflegen. (Vgl. Adepoju 2007: 5) Wie noch zu erkennen 

sein wird, avancierten insbesondere die Politikfelder Migration und Entwicklung zu wichtigen 

Themen europäisch-afrikanischer Aushandlungsprozesse. 

 

Einzelnen westafrikanischen und nordafrikanischen Staaten kommt im Rahmen der  

europäischen Ăexternen Dimensionñ von Migrationspolitik eine wichtige Rolle zu. Mehr dazu 

sowie zur migrationspolitischen Position der ECOWAS, welche als Modell regionaler 

Integration, ähnlich der EU, einen wichtigen migrationspolitischen Akteur im west- und 

innerafrikanischen Raum insgesamt darstellt, folgt in Unterkapitel 4.2. 

 

4.1. Die Entwicklung europäischer Migrationspolitik: über Nationalstaatlichkeit, 

Intergouvernmentalismus und Supranationalität  

 

4.1.1. Zur Konvergier ung europäischer Migrationspolitiken 

 

Migrations- und Einwanderungspolitik auf europäischer Ebene formierten sich zunehmend zu 

bestimmenden einzelstaatlichen und Ăunionseuropªischenñ (Benedikt 2004: 11) 

Kernbereichen innerer und äußerer Sicherheit. Parallel zu Angleichungen der 

Grundausrichtungen nationalstaatlicher Zielsetzungen und Regelungen intergouvernmentaler 

Zusammenarbeit, kam es zu Bestrebungen in Richtung einer gemeinsamen europäischen 

Migrationspolitik (vgl. Juen 1996: 4, 13) sowie einer integrierten europäischen 

Grenzmanagement-Strategie (vgl. Jorry 2007: 19). Erst die Umsetzung der Bewegungsfreiheit 

innerhalb der Europäischen Union bedingte die zunehmende Thematisierung von Immigration 

von Personen mit Herkunft außerhalb der EU (vgl. Adepoju et al. 2010: 1). Ein Schwerpunkt 

europäischer Politik im Bereich der Immigration von Drittstaatsangehörigen liegt dabei auf 

der Externalisierung bzw. Exterritorialisierung des Grenzschutzes. (Vgl. Aubarell et al. 2009: 

5) Im Kontrast zwischen Bewegungsfreiheit im Inneren der EU einerseits und rigider 
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Einwanderungspolitik für Nicht-EU Staaten andererseits, kommt die Wirkung der Konzepte 

von Freiheit und von Sicherheit besonders zum Tragen. (Vgl. auch Bigo 2008: 36) 

 

Um die Dynamik hinter der steigenden Bedeutung der EU-Außengrenzen und der 

Entwicklungen jenseits dieser Grenzen für die europäische Migrationspolitik nachvollziehen 

zu  können, sollen nachfolgend Paradigmenwechsel, Umbrüche oder Richtungswechsel auf 

politischer Ebene betrachtet werden. 

 

4.1.1.1. Postkoloniale Politik im Blickfeld 

 

Eine Betrachtung der unterschiedlichen historischen Perioden, von der Kolonialzeit über die 

Entkolonialisierung und die postkoloniale Zeit, würde wohl darauf hindeuten, dass die jeweils 

vorherrschenden Paradigmen der Bevölkerungs-  bzw. aktuell Migrationspolitik, von sehr 

willkürlichem Charakter waren und sind. Der Status-quo des jeweilig vorherrschenden 

Paradigmas erscheint dahingegen erst vor dem Hintergrund einer Zäsur hinterfragt zu 

werden.26 Dies hängt auch eng mit der, in Kapitel 2 erwähnten Debatte rund um die 

Konstruiertheit von Konzepten, wie dem der irregulären Migration, zusammen. (Vgl. auch 

Kraler 2007a: 22) 

 

Die Phase unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg gilt als so genannte ĂGastarbeiterªrañ und 

ist durch die Anwerbung und Anstellung Ăbilligerñ Arbeitskräfte aus dem Maghreb Raum, der 

Türkei, dem ehemaligen Jugoslawien sowie aus südeuropäischen Staaten durch Frankreich, 

die Niederlande, Belgien und Deutschland geprägt. Zudem immigrierten Arbeitskräfte aus 

den ehemaligen Kolonien nach Großbritannien und Frankreich. (Vgl. Stacher 2007: 154f.) 

Die migrationspolitisch Grundausrichtung Großbritanniens, Frankreichs und der Niederlande 

in dieser Periode, können als Ăpostkolonialñ27 bezeichnet werden (Vgl. Castles/Miller 2009: 

105) und sind zur Erlangung eines Verständnisses über gegenwärtige westafrikanische 

Migrationsbewegungen, welche Teil des fünften und sechsten Kapitels sind, zu beachten.  

                                                 
26 während in der Bevölkerungspolitik des frühen 19. Jahrhunderts die Liberalisierung des Ausreiserechts 

stattfand, wurde die Mobilität der Bevölkerung kolonialisierter Staaten aus Angst eines Scheiterns kolonialer 

Entwicklungspolitik bis ins 20. Jahrhundert streng kontrolliert; die großen Kriege des 20. Jahrhunderts waren 

wiederum mit der Rekrutierung von afrikanischen Soldaten durch die Kolonialmächte verbunden. Dies war 

gleichzeitig folgenreich für die Einleitung von Entkolonialisierungsprozessen. (Vgl. Kraler 2007a: 15, 19) 
27 In Anlehnung an die theoretischen Ausführungen zur postkolonialen Theorie, ist diese Kategorisierung als 

eine zeitliche sowie inhaltliche zu verstehen; Das prªfix Ăpostñ (Castro Varela/Dawahn 2005: 113) bleibt wie 

geschildert keinem Ănachñ verhaftet sondern einem Ădar¿ber hinausñ.  
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Zwischen den erwähnten nordafrikanischen Staaten und Frankreich gab es zu diesem 

Zeitpunkt bereits eine lange ĂTraditionñ der Migrationsbewegungen, die vor allem durch die 

französische Kolonisierung und Landnahme sowie Zwangsrekrutierung von Arbeitskräften 

Bestand hatte, jedoch bis zum ersten Weltkrieg zahlenmäßig geringer war. (Vgl. Stacher 

2007: 151ff.) Die nach dem zweiten Weltkrieg und der Unabhängigkeit sehr engen 

Ămigrationspolitischenñ Beziehungen zwischen europªischen und westafrikanischen Staaten, 

namentlich zwischen Frankreich und Mali sowie Senegal und zwischen Nigeria und 

Großbritannien,  (Vgl. Kraler Interview 2010: 13) gilt es ebenfalls in den kolonialen, 

historischen Rahmen zu setzen.  

 

Die spätere, nach dem zweiten Weltkrieg erfolgte Rekrutierung von hauptsächlich männlichen 

Arbeitsmigranten wurde staatlich organisiert und durch bilaterale Verträge zwischen den Ziel- 

und Herkunftsstaaten geregelt. Zwar sah die staatliche Politik eine temporäre Anwerbung und 

Anstellung der ArbeitsmigrantInnen vor, um eine rasche Unterbrechung eingegangener 

Arbeitsverhältnisse als Reaktion auf Wirtschaftseinbrüche zu ermöglichen. De facto erfolgte 

Arbeitsmigration zu diesem Zeitpunkt aber bereits zu einem Großteil auf zirkuläre Weise28. 

Viele Migranten strebten zudem eine permanente Niederlassung und Anstellung sowie einen 

zukünftigen Nachzug deren Familien an. (Vgl. Stacher 2007: 155f.) Als generelles 

migrationspolitisches Charakteristikum dieser Phase, beschreibt Kraler (vgl. 2007a: 26) das 

Abgehen von der Herkunft als Hauptselektionskriterium.  

 

Eine grobe Veränderung des migrationspolitischen Agenda-Settings der europäischen 

Mitgliedsstaaten in Richtung einer Problematisierung von Migration als sozialen ĂFaktorñ 

lässt sich, um diese Entwicklung historisch einzuordnen, etwa seit der Konjunkturkrise der 

Jahre 1973/74 erkennen. Die Bundesrepublik Deutschland verhängte 1973, aufgrund der 

Niederlassung der als temporär angeworbenen ArbeitsmigrantInnen, sowie des Nachzugs 

deren Familien, erstmals einen Einwanderungsstopp - weitere Staaten folgten diesem 

Beispiel. (Vgl. Juen 1996: 8)  

 

Die Zeit nach 1973 ging in die Literatur als eine der Konsolidierung ein, sowohl von 

restriktiveren Einwanderungsgesetzen, wobei z. T. sogar von Ăzero immigration countriesñ 

die Rede ist, als auch im Sinne einer ĂNormalisierungñ von niedergelassenen 

ImmigrantInnen-Bevölkerungen. (Vgl. Castles/Miller 2009: 108) Die Erdölkrise 1973 ging in 

                                                 
28 Die Anwerbung war zwar temporär vorgesehen, es zeichnete sich jedoch eine wiederholte Rekrutierung zuvor 

bereits angestellter MigrantInnen ab bzw. eine Verlängerung deren Arbeitsverhältnisse. (Vgl. Stacher 2007: 155) 
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den meisten Industriestaaten mit einer Rezession einher und bedeutete einen 

Immigrationsrückgang. Gleichzeitig waren ärmere Länder, beispielsweise jene südlich der 

Sahara, ebenso stark von der Rezession betroffen, was ein Abnehmen internationaler 

Migration aus diesen Ländern bedeutete. (Vgl. Kraler 2007a: 27) 

 

Der Entwicklung der Konsolidierung kann der Begriff Ăproliferation of legislationñ (Juen 

1996: 18) zugeordnet werden. ĂProliferation of legislationñ steht f¿r eine Form des 

Dominoeffektes der Implementierung von stärker auf Immigrationskontrolle ausgerichteten 

Gesetzen in europäischen Staaten. Dabei ist die Befürchtung von Staaten ausschlaggebend, 

dass liberalere nationale Zuwanderungsregelungen im eigenen Land, bei gleichzeitig stärker 

geregelter Zuwanderung anderer Mitgliedsstaaten, als Anziehungspol für Einwanderer und 

Einwanderinnen wirken würden. (Vgl. Juen 1996: 18) Die Konsequenzen von Diversität und 

Ethnizität im Rahmen von Immigration in europäische Gesellschaften werden von Castles und 

Miller ebenso als wichtige Thematik in der Diskussion rund um internationale Migration 

angeführt. (vgl. Castles/Miller 2009: 14) 

 

Zu Beginn der 1980er Jahre endete die Rekrutierung von ArbeitsmigrantInnen und 

Arbeitskräften, in den Fällen Frankreichs, Großbritanniens oder der Niederlande aus den 

ehemaligen Kolonien, somit weitgehend. Der Trend zu permanenten Niederlassungen und des 

Familiennachzugs von ImmigrantInnen aus den ehemaligen englischen, französischen und 

niederländischen Kolonien, dauerte jedoch noch an. Die seit den 1950er Jahren in Gang 

gesetzten Entkolonialisierungen hatten zudem eine Konsolidierung bereits vorhandener 

Migrationsformen und -muster bewirkt. (Vgl. Castles/Miller 2009: 9) 

 

Die Konvergierung migrationspolitischer Ausrichtungen fand vorerst vor allem in West- und 

Zentraleuropa statt. In Südeuropa zeichnete sich eine schrittweise Restriktivierung von 

Migrationspolitiken erst später ab. Während sich westeuropäische Staaten bereits in der Phase 

nach 1945 von Aus- zu Einwanderungsstaaten transformierten, begann diese Entwicklung für 

Spanien, Italien und Griechenland erst nach dem Ende des Kalten Krieges. Westeuropäische 

Staaten beäugten v. a. die informellen südeuropäischen Ökonomien der so genannten Ăjungen 

Immigrationsstaatenñ (vgl. Fassmann 2010) kritisch, da diese als eine der Ursachen für 

irreguläre Immigration gelten. (Vgl. Castles/Miller 2009: 108, 111) Parallel zur Formierung 

südeuropäischer Mitgliedsstaaten von Emigrations- zu Immigrationsstaaten, ist die 

Transformation Marokkos, Nigerias, Ghanas und Côte d´Ivoires, welche ebenfalls mehrere 
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Stadien von Migrationsformen durchliefen, zentral. Wichtig ist dieses Werden zu 

Immigrationsstaaten v. a. in Hinblick auf den Umgang der Staaten mit Zuwanderung, bspw. 

im Vergleich zu traditionellen Einwanderungsstaaten wie Kanada und den USA. Während 

letztere bei der Auswahl von ImmigrantInnen sehr genau vorgehen, ist die Integration der 

zugewanderten Personen generell erwünscht. Viele westeuropäische Staaten, in welchen sich 

Menschen sichtbar dauerhaft niedergelassen haben, beschränkten sich jedoch auf ihren Status 

des Anwerbens kurzfristiger Arbeitskräfte und verneinten deren Status als Immigrationsland, 

womit vielen Zuwanderern und Zuwanderinnen bestimmte Rechte, bspw. das Recht auf 

Staatsbürgerschaft, generell versagt blieben. (Vgl. ebd.: 14.) Dieser Umstand ist für die 

Verbindung zwischen Staat und Mensch, die durch Regeln der Staatsbürgerschaft und 

Naturalisation determiniert wird, ausschlaggebend. (Vgl. ebd.: 16)  

 

4.1.1.2. Policy Trends und politische Argumentation in der Analyse 

 

Die seit den 1980ern und insbesondere im Laufe der späten 1990er Jahre verstärkten 

Zuwanderungsrestriktionen von einzelstaatlicher und gemeinschaftlicher Seite, werden 

zumeist mit massiven Anstiegen in der Zuwanderung in die EU, vor allem auf irregulärem 

Weg, begründet. Aufgrund dessen hängt das vorliegende Kapitel mit Kapitel 5, 6 und 7 - über 

Charakteristika westafrikanischer und insbesondere senegalesischer Migrationsbewegungen, 

sowie konkrete migrationspolitische Maßnahmen - eng zusammen. Die politische 

Argumentationsebene soll auf diese Weise näher betrachtet werden, um letztendlich 

überprüfen zu können, ob die Maßnahmen auch dem Verlauf, der Form und den erkennbaren 

Gegebenheiten von Migrationsbewegungen entsprechen. 

 

ĂKonvergierungstrends migrationspolitischer Optionenñ (Juen 1996: 17) werden stark mit 

Veränderungen von Migrationsformen und -mustern in Verbindung gebracht, die während der 

1980er und 1990er auf Regionen der europäischen Migrationslandschaft Einfluss nahmen. 

Die 1986 von der OECD einberufene, erste Konferenz zur Internationalen Migration stand im 

Zeichen des Bewusstseins der OECD über eine wachsende Konvergenz ihrer Mitgliedsstaaten 

in Angelegenheiten der Migrationspolicies und ĂHerausforderungenñ diesbez¿glich. Wªhrend 

die USA diese Form des Dialogs als nicht wünschenswert erachteten, war sie für die EU 

aufgrund der Öffnung der Binnengrenzen sehr relevant. (Vgl. Castles/Miller 2009: 13) Auch 

Juen (vgl. 1996: 18) bemerkt einen Zusammenhang zwischen der generellen Beschleunigung 
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eines Konvergierungsprozesses seit den 1980er Jahren und des Ziels, einen europäischen 

Raum ohne Binnengrenzen aufzubauen.  

 

Historische Ereignisse, wie der Fall der Berliner Mauer und das Ende des Kalten Krieges, 

bewirkten ebenfalls Veränderungen in der migrationspolitischen Landschaft Europas. Ende 

der 1980er und Anfang der 1990er Jahre wurde der von politischer Seite betonte Anstieg von 

Asylanträgen jedoch weniger als Bedarf des Schutzes interpretiert, sondern verstärkt als 

Ausdruck des Missbrauchsversuchs des Aufenthaltsstatus ĂFl¿chtlingñ. Eine tendenzielle 

Wahrnehmung von AsylwerberInnen als potentielle Ăfreiwilligeñ MigrantInnen lªsst auf eine 

Einbettung von Asylpolitik in eine breitere migrationspolitische Agenda insgesamt schließen 

ï womit die Fokussierung auf humanitäre und menschenrechtliche Aspekte des 

Flüchtlingsregimes der Nachkriegszeit in den Hintergrund getreten ist. (Vgl. ebd.: 27; 

Castles/Miller 2009: 109)  

 

Die verstärkte Zuwanderung aus den Staaten der 1991 gegründeten GUS-Region sowie aus 

nordafrikanischen Staaten bewirkten zudem einen von politischer Seite zunehmend 

artikulierten ĂMigrationsdruckñ auf die Europªische Union. Im Zusammenhang mit dem 

Zusammenbruch der Sowjetunion wurde von europäischen rechten Parteien, wie dies noch 

hªufig der Fall sein sollte, eine ĂMigrationskriseñ und eine ĂInvasionñ aus der Region 

proklamiert, welche jedoch ausblieben. Millionen von Menschen bewegten sich derweilen in 

und zwischen dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion. (Vgl. ebd.: 109) 

 

Neben veränderten Migrationsmustern werden auch die beschleunigte ökonomische 

Globalisierung sowie eine Zunahme von Gewalt und von Menschenrechtsverletzungen in 

Afrika, Lateinamerika und Asien z. T. als Ursachen für eine stärkere Ausrichtung 

europäischer Staaten auf Migrationskontrolle genannt. (Vgl. ebd.) In Afrika, Lateinamerika 

oder Asien ausgefochtene Stellvertreterkriege, welche ebenfalls einen starken Anstieg der 

internationalen Flüchtlingsbevölkerung bewirkten, (vgl. Kraler 2007a: 26) bleiben hingegen 

häufig unterwähnt.  

 

Nach Castles und Miller (vgl. 2009: 109) hat das Zusammenwirken einer Reihe von Faktoren 

als Triebkraft einer Politisierung von Migration in den 1990er gewirkt. Zu diesen Faktoren 

werden einerseits permanente Niederlassungen von GastarbeiterInnen und 

Familienzusammenführungen gezählt, andererseits ethnische Diversifizierungen der in den 
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Empfängergesellschaften ansässigen MigrantInnen durch die unterschiedliche Herkunft und 

Sozialisation immigrierter Personen. Eine Zunahme von Migrationsbewegungen irregulären 

Charakters zählen die Autoren ebenfalls zu den Einflussgrößen, welche eine Politisierung von 

Migration voran getrieben hätten. Diese Politisierung wirke zudem als Motor für Forderungen 

der EU-Mitgliedsstaaten nach Kooperation im Politikfeld Migration, vorerst jedoch auf 

intergouvernmentaler Ebene. (Vgl. Bendel/Haase 2008a)  

  

Castles und Miller (vgl. 2009: 3) umschreiben gegenwärtig verzeichnete Migrationstrends 

generell mit dem Terminus der Ăneuen Migrationenñ und umfassen diese als ĂThe Age of 

Migrationñ. Ob in Bezug auf gegenwªrtige Migrationsbewegungen tatsªchlich auf den Begriff 

ĂAge of Migrationñ verwiesen werden kann und soll, wird Teil späterer Ausführungen der 

vorliegenden Studienarbeit sein. Ansatzweise vorausgeschickt wurde in Kapitel 3 bereits, dass 

die Konstatierung eines gegenwªrtigen ĂAge of Migrationñ wissenschaftlich stark umstritten 

ist, von Kraler (vgl. 2007a: 29) und Carling (vgl. 2002: 5) sogar verneint wird. Dazu folgen 

Ausführungen in den folgenden Kapiteln. 

 

Kraler (vgl. 2007a.: 22) macht durch die Erwªhnung der ĂGeburt des Fl¿chtlingsproblemsñ 

auf einen sehr interessanten Aspekt aufmerksam. Diese sei aufgrund Ă[...] [der] Verschiebung 

normativer Deutungsparameter im Zuge des Aufstiegs des modernen Nationalstaats als 

dominante politische Organisationsformñ (ebd.) in den 1920er Jahren von statten gegangen. 

Diese Textpassage gibt zu bedenken, dass Phänomene, welche zu Problemen ernannt werden, 

stets einer gewissen Konstruiertheit unterliegen, wie bereits aus den Erläuterungen zum 

Konzept irregulärer Migration (Kapitel 2, Begriffe im Diskurs)  hervorging. Wie Baldwin-

Edwards (2008: 1455) zitiert wurde, bedarf es immer erst einer politischen Benennung, um 

etwas zu einem Problem zu avancieren lassen. Die Politisierung von Migration ausschließlich 

auf Veränderungen in Migrationsbewegungen selbst zurückzuführen, wie dies bei Castles und 

Miller (siehe oben) der Fall zu sein scheint, sollte somit überdacht werden. 

 

4.1.2. Migration als Herausforderung nationalstaatlicher Souveränität? 

 

Die 1990er Jahren werden insgesamt immer wieder als zeitliche Passage genannt,  in der die 

Grenzen der Kontrollierbarkeit von Migration verstärkt sichtbar wurden. (Vgl. Juen 1996: 8) 

Nationalstaatlichkeit im Sinne von absoluter Souveränität und Macht im 20. Jahrhundert wird 

häufig als durch internationale Migration und eine zunehmende Mobilität des Einzelnen, der 
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Einzelnen, unterminiert, geschildert. (Vgl. Castles/Miller 2009: 3) Im Gegensatz zur 

weitgehend von den Nationalstaaten anerkannten freien Güter- und Warenzirkulation als 

Errungenschaft der Globalisierung, rechtfertigt Ădie nationalstaatliche Ideeñ Restriktionen auf 

Bewegungsfreiheit bzw. Mobilität (vgl. Fall 2004: 1) von so genannten 

Drittstaatsangehörigen. Als doppelte Herausforderung der Nationalstaatlichkeit empfanden 

europäische Mitgliedsstaaten die Kompetenzausweitungen auf supranationaler Ebene. Diese 

werden vor allem als nationalstaatlicher Souveränitätsverlust benannt.  

 

ĂDas Politikfeld Migration vervielfältigt die Reibungspunkte zwischen 

nationalstaatlichem und supranationalem Ordnungsprinzip, weil es ein Phänomen 

erfasst, das an sich bereits die Vorstellungen von Souveränität und Nationscharakter 

eines Staates untergräbt. MigrantInnen stellen das Prärogativ von Staaten in Frage, 

über die Zulassung und Ausschließung von Nicht-Staatsangehörigen jederzeit und 

unumschränkt befinden und verfügen zu können. Gleichzeitig schwächen sie die unter 

dem Titel Ănationale Identitªtñ gepflegte Fiktion einer homogenen Gemeinschaft.ñ 

(Juen 1996: 105) 

 

Die Wahrnehmung zunehmenden supranationalen Einflusses als nationalstaatlichen 

Kompetenz- und Souveränitätsverlust, ist eine überwiegend von Mitgliedsstaaten vertretene, 

einer Art ĂNullsummenspielñ gleich kommende Lesart, der relativ neuen institutionellen 

Einflusssphären, auf europäischer Ebene. (Vgl. Beck/Grande 2007: 62f.)  

 

Juen verortet in der Analyse des europäischen Integrationsprozesses ein Spannungsverhältnis 

zwischen Intergouvernmentalitªt und Supranationalitªt, sieht jedoch in Form des ĂPoolensñ 

politischer Souveränität, ähnlich wie Beck und Grande, die Möglichkeit der Ausbalancierung 

eben dieser Spannung. (Vgl. Juen 1996: 105) Ähnliche Schlussfolgerungen ergeben sich aus 

den Ausführungen Knelangens zur inneren Sicherheit, welche durch ĂKonturen eines 

souveränitätsgeladenen Kooperationsgegenstandesñ (Knelangen 2001: 32) geprªgt, sei. Die 

Kooperation der Mitgliedsstaaten im Politikfeld innere Sicherheit im Generellen, sei gerade 

dafür wegweisend, dass internationale Bedrohungsszenarien und Herausforderungen nicht 

mehr national gelöst werden können. (Vgl. ebd.) Hinzuzufügen gilt es, dass die Einordnung 

des Politikfelds Migration in Agenden der inneren Sicherheit, wie aus den nachfolgenden 

Erläuterungen hervorgehen wird, als politischer Akt zu verstehen ist und keiner natürlichen 

Einordnung gleich kommt.  

 

In Hinblick auf mögliche Ursachen von Policy Ausrichtungen im Migrationsbereich, ist es 

neben der Frage nach der Legitimität von Einwanderungskontrollen zentral zu ergründen, 
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worauf Beschränkungen von Zuwanderung fußen. Nach Bauböck (1992: 202) ist dafür 

ausschlaggebend, dass die Interessen der Gemeinschaften durch Behörden und Organe 

vertreten werden, die Zuwanderung kontrollieren und zudem die interne Verteilung von 

Gütern durch Einwanderung, so das häufig vorgebrachte Argument - gestört würde. Juen 

(1996: 34) sieht gemeinschaftliche Kooperation im Politikfeld Migration ferner auf diese 

internen Verteilungskriterien gestützt: 

 

Ădie EU Staaten haben sich in der Realisierung zentraler migrationspolitischer 

Optionen zum einen an den Prinzipien der Restriktion und rigiden Kontrolle 

ausgerichtet. Zum anderen ist der Schutz vermeintlich bedrohter sozialer Güter im 

Mittelpunkt gestanden, die den eigenen StaatsbürgerInnen als exklusiv zustehend 

definiert worden sind. Gegenwärtig erscheint es daher wenig wahrscheinlich, dass 

eine andere Problemwahrnehmung der Motor europaweiter Kooperation in 

migrationspolitischen Fragen sein könnte.ñ  
 

Wie zuvor erwähnt wurde, bot das europäische Binnenmarktprojekt Anlass zur verstärkten 

Kooperation der Migrationspolitiken der Mitgliedsstaaten. Migrationsbewegungen wurden 

dabei jenen Faktoren zugeschrieben, die nach der Grenzöffnung im Inneren der Europäischen 

Union eine Bedrohung für die Sicherheit der EU-Staaten bedeuten könnten, womit 

Forderungen nach ausgleichenden sicherheitspolitischen Maßnahmen an den Außengrenzen 

laut wurden; Grenzen sind in diesem Sinn als Sicherheitslinien zu denken. (Vgl. ebd.: 33)  

 

Derartige Wahrnehmungen von Migration bedingen u. a. auch eine Einordnung, insbesondere 

irregulärer Migration, in Agenden der öffentlichen und inneren, sowie äußeren Sicherheit. 

Wilhelm Knelangen (vgl. 2001: 38) konstatiert hinsichtlich innerer Sicherheit einen 

Grundkonflikt, ein Ănicht einfach aufzulösendes Spannungsverhältnisñ (ebd.) zwischen 

konservativem (die Einschränkung der Freiheitsrechte zur Aufrechterhaltung von Sicherheit) 

und liberalem Sicherheitsziel (die Entfaltung persönlicher Freiheitsrechte). Diese beiden 

Formen bedingten sich insofern gegenseitig, dass Sicherheit als Voraussetzung für das Ziel 

der Entfaltung von persönlicher Freiheit gilt. Das Verhältnis zwischen Supranationalität und 

Intergouvernmentalität im Politikfeld Migration und des Grenzschutzes an den Außengrenzen 

der EU lässt sich am Deutlichsten durch die Darstellung der teilweisen und bisherigen 

Herausbildung einer solchen europäischen Migrationspolitik darstellen. Somit kann auch die 

Frage nach der Ausrichtung einer gemeinsamen europäischen Migrationspolitik an sich 

nachgegangen werden.  
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4.1.3. Zwischen Intergouvernmentalismus und Supranationalität ï die Entstehung 

eines europäischen Migrationsregimes?  

 

4.1.3.1. Zum Verständnis von Europäisierung 

 

In Anlehnung an Hess und Tsianos (2007) möchte ich vorab von der üblicherweise auf 

Supranationalität und Harmonisierung reduzierten Definition von Europäisierung Abstand 

nehmen. Europäisierung von Migrationspolitik beinhaltet demnach sowohl eine teilweise 

Harmonisierung von Migrationspolicies, Ausweitungen supranationalen Einflusses auf 

Migrationspolitik als auch den Prozess der Exterritorialisierung. Dieser Prozess leitete eine 

Transformation von Migrationspolitik insgesamt ein und wird mitunter als Ausdruck 

europäischer Integration insgesamt beschrieben. (Vgl. Hess/Tsianos 2007: 25f.) 

 

ĂUnter Europäisierung verstehen wir daher auch den Prozess der Ausdehnung der 

europäischen Migrationspolitik weit über das formale Territorium der Europäischen 

Union hinaus, sei es durch nationale Strategien einzelner Länder oder der EU (é).ñ 

(ebd.: 28) 

 

Diese Definition von Europäisierung ist in Anlehnung an Beck und Grande (2007: 62ff.) zu 

verstehen und geht noch darüber hinaus. Dass auch bilaterale Strategien einzelner 

Mitgliedsstaaten als Teil einer Europäisierung verstanden werden, lässt darauf schließen, dass 

neben den europäischen Institutionen auch die Mitgliedsstaaten, bspw. durch bilaterale 

Rückübernahmeabkommen mit nord- oder westafrikanischen Staaten, Teil einer breiteren 

migrationspolitischen Agenda sind. Hess und Tsianos (2007: 28) geben zudem zu bedenken 

Ădass gerade die Migrationspolitik und letztlich die Bewegung der Migration selbst als ein 

wesentlicher Motor des EU-Erweiterungsprozesses zu begreifen sind [é].ñ 

 

4.1.3.2. Europäisierungstendenzen in der Migrationspolitik: ein historischer Abriss von 

Maastricht via Amsterdam hin zu Lissabon 

 

Die Einheitliche Europäische Akte (EEA) 1985/87 leitete die Errichtung eines europäischen 

Binnenmarktes bis zum Jahr 1993 ein und bedeutete eine erste Reform der Römischen 

Verträge (vgl. Woyke 2006: 296), bzw. eine erste weitreichende Änderung des Vertrages zur 

Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). (Vgl. Europa 2007a) Das am 
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14. Juni 1985 vorerst von Deutschland, Belgien, Frankreich, Luxemburg und den 

Niederlanden unterzeichnete und 1995 in Kraft getretene Schengen-Abkommen sah die 

Umsetzung von Maßnahmen zur Vereinheitlichung des europäischen Binnenmarktes und 

insbesondere zum Schrittweisen Abbau von Grenzkontrollen im Inneren der Europäischen 

Union vor. Das Schengen-Abkommen basiert auf intergouvernmentaler Zusammenarbeit. 

(Vgl. Hess/Tsianos 2007: 28) 

 

Das Schengen acquis gilt als Ăzentrales, offizielles Instrument der Vereinheitlichungs- und 

Erweiterungspolitikñ, (ebd.: 28) d. h., die Schengenstaaten blieben nicht auf die fünf 

ĂInitiativstaatenñ beschrªnkt. Mittlerweile traten dem Schengener Besitzstand alle 

Mitgliedsstaaten außer Großbritannien und Irland bei. Norwegen, Island und die Schweiz 

gelten als assoziierte Mitglieder und Großbritannien, Irland sowie Dänemark vereinbarten 

optionale Eintrittsmöglichkeiten mit wahlweisem Austritt. (Vgl. Bendel/Haase 2008) Ein 

gemeinsamer europäischer Wirtschaftsraum ohne Binnengrenzen, mit dem Ziel des freien 

Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs, (Art. 14 TEC) begründete jedoch 

gleichzeitig die Verschiebung der internen Grenzkontrollen an die Außengrenzen, sowie die 

Entstehung einer gemeinsame Außengrenze. (Vgl. Jorry 2007: 3)  

 

Einhergehend mit den neu entstandenen Zielen und Prinzipien der so genannten 

Grundfreiheiten innerhalb der EU, herrschte, wie angedeutet, der Gedanke vor, ausgleichende 

sicherheitspolitische Maßnahmen zur Ermöglichung der Bewegungsfreiheit setzen zu müssen. 

In der praktischen Umsetzung implizierte dies vor allem gemeinsame Regeln der 

Grenzkontrolle, eine gemeinschaftliche Visapolitik und Maßnahmen zur verstärkten 

Kooperation von Polizei und Justiz gegen irreguläre Einwanderung und 

grenzüberschreitendes Verbrechen. (Vgl. Corrado 2007: 184f.; Hess/Tsianos 2007: 29) Somit 

liegt eine Dichotomie zwischen Grenzöffnung im Inneren und Kontrollverstärkung an den 

Außengrenze sowie zwischen erleichterter Einreise für bona fide Reisende (Corrado 2008: 

184) und strikteren Einreisebedingungen für Drittstaatsangehörige vor. (Vgl. Ugur 1995: 964) 

Hess und Tsianos (2007: 28) relativieren die schrittweise Grenzöffnung im europäischen 

Binnenraum jedoch in Verweis auf Verlagerungen von Kontrollen von den Grenzen weg, 

beispielsweise hin zu Bahnhöfen oder Bundesstraßen im Inneren der Europäischen Union. 

 

1990 kam es zur Unterzeichnung des Schengener Durchführungsübereinkommens (Schengen 

II) über die Schengen Kooperation mit den bisherigen Mitgliedsstaaten, im Zuge dessen u. a. 
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über die Entwicklung des Schengener Informationssystems29 (SIS, momentan ist SIS II in 

Bearbeitung) übereingekommen wurde. (Vgl. Gnisci 2008: 65) Eine von den Schengener 

Mitgliedsstaaten vereinbarte Liste von 126 visumpflichtigen Staaten bzw. der wichtigsten 

Herkunftsländer von Flüchtlingen und MigrantInnen, trat damit in Kraft. (Vgl. Juen 1996: 22) 

Unter den verschiedenen Visa-Arten gilt das als Reise- oder auch als ĂSchengen- sowie 

Touristenvisumñ bekannte Visum C, das einen kurzfristigen bzw. maximal dreimonatigen 

Aufenthalt in allen Schengen Staaten ermöglicht, als das am Häufigsten erteilte Visum.30 

(Vgl. Schumacher/Peyrl 2007: 28) Dieser Visumtyp ist insbesondere relevant, da der Großteil 

der MigrantInnen mit irregulärem Status durch Visumsüberziehung nicht die irreguläre 

Einreise in die Irregularität fällt. (Vgl. de Haas 2008a; Poeze 2008)  

 

Vielfältige, seit den 1980er Jahren entstandene Institutionen, weisen auf den zentralen 

Stellenwert äußerer, als auch innerer Sicherheitspolitik für Migrationspolitik im Rahmen der 

Europäisierung hin. In den 1980er Jahren formierte sich Beispielsweise TREVI, eine auf 

informeller Ebene agierende Gruppe, aus Zusammenschlüssen der Innen- und 

JustizministerInnen sowie hohen BeamtInnen und LeiterInnen der Polizeiabteilungen der 

Ministerien. Der Gruppe werden eine eindeutige sicherheitspolitische Ausrichtung sowie die 

Herstellung eines Nexus zwischen migrationspolitischen Herausforderungen und 

sicherheitspolitischen Themen und Konzepten zugeschrieben. Unter diese Themen fallen v. a. 

Terrorismus und organisierten Kriminalität. (Vgl. Hess/Tsianos 2007: 29) Problematisch 

erscheint v. a., dass TREVI bis Mitte der 1980er Jahre geheim gehalten wurde, woraus 

insbesondere Konsequenzen für Analysemöglichkeiten im Rahmen von Forschungen sowie 

für die Reichweite parlamentarischer Kontrolle abzuleiten sind.31 (Vgl. Knelangen 2001: 89) 

Mit der neuen Aufgabe ï der Initiierung bzw. Vorbereitungen der bereits erwähnten 

Ausgleichsmaßnahmen durch das europäische Binnenmarktprojekt - veränderte sich die 

Gruppe jedoch zu einer Ăechten europäischen Sicherheitskonferenzñ (Welter zit. nach 

                                                 
29 SIS ermºglicht den jeweiligen nationalen Behºrden ĂZugriff auf eine dialoggesteuerte Datenbankanwendungñ, 

d. h., durch das Eintragen der Datensätze von Personaldaten können Behörden fahndungsrelevante 

Informationen beziehen. SIS II bringt die Neuerung, dass auch biometrische Daten aufgenommen werden 

können (Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 6f.) 
30 Das 2004 geschaffene VIS-System sieht vor, dass die von den Mitgliedsstaaten an Drittstaatsangehörige 

ausgestellten Visa und Aufenthaltstitel in einer Datenbank samt biometrischer Daten dieser Personen erfasst 

werden. Das System ist in C-VIS, das zentrale Visa Informationssystem und in N-VIS ein nationales VIS 

aufgeteilt, wodurch die Erfassung der Visums- und Aufenthaltstitelverteilung harmonisiert und besser 

koordiniert werden soll. (Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 8) Der Europäische Rat und das Parlament 

sehen durch VIS einerseits die Konsultation der Mitgliedsstaaten in Visumsfragen erleichtert, andererseits könne 

das System ein missbrªuchliches ĂAsylshoppingñ verhindern. (Vgl. Rat der EU, Europªisches Parlament 2008: 

L218/60) 
31 Die Problematik der parlamentarischen Kontrolle stellt sich der Literatur nach auch hinsichtlich europäischer 

Agenturen, bspw. FRONTEX (siehe Kapitel 7).  (Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 16) 
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Knelangen 2001: 95) Die damit betraute AG, TREVI IV, beschäftigt sich seit 1989 mit 

spezifischen Maßnahmen bzgl. des Grenzkontrollwegfalls. (Vgl. ebd.: 92)  

 

Als speziell aus dem Schengener Prozess entsprungene Institutionen sind zudem die 

European Police Office (EUROPOL), das Center for Information, Discussion and Exchange 

on the Crossings of Frontiers and Immigration (CIREFI), mit Hilfe dessen ein 

Frühwarnsystem für globale Migrationsbewegungen entwickelt wurde, die External Borders 

Practicioners Unit sowie die in Kapitel 7 ausführlicher zu behandelnde europäische 

Grenzschutzagentur (FRONTEX32) zu erwähnen. (Vgl. Hess/Tsianos 2007: 29f.) Diese 

institutionellen Entwicklungen werden als ĂInformations- und Vernetzungsschubñ der 

nationalen Administrationen eingeordnet, jedoch noch als unzureichend für eine 

vergemeinschaftete Politikstrategie eingeschätzt. (Vgl. ebd.: 29) 

 

Das Dubliner Übereinkommen löste, ebenfalls im Jahr 1990, die durch das Schengener 

Abkommen vorgesehenen Bestimmungen im Bereich Asyl ab und sah Kompetenzregelungen 

der Mitgliedsstaaten bzgl. der Aufnahme von AsylwerberInnen und des Umgangs mit 

Asylanträgen vor. (Vgl. Gnisci 2008: 65) Grundgedanke der so genannten Dublinkonvention 

war, je Asylsuchende/n nur einen Asylantrag zu ermöglichen. Als zuständiger Staat gilt u. a. 

jener, Ă [é] der die Einreise veranlasst oder nicht verhindert hatñ (Schumacher/Peyrl: 2007: 

196). Seit 2003 gelten diese und diverse weitere Regelungen in Form der Dublin II-

Verordnung für alle EU-Mitgliedsstaaten sowie für Norwegen und Island. (Vgl. ebd.: 196) 

Die Dublin II Verordnung ist sehr umstritten, da der Standard der Asylverfahren nicht in allen 

Staaten derselbe ist, wie dies aktuell am Beispiel Griechenlands zu sehen ist. Peyrl und 

Schumacher (vgl. ebd. 199f.) hinterfragen die EU-weite Ă¦berstellungñ von MigrantInnen im 

Rahmen von Dublin zudem und erachten Ausgleichszahlungen unter den Mitgliedsstaaten als 

sinnvolleren Zugang zu einer EU-weit Ăgeteilten Verantwortungñ f¿r Fl¿chtlinge und 

AsylwerberInnen. 

 

Der Vertrag von Maastricht über die Europäische Union, 1993 in Kraft getreten (Europa 

2007a), begründete die Drei-Säulen-Struktur der EU und gilt als Grundlage für eine 

vertragliche Regelung migrationspolitischer Zusammenarbeit. (Vgl. Woyke 2006: 297) Die 

Bereiche Bewegungsfreiheit, Immigration und Asyl wurden in die dritte Säule - ĂJustiz und 

Inneresñ - überführt, worin Kooperation, im Gegensatz zur ersten Säule, allerdings 

                                                 
32 aus dem Französischen frontières extérieures (Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 11; Kasparek: o. J.: 7) 
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ausschließlich auf intergouvernmentaler Ebene vorgesehen ist. Zudem wurden durch Art. 8 

des Vertrags die Begriffe Unionsbürgerschaft, bzw. UnionsbürgerIn sowie 

Drittstaatsangehörige/r in Abgrenzung zu EU- und EWR-BürgerIn (BMI Deutschland 2008) 

geschaffen. (Vgl. Gnisci 2008: 65) Vorherrschende Paradigmen gehen somit auch auf die 

begriffliche Ebene über.  

 

Die durch den 1999 in Kraft getretenen Vertrag von Amsterdam bewirkten Bestimmungen 

und Neuerungen, gehen in die Literatur u. a. als ĂVertiefung der Zusammenarbeitñ (Woyke 

2006: 298) in ĂMigrationssachenñ ein. F¿r das Schengen-Abkommen ist der Vertrag von 

besonderer Relevanz, da mit Titel IV eine Integration bzw. Überführung des acquis bzw. der 

Bereiche Visa, Asyl und Einwanderung in die erste Säule, und somit in den Bereich geltender 

Gemeinschaftskompetenz und EU-Recht, einhergingen. (Vgl. Hess/Tsianos 2007: 29; Gnisci 

2008: 65) Der Rat hielt dennoch mit Art. 61 das Einstimmigkeitsprinzip über die Domänen 

Asyl und Immigration für fünf Jahre nach Inkrafttreten des Vertrages, aufrecht. (Vgl. ebd.: 65; 

Woyke 2006: 298) Zudem wurde die zweite Säule der gemeinsamen Außen- und 

Sicherheitspolitik gestärkt: 

 

ĂWithin this framework, a new approach to migration emerged, focusing on ñroot 

causesò in order to reduce the political, economic and social factors that push 

migrants to leave their countries of origin in quest of better livelihoods and work 

opportunities.ò (Gnisci 2006: 65) 

 

In Hinblick auf die starke Ausrichtung europäischer Migrationspolitik auf die 

Zusammenarbeit mit Herkunfts- und ĂTransitstaatenñ, sollte das unter der ºsterreichischen 

Ratspräsidentschaft entworfene, jedoch nicht öffentlich präsentierte Modell konzentrischer 

Kreise, eine massive Ausweitung darstellen. Das Modell sieht eine Zuordnung von Staaten in 

einen inneren Kreis der Schengen Staaten mit abgeschwächten Binnengrenzkontrollen und 

verstärkten Kontrollen an den Außengrenzen sowie einen zweiten Kreis, von, in der 

Nachbarschaftspolitik partizipierenden Staaten, vor. Diesem zweiten Kreis werden darüber 

hinaus ĂTransitstaatenñ zugeordnet, welche eine Art Pufferfunktion für zukünftige Migration 

nach Europa darstellen sollen. In diesem Rahmen sind zudem eine Angleichung von 

Visaregelungen, Kontrolle und die Rückführung an jene Staaten des Schengener Raumes 

angedacht. Dem dritten Kreis wurden überwiegend Subsahara Afrika Staaten zugeordnet, 

wobei externalisierte europäische Grenzkontrollen, die Konzentration auf Migrationsursachen 

sowie die Rückführung von MigrantInnen, darin zentral waren. (Vgl. Gnisci 2008: 65, 69) 
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Benedikt beschreibt diesen Entwurf, wobei er dies anhand des Originalzitats veranschaulicht, 

als offen eurozentristisch: 

 

 Ă[é] Die intensivsten KontrollmaÇnahmen setzen derzeit aus naheliegenden Gr¿nden 

die Schengener Staaten. Ihre Nachbarstaaten [é] sollten schrittweise in ein ªhnliches 

System eingebunden werden, da sich vor allem in der Visa-, Grenzkontroll- 

Rücknahmepolitik kontinuierlich den Standards des ersten Kreises annähern soll. Ein 

dritter Kreis von Staaten [é] wird sich dann primªr auf die Transitkontrolle und 

Schleppereibekªmpfung [é] konzentrieren. Die Erfüllung der sich in der jeweiligen 

Rolle ergebenden Pflichten soll im Gesamtsystem positive, die Nichterfüllung 

negative Konsequenzen für das jeweilige Land haben [é].ñ (Rat der EU 

(Österreicheichische Präsidentschaft zit. nach Benedikt 2004: 89f., Hervorhebung I. 

S.) 
 

Auf Anraten der deutschen und finnischen Ratspräsidentschaften sollte einem integralen 

Ansatz, der dem Programm von Tampere (siehe unten) zugeschrieben wird, jedoch Vorrang 

vor dem Modell konzentrischer Kreise eingeräumt werden. Lt. Benedikt verhinderte dies 

jedoch nicht, dass Strategieelemente in Verhandlungen, u. a. mit AKP- und Mittelmeerstaaten 

einflossen. (Vgl. ebd.: 90)  

 

Einen erstmaligen Verweis auf eine europäische Asyl- und Migrationspolitik nimmt die 

Tagung des Europäischen Rates in Tampere 1999, in deren Rahmen die Schaffung eines 

Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts in der Europäischen Union angestrebt 

wird, vor. Kooperation im Rahmen von Tampere ist einerseits in Hinblick auf Partnerschaften 

der EU und EU-Mitgliedsstaaten mit den Herkunftsländern sowie in Bezug auf ein 

gemeinsames europäisches Asylsystem vorgesehen. Die gerechte Behandlung von 

Drittstaatsangehºrigen in Verweis auf eine Ăengagierte Integrations- und Nicht-

Diskriminierungspolitikñ (Woyke 2006: 301) und das Management von ĂFl¿chtlingsstrºmenñ, 

fallen ebenfalls in den Kooperationsbereich von Tampere. (Vgl. Gnisci 2008: 65) Bzgl. der 

Zusammenarbeit mit Drittstaaten erachtete der Rat ein umfassendes, auf Analysen politischer, 

wirtschaftlicher sowie sozialer Faktoren und Situationen in den Herkunftsstaaten basierendes 

Migrationskonzept, als notwendig. Mit den Staaten Somalia und Marokko sollte in diesem 

Sinn eine so genannte ĂHochrangige Gruppeñ betraut werden. (Vgl. Woyke 2006: 300) Das 

tatsächliche Ziel von Tampere ï die Vergemeinschaftung von Migrationspolitik und der 

Übergang der Zuständigkeit von den Mitgliedsstaaten zur Kommission ï blieb vorerst 

unerreicht. (Vgl. Hess/Tsianos 2007: 30) 

Eine weitere Annäherung an die erste, gemeinschaftliche Säule, brachte der Vertrag von 

Nizza, in Kraft seit 2003, nach Art. 67,2 EGV. Anstatt des Einstimmigkeitsprinzips durch den 
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Rat, wurden schließlich die Möglichkeit zu Mehrheitsentscheidungen sowie die Einbeziehung 

des Europäischen Parlaments vorgesehen. (Vgl. Woyke 2006.: 301) 

 

Für die Zeitspanne von 2000 bis 2010 wurde die im Zuge der Tagung des Europäischen Rats 

in Lissabon erarbeitete ĂLisbon Strategyñ vereinbart. Urspr¿ngliches von der Kommission 

deklariertes Ziel ist eine strategische Reaktion auf Herausforderungen der Globalisierung und 

der Überalterung der Bevölkerung. (Vgl. Kommission 2010: 2) Arbeitsmigration gilt 

demnach als wichtiges Instrument zur Sicherung des Wachstums und der 

Entwicklungsstrategie. (Vgl. Gnisci 2008: 65) Gnisci (vgl. ebd.: 66) erachtet die Ausweitung 

der Cotonou Konvention bzw. der darin geregelten Entwicklungskooperation bis zum Jahr 

2020 zwischen der EU und den AKP33 Staaten zudem als zentrales Element einer 

gemeinschaftlichen europäischer Migrationspolitik. Regelungen betreffen nicht nur einen 

intensiven Dialog der Unterzeichnerstaaten über Migration (vgl. Europäische Kommission 

2006: 8; Adepoju et al. 2010: 61) sondern auch die Rückführung von sich irregulär in der EU 

aufhaltenden MigrantInnen aus den AKP Staaten und vice versa: 

 

ñ[E]ach of the ACP States shall accept the return of and readmission of any of its 

nationals who are illegally present on the territory of a Member State of the European 

Union, at that Member Stateôs request and without further formalities.ò (AKP/EG 

2000) 

 

Die Terroranschläge von 9/11 in New York und 3/11 in Madrid in den Jahren 2001 und 2004 

bewirkten eine intensivere Beschäftigung mit irregulärer Migration aus einer 

sicherheitspolitischen Perspektive heraus. Der Begriff der Ăillegalenñ Migration kam in der 

post-9/11 Phase verstärkt zur Anwendung und bewirkte in Art und Form der Anwendung eine 

Kriminalisierung von Migration. Aktuell ist, wie erwähnt, in Zusammenhang mit 

undokumentierter Migration, hingegen zunehmend von Regularität und Irregularität die 

Rede. (Vgl. Schneider 2010) 

 

Diese sicherheitspolitische Positionierung der Europªischen Union in ĂMigrationsbelangenñ 

zeichnete sich in den Gipfeltreffen des Europäischen Rats in Laeken, Sevilla und Thessaloniki 

zwischen 2001 und 2003 eindeutig ab. (Vgl. ebd.) Insgesamt gingen aus den 

Schlussfolgerungen der Präsidentschaften dieser Gipfel, Forderungen nach zusätzlichen 

                                                 
33 D. s. jene Länder Afrikas, der Karibik- und Pazifikregion, welche Teil eines Entwicklungsabkommens mit der 

Europªischen Union sind, aktuell seit 2000 dem ĂCotonou-Abkommenñ. Vorlªufer davon waren Jaunde I (1963) 

und II (1969) zwischen überwiegend afrikanischen Staaten und der EWG sowie Lomé I, Lomé II und Lomé III 

(1979-1999) zwischen den AKP-Staaten und der EU. (Vgl. Michal-Misak 2006: 230, 234) 
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Maßnahmen in der Umsetzung eines ĂRaumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechtsñ 

hervor. Der Thematik ĂMigrationñ, insbesondere Ăillegalerñ Einwanderung, wurde prioritärer 

Status eingeräumt, woraus erhöhte Forderungen nach einer strukturierten EU-Politik 

hervorgingen. (Vgl. Rat der Europäischen Union 2001; 2002: 8-11; 2003: 4-8) 

 

Das strategische Konzept des ñIntegrated Border Managementò wurde innerhalb der EU 2001 

unter der finnischen Ratsprªsidentschaft aufgegriffen und insbesondere als Ăintegrierte und 

globaleñ Antwort (Carrera 2007: 1)  auf durch irreguläre Migration bedingte 

Herausforderungen verstanden.  

 

ĂThese policy strategies still call for the strengthening of the principle of territoriality, 

and its increased securisation through operational cooperation, risk analysis, 

exchange of information and the use of modern technologies, as the more plausible 

response for tackling the āthreatsô that the EU is supposed to be facing, which broadly 

embrace the phenomenon of irregular migration.ñ (ebd.: 27) 

 

Die inhaltliche Ebene des Grenzmanagments der so genannten Ăersten Generationñ, (ebd.: 4) 

konnte im Zuge des Schengener Grenzkodex, sowie der Gründung von FRONTEX, der 

europäischen Grenzschutzagentur, im Jahr 2005, (Rat der Europäischen Union: 2004) bereits 

umgesetzt werden. Das noch in Realisierung befindliche Nachfolgemodell inkludiert die 

Errichtung eines Küstenstreifennetzwerks entlang des Mittelmeers sowie ein auf Technologie 

basierendes europäisches Grenzüberwachungssystem. (Vgl. ebd.: 4,7) 

 

Integrated Border Management auf europäischer Ebene, wird im Vergleich zu nationalen 

ganzheitlichen Grenzmanagement-Ansätzen als sehr komplex eingestuft. Dieser Umstand ist 

weniger durch die Länge der Grenze begründet (beispielsweise im Vergleich zu den USA), 

als vielmehr durch den ungeklärten Status der Europäischen Union zwischen Bundesstaat und 

Staatenbund. (Vgl. Hobbing 2008: 161) Hierbei besteht wiederum eine Parallele zu Wilhelm 

Knelangen´s Interpretation der inneren Sicherheit als souveränitätsgeladenen 

Kooperationsgegenstand. (Vgl. Knelangen 2001: 32) Die Zuständigkeit für die 

Grenzsicherung liegt, wie in Kapitel 7 am Beispiel von Frontex veranschaulicht wird, primär 

bei den Mitgliedsstaaten. Aus der Sicht Fischer-Lescanos und Tohdipurs (vgl. 2007: 4) hat die 

Konzentration auf die Zusammenarbeit mit Drittstaaten und auf den Schutz der Außengrenzen 

durch eine Ăintegrale Grenzschutzstrategieñ (ebd.) eine Ă[...]Entdifferenzierung der 

Mehrebenenverwaltung hin zu einem Konglomerat integrierter transnationaler 

Grenzverwaltung [...]ñ (ebd.) zur Konsequenz.  
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Neben der Gründung von Frontex (dazu ausführlicher in Kapitel 7) gingen aus den 

Gipfeltreffen die Erweiterung des SIS durch zusätzliche Kontrollmechanismen sowie das 

EURODAC System für den Abgleich von Fingerabdrücken von AsylwerberInnen hervor. 

(Vgl. Gnisci 2008: 66) Der Begriff des Grenzmanagements (siehe dazu ausführlicher Kapitel 

2) - anstatt jener der Grenzkontrolle - wird einerseits  als Rekontextualisierung, weg von 

einem reinen Sicherheitsbegriff, hin zu einem globaleren Ansatz der erleichterten 

Grenzüberschreitung im Inneren der EU, gedeutet. (Vgl. Corrado 2008: 184) Eine weitere 

Lesart (vgl. Hess/Tsianos 2007: 36) führt den Begriff hingegen auf eine 

Bewusstseinswerdung innerhalb der EU, über eine interne Dynamik und Autonomie von 

Migrationsbewegungen zurück.  

 

Im Mai 2005 wurde schließlich das im Vorjahr entwickelte Haager Programm erneut 

aufgegriffen und der Aktionsplan zu dessen Umsetzung von der Europäischen Kommission 

beschlossen. (Vgl. Balsacq/Carrera 2007: 6) Einer Stärkung der Innen- und Justizsphäre zur 

tatsächlichen Umsetzung von Zielen im Rahmen von Tampere, insbesondere des Aufbaus 

eines ĂRaumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechtsñ, wurde dabei Vorrang eingeräumt. 

Zudem wurden eine gemeinsame Asyl- und Immigrationspolitik entworfen und die Förderung 

von Ălegalerñ Migration aus Nicht-EU-Staaten thematisiert. (Vgl. Gnisci 2008: 66) Kritik 

richtet sich gegen das Haager Programm, vor allem hinsichtlich des darin vorherrschenden 

Verhältnisses von Sicherheit, Freiheit und Recht zueinander; letztere Punkte würden in 

vielerlei Hinsicht durch den Sicherheitsaspekt unterminiert. (Vgl. Bigo 2007: 35) 

 

Ein sehr prägnantes Programm in Hinblick auf die intensive Ausrichtung auf die 

Zusammenarbeit mit Herkunfts- und ĂTransitstaatenñ und die Eingliederung afrikanischer 

Staaten in europäische migrationspolitische Strategien, stellt der vom Rat im Jahr 2005 

übernommene Gesamtansatz zur Migrationsfrage dar. Im Zuge des Ansatzes wird auf 

ĂAfrikañ und den Mittelmeerraum, sowie auf eine Ăumfassende und kohªrenteñ 

Migrationspolitik fokussiert. (Vgl. Rat der Europäischen Union 2006b: 3ff.) In einer 

Chronologie des Rates wird die Koordination von verschiedenen Politikbereichen, etwa 

Entwicklung, Beschäftigung sowie Justiz und Inneres, zudem als Charakteristikum dieses 

Ansatzes beschrieben. (Vgl. Rat o. J.: 1) Entwicklungs-, wirtschafts- sowie 

sicherheitspolitische Anliegen werden somit zunehmend in migrationspolitische Strategien 

und Dialoge eingebunden. Carrera (vgl. 2007: 27) sieht durch die Europäische Union einen 
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diskursiven Nexus zwischen dem Integrated Border Management und dem Global Approach 

to Migration hergestellt, der folglich als Verstärkung und Legitimierung von 

Sicherheitsmaßnahmen an der europäischen Außengrenze interpretiert wird.  

 

Der den beiden Konzepten zugrunde liegende Grenzbegriff erscheint insgesamt paradox. Die 

Verstärkung von Sicherheitsmaßnahmen wird einerseits mit der Bedrohung der territorialen 

Integrität und Souveränität Europas durch irreguläre Migration begründet. Andererseits 

bedeutet die Ausweitung und Vorverlagerung von europäischen Grenzkontrollen gerade eine 

Entkoppelung von Territorialität und Ausweitung europäisch territorialer Hoheit. (Vgl. 

Carrera 2007: 5f., 26; Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 24ff.) Die Ăexterritoriale Praxisñ wird 

in Unterkapitel 4.2. erneut aufgegriffen. 

 

Dem Global Approach folgende Schritte im Jahr 2006, sind insbesondere Treffen der EU 

Troika und ECOWAS zu den Themen Migrationspolitik und Migration, wie jenes in Niamey 

(Niger). (Vgl. Rat der Europäischen Union 2006a) Die Aufnahme eines bilateralen Dialogs 

durch die Kommission mit Mauretanien und Senegal, die Bestimmung Libyens als Ăwichtigen 

Partner in Migrationsfragenñ (ebd.: 2) sowie die Hervorhebung der wichtigen Rolle 

Marokkos und Algeriens als ĂTransitlªnderñ, waren weitere MaÇnahmen. (Vgl. Rat der 

Europäischen Union o. J. a: 2) 

 

Das Programm f¿r ĂSolidaritªt und Steuerung der Migrationsstrºmeñ aus dem Jahr 2007 

sollte ebenso wenig unerwähnt bleiben. Neben den Eckpfeilern Integration von regulär 

aufhältigen Drittstaatsangehörigen und Maßnahmen im Bereich Asyl, dient das Programm zur 

Förderung der (finanziellen) Solidarität zwischen den Mitgliedsstaaten. ĂSolidaritªtñ meint 

insbesondere die oftmals geforderte ĂLastenteilungñ der Einwanderung. Das Programm zielt 

des Weiteren auf die ĂBekªmpfung illegaler Immigrationñ und der R¿ckkehr irregulär 

aufhältiger ImmigrantInnen aus ĂDrittstaatenñ ab. (Vgl. Europa 2008b) Dem Programm sollen 

zwischen 2007 und 2013 5.855 Millionen Euro zukommen. Hohe budgetäre Priorität haben 

dabei der Europäische Flüchtlings- und Rückkehrfond, Frontex, der Ausbau von IT-

Großsystemen sowie die Einrichtung einer Europäischen Beobachtungsstelle für 

Wanderungsbewegungen. (Vgl. ebd.) Das finanzielle Ausmaß der Investitionen im Rahmen 

des Programms verdeutlicht einmal mehr die strategische Bedeutung der Thematik.  
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Mit den Inhalten zuvor behandelter Dokumente und Abkommen geht auch der im Jahr 2008 

veröffentlichte Europäische Pakt zu Einwanderung und Asyl weitgehend konform. (Siehe Rat 

der Europäischen Union 2008a: 11) In Hinblick auf Maßnahmen gegen irreguläre Migration 

wird darin besonders auf Rückführungsmaßnahmen, die Förderung von Anreizen freiwilliger 

Rückkehr sowie die Durchsetzung von Rückführungen durch die Mitgliedsstaaten im Zuge 

von Rücknahmeabkommen hingewiesen. (Vgl. ebd.: 7f.) Priorität kommt jedoch Maßnahmen 

zur Schaffung eines europäischen Asylsystems zu. (Vgl. ebd.: 11) 

 

Als letztes kürzlich verabschiedetes, für eine gemeinschaftliche europäische Migrationspolitik 

relevantes Strukturelement der Europäisierung soll der unter der portugiesischen 

Ratspräsidentschaft unterzeichnete und am 1. Dezember 2009 in Kraft getretene Vertrag von 

Lissabon genannt werden. Der so genannte EU Reformvertrag löste den Vertrag von Nizza ab 

und brachte für den Bereich der Migrationspolitik vor allem das Mitentscheidungs- oder auch 

Kodezisionsverfahren als Neuerung. In Zukunft ist somit die Zustimmung des Europäischen 

Parlaments für Gesetzesvorschläge in der gemeinsamen Visapolitik (lt. Art. 62 (2)), der 

europäischen Asyl- und Flüchtlingspolitik (Art. 63) sowie der Einwanderungspolitik (Art. 63 

(2)) erforderlich. Eine wichtige, von der Mitentscheidung des Parlaments ausgenommene 

Domäne, ist die ĂWirtschaftsmigrationñ aus Drittstaaten, bzw. die Regelung des Ausmaßes 

dieser Zuwanderung, welche weiterhin in Abstimmung an den Bedarf der nationalen 

Wirtschaft und des Arbeitsmarktes, den Mitgliedsstaaten obliegt. (Vgl. Bendel/Haase 2008b)  

Durch den Vertrag löste die Europäische Union generell die Europäische Gemeinschaft ab, 

die Sªulenstruktur des Vertrags von Maastricht wurde Ăreformiertñ.  F¿r den Europªischen 

Gerichtshof ging dies mit einem erweiterten Zuständigkeitsbereich auf das Recht der 

Europäischen Union einher. (Vgl. Gerichtshof 2009: 1)34 

 

ĂDer Gerichtshof erwirbt damit eine allgemeine Zuständigkeit zur Vorabentscheidung 

im Bereich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, da die Säulen 

verschwinden und die Art. 35 EU und 68 EG, die die Zuständigkeit des Gerichtshofs 

beschränkten, durch den Vertrag von Lissabon aufgehoben wurden.ñ (ebd.: 2) 

 

Zudem kann der EuGH nun in Visa-, Asyl-, und Einwanderungsbelangen von nationalen 

Gerichten angerufen werden. Zuständigkeiten des EuGH bei grenzüberschreitenden 

Kontrollen sowie in Hinblick auf die Charta der Grundrechte, sind ebenfalls vorhanden. (Vgl. 

ebd.: 2) 

                                                 
34 Ausnahmen gibt es jedoch im Bereich der GASP (Titel V EU-Vertrag) (Vgl. ebd.: 3) 
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Die Ausführungen zu insbesondere gemeinschaftlichen Aspekten der Europäisierung 

abschließend, kann nach Gnisci (2008: 67) zusammen gefasst werden, dass zahlreiche 

AkteurInnen und Institutionen in die Domªne ĂMigrationñ auf europªischer Ebene involviert 

sind und Migration für europäisches Agendasetting hohe Priorität hat. Insbesondere aufgrund 

der Vielfalt an integrierten strategischen Bereichen u. a. Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Sicherheit, 

Entwicklung und Entwicklungspolitik in migrationspolitische Anliegen, sowie der zahlreichen 

involvierten AkteurInnen auf nationaler und supranationaler Ebene, konfligieren Interessen.  

 

Als eindeutig erkennbare Trends und Tendenzen europäischer Migrationspolitik sind die 

Erleichterung und Fºrderung Ălegalerñ (Wirtschafts-) Migration (siehe Kommission 2005), 

das Vorgehen gegen irreguläre Migration und Menschenhandel, sowie die Stärkung des 

Dialogs und der Zusammenarbeit mit afrikanischen Staaten zu nennen. Migration wurde zu 

einer wichtigen strategischen Domäne des Dialogs und der Verhandlungen der EU mit 

Drittstaaten, wobei dem Mittelmeerraum und den afrikanischen Staaten dabei im Generellen 

große Bedeutung zukommt. (Vgl. Gnisci 2008: 85) ĂWith Europe´ s expansion, Africa has 

become the preferred terrain for testing and applying the European migration policy and 

approach.ò (ebd.: 67) 

 

Die These Juen´ s (siehe Seite 4) der Entstehung eines europäischen Migrationsregimes, im 

Sinne aneinander angeglichener Ausrichtungen von Migrationspolitiken an Restriktions- und 

Kontrollmechanismen auf nationalstaatlicher Ebene, bis hin zu intergouvernmentaler 

Zusammenarbeit, erscheint in Verweis auf die beiden letzten Unterkapitel zuzutreffen. Die 

Fortschreibung dieser Ausrichtung auf gemeinschaftlicher Ebene ist ebenfalls zu erkennen. 

Eine eindeutige Zuordnung restriktiver Migrationspolitik zur intergouvernmentalen oder 

supranationalen Ebene erfolgt jedoch in Anlehnung an die erläuterte Definition von 

Europäisierung nicht, da sowohl einzelstaatliche als auch supranationale AkteurInnen als 

davon umfasst betrachtet werden. (siehe Europäisierung) Zwar mag unter den vielfältigen 

involvierten AkteurInnen ein weit gefasster migrationspolitischer Grundkonsens bzgl. 

irregulärer Migration herrschen, dennoch können divergierende Interessen auf verschiedenen 

Ebenen vorherrschen. (Vgl. Benedikt 2004: 83) Die Frage danach, ob die 

Transnationalisierung von Migrationspolitik, als Reaktion auf eine Ăzunehmende 

Transnationalisierung der Praktiken der Migration selbst zu verstehen ist [...]ñ (Hess/Tsianos 

2007: 24) bleibt jedoch im Weiteren Fortlauf der vorliegenden Arbeit interessant. 
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Die Zusammenarbeit europäischer Mitgliedsstaaten mit west- und nordafrikanischen Staaten 

wird in Kapitel 7, über zusammenfassende chronologische Erläuterungen hinaus, behandelt. 

Die migrationspolitische Positionierung der EU weist nach Gnisci (2008: 85) auf eine 

Interdependenz und gegenseitige Abstimmung europäischer und westafrikanischer 

Migrationssysteme hin, was wiederum auf die Relevanz eines europäischen und afrikanischen 

Migrationsraums, respektive ïsystems insgesamt hinweist. 

 

4.2. Die Rolle von ĂTransitñ- und Herkunftsstaaten in der Ăeuropªischen externen 

Dimensionñ  

 

Die vorangegangenen historischen Darstellungen und die analytische Auseinandersetzung 

zeigten eine starke Verbindung zwischen einer Europäisierung von Migrationspolitik und der 

Entstehung der so genannten Ăexternenñ Dimension (vgl. Aubarell et al. 2009: 12) mit Fokus 

auf ĂS¿d-Nord-Migrationñ. Folglich werden das Wesen bzw. Inhalte einer Externalisierung 

sowie die Zusammenarbeit mit west- und nordafrikanischen Hauptherkunfts- und 

Transitstaaten von ImmigrantInnen in der/auf dem Weg in die EU und deren Rolle und 

Positionierung in den Mittelpunkt der Analyse gerückt.  

 

ĂExternalisation of the EU can be understood as the reproduction of European 

internal migration policy at the external level, which entails burden-sharing in the 

policing of European borders with bordering countries, and the setting up of 

migration management policies in the countries of origin, particularly concerning 

illegal migration, in line with European interests.ò (Aubarell et al. 2009: 10) 

 

Der Begriff Ăexterne Dimensionñ entspringt vor allem der politischen Ebene der Europªischen 

Union. Nach Aubarell et al. (vgl. 2009: 5) erscheinen die Bezeichnungen Externalisierung 

von Migrationspolitik, sowie Exterritorialisierung für eine wissenschaftliche Diskussion 

jedoch angemessener.  

 

ĂWhatever the term is, there is a set of basic characteristics that form a common 

conceptual core: the link between policy and territory and sovereignty, in the sense 

that policy-making and the implementation and outcomes of these decisions differ 

territorially.ò (ebd.) 

 

Einerseits ist zwischen den EU-Außengrenzen vorverlagerten europäischen Grenzkontrollen, 

andererseits zwischen, in afrikanischen Staaten implementierten europäischen 

Migrationspolitiken, zu unterscheiden. In beiden Fällen liegt eine Externalisierung bzw. 

Internalisierung europªischer Migrationspolitiken in ĂDrittstaatenñ vor. (Vgl. Poeze 2008: 35-
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39) Marokko und Libyen stehen jedoch exemplarisch sowohl für Empfänger, als auch für 

Initiatoren von Externalisierungmaßnahmen. (Vgl. Aubarell et al. 2009: 6) 

 

Die Politik europäischer Staaten gegenüber afrikanischen Herkunftsstaaten von MigrantInnen 

lässt sich nach Aubarell et al. (vgl. 2009: 6) nach unterschiedlichen Handlungslogiken 

kategorisieren. So sei Spanien und Italiens Vorgehen durch eine Grenzlogik charakterisiert, 

welche diplomatische Praktiken in Zusammenarbeit mit externen Institutionen aber auch 

Kooperationen zur Rückübernahme von MigrantInnen in das Zentrum migrationspolitischer 

Praxis r¿ckt. Frankreich hingegen wird eine Ăremote protection logicñ zugeordnet. Darunter 

wird eine stärkere Ausrichtung auf Einreise-, Rückkehr- und Rückführungspolitiken 

verstanden Ăwhich involves shifting the locus of control further afield from the common 

territory.ñ (ebd.: 14) Exterritorialisierung wird durch die AutorInnen als Ăpolicy at a distanceñ 

bezeichnet, da Migrationskontrolle wie angeführt, auf die eine oder andere Art in 

(afrikanische) Drittstaaten verlagert wird: durch die Betonung der extra-territorialen 

Dimension des Fl¿chtlingsschutzes (Ăremote protectionñ Strategie) oder durch Ăcapacity-

buildingñ in Form von Wissens- oder Technologietransfer in Drittstaaten (Ăcapacity-buildingñ 

Strategie). (Vgl. ebd.) 

 

Aus der wissenschaftlichen Beschäftigung mit der Thematik wird der hierarchische Charakter 

der im vorherigen Zitat erwähnten Koppelung von Migrationspolitik an Territorialität 

ersichtlich. (Vgl. ebd.) Den AutorInnen zufolge (vgl. ebd.) gibt es demnach immer einen 

aktiven und einen passiven Part, wobei ersterer, in diesem Fall durch die Europäische Union, 

sowie die Mitgliedsstaaten - als Initiatoren von migrationspolitischen Initiativen in 

afrikanischen Herkunftsstaaten von MigrantInnen - eingenommen wird. Auch der 

Entscheidungsfindungsprozess findet auf dieser Ăterritorialenñ Seite statt. Der andere, passive 

Part liegt bei den Ăreceivers of externalisationñ (vgl. ebd.: 6), in diesem Fall, den west- und 

nordafrikanischen Staaten, an die sich die migrationspolitischen Initiativen richten. Vaughan-

Williams (vgl. 2008: 1) interpretiert die Bedeutung des Territoriums, im Sinne eines Inside-

Outside Modells und Grenzen, als klare Linien nach innen, als auch nach außen.35  

 

Die bi- und multilaterale Zusammenarbeit, bspw. in Form so genannter Rückführungs- bzw. 

Rücknahmeabkommen zwischen diesen beiden Seiten, kann zwar gewissermaßen als 

Aushandlungsprozess angesehen werden, da eine Aushandlung unterschiedlicher Interessen 

                                                 
35 Dahingegen wird von europäischer Seite im Rahmen des 2. EU-Afrika-Gipfels in Lissabon bekräftigt die 

Beziehungen zwischen der EU und Afrika völlig neu ordnen zu wollen. (Vgl. Europa 2007b) 
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von statten geht. Eine potentielle, zahlenmäßig hohe irreguläre Migration, so Kraler, (vgl. 

Interview 2010: 3f., Zeilen 47-48) werde aber vor allem von europäischer Seite als Problem 

empfunden, wodurch folglich die Initiative ergriffen würde, Herkunfts- und ĂTransitstaatenñ 

zur Rücknahme dieser MigrantInnen zu bewegen. Zwar sei es möglich, thematische 

Interessen wie die ĂBekªmpfungñ irregulärer Migration einerseits und Migration und 

Entwicklung andererseits, auszuhandeln; dennoch werde durch Konditionalisierung auf 

verschiedenen Ebenen auch Druck auf afrikanische Staaten ausgeübt (vgl. ebd.; Adepoju et al. 

2010: 62). Migrationspolitische Zusammenarbeit auf Ăexterner Ebeneñ enthªlt, wie 

angedeutet, neben Grenzkontrollmaßnahmen meist zusätzliche thematische Aspekte, wie die 

Außenbeziehungen oder Entwicklungshilfe und ïkooperation. (Vgl. Aubarell et al. 2009: 8) 

 

Die Asymmetrie in den europäisch-afrikanischen Beziehungen scheint mitunter auch Folgen 

für eine ungleich intensive wissenschaftliche Auseinandersetzung - zu Gunsten europäischer, 

zu Lasten afrikanischer Migrationspolitiken ï zu haben.  

 

Als strategisch wichtige Schritte für die Kooperation europäischer und afrikanischen Staaten 

auf migrationspolitischer Ebene gelten die EU-Afrika Konferenzen zu Migration und 

Entwicklung in Rabat und Tripolis im Jahr 2006. Rabat wird als Beginn, afrikanische Staaten 

in die Ăexterneñ europäische Politik einzugliedern, gewertet, sowie als Vorstoß, 

Entwicklungspolitik darin Priorität zu verleihen. Einerseits wurden Armut und 

Unterentwicklung darin als Hauptursachen von Migration erklärt, andererseits kam damit die 

ĂTransitlªnder-Debatteñ ins Rollen. Damit verbunden war vor allem ein Ruf nach geteilter 

Verantwortung. (Vgl. Aubarell et al. 2008: 9) 

 

4.2.1. Staatliche und institutionelle Akteure und Strukturen 

 

4.2.1.1. Migrationspolitische Fragen auf staatlicher Ebene 

 

Einschätzungen zu einzelstaatlichen Emigrations- und Immigrationsregelungen und deren 

aktiver Umsetzungen gestalten sich schwierig. Wie in der Einleitung des Kapitels angemerkt, 

hat Migrationspolitik im westafrikanischen Kontext als Politikfeld eine noch eher junge 

Geschichte. Aus der bearbeiteten Literatur geht hervor, dass viele Staaten tendenziell zu 

strikten Immigrationsregelungen tendieren, welche z. T. Hemmnisse für die regionale 

Bewegungsfreiheit (siehe nachfolgende Erläuterungen zur ECOWAS) bedeuten. 
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Emigrationsmaßnahmen betreffend, wird jedoch tendenziell in Richtung sehr wenig 

ausdefinierter Migrationspolitiken westafrikanischer Staaten argumentiert. (Vgl. ebd.: 102f.) 

Aktive Policies zur Stimulation von Emigration, wie etwa die der Philippinen, würden von 

westafrikanischen Staaten kaum verfolgt. (Vgl. Anonymous Interview 2010: 4, Zeilen 31-45) 

 

Deshalb müsse zwischen offiziellen politischen Statements und den tatsächlichen politischen 

und wirtschaftlichen Interessen differenziert werden. Restriktive Emigrationsmaßnahmen und 

-policies bspw. westafrikanischer Staaten sowie deren Umsetzung, stünden mitunter zwar auf 

offiziellen Agenden selbiger und jener der EU-Mitgliedsstaaten sowie in EU-Dokumenten, 

würden jedoch realiter mit europäischen Bedarfsszenarien, sowie Interessen einzelner 

westafrikanischer Staaten konfligieren. Ein laissez faire Stil in Hinblick auf getroffene 

Regelungen zur Kontrolle von Emigration, wird somit als charakteristisch für 

Migrationspolicies der meisten westafrikanischen Staaten beschrieben. (Vgl. ebd.: 4f., Zeilen 

40-5)  

 

Einige west- und nordafrikanische Staaten wie Nigeria, Ghana, Côte d´Ivoire, Senegal, 

Marokko oder Libyen machten in der jüngeren Vergangenheit Veränderungen in deren 

Position als so genannte Immigrations-, Emigrations- und ĂTransitstaaten durch. V. a. der 

Wandel von ehemaligen ĂMigrationspolenñ in Emigrationsstaaten, wird als relevanter 

Analysegegenstand für Veränderungen westafrikanischer Migration nach Europa erachtet. 

(Vgl. de Haas 2007: 9-12) Angesichts der Relevanz struktureller Faktoren hinsichtlich der 

Einbettung intra-regionaler westafrikanischer Migrationsbewegungen, erscheinen die 

einzelnen staatspolitischen Positionen gegenüber Immigration und Emigration relevant für 

deren Ausformung und Verlauf. Vor allem Ausführungen von de Haas (vgl. ebd.: 8-15) zur 

Entstehung westafrikanischer Migrationsmuster und des Übergangs von der Transsahara zur 

Transmediterranen Migration, sind dabei wegweisend. 

 

Generell war Emigration aus der nördlichen landumschlossenen Sahelregion in die 

fruchtbareren und wohlhabenderen Küstengebiete ein Charakteristikum kolonialer 

Migrationsbewegungen. Auch in den 1950er und 1960er Jahren wurde ein hoher Grad an 

Mobilität in die, zu dieser Zeit im Vergleich relativ prosperierenden Staaten Ghana und 

Senegal, verzeichnet. (Vgl. de Haas 2007: 9) Ghana und Côte d´Ivoire, in einem kleineren 

Ausmaß auch Senegal, vertraten zu dieser Zeit eine migrationspolitisch sehr liberale Haltung 
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die de Haas (vgl. ebd.: 10) neben der positiven ökonomischen Entwicklung der Staaten und 

des Erdnuss Anbaus in Senegal, auf pan-afrikanische Gedanken zurück führt. 

Ein migrationspolitischer Wandel ereignete sich in Ghana um 1969. Der in diesem Jahr 

beschlossenen Aliens Compliance Order folgten zwischen 155.000 und 213.000 

Ausweisungen von MigrantInnen (vgl. ebd.). Ein Staatsstreich 1966, sowie ökonomische 

(darunter vor allem eine hohe Arbeitslosigkeit) und politische Verschlechterungen, gingen 

dieser Entwicklung voraus. Ghanas Rolle als attraktives Immigrationsland nahm ab den 

1970er Jahren vor allem Nigeria ein, das von der Erdölkrise 1973 wirtschaftlich enorm 

profitierte und vor allem viele westafrikanische ArbeitsmigrantInnen anzog. Die 1980er Jahre 

markierten jedoch wiederum eine Art Zäsur in der migrationspolitischen Haltung Nigerias, 

sowie folglich Veränderungen in der innerregionalen Arbeitsmigration. Wirtschaftliche 

Misserfolge und Korruption, so de Haas (vgl. ebd.), bewirkten eine Abnahme der 

Ölproduktion. Das Fallen der Ölpreise nach 1981 bedeutete den Beginn einer lang 

anhaltenden wirtschaftlichen Krise. Ähnlich wie zuvor Ghana, reagierte Nigeria auf die 

wirtschaftlichen Entwicklungen mit einer Art ĂS¿ndenbockñ (Ăscapegoatñ) (ebd.) -Politik 

gegenüber MigrantInnen und wies zwischen 1983 und 1985 zwischen 1,2 und 2 Millionen 

niedrig qualifizierte westafrikanische ArbeitsmigrantInnen aus. Der Großteil der 

ausgewiesenen MigrantInnen kam aus Ghana, was enorm zur Entstehung einer ghanaischen 

Diaspora sowohl innerhalb, als auch außerhalb des Kontinents beitrug. (Vgl. ebd.) 

 

Côte d´Ivoire verblieb vorerst als einer der letzten westafrikanischen 

Hauptimmigrationsstaaten bestehen. Daneben schätzt de Haas den Verlust Nigerias, und in 

weniger starkem Ausmaß Ghanas, als eben solche regionale Immigrationsstaaten als, Ursache 

für die Attraktivität europäischer Staaten, bspw. Italiens, der Niederlande, Großbritanniens 

und Deutschlands als Ăneue Destinationenñ ein. (Vgl. ebd.: 11)  

 

Côte d´Ivoire, das vor allem für MigrantInnen aus Ghana eine Migrationsalternative darstellte 

und eine lange Migrationstradition mit MigrantInnen aus Burkina Faso verband, verlor seit 

den 90er Jahren ebenfalls an Sicherheit und wirtschaftlicher Attraktivität für MigrantInnen. 

Viele der im Land befindlichen MigrantInnen entflohen den politischen und wirtschaftlichen 

Unruhen und insbesondere den Militärputschen von 1999 und 2002, die noch 2002 in einem 

Bürgerkrieg kumulierten. Seit Ende der 80er Jahre verschlechterte sich die 

sicherheitspolitische Situation durch Fremdenfeindlichkeit, sowie Bürgerkriege in Liberia36, 

                                                 
36 1989-1996 sowie 1999 und 2003 
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Sierra Leone37 und Guinea38, was den wirtschaftlichen regionalen Niedergang zusätzlich 

beeinflusste. (Vgl. ebd.: 11) 

 

Innerregional ereignete sich keine Verschiebung hin zu einem neuen ĂMigrationspolñ. Zu 

neuen Zielstaaten innerafrikanischer Mobilität - und dabei insbesondere für Arbeitsmigration 

- formierten sich im Laufe der 1990er Jahre hingegen Südafrika und Libyen. (vgl. ebd.: 12) 

Libyen wurde zu einer wichtigen Destination für westafrikanische MigrantInnen sowie ferner 

für Einwanderer und Einwanderinnen aus dem subsaharischen Afrika, welche dort v. a. 

unqualifizierten Tätigkeiten nachzukommen scheinen. (Vgl. ebd.: 14) Eine wesentliche Rolle 

bei der Zunahme von Transsahara Migration nach Libyen wird dem, vom Sicherheitsrat 

beschlossenen UN Luft- und Waffenembargo zwischen 1992 und 2000, beigemessen. Dieses 

trug nach de Haas (vgl. ebd.: 13) enorm zu Libyens veränderter Außenpolitik, hin zu pan-

afrikanischer Solidarität bei, die sich, aufgrund mangelnder Unterstützung von Seiten 

arabischer Staaten, v. a. an Staaten südlich der Sahara richtete. Dies gilt auch für die von 

Libyen erleichterte Einreise über Landwege. Zwar verbleibt die rechtliche Situation für 

MigrantInnen weitgehend prekär, generell scheint die libysche Regierung jedoch Toleranz 

gegenüber Arbeitsmigranten walten zu lassen. Mitte der 1990er Jahre machte sich zudem eine 

gestiegene Zuwanderung aus subsaharischen Staaten nach Marokko bemerkbar. (Vgl. ebd.) 

 

Das Jahr 2000 leitete drastische Veränderungen in der migrationspolitischen Haltung Libyens 

ein. Zusammenstöße zwischen libyschen und zugewanderten Arbeitern forderten 130 

Menschenleben (vgl. ebd.: 15), wobei es sich um MigrantInnen aus Subsahara Staaten 

handelte. Wiederum kam es zu nationalistischen Vorstößen, zu Massenausweisungen, 

willkürlichen Festnahmen und repressiven Maßnahmen gegen MigrantInnen. Die starke 

Abhªngigkeit von auslªndischen, Ăbilligenñ Arbeitskrªften hielt Zuwanderung jedoch 

aufrecht. Die starke rassistische Position des Landes bewirkte de Haas (vgl. ebd.: 16) zufolge 

jedoch eine stückweise Diversifizierung von Migrationsrouten und ein Abweichen in 

Richtung Marokko, Algerien und Tunesien. Dies wird, wie in Kapitel 5 näher auszuführen ist, 

in der Literatur (de Haas 2007: 15) als Argument für eine verstärkte Relevanz des europäisch-

afrikanischen Migrationssystems und transmediterraner Migration angeführt. 

 

Zunehmende Xenophobie gegenüber ImmigrantInnen, rassistisch motivierte Übergriffe sowie 

von zahlreichen Staaten vorgenommene Massenausweisungen, können in eine übergeordnete 

                                                 
37 1991-2001 
38 1999-2000 
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Entwicklung seit der Unabhängigkeit39 eingebettet werden, jene der ĂPolitisierung der 

Migrationñ. (Vgl. Kraler 2007b: 145) 

 

Senegal durchlief ebenso einen Wandel von einem Immigrations- zu einem Emigrationsstaat. 

Da Migration von Senegal nach Europa in Kapitel 6 als Fallbeispiel gegenwärtiger 

Migrationsbewegungen und ïprozesse behandelt werden wird, erfolgen an dieser Stelle dazu  

keine weiteren Ausführungen. 

 

4.2.1.2. Migrationspolitik auf institutioneller Ebene - die Rolle der ECOWAS 

 

Die ECOWAS ist als Modell regionaler Integration, ähnlich der EU, ein wichtiger 

migrationspolitischer Akteur im westafrikanischen und innerafrikanischen Raum insgesamt. 

Dennoch ist insgesamt ein Mangel an praktischer Umsetzung der auf ECOWAS Ebene 

vorgenommenen Implementierungen durch die einzelnen Mitgliedsstaaten zu erkennen. (Vgl. 

Adepoju et al. 2007: 1) Die Frage der politischen Organisationsform bzw. verstärkte 

Zusammenarbeit afrikanischer Staaten stellte sich gleichsam wie auf europäischer Ebene. Im 

Kontext der Entkolonisierung und der Kongo-Krise, so Sarr (2010b) Ădrohte Afrika [...] 

[jedoch] in zwei lager [sic!], gespalten zu werden.ñ Einerseits, durch die als sozialistisch und 

antikolonial orientiert beschriebene ĂCasablanca-Gruppeñ40, die für einen afrikanischen 

Bundesstaat plädierte. Andererseits die Staaten der so genannte ĂBrazzaville-Gruppeñ41, 

welche einen lockeren, staatenbündischen Zusammenschluss und die Aufrechterhaltung der 

kolonialen Grenzen anstrebte. Diese Staaten waren zudem pro-westlich ausgerichtet. (Vgl. 

ebd.)  

 

Der Gründungsvertrag der ECOWAS wurde im Jahr 1975 in Lagos, Nigeria von 15 

westafrikanischen Staaten42 unterzeichnet und steht im Licht postkolonialer Bestrebungen. 

Als Ziele der Gemeinschaft gelten mitunter die Förderung der regionalen wirtschaftlichen und 

kulturellen Integration, sowie der Kooperation der Staaten in der Stärkung des Friedens, der 

Sicherheit und der Stabilität. Die Umsetzung der Bewegungsfreiheit im Sinne regulärer 

Mobilität, das Recht zur Niederlassung der BürgerInnen der Mitgliedsstaaten innerhalb der 

                                                 
39 Nach Kraler kontrastiert diese Entwicklung mit der des Ăapolitischenñ Kolonialstaates (vgl. Kraler 2007: 145); 
40 Darunter Ägypten, Algerien, Ghana, Guinea, Mali und Marokko, unter der Führung des damaligen Staatschefs 

von Ghana der gleichzeitig als Symbol der panafrikanischen antikolonialen Bewegung gilt; K. Nkrumah 
41 Dazu zählen Tunesien, Äthiopien, Liberia, Togo, Sierra-Leone, Somalia, Senegal und Nigeria; 
42 Zu den Mitgliedsstaaten zählen Benin, Burkina Faso, Cap Verde (Beitritt 1976), Côte d´Ivoire, Gambia, 

Ghana, Guinea, Guinea-Bissau, Liberia, Mali, Niger, Nigeria, Senegal, Sierra Leone, Togo. Mauretanien gehörte 

ebenfalls zu den Unterzeichnerstaaten von 1975, trat jedoch 2002 aus der Gemeinschaft aus. (Vgl. Ecowas info) 
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Gemeinschaft und die Förderung von Gütermobilität, werden dabei als Meilensteine auf dem 

Weg zur Erlangung regionaler wirtschaftlicher Prosperität erkannt. (Vgl. Adepoju et al. 

2007:1) Der Vertrag wurde in den Jahren 1979 bis 1990 durch fünf zusätzliche Protokolle 

ergänzt, die von Adepoju et al. (vgl. ebd.) in drei thematische Phasen der Umsetzung 

unterteilt werden. Jene der Einreisebestimmungen und des Wegfalls von Visa-Bestimmungen, 

der zweiten Phase des Aufenthaltsrechts, sowie der des Niederlassungsrechts, wobei am Ende 

der dritten Phase, nach 15 Jahren, alle Hindernisse für Bewegungs- und 

Niederlassungsfreiheit ausgeräumt sein sollten. (Vgl. ebd.: 2f.) 

 

Ursprünglich, vor allem zur Kooperation in ökonomischen Belangen gegründet, fallen auch 

politische Belange unter den Einflussbereich der ECOWAS. Ähnlich der EU wurden 

Regelungen zu Beginn auf intergouvernmentaler Ebene, zunehmend jedoch durch 

gemeinschaftliche gesetzgebende Maßnahmen getroffen. (Vgl. Gnisci 2008: 90) Als wichtige, 

im Rahmen der ECOWAS umgesetzte Initiativen, sind Vereinheitlichungen zu einem 

regionalen, von Burkina Faso, Côte d´Ivoire, Gambia, Ghana, Guinea, Niger, Nigeria und 

Sierra Leone angenommenen Pass im Jahr 2000, sowie die Schaffung gemeinsamer 

Grenzkontrollposten seit 2005, zu nennen. Die gemeinsamen Grenzposten wurden in 

Zusammenarbeit mit der WAEMU, der West African Economic and Monetary Union43 

umgesetzt. Vereinheitlichte  Trainings- und "Awarenessraising" Maßnahmen für Grenzposten 

sind ebenso zu erfolgten Implementierungen zu zählen. (Vgl. ebd.: 91) 

 

Die regionale Integration der ECOWAS wird zwar als weit fortgeschritten eingeschätzt,44 die 

Umsetzung gemeinschaftlicher Ziele, wie der Bewegungsfreiheit, gilt jedoch als schleppend. 

(Vgl. ebd.; Adepoju et al. 2007: 3) Gnisci (vgl. ebd.: 91) führt Bestrebungen der Regulierung 

von Mobilität auf regionaler Ebene sowie zur Implementierung restriktiver Grenzkontrollen 

gerade auf die regen regionalen Migrationsbewegungen zurück. Einzelstaatliche Vorbehalte 

zur vollständigen Umsetzung des Protokolls zur Bewegungsfreiheit werden in diesem Sinn z. 

T. mit der, zu dieser Zeit erst relativ kurz Ăerlangtenñ Unabhªngigkeit, erklärt. Fall (vgl. 2004: 

1) schätzt die Haltung westafrikanischer Staaten gegenüber freier Zirkulation, trotz der 

Anerkennung der Fortschritte in der Umsetzung der Bewegungsfreiheit, als vorrangig 

restriktiv ein. Besonders kritisch äußert er sich dazu, dass afrikanische Staaten wie Senegal, 

                                                 
43 Im Zuge der WAEMU bzw. deren Mitgliedsstaaten (Benin, Burkina Faso, Côte d´Ivoire, Guinea Bissau, Mali, 

Niger, Senegal, Togo) soll ein gemeinschaftlicher Markt mit den vier Grundfreiheiten des freien Personen-, 

Güter-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs umgesetzt werden. (Vgl. ebd.) 
44 Phase eins wurde von allen Staaten im Sinne eines 90tägigen Aufenthalts ohne Visum erfolgreich umgesetzt; 

(Vgl. Adepoju et al. 2007: 5) 
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welche bis zu Beginn des 20. Jahrhunderts keine Grenzen gekannt hatten, dem Grenzabbau 

nicht offener gegenüber stehen.45 (Vgl. Fall ebd.: 2) 

 

Trotz der Willkür, mit der ein Großteil der afrikanischen Grenzen von den Kolonialmächten 

gesetzt wurden und der relativ jungen Existenz dieser Grenzen, herrsche unter den 

westafrikanischen Staaten ein starker Staatsbegriff, in Verbindung mit dem Glauben an 

staatliche Souveränität und territoriale Integrität, vor. Die Dichotomie in der Wahrnehmung 

der wirtschaftlichen und menschlichen Dimension im Kontext freier Zirkulation ist, Fall 

zufolge, ebenfalls hinderlich. Er benennt Bewegungsfreiheit sogar als ĂStiefkindñ der 

regionalen Integration. (Vgl. ebd.: 17) 

 

Die Frage der Staatsbürgerschaft und jene der Grenzen, müssten schon wegen der durch 

Migration entstandenen transnationalen Praktiken reformuliert werden. (Vgl. ebd.: 7) Fall 

führt die, vor allem zu Beginn der Unabhängigkeit vorhandenen Vorbehalte postkolonialer 

Staaten gegenüber freier Zirkulation, zudem auf ein Fehlen politischer Entitäten und 

mangelnder demokratischer Kultur in der Vergangenheit zurück. Diese Umstände resultierten 

in einer Exklusion, bzw. einer fehlenden Partizipation von MigrantInnen in der politischen 

Debatte über Zirkulation und Mobilität (vgl. ebd.: 2). 

 

Wie zuvor anhand der migrationspolitischen Ausführungen zu einzelnen westafrikanischen 

Staaten ausgeführt wurde, setzten Nigeria, Côte d´Ivoire, wie auch Benin und Liberia, seit den 

1980er Jahren Massenausweisungen von MigrantInnen durch. Dies geschah in Berufung auf 

die Aussetzungsklausel der Bewegungsfreiheit, die im Vertrag über die ECOWAS verankert 

ist. Als hinderlich für fortschreitende regionale Umsetzungen gelten zudem die 

unterschiedlichen Interessen und Ziele, die von den einzelnen Staaten innerhalb vielfältiger 

regionaler Abkommen, sowie zwischen diesen regionalen Initiativen und Institutionen 

verfolgt werden. (Vgl. Gnisci 2008: 91f.) Zusätzlich gestalte sich eine eingehende 

Beobachtung von Umsetzungsfortschritten oder ïhindernissen aufgrund des mangelnden 

Zugangs zu Informationen über Migration, sei es auf regionaler oder nationalstaatlicher 

Ebene, schwierig. Diese ĂInformationsl¿ckeñ wirkt sich Adepoju et al. (vgl. 2007: 4f.) zufolge 

zudem auf die praktische Umsetzung der Einreisefreiheit aus. (Vgl. ebd.) 

 

                                                 
45 eigene Übersetzung aus dem Französischen 
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Zentral für die migrationspolitische Ausrichtung der ECOWAS erscheint die Übernahme des 

Common Approach to Migration (Ecowas 2007), bestehend aus rechtlichen 

Rahmenbedingungen sowie aus einem Aktionsplan ĂMigration und Entwicklungñ im Rahmen 

des 33. Gipfels der Staatschefs und Regierungen 2008 in Ouagadougou, Burkina Faso. Die 

Eingliederung des Cotonou-Abkommens, sowie der Schlussfolgerungen der Treffen der EU 

und ECOWAS in Rabat und Tripoli in das Dokument, macht den eindeutigen Einfluss 

Europas auf dessen Inhalt sichtbar, so Gnisci. Durch die Schlussfolgerungen des Treffens in 

Tripoli wurde gleichsam der Nexus zwischen Migration und Entwicklung in den Common 

Approach übernommen. (Vgl. Gnisci 2008: 93f.) Die Haltung nord- und westafrikanischer 

Staaten zu der, mitunter von der EU hergestellten Verbindung zwischen Migration und 

Entwicklung, ist dabei von zentraler Bedeutung. 

 

Dieser einleitende Ausblick auf existierende migrationspolitische Strukturen innerhalb West- 

und z. T. Nordafrikas, soll als erste Grundlage für eine genauere Untersuchung des 

historischen Kontexts als auch gegenwärtiger Entwicklungen und Charakteristika bzgl. 

westafrikanischer Migrationsbewegungen dienen. In Kapitel 5 und 6 sollen, darauf aufbauend, 

eine fallweise Länderanalyse auf migrationspolitische Faktoren hin, sowie die Beschäftigung 

mit Migrationssystemen, -netzwerken und -bewegungen, respektive mit Migrationsprozessen 

insgesamt, erfolgen. 
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5. Das Westafrikanische Migrationssystem und Charakteristika 

westafrikanischer Migrationsprozesse nach Europa 

 

Welche Konsequenzen und Wirkungen haben migrationspolitische Maßnahmen auf 

Migrationsbewegungen und -prozesse und inwieweit erzielen oder verfehlen politische 

Maßnahmen in Hinblick auf Charakteristika von Migrationsbewegungen ihre Wirkung? Zur 

Beantwortung dieser Fragen steht das vorliegende Kapitel im Zeichen der Analyse 

kontemporärer westafrikanischer Migrationsprozesse und ïbewegungen nach Europa. Vorerst 

stehen westafrikanische Tendenzen und Trends inter-kontinentaler Migration nach Europa im 

Mittelpunkt der Untersuchung; darauf hin wird in einem eigenen Kapitel eine Fallanalyse am 

Beispiel senegalesischer Migration nach Europa vorgenommen.  

 

Aufbauend auf der bereits in Kapitel 4 eingeleiteten Analyse west- und nordafrikanischer 

sowie europäischer Hauptimmigrations- und Emigrationsstaaten und dafür relevanten 

Transformationsprozessen, können nun bereits institutionalisierte Migrationssysteme bzw. ï

subsysteme aufgezeigt werden. Eine Darlegung vorkolonialer, kolonialer als auch 

postkolonialer westafrikanischen Migrationsmuster innerhalb der Region sowie 

interkontinental, dient dabei einerseits als Instrument zur Erlangung eines historischen 

Verständnisses über den qualitativen und quantitativen Charakter gegenwärtiger 

Migrationsbewegungen und andererseits zur Erkennung abweichender ĂTrendsñ und 

Tendenzen. (Vgl. de Haas 2007: 8, Fauser/Sieveking 2009: 21f.) Die dabei vorgenommenen 

Periodisierungen von vor- bis postkolonial sind nicht im Sinne einer Klassifizierung und 

Dichotomisierung von Migrationsformen in Ătraditionellñ und Ămodernñ zu verstehen sondern 

im Rahmen der  Beschäftigung mit gegenwärtigen Migrationen als Werkzeug zur 

Berücksichtigung des historischen Kontexts ï historischer Kontinuitäten und Veränderungen. 

(Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 21f.; de Haas 2007: 3) 

 

Worin liegen somit Charakteristika gegenwärtiger westafrikanischer Migrationsbewegungen?  

 

Zur Beantwortung dieser Frage erscheint mir eine Anhaltung an und Untersuchung von in der 

Literatur erkannten Trends hilfreich; die Feminisierung von Migrationen, die Differenzierung 

von Migrationsformen, -routen und Zielländern, die Zunahme von unternehmerischer 

Migration (Adepoju 2006: 25, Fauser/Sieveking 2009: 23) im Gegensatz zur 

Lohnarbeitsmigration und die Beschleunigung und zunehmende Globalisierung von 
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Migration im Generellen. Sowohl Castles und Miller (2009: 3) als auch Kraler (2007b: 124f.), 

Adepoju (2006: 25), de Haas (2007, 2008) Carling (2002) sowie Fauser und Sieveking (2009: 

8) erkennen trotz der starken Diversität gegenwärtiger Migrationsbewegungen und ïprozesse, 

sich abzeichnende Migrationstrends.  

 

Die übergreifenden Bestimmungen und Klassifizierungen reichen dabei (siehe auch Kapitel 3, 

4) von der Erkennung eines globalen ĂAge of Migrationñ (Castles/Miller 2009) hin zur 

Konstatierung eines ĂAge of involuntary immobilityñ nach Carling. Spezifisch f¿r den 

afrikanischen Kontext benennt auch Kraler (2007b: 125) ĂImmobilitªt [é] als das Leitmotiv 

gegenwärtiger afrikanischer Migrationserfahrungenñ. 

 

Durch die Beschäftigung mit Migrationsursachen sollen mitunter politische Einflussfaktoren, 

für Migrationen begünstigende und hemmende Faktoren untersucht werden ï ebenso der 

Nexus zwischen Migration und Entwicklung. Die Motivationen von MigrantInnen und die 

Rolle von Netzwerken, Haushalten usw. für Migrationsentscheidungen sind dabei Teil der 

Auseinandersetzung. Vor dem Hintergrund politischer und medialer Darstellungen von 

Migrationen aus Westafrika als ĂMassenzufluchtenñ von Ăhilflosenñ und Ăverzweifeltenñ  

MigrantInnen nach Europa (vgl. de Haas 2007: 22), ist die Sozialisation von MigrantInnen ein 

zentraler Analysegegenstand. Migrationsbewegungen sollen auf dynamische Aspekte, 

individuelle Aspirationen sowie auf bewusste Entscheidungen zu migrieren, untersucht 

werden.  

 

Ziel dieses Kapitels ist zusammengefasst, ĂRealitªtenñ, die westafrikanischen 

Migrationsbewegungen nach Europa zugrunde liegen, analytisch herauszuarbeiten und 

kontrovers Diskutiertes und Annahmen über Migration zu behandeln zu untersuchen. Dabei 

ist die Bezeichnung ĂRealitªtenñ von Migration in Anlehnung an die theoretischen 

Ausführungen zu Gutiérrez-Rodríguez (vgl. 2010: 30) in Kapitel 3 durchaus kritisch zu lesen. 

Die Autorin kritisiert die Beschreibung, Messung und Regulierung von Migration als Ăreales 

Phªnomenñ, wªhrend die betroffenen ĂSubjekteñ hinter einer Reihe von verwirrenden 

Statistiken, Quantifizierungen und Klassifizierungen verborgen bleiben. (Vgl. ebd.) Der 

Begriff wird, wie in der Einleitung erwähnt, auch in Anlehnung an de Haas (2008c, 2007) 

verwendet. Ziel ist in diesem Zusammenhang ĂRealitªtenñ nicht kategorisch als 

Allgemeingültigkeiten über Migration zu verstehen, sondern MigrantInnen und 

Migrationsprozesse in den Blickpunkt der Forschung zu rücken (vgl. ebd. 34f.) 
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5.1. Die Herausbildung gegenwªrtiger westafrikanischer ĂMigrationsmusterñ ï 

Migration im historischen Kontext 

  

In Kapitel 4 wurde bereits darauf verwiesen, dass eine Zunahme westafrikanischer Migration 

nach Europa neben einer Vielzahl weiterer Einflussfaktoren, mit dem schrittweisen 

Schwinden von attraktiven Hauptimmigrationsländern in der Region in Verbindung stehen 

kann.46 

Eine Einbettung gegenwärtiger Migrationsprozesse, Erfahrungen von MigrantInnen und 

erkennbarer Trends in den historischen regionalen und internationalen Kontext, soll nun zu 

einer besseren Nachvollziehbarkeit und Prüfung von Thesen, wie jener der Zunahme 

westafrikanischer Migration nach Europa und zu deren Rekonstruktion beitragen. In 

Anlehnung an Fauser und Sieveking (2009: 21f.) soll eine historische Kontextualisierung 

auch die häufig erfolgte Trennung zwischen Migrationsformen ïund mustern in Ătraditionellñ 

und Ămodernñ obsolet machen. Historische Migrationstraditionen, vor allem jene der 

kolonialen Periode, bestehen gegenwärtig vielfach fort und bedingen aktuelle Entwicklungen 

Migrationsmuster und ïdestinationen z. T. maßgeblich.  

 

Der folgende geschichtliche Abriss kann nur einen sehr kleinen und selektiven Auszug aus 

Jahrhunderten westafrikanischer Migrations- und Bevölkerungsgeschichte darlegen. (Vgl. 

Flahaux et. al 2010: 9) De Haas (2007: 8ff.), Kraler (2007a: 13-16) und Konseiga (2005: 

24ff.) bieten jedoch einen sehr guten Überblick über die historische Entwicklung 

westafrikanischer Migrationsmuster, wodurch eine geschichtliche Abhandlung von der prä- 

bis zur postkolonialen Zeit ermöglicht wird. 

 

5.1.1. Vorkoloniale Migrationsmuster 

 

Westafrikanische Migrationsmuster im vorkolonialen Kontext werden als von einem sehr 

hohen interregionalen Mobilitätsgrad gekennzeichnet, beschrieben. Als Beispiele früher 

westafrikanischer Mobilität, führt de Haas (vgl. 2007: 8) in etwa die Ausbreitung der Fulani 

                                                 
46 Kraler (Interview 2010: 20, Zeilen 1-35) argumentiert jedoch dafür, dass Thesen wie jene, Migration aus 

Westafrika nach Europa habe in den 1990er Jahren zugenommen, stets anhand einzelner Herkunftsstaaten 

geprüft und die Komplexität der dabei relevanten Faktoren nicht außer Acht gelassen werden sollte. 

Erhebungsergebnisse variieren je nach Messmethode, die Berufung auf absolute oder relative Zahlen uvm. 

spielen bei der Interpretation von Migration ebenfalls eine Rolle.  
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sprechenden Bevölkerung in der Sahel Zone, saisonale Wanderungen nicht-sesshafter 

Bevölkerungsteile und die Pilgerfahrt nach Mekka an. 

 

Der Transsahara-Handel und die Transsahara-Mobilität zwischen West- und Nordafrika 

scheinen in langer Tradition miteinander zu stehen und die Regionen in einem frühen 

historischen Stadium auf sozialer, religiöser und wirtschaftlicher Ebene verbunden zu haben. 

Die zunehmende merkantilistische Handelsexpansion Europas seit dem 16. Jhdt. wirkte sich 

jedoch negativ und hemmend auf den Transsahara-Handel aus. Bis ins 20. Jhdt. gingen damit 

zudem der Sklavenhandel47 und somit Zwangsmigration und ïumsiedelungen von Millionen 

von Menschen von Afrika nach Europa, Asien und Amerika einher (vgl. ebd.: 8f.). Der 

¦bergang von der Ăunfreienñ Arbeit in so genannte Ăfreie Lohnarbeitñ (siehe Kraler 2007a: 

14) vollzog sich flieÇend, da wie Kraler (ebd.) schildert,  Ădie āunfreieô oder āhalbfreieô 

Arbeitsmigration bis in das 20. Jahrhundert [...] relevant [blieben].ñ Die Abschaffung des 

Sklavenhandels und der ¦bergang zur Ăfreien Lohnarbeitñ m¿ssen jenseits von humanitªren 

und altruistischen Motiven, im Kontext der besseren ºkonomischen ĂNutzbarmachungñ der 

einheimischen Bevölkerung durch die Kolonialmächte, interpretiert werden. (Vgl. ebd.) 

 

5.1.2. Migration vor dem Hintergrund des Kolonialismus 

 

Um Beginn, Höhepunkt, Verlauf und die Konsequenzen der europäischen kolonialen 

Durchdringung abzubilden und zu begreifen, müsste weiter ausgeholt werden als der Fokus 

der vorliegenden Forschungsfrage erlaubt. Der Kolonisierungsprozess Westafrikas durch 

europäische Kolonialmächte wird deshalb insbesondere in dem Maße beleuchtet, in welchem 

direkte und indirekte  Konsequenzen auf Migrationsbewegungen festgestellt und 

nachvollzogen werden können. Es sollte jedoch nicht vergessen werden, dass die Art und 

Weise der menschenunw¿rdigen Legitimierung der europªischen ĂAusdehnungs- und 

Herrschaftspolitikñ (Sarr 2000: 57)48 im Zuge der Ăkolonialen Eroberungslogikñ die  

Asymmetrie und Hierarchie in den afrikanisch-europäischen Beziehungen jeglicher Art 

nachhaltig mitbestimmen und prägen sollte. Zivilisierungsakte und -missionen auf den 

Gedanken einer Ăüberlegenen weißen Rasseñ aufbauend und Ăvon der Unterlegenheit der 

Afrikaner überzeugtñ (ebd.: 58) sind wie im Zuge der Ausf¿hrungen zu postkolonialen 

                                                 
47 Die Institution der Sklaverei als solche stand bereits ab 1830 unter starkem Druck, der Sklavenhandel wurde 

seit Mitte des 19. Jhdts. in vielen Staaten offiziell verboten. Dennoch wird das 19. Jhdt. als jenes der meisten 

gehandelten Sklaven beschrieben. (Vgl. Kraler 2007a: 14) 
48 deren Vorläufer bereits die Sklaverei war (ebd.) 
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Theorieansätzen sowohl für das koloniale Erbe als auch für gegenwärtige Entwicklungen 

folgenreich. 

 

Die kolonialen Machtapparate die West- und Nordafrika v. a. im Zuge englischer und 

französischer Kolonisierung im späten 19. und der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 

durchdrangen, hatten weitreichende Folgen auf interregionale Migrationsmuster. Neben dem 

teilweisen Verschwinden vorkolonialer Migrationscharakteristika (vgl. Kraler 2007b: 134) 

waren ein Rückgang des interregionalen Handels und ein Ansteigen westafrikanischer ĂNord-

S¿dñ Migration in Form der Abwanderung aus Mali, Niger oder auch Tschad in 

wohlhabendere westafrikanische Küstenregionen, allen voran in Côte d´Ivoire und das heutige 

Ghana (vgl. Konseiga 2005: 33), zu verzeichnen. Vorkoloniale Migrationssysteme, wie jenes, 

das Westafrika mit der Sahelregion verband, verloren an Bedeutung, so Kraler (vgl. 2007b: 

143). Eine Reihe von Faktoren wie die Entwicklung von Kakao-, Palmöl- und 

Erdnussfarmen49, bspw. in Ghana, Côte d´Ivoire und Senegal, Straßen- und 

Eisenbahnerrichtungen50, der Abbau von mineralischen Rohstoffen in Minen51, sowie die 

Entstehung großer Städte wie Accra, Lagos, Kano, Dakar, Lomé, Cotonou usw., bewirkten 

umfassende Land-Land- sowie Land-Stadt Migrationen. (Vgl. de Haas: 9) 

 

ĂLand-Landñ Migration betraf vor allem die in der Landwirtschaft arbeitende Bevºlkerung. 

Abwanderung von ländlichen in urbane Zentren wurde insbesondere von qualifizierten und 

unqualifizierten Personen vollzogen, darunter Studenten, Händler oder Arbeiter. Faktoren, die 

zusätzlichen Einfluss auf die Abwanderung aus üblicherweise nicht entlohnten in entlohnte 

Arbeitssektoren beeinflussten, waren koloniale Landnahme, die Einführung von Steuern 

sowie die zunehmend professionalisierte Rekrutierung von Arbeitskräften52. (Vgl. ebd.) 

Davon, dass diese Formen der Arbeitsmigration noch immer von Ăhalb- oder unfreiemñ 

Charakter waren, zeugt das koloniale Bestreben nach einer generellen Transformation von 

Bauern in der Subsistenzwirtschaft in Arbeiter für die kommerzielle Landwirtschaft. (Vgl. 

Kraler 2007b: 134f.) In die Rekrutierung von Arbeitskräften sollen zu diesem Zeitpunkt z. T. 

auch noch Händler und Mittelsmänner involviert gewesen sein. (Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 

                                                 
49 d. h. die kommerzielle Produktion von Cash Crops (vgl. Kraler 2007b: 134); 
50 da die arbeitsintensiven Kolonialwirtschaften einer guten Transportinfrastruktur zur Aufrechterhaltung der 

Cash Crop Produktionen bedurften, wurde die Errichtung von Straßen und Schienen für den Eisenbahnverkehr 

forciert; (Vgl. Konseiga 2005: 32) 
51 Arbeitsmigration fand auch im Zuge des Abbaus von mineralischen Rohstoffen wie Diamanten, Kupfer,  oder 

Gold statt (vgl. Kraler 2007b: 134); 
52 Die Gründung der SIAMO, der Interprofessional Trade Union for the recruitment of the Labour, fungierte bis 

1960 zur Regulierung der Arbeitskräfte. (Vgl. Konseiga 2005: 43) 
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26) Der Anbau von Cash Crops stand somit in Verbindung mit der kolonialen 

ĂUnterwerfungñ der afrikanischen Bevºlkerung. (Vgl. Kraler 2007b: 136)  

 

Konseiga (vgl. 2005: 32) veranschaulicht den massiven Einfluss kolonialer Politiken auf 

Bevölkerungsbewegungen anhand der Arbeitsmigration von Burkina Faso (bis 1984 Upper 

Volta) nach Côte d´Ivoire seit dem 20. Jhdt. Diese Mobilität hatte ihren Ursprung in der, 

durch die Kolonisierung in Gang gesetzten Prozesse der Staatenwerdung, der kapitalistischen 

Transformation lokaler Subsistenzwirtschaften sowie der Entwicklung des Cash Crop Anbaus 

und setzte sich auch nach der Unabhängigkeit Côte d´Ivoires 1960 fort.  

 

5.1.3. Postkoloniale Mobilität  

 

Die Entstehung neuer Migrationssysteme wird insgesamt als ĂAusdruck der neuen, durch die 

Kolonisierung bewirkten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Transformationen [...]ñ 

(Kraler 2007b: 143) verstanden. Gegenwärtige Migrationssysteme und ïsubsysteme in 

Westafrika umfassen Migration aus Burkina Faso, Mali und Niger mit Côte d´Ivoire und 

Ghana einerseits, Mali mit der Senegambiaregion sowie Ghana mit Nigeria. Südafrika gilt 

ebenfalls als wichtiges kontemporäres Migrationsziel westafrikanischer MigrantInnen. 

Nigeria und Gabon avancierten durch deren wirtschaftlichen Aufschwung, allen voran 

aufgrund des Ölbooms, zu wichtigen Destinationen westafrikanischer MigrantInnen in der 

postkolonialen Zeit. (Vgl. Kraler 2007b: 143) Die aktuellen Beziehungen zwischen 

ehemaligen Kolonien und den Kolonialstaaten scheinen zu einem hohen Grad kolonial und 

postkolonial geprägt zu sein. 

 

ĂPostkoloniale Migrationsdynamiken im subsaharischen Afrika folgten im 

Wesentlichen den in der Kolonialperiode entstandenen Mustern. Migrationen im 

subsaharischen Afrika während des 19. und 20. Jahrhunderts sind damit insgesamt 

eng mit dem Charakter und der Entwicklung kolonialer und postkolonialer 

Staatlichkeit, aber auch postkolonialer Gesellschaften an sich verflochten.ñ (ebd.: 145, 

147) 

 

Zur Ergänzung sollte jedoch hinzugefügt werden, dass nicht einzig koloniale Eroberung und 

Herrschaft nachhaltige Folgen im Vergleich gegenwärtiger mit vorkolonialen 

Migrationsmustern bewirkten, sondern ebenfalls gesamtgesellschaftliche Prozesse, innovative 

Institutionen und Techniken einen Wandel herbei führten. (Vgl. Fauser /Sieveking 2009: 22)  
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Insbesondere die Arbeitsmigration in der Nachkriegszeit, wobei diese sowohl im Rahmen von 

Frankreich und England initiierten bilateralen Rekrutierungsabkommen als auch selbstständig 

stattfand, bedeutete ein erstmals bemerkenswert hohes AusmaÇ so genannter ĂS¿d-Nordñ 

Migration. Westafrikanische Migration nach Europa ist zu dieser Zeit noch stark an den 

Sprachraum der ehemaligen Kolonien gekoppelt, d. h., MigrantInnen aus Senegal und Mali 

etwa, sind stark in Frankreich konzentriert, MigrantInnen aus Nigeria oder Ghana hingegen in 

England oder den Niederlanden. (Vgl. de Haas 2007: 14) Diese ĂBindungñ von MigrantInnen 

ehemalig kolonisierter Staaten an die einstigen Kolonialmächte verlor, wie noch zu erläutern 

sein wird, in Hinblick auf gegenwärtige Migrationsbewegungen z. T. an Relevanz. Im Zuge 

der erhöhten Arbeitsmigration von Westafrika nach Europa in der Nachkriegszeit gelten auch 

technische Neuerungen sowie eine verbesserte Transportinfrastruktur als Meilensteine der 

Ermöglichung von Migration für breitere Bevölkerungsschichten. (Vgl. Kraler 2007a: 15f.) 

 

Fauser und Sieveking konstatieren, dass historische Erfahrungen wie Sklaverei und 

Sklavenhandel, Kolonialisierung, Kriege, Flucht, internationale Entwicklungszusammenarbeit  

etc., Transformationsprozesse nachhaltig beeinflussten. Zudem scheinen historisch enge 

Verflechtungen interner, regionaler, interkontinentaler Beziehungen und Mobilitätsmuster 

zutage zu treten. (Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 15) 

 

Die ökonomischen Krisen der 1960er Jahre in Ghana sowie der 1980er Jahre in Nigeria 

bewirkten ein Einbrechen von kolonial geprägten Migrationssystemen. Wie in Kapitel 4 

erläutert wurde, nahmen sowohl Ghana als auch Nigeria die ökonomischen Krisen zum 

Anlass, Massenausweisungen von MigrantInnen vorzunehmen. Schrittweise vollzogen sich 

ein Schwinden von regionalen Hauptimmigrationspolen sowie Transformationen Ghanas und 

Nigerias von Hauptimmigrationsstaaten, in, von Emigration dominierte Staaten. (Vgl. de Haas 

2007; Gnisci 2008) De Haas (vgl. 2007: 10) verortet hier einen Wendepunkt der 

westafrikanischen Migrationsordnung. Wie besprochen, verlor auch Côte d´Ivoire an 

Attraktivität für interregionale Immigration. Ghana und Senegal gelten zwar als relativ stabile 

und in der Region aufstrebende Staaten, traten jedoch nicht an die Stelle der vormals 

existierenden regionalen ĂImmigrationspoleñ (Vgl. ebd.) Auch Senegal, das seit der 

Unabhängigkeit ein wichtiges Ziel von MigrantInnen, mitunter aus Guinea-Bissau, Guinea-

Conacry, Gambia, Mali war, transformierte sich, u. a durch die sich verschlechternde 

wirtschaftliche Situation, von einem Immigrations- in ein Emigrationsland. (Vgl. Some 2009: 

19, Gerdes 2007: 3)  
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Bis in die 1990er Jahre fanden somit wichtige innerafrikanische und westafrikanische 

Veränderungen statt, die Migration nachhaltig beeinflussten. (Vgl. Gerdes 2007: 4) Die 

innerregionalen Umbrüche führten auch zu steigenden Migrationsbewegungen in 

nordafrikanische Staaten, allen voran nach Libyen, Algerien, Marokko aber auch 

Mauretanien. (Vgl. de Haas 2007: 12) Libyens ambivalente Rolle für westafrikanische 

MigrantInnen und die rassistischen Übergriffen im Jahr 2000 sowie die Politisierung von 

Migration insgesamt wurden bereits in Kapitel 4 näher besprochen.  

 

Für den Forschungsgegenstand der vorliegenden Arbeit ist insbesondere eine Entwicklung 

interessant, die de Haas (vgl. ebd.: 14) als Wende von der Transsahara Migration zur 

Transmediterranen Migration betitelt. Der Wendepunkt wird dabei dadurch charakterisiert, 

dass westafrikanische Migration bis in die 1980er Jahre hauptsächlich durch Arbeitsmigration 

innerhalb ehemals kolonialer ĂBandeñ zwischen westafrikanischen und europªischen Staaten 

stattfand bzw. in höherem Maße innerkontinental; diese Situation diversifizierte sich seit den 

1990er Jahren jedoch zunehmend. Zum einen handelt es sich nicht mehr überwiegend um 

unqualifizierte ArbeitsmigrantInnen, sondern um Personen die sowohl auf regulärem als auch 

irregulärem Weg migrieren, darunter sowohl hochqualifizierte, weniger qualifizierte als auch 

unqualifizierte MigrantInnen. Zum anderen wandelten sich die Zielländer westafrikanischer 

Einwanderer und Einwanderinnen seit den 1990er Jahren. V. a Zuwanderung aus Senegal, 

Ghana und Nigeria nach Spanien und Italien, also über die ehemaligen Kolonialstaaten hinaus 

nahm zu. (Vgl. ebd.: 14) V. a. erregte die seit 2000 angestiegene Zahl der neben den vormals 

überwiegend aus dem Maghreb Raum stammenden MigrantInnen, über diverse Meeresrouten 

nach Spanien und Italien einreisenden westafrikanischen MigrantInnen, öffentliche und 

politische Aufmerksamkeit. In diesem Zusammenhang erlangte auch die so genannte 

ĂTransitmigrationñ aus nordafrikanischen Staaten nach Europa, erhöhte Aufmerksamkeit. Als 

Gründe für die Verbindung des Transsahara mit dem Transmediterranen Migrationssystem 

sowie der Erhöhung der Migration darin, können nach de Haas (vgl. 2007: 51) einerseits 

Libyens panafrikanische Politik in Frage kommen, die zu einem Anstieg der Transsahara 

Migration und zu einer steigenden Präsenz subsaharischer und dabei auch westafrikanischer 

MigrantInnen in Nordafrika führte. Andererseits wird die konstante Nachfrage nach billigen 

Arbeitskräften in Europa, allen voran in Spanien, Italien und Griechenland als zentraler 

Faktor betrachtet. Auch der Faktor der Globalisierung für sich wird im Interview mit 

Anonymous (vgl. 2010: 8, Zeilen 22-40) als von großer Relevanz beschrieben. Durch die 

Errichtung von Straßen, Handyverbindungen, Internet etc., würden die Staaten südlich und 
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nördlich der Sahara zunehmend miteinander verbunden, wodurch Kontakt erleichtert werde. 

Zudem sei die natürliche Tendenz von Migrationssystemen zur Verbreitung ausschlaggebend: 

Ă[...] migration diffuses into experience across spaceñ (vgl. ebd.: Zeilen 21). 

 

Diese These eines Wendepunkts westafrikanischer Migration nach Europa (vgl. de Haas 

2007: 15) erscheint aber vor allem in Hinblick auf eine scheinbar stattgefundene 

migrationspolitische Wende innerhalb Europas relevant, die wohl bereits früher eingeleitet 

wurde, sich aber spätestens Ende der 90er Jahre abzeichnete, relevant.  

 

5.2. Charakteristika kontemporärer westafrikanischer Migrationsbewegungen 

 

Welche qualitativen und quantitativen Charakteristika weisen gegenwärtige 

Migrationsbewegungen von Westafrika nach Europa und westafrikanische 

Migrationsprozesse auf? Welche sind die Hauptimmigrations- und Emmigrationsstaaten in 

Hinblick auf Europa und was bewegt MigrantInnen aus vereinzelten westafrikanischen 

Staaten nach Nordafrika und Europa zu migrieren? Diese und weitere Fragen erscheinen, in 

Anbetracht des Stellenwerts, welcher Migration aus Subsahara Afrika und Westafrika im 

Speziellen nach Europa, in politischen und medialen Diskursen beigemessen wird besonders 

relevant. Um auch beantworten zu können, ob europäische und afrikanische 

Migrationspolitiken, den ĂRealitªtenñ bzw. Form und Verlauf (siehe auch de Haas 2007; 

Kraler 2007b) von Migrationen entsprechen. 

 

5.2.1. Quantitative Charakteristika westafrikanischer Migration nach Europa, 

westafrikanischer ImmigrantInnenbevölkerung in Europa 

 

5.2.1.1. Kritische Punkte zur Quantifizierung von Migration 

 

Die geringe Verlässlichkeit vorhandener Daten, die ungleiche Aussagekraft verschiedener 

Messmethoden sowie die Schwierigkeit irreguläre Migration und dabei v. a. irreguläre 

Einreise  (Vgl. Flahaux et. al 2010: 9) zu erheben, gestalten die quantitative Bestimmung 

westafrikanischer Migration nach Europa schwierig. (Vgl. de Haas 2007; Clandestino Final 

Report 2009) Problematiken, Vergleiche über irreguläre Immigration nach Europa zu ziehen, 

ergeben sich auch durch die, von Staat zu Staat variierenden Definitionen von Irregularität. 
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Aus vielen statistischen Interpretationen wird kaum ersichtlich, ob die Daten irreguläre 

Einreise oder irregulären Aufenthalt betreffen.  

Dass eine eindeutige Trennung zwischen irregulärer und regulärer Migration nicht immer 

sinnvoll ist wird daraus einmal mehr ersichtlich. Personen, die irregulär in einen Staat 

eingereist sind, können sich zu einem späteren Stadium des Migrationsprozesses regulär im 

Land befinden. Reguläre Einreise kann umgekehrt genauso einen irregulären Aufenthalt nach 

sich ziehen (siehe Kapitel 2). (Vgl. de Haas 2007; Clandestino Final Report 2009) 

 

Von einer mangelhaften Datenlage über irreguläre Migration ist sowohl auf europäischer als 

auch auf westafrikanischer Ebene auszugehen. Im Fall europäischer Forschung wird dabei in 

vielen Fällen Kritik an der Qualität der Daten geäußert. Auf westafrikanischer Seite werden 

insbesondere die fehlenden personellen und finanziellen Ressourcen in der Region, die 

weitreichende statistische Erhebungen und die demographische Forschung hemmen, beklagt. 

(Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 28) Erläuterungen zu Migrationsforschung in Mali und Ghana 

beispielsweise, finden sich bei Fauser und Sieveking (ebd.). Trotz der Schwierigkeiten für 

Migrationsforschung auf regionaler Ebene, gibt es sehr gute Initiativen, wie das 

Migrationsforschungszentrum der University of Ghana in Legon. Ghana nimmt in der 

Forschung zu Migration insgesamt eine herausragende regionale Ausnahme ein. (Vgl. ebd.: 7, 

29) In Mali zeigten sich hingegen Probleme, unabhängige Forschung zu aktuellen, politischen 

Themen vorzunehmen. Zum Zweck der Förderung der Migrationsforschung in Mali sowie zur 

Information über Ălegaleñ Migrationsmöglichkeiten in die EU, richtete die Europäische Union  

ein Migrationsinformationszentrum (CIGEM - Centre d´Information et de Gestion des 

Migrations au Mali) in Bamako ein. Dieses stößt jedoch von Seiten der malischen 

Zivilgesellschaft, von AkteurInnen auf lokaler Ebene sowie von Rückkehrorganisationen 

aufgrund der tendenziell restriktiven Linie europäischer Migrationspolitik auf Kritik und 

Skepsis, so die Autorinnen. (Vgl. ebd.: 7) Genauere Analysen zu dieser europäischen 

Initiative erfolgen in Kapitel 7. 

 

Trotz der bekannten Problematiken lässt die starke Politisierung irregulärer Migration und 

Instrumentalisierung von Zahlen eine Beschäftigung auf quantitativer Ebene von Migration 

notwendig erscheinen. Mitunter auch, um ein Verständnis über Migrationen und deren 

Ausmaß in einem breiteren historischen Kontext sowie ferner über aktuelle Tendenzen zu 

erlangen. (de Haas 2007: 28, 36f.; Clandestino Final Report 2009: 7ff.) Eingehende Studien, 

wie das Clandestino (ebd.) Projekt, verbinden zudem Versuche der zahlenmäßigen 
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Einschätzung irregulärer Migration, mit der generellen Beschäftigung mit der Natur 

informeller Immigration in die EU; Adressaten dieser Studie sind, wie in der Einleitung 

erwähnt wurde, mitunter Politiker, die bei einem sinnvollen und Ăangemessenenñ Umgang mit 

undokumentierter Migration unterstützt werden sollen. (Vgl. Clandestino Final Report 2009) 

Dies regt weiters dazu an, die qualitative und quantitative Forschung nicht gegeneinander 

aufzuwiegen, sondern diese, für ein besseres Verständnis von Phänomenen, miteinander zu 

kombinieren.  

 

Vorab soll verdeutlicht werden, dass es sich bei den nachfolgenden Ausführungen um 

zahlenmäßige Einschätzungen in der herangezogenen Literatur handelt, die durch die 

Synthese möglichst vielen unterschiedlichen statistischen Materials, Quellen und 

Messmethoden entwickelt wurden. (Siehe de Haas 2007: 27f.; Gnisci/Trémolières 2006: 1, 

etc.) Somit wird im Rahmen dieser Arbeit von der Generierung von Fakten sowie 

eindeutigem statistischen Wissen generell Abstand genommen. Karakayali und Tsianos 

(2007:17) äußern sich überdies zur Zweckdienlichkeit der Anhaltung an einer starken 

Quantifizierung von Migration besonders kritisch: 

 

ĂStatistisches Wissen, etwa über illegale Grenzübertritte, mag den 

Falsifizierbarkeitskriterien positivistischen Wissenschaftsverständnisses gerecht 

werden, es schweigt aber ¿ber den ĂNutzenñ eines solchen Wissens, das offenbar 

entlang der institutionellen Rationalität staatlicher Apparate ausgerichtet ist.ñ  

 

Auch Poeze (vgl. 2010 : 2f.) weist vor dem Hintergrund der starken medialen Präsenz 

irregulärer Migration von Afrika nach Europa darauf hin, dass diese sich, verglichen mit der 

Gesamtmigration in die Europäische Union, nicht auf das besonders hohe Ausmaß selbiger 

stützen kann. Die Aufmerksamkeit, die dem Sujet zukommt, sei vielmehr auf ein neues 

Bewusstsein für menschenrechtliche und sicherheitspolitische Fragen und die Erkenntnis über 

ĂGruppenzuwanderungñ (group entries) zur¿ck zu f¿hren.  

 

5.2.1.2. Erhebungsmethoden irregulärer Migration 

 

¶ Statistiken über Anhaltungen/Festnahmen von irregulären MigrantInnen 

Eine sehr häufig eingesetzte Quelle zur quantitativen Bestimmung irregulärer Immigration 

aus West- und Nordafrika in die Europäische Union, sind Festnahme- bzw. Anhaltezahlen 

von Grenzschutzagenturen oder -behörden entlang der jeweiligen Grenzen. (Vgl. de Haas 
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2007: 37) Carling (vgl. 2007: 6) beschreibt diese Erhebungsform als Ergebnis gegenwärtiger 

Migrationsbewegungen einerseits und der ĂEffektivitªtñ des Grenzschutzes andererseits.  

 

Kritische Anmerkungen betreffen die unzureichende Aussagekraft der Zahlen über die 

irreguläre Einreise von MigrantInnen hinaus, etwa über das Ausmaß regulärer Einreisen, die 

im Laufe des Aufenthalts in einen irregulären Status münden. (Vgl. de Haas 2007: 37) 

Werden die Zahlen im Zuge deren Veröffentlichung z. B. in Festnahmen auf Booten, an 

Stränden oder im Landesinneren gesplittet, bleibt zumindest für die beiden letzten 

ĂFestnahmekategorienñ unklar, ob sich die Personen vor der Festnahme bereits f¿r lªngere 

Zeit irregulär im jeweiligen Land aufgehalten haben. Des Weiteren ginge aus einem Teil der 

veröffentlichten Statistiken nicht hervor, ob es sich um das Ergebnis der Festnahmen einer 

oder mehrerer Vollzugsagenturen oder -behörden handelt. (Vgl. Carling 2007: 7) De Haas 

(vgl. 2007: 37f.) beklagt zudem die mangelnde Transparenz dieser Datenquelle. Nicht nur sei 

die Verlässlichkeit der Daten einer variierenden Häufigkeit von Kontrollen ausgesetzt, 

sondern auch der Möglichkeit der Manipulation durch GrenzschutzbeamtInnen, so de Haas. 

Bestritten bleibt, ob die gegen Ende der 1990er Jahre angestiegenen Festnahmen mit den 

damals intensivierten Grenzkontrollen oder mit einem tatsächlichen Anstieg an Migration 

korrelieren. (Vgl. ebd.: 2007: 38) Überdies müssten Doppelzählungen von MigrantInnen, die 

beispielsweise nach einer Rückführung, Ausweisung oder gescheiterten Einreise erneut 

migrieren, mit bedacht werden. 

Festnahmezahlen können einen potentiellen Bias enthalten, da Kontrollen sich scheinbar 

ungleich stärker auf die irreguläre Einreise über Boote konzentrieren, als auf andere Formen 

irregulärer Einreise. Diese Verzerrung könnte sich zu ungunsten der Erfassung von 

MigrantInnen aus bestimmten Herkunftsstaaten auswirken. (Vgl. de Haas 2007: 39)  Da 

Migration aus den Maghreb Staaten eine lªngere ĂTraditionñ aufweise, als in etwa 

westafrikanische Migration, hätten sich für nordafrikanische MigrantInnen bereits andere 

Netzwerke herausgebildet, die eine erleichterte Einreise mitunter begünstigen können und die 

Abhªngigkeit von der ĂBootsmigrationñ schmªlern, erlªutert de Haas. Westafrikanische 

MirantInnen seien Festnahmen hingegen stärker ausgesetzt. (Vgl. ebd.: 39; Carling 2007: 11) 

Nicht zuletzt besteht bei Daten aus der Strafverfolgung insgesamt die Gefahr, dass die 

politische Dimension im Vordergrund steht. (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 46) 

Problematisch für die zahlenmäßige Einschätzung von Transitmigration ist, dass 

Festnahmezahlen häufig keine Beurteilung darüber zulassen, aus welchen Herkunftsländern 
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MigrantInnen stammen. Somit kann häufig nicht zwischen MigrantInnen aus Nachbarländern 

und aus weiter entfernten Staaten unterschieden werden. (Vgl. ebd.: 20) 

 

Als Entwicklungen, worüber Festnahmestatistiken dennoch Annahmen zulassen, werden 

erstens die Intensivierung von Kreuzungspunkten und Grenzüberquerungsstellen und 

zweitens ein Anstieg von MigrantInnen aus subsaharischen Staaten am Anteil der 

ĂBootsmigrationñ genannt. (Vgl. de Haas 2007: 38) 

 

¶ Kombination aus Statistiken über reguläre und irreguläre Immigration 

Als verlªsslichere ĂMessgrºÇeñ irregulärer Migration in der Europäischen Union wird ein 

Vergleich der Entwicklung sowohl regulärer als auch irregulärer Migration eingeschätzt. 

(Vgl. ebd.: 39) Die Erwartungen über eine stärkere Aussagekraft der Daten basieren auf der 

Einschätzung, dass reguläre und irreguläre Migration miteinander korrelieren.  

Die Wichtigkeit von Verbindungen zwischen diesen beiden Migrationsformen ging auch aus 

den geführten Interviews (Kraler Interview 2010: 2, Zeilen 15-51, 3, Zeilen 1-38; Anonymous 

Interview 2010: 9, Zeilen 16-39) hervor. Dennoch variiert der Grad der Korrelation zwischen 

den Gruppen von Einwanderungsbevölkerungen und sollte die jeweils aktuelle wirtschaftliche 

Situation mitbedacht werden, wobei großes Wirtschaftswachstum im Generellen 

migrationsfördernd ist.53 Anhand der Nettomigration in die Europäische Union werde 

ersichtlich (ebd.), dass reguläre Migration in wirtschaftlichen Krisenzeiten abnimmt, in 

Zeiten stärkeren Wirtschaftswachstums wiederum steigt. Auf diese Weise verhalte sich auch 

irreguläre Migration in Reaktion auf wirtschaftliche Faktoren. Mitzubedenken ist dabei, dass 

wirtschaftliche Entwicklungen mitunter eine zeitverzögerte Wirkung auf bereits begonnene 

ĂMigrationsprojekteñ haben kºnnen.54 

 

Für einen tatsächlichen Vergleich und eine Kombination von Statistiken aus regulärer und 

irregulärer Migration, erweisen sich nach de Haas (vgl. 2007: 39)55 insbesondere die 

spanischen Gemeinderegister hilfreich. Darin könnten sich sowohl irreguläre als auch 

reguläre ImmigrantInnen eintragen, was zu einem Großteil auch angenommen würde. Jedoch 

gibt auch die Qualität dieser Messgrößen Anlass zu Kritik. So dürften die spanischen 

                                                 
53 Zu genaueren Informationen über die Migrationsformen irregulär und regulär, siehe Kapitel 1 
54 Befinden sich MigrantInnen in ihrem geplanten Migrationsprozess von Westafrika nach Europa beispielsweise 

bereits in Nordafrika, ist es unwahrscheinlich, dass spontane wirtschaftliche Veränderungen zu einem Abbruch 

des Migrationsprojekts führt. In den Herkunftsländern können internationale wirtschaftliche Krisensituationen 

jedoch hemmend auf zukünftige Migrationsbewegungen wirken. (Vgl. Interview Kraler 2010: 2, Zeilen 15-51) 
55 er hält sich im Sinne einer möglichst genauen Einschätzung irregulärer Migration an die Triangulation von 

verschiedenen Daten und Methoden (vgl. de Haas 2007: 39) 
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Gemeinderegister namens Padrón, viele MigrantInnen beinhalten, die nie im Land gelebt 

haben oder dieses schon längst verlassen haben. Regularisierungsdaten inkludieren nur jene 

MigrantInnen, die alle möglichen Voraussetzungen für die Antragstellung erfüllen konnten. 

(Vgl. Clandestino Final Report 2009: 74) 

 

5.2.1.3. Westafrikanische Migration im Blickpunkt lokal und global ï Ein Überblick  

 

Die nachfolgenden Quantifizierungsversuche erfolgen in Verbindung mit einer Analyse der 

wichtigsten westafrikanischen Herkunfts- und europäischer Immigrationsstaaten sowie 

nordafrikanischer so genannter Transitstaaten wie Libyen, Marokko oder Mauretanien. 

 

Vorab sind zur zahlenmäßigen Einschätzung irregulärer Migration zwei Bestimmungsformen 

zu unterscheiden. Einerseits Migrationsraten westafrikanischer MigrantInnen in der 

Europäischen Union ï wobei diese zu einem bestimmten Zeitpunkt vorliegen. Andererseits 

Migrationsbewegungen, die innerhalb einer bestimmten Zeitspanne erfolgen und deshalb 

schwieriger zu bestimmen sind. (Clandestino Final Report 2009: 24) Im Zuge des Clandestino 

Projekts wird zudem kategorisch zwischen geographischen und Status-verbundenen 

Bewegungen unterschieden. Erstere beinhalten die Ein- oder Ausreise über Land-, Luft-, und 

Seewege wobei der Einreise in der öffentlichen Debatte die meiste Aufmerksamkeit 

zukommt. Von Status-verbundenen Migrationsbewegungen andererseits ist im Sinne einer 

Mobilität nicht über Grenzen hinweg, sondern zwischen regulärem und irregulärem Status 

die Rede. (ebd.: 12) 

 

Innerregionale, westafrikanische Migration steht in einem eindeutig prioritären Verhältnis zu 

Migration nach Nord-, West- und Südeuropa: Bezug nehmend auf eine Quelle des UNDP, der 

Weltbank und der Universität Sussex aus den Jahren 2000 und 2006, spricht de Haas (2007: 

29; 2008: 24) von einem Verhältnis 61,7 zu 14,8 %56. Intraregionale Migration in Westafrika 

ist somit von weitaus bedeutenderem Ausmaß als die interkontinentale. (Vgl. 

Fauser/Sieveking 2009: 12) Von insgesamt 258 Millionen registrierten WestafrikanerInnen 

leben schätzungsweise 1,6 Millionen in OECD Staaten. Für das Jahr 2010 wird die Zahl 

internationaler MigrantInnen weltweit auf 214 Millionen bemessen, wobei der Anteil an 

MigrantInnen an der Weltbevölkerung der United Nation Population Division zufolge 3,1 

Prozent beträgt. (UNPD 2009)  

                                                 
56 6 Prozent westafrikanischer internationaler Migration findet nach Nordamerika statt. (Vgl. de Haas 2007: 29) 
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Im afrikanischen Kontext wird häufig von einer grundsätzlich hohen Mobilität ausgegangen. 

Absolut gesehen fand zwischen 1960 und 2000 zwar ein deutlicher Anstieg von 9 auf 16 

Millionen MigrantInnen statt, gemessen an der Bevölkerung verringerte sich der Anteil von 

drei Prozent in den 1960er und 1980er Jahren auf zwei Prozent im Jahr 2000. Da der Anteil 

afrikanischer Flüchtlinge unter etwaigen anderen Herkunftsregionen relativ groß ist, 

schlussfolgert Kraler (vgl. 2007b: 124), dass die Zahl freiwilliger MigrantInnen noch viel 

geringer ausfällt. (Vgl. ebd.) Auch Carling (2002: 9) macht mit dem Hinweis, dass 

internationale MigrantInnen nur zwei bis drei Prozent der Weltbevölkerung einnehmen, 

darauf aufmerksam, dass Mobilität die Ausnahme, nicht aber die Regel sei. Zwar hat 

internationale Migration seit den 1960er und insbesondere 1990er Jahren zugenommen, 

Kraler (vgl. 2007a: 27) argumentiert jedoch, dass es während des 19. und 20. Jahrhunderts 

Perioden mit ähnlich hohem bzw. höherer internationaler Migration gab.  

 

Gemessen am relativen Anteil, also am Prozentsatz der Emigration am Bevölkerungsanteil 

der jeweiligen Staaten zählen Burkina Faso, Benin, Guinea-Conacry, Guinea-Bissau, Mali, 

Senegal und Mauretanien zu den westafrikanischen Staaten mit dem größten 

Emigrationsanteil Nord- und Westafrikas. Nigeria beispielsweise weist einen relativ hohen 

absoluten Emigrationswert auf. Gemessen an der Bevölkerung Nigerias von rund 117,6 

Millionen, liegt dieser jedoch unter einem Prozent. Emigration aus Kap Verde liegt absolut 

bei unter 200.000 (im Vergleich zu über 900.000 in Ghana oder über 1,2 Millionen in Mali), 

gemessen an der Bevölkerung sind das jedoch über 40 Prozent. Um quantitativ einschätzen zu 

können oder Vergleiche zu ziehen, empfiehlt sich somit eine Betrachtung relativer als auch 

absoluter Zahlen. (Vgl. de Haas 2007; Clandestino Final Report 2009) Côte d´Ivoire, Ghana, 

Gambia sowie Gabon gelten als Immigrationsstaaten in der Region; Nigeria, Togo und Sierra 

Leone weisen ein Gleichgewicht der Emigrations- und Immigrationsraten auf. Als eine 

wichtige Aussage in Anschluss an diese Zahlen erscheint, dass die Emigrations- und 

Immigrationsbevölkerungen aller westafrikanischen Staaten zusammen, relativ ausgeglichen 

sind. (Vgl. de Haas 2007: 28f.) Als aktuelle Tendenzen westafrikanischer Mobilität, wobei 

dies insbesondere die innerregionale Ebene betrifft, werden um die Aussagen über Herkunfts- 

und Zielländer zu ergänzen, Migration von Norden nach Süden, vom Inland in 

Küstenregionen sowie von ländliche in städtische Gegenden verortet. (Vgl. Konseiga 2005: 

42) 

 



 102 

Die ECOWAS sowie der Sahel and West Africa Club veröffentlichten im Zuge der 

Population Series den Atlas on Regional Integration in West Africa (vgl. Gnisci/Trémolières 

2006), worin u. a. ein ¦berblick ¿ber internationale Migration Ăfrom global to localñ, bzw. 

westafrikanischem Level vermittelt wird. Anhand einer UN Statistik aus dem Jahr 2003 wird 

darin argumentiert, dass Migration keineswegs nur ĂNord-S¿dñ, d. h. aus so genannten 

Entwicklungslªndern in ĂIndustriestaatenñ bzw. ºkonomisch wohlhabendere OECD Staaten, 

orientiert ist. Im Jahr 2000 waren, der Statistik , mehr als die Hälfte der weltweiten 

MigrantInnen in 15 Aufnahmestaaten konzentriert. Dazu zählen neben der Ukraine, Indien, 

Saudi Arabien, Pakistan, Kasachstan, Hong Kong, Côte d´Ivoire (Platz 14) und dem Iran 

(Platz 15), fünf G7 Staaten, sowie Russland (Platz 2): d. s. die USA (an der Spitze der 

Hauptimmigrationsstaaten) und drei europäische Staaten, darunter Deutschland (Platz 3), 

Frankreich (Platz 6) und Großbritannien (Platz 11). OECD Länder57 Ăempfangenñ den 

herangezogenen Daten nach knapp die Hälfte der weltweiten MigrantInnen, davon ca. 40 

Prozent aus anderen OECD Staaten. (vgl. Gnisci/Trémolières 2006: 3) Nigeria, Ghana und 

Senegal zählen mit 25,5, 16,4 und 12,2 Prozent der MigrantInnen, gemessen am Anteil aller 

Zuwanderer und Zuwanderinnen aus westafrikanischen Staaten in OECD Staaten bzw. nach 

Europa und Nordamerika zu den wichtigsten Herkunftsstaaten der Region. Unter 

Berücksichtigung des Anteils an der Gesamtbevölkerung von 118 Millionen, sind das für 

Nigeria jedoch wiederum nur 0,2 Prozent. (Vgl. de Haas 2008a: 24) 

 

Dennoch zählen europäische Staaten zu wichtigen internationalen ĂZielstaatenñ 

westafrikanischer Migration. In den letzten zwei Dekaden konnte ein Anstieg von irregulärer 

und regulärer Migration von West- nach Nordafrika nach Europa verzeichnet werden (2008: 

47), ein Trend der zumindest für irreguläre Migration über die Kanarischen Inseln 

gegenwärtig wiederum rückläufig zu sein scheint. (Vgl. ECRE Weekly Bulletin, 2010, 

Frontex 2010a) 

 

5.2.1.4. Westafrikanische Migration nach Europa 

 

Die Niederlande, Großbritannien, Frankreich, Spanien, Italien und Portugal zählen zu den 

europäischen Staaten mit den größten westafrikanischen ImmigrantInnenbevölkerungen sowie 

zu den Ăbeliebtestenñ europªischen Immigrationsstaaten westafrikanischer MigrantInnen. 

(Vgl. Bossard o. J.: 2f.; de Haas 2007: 33) Wie zu erkennen sein wird, haben koloniale 

                                                 
57 Darunter die USA, GB, Deutschland, Frankreich, Kanada, Australien auf der Liste der 15 

Hauptimmigrationsstaaten der UN aus dem Jahr 2000 (vgl. Gnisci/Trémolières 2006: 3) 
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Migrationsmuster für England, Frankreich und westafrikanische Staaten wie Nigeria, Mali 

oder Senegal noch Bedeutung, es fanden jedoch Diversifizierungen westafrikanischer 

Migrationsbewegungen mit steigender Migration nach Spanien und Italien statt. (Vgl. de Haas 

2007: 33)  

 

Festzuhalten ist, dass die Analyse von Daten in den Jahren 2005 und 2006 wohl zur 

Erkenntnis über auffällig hohe westafrikanische Immigrationszahlen, v. a. aus Senegal nach 

Italien und Spanien führen wird. Um Aussagen über mittel- und längerfristige Trends zu 

tätigen, sollten diese Zahlen jedoch auch vor dem Hintergrund betrachtet werden, dass die 

Jahre vor und nach den so genannten ĂHºhepunktenñ der Einwanderung modestere Zahlen 

aufwiesen. ĂFast rising numbers are often problematic and attract a lot of media attention, 

but may hide overall trends that are less problematic.ñ (Clandestino Final Report 2009: 13) 

 

¶ Frankreich 

Eine relativ große Zahl der westafrikanischen MigrantInnen stammt aus den ehemaligen 

französischen Kolonien. Die Schätzungen beruhen auf 40.000 MigrantInnen aus Mali, 48.000  

aus Senegal (Clandestino Final Report 2009: 59) und 45.000 aus Côte d´Ivoire (Bossard o. J.: 

3) Diese liegen jedoch zahlenmäßig noch hinter ImmigrantInnen aus Portugal, Algerien, 

Marokko, Tunesien, Spanien, China etc. Eine Gesamtzahl irregulärer ImmigrantInnen aus 

allen Herkunftsstaaten in Frankreich zu bestimmen, erscheint dem Clandestino Bericht 

zufolge, schwierig. Eine Berechnung auf Grundlage aller abgewiesenen Asylanträge, der 

durchgeführten und noch nicht vollzogenen Ausweisungen, der festgenommenen und in 

Erstaufnahmelagern untergebrachten Personen sowie jener irregulären ImmigrantInnen, die 

von der staatlichen medizinischen Hilfe Gebrauch machten, lässt jedoch auf 392.334 

irreguläre eingereiste und im Land aufhältige MigrantInnen, schließen. Seit 1996 wird eine 

Zunahme der Immigration (vgl. de Haas 2007: 43) aus Staaten südlich der Sahara, 

insbesondere aus Senegal und Côte d´Ivoire nach Frankreich, verzeichnet. Andererseits zeigt 

eine von de Haas angefertigte Tabelle (vgl. 2007: 35) über reguläre Zuwanderung58 in EU 

Staaten, einen gewissen Bedeutungsverlust kolonialer Migrationsmuster in dem Sinne, als 

sich die Zielstaaten diversifizierten und nun auch Immigration nach Italien und Spanien 

zunimmt. (Vgl. de Haas 2007: 34) MigrantInnen aus Kap Verde, Côte d´Ivoire, Mali, Senegal 

und Togo nehmen dieser Tabelle nach, obwohl zahlenmäßig stark hinter nordafrikanischen 

                                                 
58 da von einem starken Zusammenhang zwischen regulärer und irregulärer Migration ausgegangen wird, 

können Daten über reguläre Einwanderung zur Einschätzung über generelle Trends bzgl. Herkunfts- und 

Zielstaaten hilfreich sein. (Vgl. de Haas 2007: 39) 
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Staaten liegend, einen größeren Teil westafrikanischer Einwanderer in Frankreich ein. (Vgl. 

ebd.) 

 

¶ Großbritannien 

Im Jahr 2001 lebten in England ca. 430.000 irreguläre ImmigrantInnen. Berichte von 

Aufnahmezentren, die eine Auflistung der einzelnen Nationalitäten enthalten, lassen neben 

BürgerInnen (wobei der Trend bei männlichen Migranten liegt) aus Jamaica, Pakistan, China, 

der Türkei und Indien auf eine hohe Zahl nigerianischer MigrantInnen schließen. (Vgl. 

Clandestino Final Report 2009: 51) Zudem scheinen die letzten zwei Dekaden eine Zunahme 

von Immigration aus Ghana und Sierra Leone zu zeigen und eine im Vergleich zu 

nordafrikanischer Immigration steigende Gesamttendenz westafrikanischer Migration nach 

Großbritannien. (Vgl. de Haas 2007: 44) Dennoch ist, ähnlich wie am Beispiel 

senegalesischer Migration nach Frankreich geschildert, eine gewisse Loslösung von 

MigrantInnen aus Ghana von kolonialen und post-kolonialen Migrationsmustern und somit 

von Großbritannien zu bemerken. (Vgl. ebd.: 36) 

 

¶ Zuwanderung in so genannte Ăjunge Immigrationsstaatenñ (Fassmann 2010) 

Da irreguläre Immigration von Personen aus subsaharischen Staaten und ferner aus 

Westafrika über Meerwege nach Spanien und Italien in den Jahren 2005 und 2006 medial 

höchste Aufmerksamkeit erhielt, erscheint es interessant, sich einer quantitativen 

Einschätzung zu widmen. Wie in Kapitel 4 dargestellt, zählen Italien, Spanien und 

Griechenland zu sehr jungen Immigrationsstaaten und stellten bis zu einer Trendwende Ende 

der 1980er selbst Emigrationsländer dar. Zunehmend restriktivere Migrationspolitiken 

Englands und Frankreichs, der steigende Arbeitskräftebedarf, allen voran in den 

südeuropäischen informellen Ökonomien, sowie Veränderungen in west- und 

nordafrikanischen Migrationssystemen selbst, können Ursachen einer Diversifizierung von 

ĂZiellªndernñ westafrikanischer MigrantInnen darstellen. (Vgl. de Haas 2007: 24) Die 

steigende Zuwanderung westafrikanischer MigrantInnen in Ăalternativeñ Ziellªnder kann 

zudem durch eine mangelnde Stabilität und Entlohnung von Arbeitsverhältnissen innerhalb 

Westafrikas begründet sein. (Vgl. Adepoju 2006: 27) 

 

Südeuropäische Staaten wie Spanien, Italien, Portugal und Griechenland sind wichtige 

ĂZielstaatenñ f¿r MigrantInnen aus Kap Verde, Gambia, Guinea, Guinea-Bissau, Senegal und 

Ghana. (Vgl. ebd.: 34) 
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¶ Italien 

Der Wandel Italiens von einem Aus- in ein Einwanderungsland spiegelt sich wohl in der 

Verfünffachung der migrantischen Bevölkerung zwischen 1990 und 2007 wider.  

Für die Jahre 2005, 2006 und 2007 werden Raten irregulärer Migration von jeweils 541.000, 

650.000 und 349.000 genannt. (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 69) Zu weiteren 

interessanten Schlussfolgerungen kommt der Clandestino Bericht (ebd.: 70) in Bezug auf das 

Ausmaß so genannter irregulärer Bootsmigration.  

 

ĂAlthough Italy is sadly famous for the images of clandestine immigrants landing on 

the shores of its Southern coasts, official records show that migrants arrived via boats 

represent only a small fraction [...] of the existing stock of undocumented residents.   

 

Verglichen mit einem Prozentsatz von rund 65-70 an so genannten ĂVisums¿berziehernñ 

(overstayern) und einem auf 15-34 Prozent geschätzten Anteil an Personen, welche die 

Grenzkontrollen übergehen59, liegt die irreguläre Einreise über verschiedene Meerwege bei 

zwischen 4 und 16 Prozent. (Vgl. ebd.) Die Einreise über Boote betraf in der Vergangenheit 

neben MigrantInnen aus Nordafrika auch Einreisende aus dem ehemaligen Jugoslawien und 

aus Albanien. Irreguläre Zuwanderung letzterer nahm jedoch, angesichts zunehmender 

politischer Stabilisierung, kontinuierlich ab. Hingegen wird eine starke Zunahme der 

irregulären Einreise über Meerwege aus Nordafrika, subsaharischen Staaten und dem Horn 

von Afrika  nach Italien, verzeichnet. (Vgl. ebd.) 

 

In Italien leben große Gemeinschaften von MigrantInnen aus Albanien, Marokko, Rumänien, 

der Ukraine, China, den Philippinen und Tunesien.60 (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 71) 

Bossard (vgl. o. J.: 2f.) zufolge repräsentiert die afrikanische Community ein Drittel der 

immigrantischen Gemeinschaften in Italien. Eine Aufschlüsselung der 20 wichtigsten, in 

Italien lebenden Nationalitäten dokumentierter und undokumentierter MigrantInnen, weist 

lediglich zwei westafrikanische Staaten auf, Senegal an 12.- und Nigeria an 20. Stelle. Die 

Gesamtzahl der SenegalesInnen beläuft sich auf 82.000, wovon sich 18 Prozent 

undokumentiert in Italien aufhalten. Die nigerianische MigrantInnenbevölkerung in Italien 

umfasst ca. 50.000 Personen, wovon 19,6 Prozent einen irregulären Status haben. Daten über 

registrierte MigrantInnen aus dem Jahr 2005 weisen zudem auf Côte d´Ivoire mit 14.378 und 

                                                 
59 Das Italienische Innenministerium nahm diese Einschätzungen für die Jahre 2000-2006 vor (vgl. ebd.: 70); 
60 Diese MigrantInnenbevölkerung bilden nach Schätzungen von ISMU in absteigender Reihenfolge die sieben 

wichtigsten Nationalitäten in Italien. (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 71) 
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Ghana mit 34.499 MigrantInnen, als wichtige westafrikanische Herkunftsländer hin. Zwar 

liegen keine eindeutigen Zahlen vor, wie viele MigrantInnen aus Ghana und Côte d´Ivoire 

einen irregulären Status aufweisen; dass jedoch ein Zusammenhang zwischen regulärer und 

irregulärer Migration besteht, kann auch in diesem Fall angenommen werden. Bei der letzten 

von insgesamt fünf Amnestien im Jahr 2002 wurden zudem 700.000 MigrantInnen 

regularisiert. Dem Clandestino Bericht zufolge erhielten mehr als die Hälfte der in Italien 

Ălegalñ lebenden MigrantInnen diesen Status im Zuge einer der Regularisierungen zwischen 

1986 und 2002. (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 69)  

 

Diesen Ausführungen zufolge, hat (irreguläre) Immigration aus Westafrika nach Italien zwar 

zugenommen, westafrikanische MigrantInnen bilden jedoch nicht die Mehrheit der im Land 

lebenden oder aufhªltigen MigrantInnen. Visa Ăoverstayingñ erscheint des Weiteren als 

häufigster Grund für den irregulären Status vieler Zuwanderer und Zuwanderinnen in Italien.  

 

¶ Spanien 

Schätzungen über irreguläre MigrantInnen in Spanien für das Jahr 2005 lauteten auf bis zu 

1.232.000. Anfang des Jahres 2008 belief sich die Zahl undokumentierter MigrantInnen im 

Vergleich nur mehr etwa auf 354.000. MigrantInnen aus Gambia, Ghana, Mali, Nigeria, 

Senegal, (de Haas 2007: 35) Côte d´Ivoire, Guinea-Conacry, Guinea-Bissau, Liberia, 

Mauretanien und Sierra Leone gelten mitunter als größte irreguläre Einwanderungsgruppen 

in Spanien mit Herkunft aus Afrika südlich der Sahara. (Vgl. ebd.: 35; Carling 2007: 12) Die 

Zahl undokumentierter MigrantInnen aus Senegal soll sich dabei auf 10.000 belaufen, die 

Irregularitätsrate unter den gesamten ImmigrantInnen aus Senegal in Spanien beläuft sich auf 

23 %. Bis in die 1990er bildeten MarokkanerInnen die größte Gruppe irregulärer 

Einwanderer und Einwanderinnen in Spanien. Seit 2000 nahm hingegen Migration aus 

Lateinamerika, auf regulärer und irregulärer Ebene stark zu und repräsentiert nun die größte 

Gruppe. 

 

Im Jahr 2003 kam ein Drittel der auf den Kanarischen Inseln61 festgenommenen MigrantInnen 

aus subsaharischen Staaten. Das Jahr 2006 gilt mit 32.000 MigrantInnen als Höhepunkt 

irregulärer Einreise auf sieben der neun Kanarischen Inseln. Im Folgejahr halbierte sich die 

Zahl an MigrantInnen, welche die Überfahrt über die Kanarischen Inseln versuchten, bereits 

beinahe. (Vgl. Poeze 2008: 2) 

                                                 
61 Die Kanarischen Inseln fallen unter die Spanische Zentralregierung (Vgl. ebd.) 
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Den Ausführungen des Clandestino Projekts zufolge, (vgl. Final Report 2009: 76) beträgt 

diese Form der Einreise nach Spanien nur ca. 5 bis 10 Prozent der gesamten irregulären 

Immigration.  

 

Da ein Mangel an verlässlichen Zahlen von Migration aus Afrika und ferner aus 

subsaharischen Staaten nach Griechenland herrscht, erfolgen keine gesonderten 

länderspezifischen Ausführungen dazu. Die aktuellen Ereignisse, d. h. die starke Zunahme der 

irregulären Grenzüberschreitungen in Griechenland, finden zudem keinen Eingang mehr in 

diese Arbeit. 

 

¶ Nordafrika ï ĂTransitñ- und/oder Zielregion? 

Offizielle nordafrikanische Statistiken über irreguläre Migration weisen eher geringe Zahlen 

von MigrantInnen auf, da der Großteil der Migration undokumentiert oder irregulär verläuft. 

So lauten Schätzungen über irreguläre ImmigrantInnen in Libyen auf zwischen 750.000 und 

2,5 Millionen, die libyschen Behörden hingegen gehen von rund 600.000 ausländischen 

ArbeiterInnen aus. Auch der Anteil irregulärer ImmigrantInnen in Mauretanien, der sich 

überwiegend aus SenegalesInnen konstituieren soll, wird auf bis zu 100.000 geschätzt. (Vgl. 

de Haas 2007: 32) Wesentlich geringer, auf 15.000 lauten die Zahlen für undokumentierte 

Zuwanderung oder irregulären Aufenthalt in Marokko. Die Tendenz wird jedoch in der 

Literatur (vgl. Clandestino Final Report 2009: 20) als steigend beschrieben. Gründe dafür 

seien zunehmende Arbeitsmöglichkeiten, steigendes Wirtschaftswachstum in Nicht-EU 

Staaten, sowie die durch Restriktivität gekennzeichneten, europäischen Migrationspolitiken. 

2003 gilt dabei als Jahr mit den Höchstwerten irregulärer ĂTransitmigrationñ ¿ber Marokko. 

Insgesamt weisen auch Festnahmezahlen spanischer und marokkanischer Behörden eine 

Abnahme von 36.000 im Jahr 2003 auf 13.000 2007 auf. (Vgl. ebd.: 21) 

 

Libyen und weitere nordafrikanische Staaten nehmen neben deren Rolle als Transitstaaten für 

MigrantInnen nach Europa nicht nur selbst die Position eines Ziellandes ein, sondern haben, 

wie dies auf Marokko zutrifft, selbst eine lange Geschichte der Migration nach Europa. (Vgl. 

Stacher 2007: 151ff.; Carling 2007: 9, Clandestino Final Report 2009: 19f.) In Hinblick auf 

ĂTransitmigrationñ ist, wie bereits besprochen, zu bedenken, dass nicht jede Intention von 

Nordafrika nach Europa zu migrieren, tatsächlich umgesetzt wird/werden kann. Migrationen, 
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wie in der Einleitung erläutert als Prozesse mit unterschiedlichen Stadien wahrzunehmen, 

erscheint somit sinnvoll.  

Nordafrikanische Staaten wurden auch selbst zu Zielstaaten, einerseits aufgrund der 

Nachfrage nach billigen Arbeitskräften, ähnlich den südeuropäischen informellen 

Ökonomien. Andererseits, da jene, die auf dem Weg nach Europa scheiterten oder für welche 

die Weiterreise aussichtslos erscheint, der Rückkehr in die Herkunftsländer eine 

Niederlassung in Nordafrika häufig vorziehen. (Vgl. de Haas 2008a: 20) Besonders für 

MigrantInnen aus subsaharischen Staaten scheint eine Rückkehr, nachdem ein Großteil des 

Weges aus/über Westafrika bereits bestritten wurde, entmutigend. (Vgl. Carling 2007: 10)  

Nordafrikanische ĂBufferzonenñ nehmen somit verschiedene Rollen in unterschiedlichen 

Migrationssystemen ein. Ist die vorliegende Datenlage auch von mangelnder Qualität, so ist 

die Position nordafrikanischer Staaten durch den ĂEuropean integration process [,w]hich has 

created a geographical constellation that hinges on the integrity of the external bordersñ eine 

zentrale. (Carling 2007: 9) 

 

5.2.1.5. Schlussfolgerung zum Versuch einer zahlenmäßigen Abbildung westafrikanischer 

Migration 

 

Die quantitativen Ausführungen zu westafrikanischer Migration nach Europa und Nordafrika 

bieten, verglichen mit den v. a. auf politischer Ebene recht wage erscheinenden 

mengenmäßigen Zuschreibungen zu den jeweiligen Herkunfts- und Zielländern, sehr 

aufschlussreiche Informationen. Zudem  konnte ansatzweise bestätigt werden, worauf schon 

zuvor verwiesen wurde. Die Aufmerksamkeit, die dem ĂPhªnomen irreguläre 

Bootsmigrationñ zukommt, kann im Vergleich zur Gesamtimmigration in die Europäische 

Union von 2,6 Millionen im Jahr 2004, nicht dem zahlenmäßigen Ausmaß dieser 

Einreiseform zugrunde liegen, sondern scheint je nach Ebene der Beschäftigung humanitär, 

menschenrechtlich, sicherheitspolitisch, populistisch geprägt zu sein. (Vgl. de Haas 2008a: 9; 

Poeze 2008: 3) Zentral erscheint zudem die Schlussfolgerung im Zuge des Clandestino 

Projekts (vgl. 2009: 12), dass die mangelnden Informationen über irreguläre 

Remigrationsbewegungen aus der Europäischen Union in die jeweiligen Herkunftsländer zu 

einer Überbewertung des Ausmaßes irregulärer Einreise führen dürfte. Die quantitative 

Beschäftigung mit westafrikanischen Migrationsbewegungen gab des Weiteren darüber 

Aufschluss, dass eine Diversifizierung von Zielländern westafrikanischer MigrantInnen 

sowohl in Nordafrika als auch in Europa stattgefunden hat. 
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Da quantitative Analysen letztendlich nicht zu einem besseren Verständnis von 

Migrationsbewegungen und -erfahrungen auf individuellem oder kollektivem Niveau 

befähigen können, möchte ich mich nachfolgend eingehend mit dieser Ebene beschäftigen. 

 

5.3. Westafrikanische Migrationsmuster qualitativ betrachtet 

 

5.3.1. Welche Formen nimmt Migration von Westafrika nach Europa an? 

 

Ganz generell kann unter den verschiedenen Migrationsformen zwischen dokumentierter und 

undokumentierter bzw. regulärer und irregulärer Migration, Ketten-, Arbeits-, Familien-, 

Flucht- und Transitmigration unterschieden werden.62 Dabei sind Überlappungen und 

Überschneidungen  zwischen den jeweiligen Einteilungen möglich. Im Rahmen dieser Studie 

erscheint besonders interessant, inwiefern Irregularität für westafrikanische 

Migrationsbewegungen sowie für westafrikanische MigrantInnenbevölkerung in Europa 

relevant ist. Ziel ist es jedoch, nicht willkürliche Kategorisierungen von MigrantInnen 

vorzunehmen, sondern darauf ein zu gehen, welche Form(en) Migration, Mobilität annehmen 

kann, um Veränderungen oder Kontinuitäten leichter abbilden zu können. 

 

5.3.1.1. Reguläre und Irreguläre Migration 

 

Der Literatur nach kann, wie bereits diskutiert wurde, davon ausgegangen werden, dass 

reguläre und irreguläre Migration zu einem gewissen Grad miteinander korrelieren. Der von 

Kraler (vgl.: 2, Zeilen 48-50) genannte Ăallgemeine Link auf der Ebene von 

Migrationsdynamikenñ erscheint hier besonders relevant. Irreguläre Migration kann demnach 

nicht als ein auf bestimmte Ursachen begr¿ndeter ĂMigrationstypusñ (ebd.) eingeordnet 

werden. Vielmehr handelt es sich dabei um eine Migrationsform, die stärker als von 

Migrationsursachen oder ïmotiven, davon abhängt, zu welchen Kanälen MigrantInnen 

Zugang haben. Es ist somit von ĂUrsachenkomplexenñ (ebd.) und Dynamiken auszugehen, 

die Migrationsbewegungen generell zugrunde liegen. (Vgl. ebd.: 3 Zeilen 1-25) Individuelle 

Motivationen von MigrantInnen, Ursachen und rechtliche Zuwanderungskanäle stehen sich 

gewissermaÇen gegen¿ber. Hierauf kann wiederum Carlings (vgl. 2002: 29) Ămigration 

                                                 
62 Aus inhaltlichen Überlegungen werden einige Migrationsformen jedoch im Unterkapitel Migrationsursachen 

näher behandelt; 
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interfaceñ (ebd.) angewandt werden, der strukturelle Rahmen von Barrieren und potentiellen 

Möglichkeiten, welchen MigrantInnen gegenüberstehen.  

 

Einigen ForscherInnen zufolge stehen neben den unzureichenden regulären 

Zuwanderungskanälen auch bürokratische Hürden, zeitaufwendige Prozeduren zur 

Beantragung von Einreisebewilligungen, hohe Anforderungen an den Erhalt einer 

Arbeitserlaubnis sowie strenge Auflagen zur Erlangung eines regulären Status im 

Zusammenhang mit irregulärer Migration. Zudem wird die einseitig starke Ausrichtung 

bürokratischer Organisationskulturen auf die Abwendung irregulärer Migration, zulasten von 

Hilfestellungen für MigrantInnen kritisiert. (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 15)  

 

Die vorangegangene, quantitative Befassung mit Migration aus Westafrika deklarierte einen 

vergleichsweise relativ geringen Anteil an irregulär Einreisenden in südeuropäische Staaten. 

Hingegen begründet die Visaüberziehung in vielen Staaten einen Großteil der Zuläufe in die 

Irregularität. (Vgl. ebd.: 13) Viele MigrantInnen in Frankreich sind aufgrund abgelehnter 

Asylanträge von Irregularität betroffen; darunter auch MigrantInnen bzw. AsylwerberInnen 

aus Côte d´Ivoire. Des Weiteren ist Irregularität z. T. eine Folge strengerer Gesetz, wie dies 

im Zuge der ĂPasqua-Gesetzeñ von 199363 z. B. AnwärterInnen auf 

Familienzusammenführungen betrifft. Auch Personen, die nach Ablauf ihres Visums nicht aus 

dem jeweiligen Staat ausgereist sind, einen Studienzweck unberechtigt angegeben oder zum 

Zweck des Aufenthalts geheiratet haben, sind vielfältig von Irregularität betroffen. Daneben 

gilt ĂOverstayingñ von Touristen- oder Studentenvisa als häufigster Irregularitäts-Grund in 

Großbritannien, Italien, Griechenland und Spanien. (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 52, 

60, 71f.)  

 

5.3.1.2. Schrittweise Migration 

 

Anhand ihrer Studien zu Mali und Ghana veranschaulichen Fauser und Sieveking,  (vgl. 2009: 

16) das Phänomen der schrittweisen Migration. Dies würde auf Land-Land und Land-Stadt 

Migration zutreffen und oftmals einen ersten Schritt für die individuelle Migration darstellen. 

Interregionale Land-Land Migration gilt zudem als Alternative zur internen ĂLand-Stadtñ 

                                                 
63 im Laufe der 1990er Jahre wurden in Frankreich die ĂPasqua-Gesetzeñ sowie eine Reihe weiterer 

gesetzesverschärfender Regelungen rund um den konservativen Charles Pasqua umgesetzt. Besonders betroffen 

waren davon Familienzusammenführungen und Arbeitsregelungen für UniversitätsabgängerInnen und führten 

insbesondere im Jahr 1996 zu migrantischen Protesten. (Vgl. Engler 2007a) 
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Migration (vgl. Adepoju: 2006: 26). Große Städte und urbane Zentren hätten dabei häufig 

eine Rolle als ĂTransitzonenñ, mitunter ins Ausland inne. Das entscheidende Element der 

Strukturierung von Migration sei jedoch weniger durch die schrittweise Migration, sondern 

durch transnationale Netzwerke und deren Zugänglichkeit für MigrantInnen konstituiert. Den 

Zusammenhang zwischen interner und internationaler Migration veranschaulichen die 

Autorinnen anhand von migrantischen Rücküberweisungen. Diese würden die Kaufkraft und 

das Einkommen von Haushalten, jedoch auch die ökonomischen und sozialen Ungleichheiten 

innerhalb eines Landes, vergrößern und stärker sichtbar machen, was wiederum zu interner 

Migration beitrage. (Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 16) Die Land-Stadt Abwanderung als 

Mobilität im Rahmen von Urbanisierungsprozessen repräsentiert zudem die enge 

Verflechtung zwischen Migrationsformen und ïdynamiken. (Vgl. ebd.: 24)  

 

5.3.1.3. Tendenzen in der Arbeitsmigration 

 

Als Trend wird auch ein Abweichen von der typischen Arbeitsmigration, etwa im Rahmen 

von RekrutierungsmaÇnahmen hin zu einer stªrker kommerziell und Ăunternehmerischñ 

ausgerichteten Migration, beschrieben. Diese sei beispielsweise durch die Ausübung 

selbstständiger Handelsgewerbe geprägt; es fände jedoch auch zunehmend Arbeit im 

informellen Sektor statt64. (Vgl. Adepoju 2006: 26; Kraler 2007b: 145) Senegalesische 

Handelsnetzwerke sind beispielsweise in Italien und Spanien sehr stark verankert, zudem gibt 

es eine große senegalesische Community in New York. Die überwiegend männlichen 

Migranten aus Senegal, die im Rahmen dieser Handelsnetzwerke nach Italien oder Spanien 

kommen, bewegen sich in den meisten Fällen jedoch nicht irregulär, sondern reisen vielmehr 

zwischen Westafrika und Europa hin und her.65 (Vgl. Kraler Interview 2010: 9, Zeilen 20-36) 

Zugehörige der westafrikanischen Ethnie der Soninke beispielsweise bauten 

Handelsnetzwerke ausgehend vom Senegal Flusstal sowohl innerafrikanisch als auch 

interkontinental aus. Bezüglich der historischen Herausbildung von translokalen sowie 

transnationalen Handelsmustern und ïnetzwerken findet der Einfluss kapitalistischer 

Wirtschaftsstrukturen auf Handelsrouten und ïpraktiken als relevanter Faktor Erwähnung. 

(Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 24) Internationale Arbeitsmigration im Generellen verlor zudem 

im Gegensatz zu Asylmigration und Familiennachzug an Bedeutung. (Vgl. Kraler 2007a: 27) 

                                                 
64 Bzgl. der Abweichung von Arbeitsmigration hin zur Arbeit in informellen Sektoren der Wirtschaft betonen 

viele ForscherInnen, dass auch in den 1950er und 60er Jahren bspw. in den Gastarbeiterregimen viele 

MigrantInnen spontan und außerhalb von Rekrutierungsmaßnahmen nach Europa kamen, irreguläre Migration 

somit kein neues Phänomen ist. (Vgl. Interview Anonymous 2010: 10, Zeilen 6-8) 
65 Siehe Fallbeispiel Senegal 
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5.3.1.4. Zirkuläre Migration, Ausweisungen und Fluchtmigration 

 

Zum gegenwärtigen Ausmaß zirkulärer Migration finden sich in der Literatur 

widersprüchliche Einschätzungen. Während Adepoju (vgl. 2006: 27) von einer generellen 

Verstärkung des zirkulären Charakters von Migrationsbewegungen aus subsaharischen 

Staaten spricht, schildert Kraler (vgl. 2007b: 125) einen Mobilitätsrückgang, v. a. der 

zirkulären Mobilität in ländlichen Gebieten subsaharischer Staaten. An unterschiedlichen 

Orten ökonomisch aktiv zu sein, sei für MigrantInnen kaum mehr möglich, so Kraler. 

Andererseits gestalte (vgl. ebd.: 126) sich interkontinentale Emigration aus Staaten südlich 

der Sahara zunehmend temporär und zirkulär, oftmals auch saisonal (siehe oben). In 

Zusammenhang mit innerafrikanischen und westafrikanischen politischen Veränderungen, 

wie Bürgerkriegen in Sierra Leone (1991-2001), Liberia (1989-1996, 1999-2003), Guinea 

(1999-2000), oder Côte d´Ivoires seit 2002 sowie ökonomischen Krisen, die bereits kurz 

Erwähnung fanden, kam es zu Veränderungen westafrikanischer Migationsmuster. Ein 

Beispiel dafür ist ein starkes Zunehmen von Bewegungen, das etwa durch 

Massenausweisungen in Gang gebracht wurde (siehe Kapitel 4). Zudem stieg die Zahl der 

Internally Displaced Persons (IDPs) in Westafrika an. (Vgl. Castles/Miller 2009: 155) 

Innerafrikanisch kam es zwischen Côte d´Ivoire und Burkina-Faso, welche bereits eine lange 

Tradition der Arbeitsmigration miteinander teilten, durch politische Instabilität sowie z. T. 

durch Anti-Ausländer-Kampagnen von Seiten Côte d´Ivoires, zu einer starken 

Rückkehrmigration nach Burkina-Faso. (Vgl. ebd.) 

 

5.3.1.5. Geschlechtsspezifische Aspekte von Migration 

 

Ebenfalls sehr interessante Erkenntnisse über Migrationsformen, ïdynamiken und ïmuster in 

Westafrika liegen zu geschlechtsspezifischen Aspekten vor. Innerhalb der 

Migrationsforschung werden Haushalte (vgl. Fauser/Sieveking 2009: 24f.) und familiäre 

Netzwerke häufig aus Analysen zum Thema der Arbeitsmigration ausgeklammert, wodurch 

Frauen als Ăºkonomische Akteureñ vielfach unbemerkt bleiben.  

 

ĂEinige Forschungsansªtze interpretieren Mobilitªt in Westafrika [hingegen] generell 

unter dem Gesichtspunkt von Arbeitsmigration [...] und analysieren dabei die für die 

Region spezifische Verbindung von re-produktiver und produktiver Arbeit im Rahmen 

der Haushalte [...]. (ebd.: 24) 
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Dies weist darauf hin, dass reproduktive z. T. produktive Arbeit ermöglicht und diese 

Arbeitsprozesse somit in enger Verbindung zueinander stehen. Geschlechterrollen, wie 

teilweise in westafrikanischen Gesellschaftsordnungen verankert, bspw. der Aspekt, dass 

Frauen nach der Heirat innerhalb der Familie des Mannes weiterleben, sollten den Autorinnen 

zufolge, nicht dar¿ber hinweg tªuschen, dass Frauen in hohem MaÇe Ămobile Arbeitskrªfteñ 

sind. Dass Mobilität von Frauen als eine Ătraditionelleñ wahrgenommen wird, hªnge zudem 

mit der Unbezahltheit der häuslichen Arbeit zusammen. (Vgl. ebd.: 25) 

 

5.3.1.6. Kettenmigration, temporäre und permanente Mobilität 

 

Im Zuge von so genannten ĂKettenmigrationenñ tritt die Relevanz historischer 

Migrationsmuster, bereits institutionalisierter Migrationssysteme sowie der sozialen Kontakte 

und Beziehungen von MigrantInnen für die Erleichterung von Migrationsbewegungen erneut 

in den Vordergrund. Aus Staaten wie Mali und Senegal, die historisch bereits durch die 

Anwerbung von (v. a. männlichen) Arbeitsmigranten und die relativ große Zahl an 

StudentInnen in Frankreich, intensive Beziehungen zu Frankreich hatten, nahm die Zahl der 

MigrantInnen durch so genannte ĂKettenmigrations-Effekteñ noch zu. Die Tatsache, dass 

diese Migrationen zu einem relativ großen Teil irreguläre Züge annahmen, kann mitunter 

damit begründet werden, dass der rechtliche Rahmen für das Migrationspotential ungeeignet 

war. (Vgl. Kraler Interview 2010: 7, Zeilen 45-48) In Hinblick auf so genannte 

Kettenmigration, erscheinen zudem die zunehmende Wichtigkeit von  

Rekrutierungsorganisation und Schleppern relevant. Castles und Miller (vgl. 2009: 30) 

benennen dies übergreifend als Entstehung einer Migrationsindustrie, die Migration sowohl 

erleichtern als auch zur Ausbeutung von MigrantInnen beitragen könnte.66 Kettenmigration 

sowie auch Familiennachzug spielen insbesondere in Hinblick auf Migration aus Ghana eine 

wichtige Rolle. (Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 39)  

 

Zu temporärer und permanenter Migration führen Castles und Miller (vgl. 2009: 33) ganz 

generell aus, dass dauerhafte Niederlassungen oder Familienzusammenführungen in den 

wenigsten Fällen primäre Ziele sind. Häufig würde der dynamische Moment, welcher 

Migrationsprozessen inne wohne, außer Acht gelassen. Damit ist gemeint, dass persönliche, 

wirtschaftliche sowie politische Aspekte anfängliche Pläne gleichsam verändern oder aber 

untermauern können. Aus regulärer Arbeitsmigration können sowohl ein irregulärer als auch 

                                                 
66 Zu Schlepperei bzw. Menschenhandel siehe Seite 5.3.4.3. 
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ein permanenter Aufenthalt, aber auch Familienzusammenführungen, resultieren. (Vgl. auch 

Interview Anonymous 2010: 12, Zeilen 3-34) Auf politischer Ebene mögen restriktive 

Einreisemaßnahmen unter Umständen auch dazu führen, dass sich MigrantInnen mit dem 

primären Ziel eines temporären Aufenthalts permanent niederlassen, da sich zirkuläre 

Migration mit rigiden Einwanderungsgesetzen nicht vereinbaren lässt. (Vgl. Flahaux et al. 

2010: 17f., siehe Kapitel 6) 

 

5.3.2. Migrationsursachen, Motivationen und Aspirationen von MigrantInnen 

 

Die Beschäftigung mit Migrationsursachen im westafrikanischen Kontext erfolgt durch die 

Berücksichtigung regionaler und einzelstaatlicher Entwicklungen und Tendenzen. Um ein 

möglichst umfangreiches Bild geografischer Einflussgrößen wiedergeben zu können, findet 

die Beschäftigung dahingehend, sowohl entlang der Herkunfts- als auch der Zielregionen, 

statt. Wie in Kapitel 3 diskutiert, finden makroºkonomische ĂPush-Pullñ Faktoren in den 

Ausführungen zu Migrationsursachen zwar Berücksichtigung; vielmehr erscheint es jedoch, 

notwendig, den Raum für qualitativ ausgerichtete Befragungen von MigrantInnen und 

empirische Studien zu dieser Thematik auszuweiten, um die individuelle und kollektive 

Ebene von Migrationsentscheidungen besser beleuchten zu können.  

 

Generell repräsentiert Armutsmigration in Verbindung mit Assoziationen über 

wirtschaftliches Elend, Hunger, Kriege, Vertreibung, Flucht, eine sehr gängige Erklärung für 

Migration aus Afrika nach Europa. 

 

ĂGilt Migration in anderen Weltregionen als ein Ausdruck der Globalisierung, als 

Resultat der Herausbildung globaler Arbeitsmärkte, wird Migration innerhalb und 

außerhalb Afrikas vor allem als Indikator für die ökonomische und politische 

Randständigkeit des Kontinents gesehen.ñ (Kraler 2007b: 121) 

 

Deshalb wird anhand ausgewählter westafrikanischer Staaten67, mitunter Augenmerk darauf 

gelegt, inwieweit die Rolle von Armut als Faktor zu migrieren, tatsächlich ursächlich 

erscheint und welche sonstigen Entscheidungsfaktoren erkennbar sind. Damit stehen auch 

Überlegungen zu individuellen Kosten- und Zwangsfaktoren von Migration in 

Zusammenhang. Wie Kraler (vgl. ebd.: 122) darlegt, ist die Bedeutung von Zwang (über in 

                                                 
67 die Analyse senegalesischer Migration wird dabei in einem eigenen Kapitel ausgewiesen; 
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der GFK geregelte Gründe hinaus) definitorisch68 weit gespannt. So bedeute Ă[u]nter Zwang 

zu migrieren, [...] nicht notwendigerweise, dass Migration die einzige und realistische Option 

darstellt.ñ (ebd.) Hierbei erscheint der Konnex zu Giddens Strukturationstheorie aus Kapitel 3 

sinnvoll. Häufig handeln MigrantInnen demnach innerhalb eines gewissen strukturellen 

Kontexts, der jedoch eine Ărelative Autonomieñ zu handeln offen hªlt. Migration kann aus 

Überlebensmotiven heraus, genauso wie aus Gründen der Verbesserung der persönlichen 

Situation, bzw. der des Haushalts, erfolgen. (Vgl. Poeze 2008: 8) Die Möglichkeit migrieren 

zu können, unabhängig davon, ob eine Zwangssituation vorliegt oder nicht, beschreibt Carling 

(vgl. 2002: 5) als Element der Stratifizierung der Menschen; denn Mobilität erfordert neben 

der Überwindung rechtlicher oder  politischer Bestimmungen Ressourcen. Ressourcen sowohl 

in Form von Informationen oder dem Zugang zu informellen Netzwerken sowie von 

finanzieller Natur, bspw. für Transport, Versorgung und Unterbringung. (Vgl. Poeze 2008: 

14) Deswegen lautet eine gängige, in der Literatur zu westafrikanischer Migration 

aufscheinende Einschätzung, dass internationale westafrikanische MigrantInnen nicht zu den 

aller ärmsten Bevölkerungsteilen ihrer jeweiligen Herkunftsländer zählen. (Vgl. Carling 2007: 

13; de Haas 2007: 1; Fauser/Sieveking 2009: 16; Kraler 2007b: 125) Darüber hinaus berufen 

sich Fauser und Sieveking (ebd.) in Verweis auf Faist, (2000) auf Erkenntnisse der 

Migrationsforschung, wonach ĂArmeñ (vgl. Faist zit. nach Fauser/Sieveking 2009: 169) dann 

verstärkt migrieren, wenn soziale, körperliche sowie finanzielle Aufwendungen sinken.  

 

Mobilität als stratifizierenden Faktor zu begreifen, erfordert ferner die Inklusion 

Ăunfreiwilliger Nicht-MigrantInnenñ, (Carling 2007) in die Analyse der Konsequenzen und 

Wirkungen migrationspolitischer Maßnahmen auf Migration (siehe Kapitel 7/Conclusio). 

 

In Beschäftigung mit der starken Konnotation von Migration aus subsaharischen Staaten mit 

Zwang fährt Kraler (2007b: 121) fort, dass unfreiwillige Migration im afrikanischen Kontext 

im geografischen Vergleich möglicherweise häufiger vorkommt. Insgesamt misst Kraler 

(ebd.: 124) wirtschaftlichen Faktoren jedoch stärkeren Einfluss auf Mobilität bei. Darüber, 

dass ökonomische Größen Migrationsentscheidungen häufig beeinflussen, herrscht in der 

herangezogenen Literatur insgesamt weitgehend Einigkeit. Vielfach wird jedoch deren 

unzureichende Erklärungskraft für informelle Migration und damit verbundenen Risiken 

hervorgehoben. (Vgl. Poeze 2008: 3f.)  

 

                                                 
68 Siehe Kapitel 1, Punkt 1.2. zur Rolle der Freiwilligkeit und Zwang in der Migration 
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Ziel und Interesse daran, Studien über Interviews mit MigrantInnen aus Westafrika 

heranzuziehen, bestehen darin, einen Einblick in die oft vernachlässigte persönliche, 

individuelle Motivationsseite von westafrikanischen Migrations- und Mobilitätsprozessen zu 

erhalten und MigrantInnen stärker als handelnde Subjekte Stärke wahrzunehmen. Zu 

bedenken bleibt, dass Befragungen stets situationsbedingt sind und keine Generalisierungen 

über größere ImmigrantInnengruppen zulassen. (Vgl. Escoffier/Lahlou 2002: 18) Da in den 

herangezogenen Studien (vgl. ebd.; Poeze 2008) kein oder nur auszugsweise Zugang zu den 

Interviews vorhanden ist, weisen die nachfolgenden Ausführungen keine Vollständigkeit und 

Kontextbezogenheit hinsichtlich der Interviews auf.   

 

5.3.2.1. Die Ursachen und Motive für die Migrationsentscheidung und deren Umsetzung 

 

Ein sehr interessanter Bericht in Verweis auf Gespräche mit west- und zentralafrikanischen 

MigrantInnen liegt von Escoffier und Lahlou69 (2002) vor. Die im Gespräch mit MigrantInnen 

genannten Gründe, die den Migrationsentschluss mit beeinflussten, sind von vielfältiger 

Natur. Auch jene Ursachen, die ein weites Spektrum an den besprochenen ĂNegativbildernñ, 

die über Afrika im Generellen geläufig sind, abdecken, werden genannt. Darunter sind vor 

allem individuelle oder familiäre Armut, Trockenheit, Arbeitslosigkeit und die Last für die 

Familie verantwortlich zu sein. Bürgerkriege und politische oder inter-ethnische Konflikte 

betrafen den Angaben zufolge v. a. MigrantInnen aus der DRK und Sudan, aber auch jene aus 

Nigeria, Sierra Leone und Côte d´Ivoire. (Siehe Escoffier/Lahlou 2002: 21, 22f.) Vier der 

insgesamt 16 befragten NigerianerInnen flohen zudem vor den rassistischen Übergriffen in 

Libyen im Jahr 2000 nach Marokko. (Vgl. ebd.: 23) 

 

Einer der Gründe zu migrieren, scheint in Anbetracht der beruflichen Situation der v. a. 

männlichen Migranten in den unzureichenden Möglichkeiten zu resultieren, einen Job 

auszuüben, der dem Niveau der jeweiligen Ausbildung entsprechen würde. Ursachen dafür 

seien zu geringe berufliche Perspektiven, Bürgerkriege sowie ethnische oder religiöse 

Konflikte, so Escoffier und Lahlou70. Diese Perspektivlosigkeit von Seiten der Studenten und 

                                                 
69 Die Autoren (2002: 18) führten zwischen Oktober und November 2000 66 Interviews mit MigrantInnen aus 

Nigeria, Senegal, Mali, Ghana, Sierra Leone, Gambia, Liberia, Côte d´Ivoire. Ebenso mit MigrantInnen aus der 

Demokratischen Republik Kongo, Kongo-Brazzaville, Kamerun und Sudan, die nachfolgend aufgrund der 

geografischen Konzentration und den möglicherweise abweichenden Emigrationsursachen keine 

Berücksichtigung finden. Die Befragungen wurden in Rabat, Tanger und Casablanca in Marokko geführt.  
70 Es ist nicht eindeutig nachvollziehbar, ob der Einfluss von Konflikten auf die berufliche Situation, 

MigrantInnen aus der DRK oder dem Sudan oder aber EmigrantInnen aus Côte d´Ivoire oder anderen 

westafrikanischen Staaten betrifft;  
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Studentinnen, wird zu einem sehr großen Teil durch die Entwertung akademischer Bildung, 

die Nicht-Anerkennung von Hochschuldiplomen, unzureichenden Stipendien und somit durch 

das Gefühl vergeudeter akademischer Berufslaufbahnen bedingt. (Vgl. ebd.) 

 

Die Studie gibt zudem einen Hinweis darauf, dass Migration mit dem Ziel Europa und 

Marokko eine Investitionsentscheidung von Familien und Haushalten ist. (vgl. ebd.: 22) 

Einige der MigrantInnen fühlten sich als Erstgeborene dafür verantwortlich, die Familie im 

Herkunftsland zu unterstützen. (vgl. ebd.: 21) In einigen Fällen leistete die Familie auch eine 

finanzielle Unterstützung, bzw. wurde die Migration als Investition für den Haushalt geplant. 

(vgl. ebd.: 22) Die Theorie der new economics of migration trägt dieser Entwicklung (siehe 

Kapitel 3) Rechnung und ber¿cksichtig den Haushalt samt der darin Ăenthaltenenñ Mitglieder 

mit den verschiedenen Verpflichtungen, Erwartungen, Normen je nach Alter, Geschlecht, 

Verwandtschaftsgrad, und ïbeziehung (siehe Kapitel 3) Nach Poeze (vgl. 2008: 17) zeigen 

insbesondere neuere Studien, wie jene von Fleischer (2006) am Beispiel der 

Verwandtschaftsbeziehungen von MigrantInnen aus Kamerun, dass ĂAutoritªtspersonenñ wie 

Väter, Mütter oder Cousins, häufig eine wichtige Rolle im Migrations-Entscheidungsprozess 

einnehmen. ĂHigh expectations of modernity and the prospects of consuming imported 

foreign goods have increased the influence and pressure of kin on individual migrants.ñ 

(Fleischer 2006: 8) 

 

Die Interviews der Autoren (vgl. Escoffier/Lahlou 2002: 21) weisen auch darauf hin, dass 

Erwartungen von Europa und Nordafrika durch im Fernsehen vermittelte Wahrnehmungen 

und Bilder die eigene Prekarität als noch stärker empfinden lassen. (Siehe auch Kapitel 6) In 

europäische Staaten zu migrieren wird nicht nur aufgrund der als höher eingeschätzten 

Einkommenssituation angestrebt. Auch die Ăsichereñ menschenrechtliche Situation ist 

ausschlaggebend. (vgl. ebd.: 22) 

Es sind jedoch nicht nur Bilder von Europa oder Nordafrika aus dem Fernsehen, die den 

Wunsch nach Veränderungen nähren. Auch die z. T. positiv anmutenden, dargestellten oder 

tatsªchlich Ăpositivñ verªnderten Lebenssituationen von MigrantInnen aus dem Bekannten- 

und Familienkreis in Europa oder Nordafrika haben durch bestehenden Kontakt oder durch 

Rückkehrmigration Konsequenzen für deren Herkunftsgesellschaften.71 (Vgl. Poeze 2008; 

Escoffier/Lahlou 2002: 23) Zunehmend transnationale Lebenssituationen mögen diese 

Entwicklung noch verstärken. Diese verwandtschaftlichen oder bekanntschaftlichen 

                                                 
71 genauer dazu, siehe Fallbeispiel Senegal 
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Netzwerke beeinflussen auch die Wahl der Zielländer. MigrantInnen aus Sierra Leone, 

Nigeria und Gambia gaben dabei eher an, nach Großbritannien und jene aus Senegal, Côte 

d´Ivoire und Mali hingegen eher nach Frankreich emigrieren zu wollen. (Vgl. ebd.) 

 

¶ Migration im Sinne Ăsozialer Mobilitªtñ 

Wie dies am Fallbeispiel senegalesischer Migration nach Europa exemplifiziert werden wird, 

sind (v. a. wenn es sich um individuelle Migration handelt) mangelnde Möglichkeiten zur 

Selbstverwirklichung, fehlende Perspektiven zur Realisierung der persönlichen Wünsche und 

Vorstellungen in den Herkunftsstaaten hªufig ĂMotorenñ (Kraler 2007b: 124) f¿r Mobilitªt. 

Diese Gründe können auch in Verbindung mit Angst vor Verfolgung oder unsicheren 

politischen und wirtschaftlichen Situationen ko-existieren. (Vgl. de Haas 2007: 22) 

Räumliche Mobilität basiert zudem häufig auf dem Wunsch nach sozialem, 

gesellschaftlichem Aufstieg und nach sozialer Mobilität. (Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 7) 

Fauser und Sieveking (vgl. 2009: 12) beschreiben Mobilität auf der Ebene der Hoffnungen 

und Erwartungen und der Risiken, die MigrantInnen bereit sind auf sich zu nehmen, sogar als 

ĂEntwicklungsfaktorñ.  

 

Kralers (2007b: 123f.) Ausführungen zur Umweltmigration können dazu beitragen, Mobilität 

als Reaktion auf widrige Umstªnde in Form von ĂLivelihood-Strategienñ (ebd.) 

wahrzunehmen. Häufig würde im Rahmen übergreifender Debatten zu Umwelt und 

Klimawandel verkannt, dass Migration, die aus Umwelteinflüssen resultiert, hauptsächlich 

eine Alternative zur Aufrechterhaltung und Sicherung des Haushaltseinkommens darstellt; 

Ă[a]uÇer im Falle extremer Deprivation wird selten migriert, um nicht āhungernô zu m¿ssen 

[...].ñ (ebd.:124) Wie im Unterpunkt Migrationsformen bereits auf Kraler (2007b: 125) 

verweisend angedeutet wurde, nimmt der Handlungsspielraum, zirkulär oder saisonal zu 

migrieren, jedoch allgemein ab, was darauf hindeutet, dass so genannte ĂUmweltmigrationñ 

gegenwärtig vielmehr mit gesamtwirtschaftlichen Verschlechterungen zusammenhängt. (Vgl. 

ebd.) 

 

¶ Migrationsursachen außerhalb der Herkunftsländer von MigrantInnen 

Die bisherige Auseinandersetzung mit den Migrationsursachen spiegelt insbesondere die 

ĂPushñ-Seite von Mobilität wieder. Einer einseitigen Beschäftigung mit den 

Migrationsgründen in den Herkunftsstaaten entgegnend, wird im Gespräch von Seiten des 

Migrationsexperten der Universitªt Oxford eine Vernachlªssigung von ĂPulleffektenñ beklagt.  
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Ă[w]hat I find surprising is how difficult it is, particularly to talk about migration from 

people from Africa to Europe, still this idea of this push, the poverty push is created on 

this. There is no evidence to show, to prove that. [...] If there was not a labour market 

demand, the situation would be quite different [...].ñ (Interview Anonymous 2010: 7, 

Zeilen 12-16) 

 

Zum einen ist, wie aus dem Zitat hervorgeht, die anhaltende Nachfrage nach billigen 

Arbeitskräften in den informellen Sektoren, insbesondere in den südeuropäischen Staaten, 

ausschlaggebend. Dieser Umstand dient überdies als Erklärung dafür, warum (irreguläre) 

Migration trotz der Restriktionen auf reguläre Einwanderungswege weiterhin stattfindet. 

Daran kann zudem an die strittige Thematik angeknüpft werden, ob MigrantInnen in 

Ăfalschem Bewusstseinñ ¿ber die vorzufindenen Situationen migrieren. Auf struktureller 

Ebene werden v. a. irreguläre MigrantInnen offensichtlich ausgebeutet. (Vgl. Anonymous 

Interview 2010: 6, Zeile 31-35) Im Zuge des Interviews wird jedoch argumentiert, dass das 

Einkommen landwirtschaftlicher ArbeiterInnen im Vergleich zu Marokko tatsächlich 45 mal 

höher sei, zudem die Option regularisiert zu werden, tatsächlich bestünde. Somit besteht zwar 

eindeutig eine Ausbeutungssituation, diese würde von vielen MigrantInnen jedoch als 

vorteilhaft gegenüber der Verdienstsituation in den Herkunftsstaaten gesehen. Die 

Argumentationsweise, dass MigrantInnen generell Opfer von Menschenhändlern seien und in 

Unbewusstsein migrieren würden, wird hingegen als Teil des Viktimisierungsdiskurses von 

Seiten jener entlarvt, die Migration generell stoppen wollen und für harsche 

Immigrationsregelungen eintreten. (Vgl. ebd.: 6f., Zeilen 31-7) 

 

Dass MigrantInnen verstärkt in nordafrikanische Staaten migrieren, führen Escoffier und 

Lahlou (vgl. 2002: 16) mitunter auf die Visabedingungen europäischer Staaten sowie auf die 

historischen Beziehungen zwischen Marokko und westafrikanischen Staaten seit den 1960er 

Jahren zurück72: 

 

ĂIl est évident, au demeurant, que la plupart des mouvements que connaît le Maroc 

n´auraient pas eu lieu s´il était encore possible pour les migrants de se rendre 

directement en Europe, au Canada ou aux États-Unis d´Amérique.ñ (Escoffier/Lahlou 

2002: 16)73 

                                                 
72 Zudem stellen viele nordafrikanische Staaten, wie erläutert, selbst bedeutende Zielstaaten westafrikanischer 

MigrantInnen dar, eine Entwicklung, die möglicherweise durch europäische Visabedingungen uvm. beeinflusst 

wurde; 
73 ĂIm Übrigen ist erkennbar, dass der Großteil der Migrationsbewegungen nach Marokko nicht stattgefunden 

hätte, wäre zu diesem Zeitpunkt eine direkte Einreise nach Europa, nach Kanada oder in die USA möglich 

gewesen.ñ (Escoffier/Lahlou 2002: 16, ¦bersetzung der Autorin) 
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Dass libysche Repressionen gegen MigrantInnen aus subsaharischen Staaten andererseits eine 

Verlagerung der Migrationswege in Richtung anderer nordafrikanischer und europäischer 

Staaten bewirkt hat, wurde in Kapitel 4 bereits erwähnt. Des Weiteren förderlich für inner- 

und interkontinentale Migration wirken sich die sehr gut etablierten Netzwerke von 

Schleppern für MigrantInnen aus West- und Nordafrika aus. (Vgl. de Haas 2007: 15) Zu 

diesem Punkt wird jedoch anhand der Migrationsrouten sowie am Fallbeispiel senegalesischer 

Migration nach Europa noch näher zurückzukommen sein. 

 

¶ Migration und Entwicklung 

Nachdem zuvor die Einschätzung angestellt wurde, dass Migration aus Westafrika häufig 

relative Armut oder Aspirationen nach sozialer Aufwärtsmobilität zur Ursache hat, werden 

nun analytische Überlegungen zum häufig hergestellten Nexus zwischen Migration und 

Entwicklung vorgenommen. Migration wird in diesem Sinn zumeist nicht als Ursache von 

zunehmender, sondern von sehr schwacher Entwicklung gewertet. De Haas (vgl. 2008b: 2) 

schildert derweilen anschaulich die historisch schwankenden Phasen des Optimismus sowie 

des Pessimismus74 gegenüber Migration und Entwicklung. Aktuell sei die Debatte in 

Verbindung mit jener der remittances (ebd.) der Geldtransfers von MigrantInnen, wiederum 

positiv besetzt. 

 

ĂThere is a clear need to study migration impacts in their wider societal context, and 

to see how migration (1) is a process which is an integral part of broader 

transformation processes embodied in the term ñdevelopmentò, but (2) also has its 

internal, self-sustaining and self-undermining dynamics, and (3) impacts on such 

transformation processes in its own right.ñ (ebd.) 

 

Diese Wellenbewegungen rund um Migration und Entwicklung seit den 1950/60er Jahren 

f¿hrt Kraler (Interview 2010: 6, Zeile 29) darauf zur¿ck, dass der Diskurs Ăeine starke 

legitimatorische Komponente hatñ (ebd.). Innerhalb der Migrationstheorie habe Migration 

zudem Ăursªchlichenñ Zusammenhang mit Entwicklung. (Vgl. ebd.: 21-22) Andererseits steht 

der Diskurs für einen Rechtfertigungsbedarf der Koppelung von Migrations- an 

Entwicklungspolitiken sowie für unterschiedliche Interessen der in diese Migrationspolicies 

involvierten AkteurInnen (siehe dazu Kapitel 7) Migrantische Geldtransfers können 

                                                 
74 bis 1973 wird von einem Ădevelopmentalist optimismñ gesprochen; die Periode zwischen 1973 und 1990 ist in 

Verbindung weist mit breiteren Debatten rund um die Dependenztheorie und neo-marxistische Ansätze eine sehr 

kritische Sichtweise auf Migration und Entwicklung auf. Zwischen 1991 und 2000 war die Haltung unter der 

Herausbildung sehr strikter Einwanderungsgesetzte ebenfalls kritisch. (Vgl. de Haas 2008b: 2, 48) 
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Haushaltseinkommen z. T. stark erhöhen. (Vgl. Bruzzone et al. 2006: 39) Andererseits gibt es 

Hinweise darauf, dass sich dieser Ăºkonomische Aufschwungñ von Familien und Haushalten, 

mit Zugang zu Migration, benachteiligend auf Ăimmobileñ Haushalte auswirken kann, auch in 

Hinblick auf ein steigendes Preisniveau in den Herkunftsstaaten. Deshalb - und aufgrund des 

überwiegend undokumentierten Verlaufs - ist die tatsächliche armutsreduzierende Wirkung 

von remittances nicht erwiesen. (Vgl. de Haas 2008b: 40; Fauser/Sieveking 2009: 30) Ghana, 

Senegal und Kap Verde zählen zwar zu westafrikanischen Staaten, die eine relativ starke 

Abhängigkeit von Rücküberweisungen aufzeigen, der Anteil westafrikanischer Geldtransfers 

am Gesamtanteil nachvollziehbarer Geldtransfers nach Afrika weist jedoch eine abnehmende 

Tendenz auf. (Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 30f.). Insgesamt sei das Thema Migration und 

Entwicklung sehr heterogen und komplex, weshalb optimistische Tendenzen nicht zu 

vereinfachten Schlussfolgerungen verleiten sollten. (Vgl. de Haas 2008b: 48) 

 

ĂIs it really a coincidence that the West-African countries with the highest rates of 

Europe-bound labour migration (Cape Verde, Ghana and Senegal) do not belong to 

the most deprived, isolated and unstable West African countries experiencing the 

highest population growth?ñ (de Haas 2007: 49) 

 

Diese Frage weist anschaulich auf eine häufig außer Acht gelassene Tendenz hin; dass 

westafrikanische Migration nach Europa in Relation zur Bevölkerung von relativ niedrigem 

Ausmaß ist, kann zum einen mit der geografische Entfernung erklärt werden. De Haas führt 

dies zum anderen jedoch gerade auf die relative ĂUnterentwicklungñ Westafrikas als Region 

hin. (Vgl. ebd.) D. h., die Einschätzung geht dahin, dass westafrikanische Migration bei 

stärkerer Entwicklung kurz- und mittelfristig zunehmen, nicht abnehmen würde. (Vgl. ebd.; 

Kraler Interview: 2010: 14, Zeilen 27-47) 

Fauser und Sieveking (2009: 14) legen die Ambivalenz der jeweiligen sozio-ökonomischen 

Situationen anhand der Fallbeispiele Ghana und Mali dar. Emigration aus Ghana nahm trotz 

der geographisch vorteilhaften Küstenlage, des in Vergleich mit anderen westafrikanischen 

Staaten wirtschaftlichen Wohlstands und des wirtschaftlichen Aufschwungs nicht ab und wird 

häufig als Hauptemigrationsland Westafrikas beschrieben. 

Mali hingegen lªsst sich in diese ĂOrdnungñ weniger gut integrieren und gehört mitunter zu 

den ärmsten Staaten der Region. Dieser westafrikanische Staat wird als typisches 

Emigrationsland ohne Zugang zum Meer bezeichnet, wobei Saheldürren und eine 

ungesicherte Ernährungssituation die bestehende Armutslage mitbedingen. Emigration aus 

Mali sei, dies gilt insbesondere für den regionalen Kontext, aus diesen Gründen stärker mit 

ĂLivelihood-Strategienñ begr¿ndet. Die relativ hohe Emigration nach Frankreich resultiert 
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zudem sehr stark in den Bindungen durch die koloniale Vergangenheit der beiden Staaten. 

(Vgl. ebd.)  

 

Konseiga (vgl. 2005: 42f.) erkennt regionale Mobilität in Hinblick auf Westafrika als 

effiziente und wirksame Strategie zur Bekämpfung von Ungleichheiten und zur Verstärkung 

des Wachstums. Dabei verweist er insbesondere auf Potentiale von Mobilität im Umgang mit  

dem hohen Bevölkerungswachstum. (Zur Bewegungsfreiheit innerhalb der ECOWAS, siehe 

auch Kapitel 7) 

 

¶ Migrationsursachen und Bedeutungsdimensionen von Migration 

Interessante Erkenntnisse über Wünsche, in Verbindung mit Ursachen zu migrieren, erbrachte 

Carling (2002) anhand der Auswertung von Interviews mit MigrantInnen und Nicht-

MigrantInnen aus Kap Verde. Das Selbstbild als ĂMigrierende/rñ oder ĂBleibende/rñ sei dabei 

ausschlaggebend, wobei stets zwischen Wunsch und dessen tatsächlicher Realisierung 

unterschieden werden müsse. Dabei ist es nach Carling sinnvoll, den Wunsch zu migrieren 

gewissermaßen als soziales Konstrukt zu analysieren, da auf diese Weise mit Migration 

konnotierte Bedeutungen sichtbar würden. (Vgl. ebd.: 13, 15) Menschen assoziieren gewisse 

Ziel- und Herkunftsorte demnach mit Bedeutungen über Armut, Perspektivlosigkeit, 

Reichtum oder Perspektiven, was nicht bedeutet, dass es keine Ăobjektivenñ, davon 

unabhängigen Charakteristika des jeweiligen Landes geben würde. Interviews mit 

Jugendlichen aus Kap Verde zeigten, dass die Variable Ălife makingñ, (ebd.: 18) das Streben 

nach materieller Stabilität und Sicherheit sowie nach einem gewissen Lebensstandard, den 

Wunsch zu migrieren maßgeblich beeinflusst. Für eine gewisse Zeit zu emigrieren und danach 

zurückzukehren, wird wie die Befragungen zeigen, stärker mit einem entsprechenden 

materiellen Lebensstandard in Verbindung gebracht, als höhere Bildung zu haben. 

Nachhaltigen Einfluss auf die Analyse von Emigrationsursachen scheint auch Carlings 

Herangehensweise an das Verständnis der Menschen in Kap Verde (bzw. generell) über 

Armut zu haben. ĂI believe that a more analytic approach would be that people wish to 

migrate because a) they think of themselves as poor, and b) they think of their poverty as 

place-bound.ñ (ebd.: 19) 

 

Während Kap Verdes politische Stabilität im Vergleich zu anderen Teilen Afrikas in den 

Gesprächen positiv hervorgehoben wird, geschehe dies in Anbetracht des, verglichen mit 

anderen Teilen Afrikas, relativen Reichtums, nicht. Die Armut werde v. a. ortsbezogen 
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interpretiert und stark auf die Trockenheit und Dürreperioden bezogen. Dass es in Kap Verde 

bis in die 1940er Jahre extreme Dürreperioden und folglich Hungersnöte gab und viele 

Menschen darauf mit Emigration reagierten, lässt die Bevölkerung, so Carling (vgl. ebd.: 19), 

bis heute den Ausweg aus Armut und Hunger mit einer räumlichen Bewegung konnotieren. 

Viele Jugendliche würden für sich selbst Zukunftschancen sehen, jedoch nur außerhalb Saõ 

Vicente, eine der Kap Verd´schen Inseln. Dies lässt ihn darauf schließen, dass Armut und Kap 

Verde für viele Menschen wie ein Kausalmechanismus zusammengehörten. (Vgl. ebd.) 

Davon getrennt, sei die Möglichkeit der Realisierung eines Migrationsprojektes oder ï

wunsches zu analysieren. V. a. stünden mit der Emigration aus armen in reiche Länder die 

größten Hemmnisse und Barrieren in Verbindung. Aufgrund dessen erscheint die alleinige 

Konzentration auf Migrationsursachen einseitig, weshalb ebenfalls Gründe, welche für 

internationale Migration hemmend wirken können, angeführt werden. Dazu zählen u. a. ein 

mangelndes Maß an Entwicklung (Armut, Analphabetismus, mangelnde Bildung), ein 

Bewusstsein über vorhandene Risiken in Relation zu den potentiellen Verbesserungen, 

Alternativen intern zu migrieren und die Diskriminierung von MigrantInnen in gewissen 

ĂZielregionenñ und Migrationskontrollpolitiken. (Vgl. ebd.: 9)  

 

Mit Migration in Verbindung stehende Bedeutungsassoziationen betreffen auch den Bereich 

Migration und Entwicklung. So werden interne und internationale Migration von politischen 

AkteurInnen hinsichtlich deren Auswirkungen ungleich als Entwicklungspotential oder ï

hindernis wahrgenommen. (Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 17) Interne Migration und deren 

Folgen für Ghanas Entwicklungspotential sind im Gegensatz zu internationaler Migration75 

nach Europa oder in die USA negativ besetzt. (Vgl. ebd.: 48) 

 

Motivationen zu migrieren und deren gesellschaftliche Legitimation gelten ebenfalls als 

wichtige, den Migrationsprozess beeinflussende, Größen:  

 

ĂGesellschaftliche Diskurse über Entwicklung sowie die damit verbundenen 

Zukunftsperspektiven und Vorstellungen von den Grundlagen des Gemeinwohls einerseits 

und individueller Verwirklichungschancen andererseits prägen die 

Entscheidungsprozesse potentieller Migranten.ñ (Fauser/Sieveking 2009: 18) 

 

MigrantInnen genießen z. T. hohes gesellschaftliches Ansehen und Legitimation. V. a. gilt 

dies für migrantische UnternehmerInnen (siehe Kapitel 5.3.1. Migrationsformen), die zuvor 

                                                 
75 abgesehen von internationaler Abwanderung bspw. medizinischen Personals oder Ärzten in großem Ausmaß, 

welche von politischer Seite als Brain Drain und folglich negativ identifiziert werden; 
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im vorkolonialen Kontext verbreitet waren. Wie am Fallbeispiel Senegal noch zu zeigen ist, 

kann damit zum einen eine wichtige und für potentielle MigrantInnen einflussreiche 

Vorbildfunktion in Zusammenhang stehen. Andererseits sehen sich, wie diskutiert, 

insbesondere irreguläre MigrantInnen, sowohl von Seiten der Herkunftsgesellschaft als auch 

in den nordafrikanischen Städten selbst, ebenso mit Negativbildern besetzt. 

 

5.3.3. Wer migriert?  

 

Die Recherche nach verschiedenen Informationen zu häufig erkannten ĂProfilenñ von 

MigrantInnen zeigt, dass irreguläre Migration aus Westafrika in hohem Maß durch junge 

Männer stattfindet. Ein Blick auf regulär aufhältige MigrantInnen in Frankreich zeigt 

wiederum, dass die Geschlechterbalance relativ ausgewogen ist. Bzgl. eines irregulären 

Migrationsstatus dominieren jedoch sowohl in Großbritannien als auch in Italien und 

Frankreich tendenziell junge Männer das Bild. (Vgl. Clandestino 2009: 51, 60, 70) 

Weibliche Migration nach Europa zum Zweck der Arbeit im häuslichen- oder 

Dienstleistungsbereich ist ebenfalls stark vertreten. Wie de Haas (vgl. 2007: 22) verdeutlicht, 

variiert der Anteil männlicher und weiblicher MigrantInnen je nach Herkunftsland aber stark.  

85 Prozent der ImmigrantInnen aus Kap Verde sind Frauen, die überwiegend im häuslichen 

Sektor arbeiten, wohingegen 96 Prozent der senegalesischen ImmigrantInnen männlich sind 

und als Straßenhändler tätig sind. Auch bzgl. Emigration aus Ghana nehmen Frauen einen 

sehr hohen Anteil ein; international würde der Prozentanteil sogar auf bis zu 47 Prozent 

geschätzt. Zwar migrieren Frauen aus Ghana verstärkt intraregional, bspw. nach  Togo, Côte 

d´Ivoire oder Burkina Faso, im Vergleich mit anderen Staaten in der Region und Subsahara 

Afrika; insgesamt zeigt sich jedoch eine überproportional höhere, internationale Migration 

von Frauen. (Vgl. Fauser/Sieveking 2009: 39) Sowohl in Hinblick auf Ghana als auch auf 

Mali verorten Fauser und Sieveking (ebd.: 8) eine Feminisierung von Migration in 

Verbindung mit sich wandelnden geschlechtsspezifischen Mobilitätsformen, die z. T. 

gesellschaftlich konfligierend wirkten. Gegenüber weiblicher und männlicher Emigration 

existieren zudem unterschiedliche Legitimationsdiskurse. Im Gegenzug zu weiblicher 

Mobilitªt im Kontext von Ăpatrilokalen Gesellschaftsstrukturenñ, wird unabhängige Migration 

von Frauen häufig problematisiert. (Vgl. ebd.: 17) Eine gewisse Feminisierung von Migration 

ist dabei auch Ausdruck Ăsozialer und ºkonomischer Transformationsprozesseñ 

(Fauser/Sieveking 2009: 8). 
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In weiten Teilen der Literatur (vgl. Castles/Miller 2009; de Haas 2007, 2008a; 

Fauser/Sieveking 2009; Poeze 2008; uvm.) wird davon ausgegangen, dass Netzwerke eine 

bedeutende Rolle für gegenwärtige Migrationsprozesse  spielen. Diese scheinen dabei ebenso 

anhand von Gender-Linien zu funktionieren. Dies kann einerseits ganz generell damit 

zusammenhängen, dass Frauen und Männer unterschiedliche Bekanntenkreise haben, mit 

unterschiedlichen Kontaktpersonen zu tun haben, oder familiäre Netzwerke in Hinblick auf 

männliche oder weibliche Migration anders wirken. Geschlechterrollen spielen mitunter 

sicherlich eine große Rolle. (Vgl. Kraler Interview 2010: 12, Zeilen 20-35) Fühlen sich, wie 

dies anhand von Befragungen von MigrantInnen aus Senegal (vgl. Poeze 2008: 46) ersichtlich 

wird, männliche Migranten für die Versorgung der Familie oder des Haushalts verantwortlich, 

so kommen Frauen in vielen Fällen, dies wäre aber im Einzelfall zu untersuchen, wiederum 

ganz andere Rollen und Möglichkeitsstrukturen zu. (Vgl. Kraler Interview 2010: 12, Zeilen 

35-51) Gelegenheitsstrukturen  seien für Frauen von nicht unzureichender Bedeutung, so 

Kraler (ebd.: 12f., Zeilen 49-13). Begünstigend dürfte die hohe Nachfrage nach 

Arbeitsmigrantinnen in europäischen häuslichen Sektoren sein, wobei diese wiederum als 

rassialisiert beschrieben wird. Da Vertrauensvorstellungen gerade im häuslichen Sektor oder 

im Pflegebereich eine große Rolle spielten, würden Frauen aus afrikanischen Staaten zumeist 

benachteiligt. (Vgl. ebd.: 13, Zeilen 12-18) Dabei dürfte vor allem die so genannte 

ĂSichtbarkeitñ (Ăle visible (Lessault/Metzger 2010)) afrikanischer MigrantInnen eine groÇe 

Rolle spielen, welche häufig zu latenter und offener Diskriminierung führt.  

 

Neben Verªnderungen in der geschlechtsspezifischen ĂZusammensetzungñ von Migration 

werden in der Literatur (vgl. Fauser/Sieveking 2009: 8) auch generationenspezifische 

Dimensionen von Mobilität untersucht. Bildung beispielsweise könnte eine Triebkraft für 

gesellschaftliche Aushandlungsprozesse von Machtbeziehungen zwischen den Generationen 

darstellen. (Siehe Kapitel 6) 

 

Insbesondere bezüglich irregulärer MigrantInnen aus Westafrika wird tendenziell in Richtung 

relativ gut gebildeter junger männlicher und zunehmend weiblicher MigrantInnen aus 

städtischen Räumen argumentiert. Zwar ist die Tendenz dahingehend, dass irreguläre 

MigrantInnen weniger wohlhabend und gut gebildet sind als regulär migrierende 

StudentInnen und Arbeiter von Westafrika nach Frankreich oder Großbritannien in der 

unmittelbaren Ăpostkolonialen  rañ; der sozio-ökonomische Hintergrund wird im Vergleich 
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zu den ärmsten Familien großteils aber nicht als extrem prekär eingeschätzt. Viele der 

MigrantInnen hätten zudem mindestens einen Hauptschulabschluss. (Vgl. de Haas 2007: 22)  

 

Angaben zum Bildungsniveau der von Lahlou und Escoffier interviewten MigrantInnen 

stehen zwar nicht repräsentativ für größere ImmigrantInnenbevölkerungen, vermitteln jedoch 

einen Eindruck über das soziale Umfeld der Personen im Gespräch. Fast die Hälfte der 

Befragten hatte einen Hochschul-, viele mindestens einen Maturaabschluss. Einige gaben 

jedoch an, über keine Schulbildung zu verfügen. Von sechs befragten Frauen, wiesen vier 

einen Hauptschulabschluss auf, zwei Frauen kamen nicht über Volksschulbildung hinaus. 

Unter den befragten Frauen führten einige Kleingewerbe als Friseurin, Kauffrau oder 

Büroangestellte aus. Eine große Zahl der Personen war zur Zeit der Emigration ohne 

Anstellung oder Arbeit, einige MigrantInnen aus Mali arbeiteten in der Landwirtschaft, waren 

Händler aus Côte d´Ivoire oder Senegal. Die Hälfte der interviewten Nigerianer spielten in 

Fußballmannschaften und strebten Rekrutierungen durch europäische oder marokkanische 

Fußballteams an. (Vgl. ebd.: 19) Ein Großteil der interviewten MigrantInnen stammten aus 

eher armen Haushalten und Kinder reichen Familien. Den Autoren zufolge waren viele zudem 

elternlos. Andere ließen Ehefrauen oder ïmänner und Kinder bei den Eltern zurück. Nur vier 

von 54 Männern migrierten in Begleitung ihrer Ehepartnerinnen und Kinder, wobei die 

Autoren deren Situation als prekär einstuften. Drei Frauen überquerten die algerisch-

marokkanische Grenze ohne deren dort zurückgewiesene Ehepartner. Zudem betrauten drei 

der befragten Frauen ihre Mütter oder Großmütter mit der Obsorge für ihre Kleinkinder. (Vgl. 

ebd.: 20) Erkenntnisse aus Feldforschungen über die soziale und wirtschaftliche 

Herkunftssituation von westafrikanischen MigrantInnen auf dem Weg nach Europa, deuten 

somit auf sehr diverse Familienverhältnisse, Berufsgruppen und wirtschaftliche und soziale 

Situationen von MigrantInnen hin. 

 

5.3.4. Migrationsrouten und -wege 

 

Dem Unterkapitel ĂMigrationsrouten und ïwegeñ liegt die These zugrunde, dass europªische 

Grenz- und Küstenkontrollen, werde diese durch mitgliedsstaatlichen Grenzpolizisten oder 

BeamtInnen von Frontex durgeführt, einen Einfluss auf die Wahl der Migrationswege und ï

routen, sowie auf deren Diversifizierung hat(te). (Vgl. auch de Haas 2007: 15) Die Wahl der 

Migrationswege und Transportmittel hängt einerseits von der geographischen Lage der 

Herkunftsregion ab, andererseits von der des Migrationsziels sowie weiters von den 
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Möglichkeiten, ob Möglichkeiten für eine reguläre Einreise; für westafrikanische 

MigrantInnen kommen dabei sowohl Luft-, Wasser-, als auch Landwege in Frage.  

 

5.3.4.1. Die Durchquerung der Sahara ï auf dem Weg von West- nach Nordafrika 

 

Sofern die finanzielle Lage es erlaubt, legen MigrantInnen zwischen West- und Nordafrika 

einen Teil der Strecke mit dem Flugzeug zurück und reisen dabei häufig über Casablanca 

direkt nach Marokko ein, wie dies aus den Interviews von Escoffier und Lahlou (vgl. 2002: 

20, 26; de Haas 2007: 23) hervorgeht. V. a. Händler und Studenten mit Stipendien für 

marokkanische Universitäten, die eine spätere Weiterreise von Tanger nach Europa anstreben, 

seien darunter. Der Großteil der MigrantInnen legt den Weg, (zwischen 4000 und 8000 km) 

aus unterschiedlichen westafrikanischen in nordafrikanische Staaten, jedoch vermutlich über 

Landwege zurück. (Vgl. Escoffier/Lahlou 2002: 24, 27) 

 

Einer der Hauptquerungspunkte bzw. ïstädte für MigrantInnen aus Burkina Faso, Côte 

d´Ivoire, Ghana, Togo oder Benin, um nach Libyen oder Italien zu gelangen, verläuft über 

Agadez in Niger. (Vgl. de Haas 2007: 18) Dabei soll die Zahl nigerianischer MigrantInnen 

besonders hoch sein. (Vgl. Carling 2007: 17) Für nigerianische MigrantInnen gelten die 

nordnigerianischen Städte Sokoto oder Kano hingegen als sehr wichtige Reise- und 

Knotenpunkte. (Vgl. de Haas 2007: 18) Von Agadez aus versuchen viele MigrantInnen 

entweder in die nordöstliche Richtung über die Sebha Oase nach Libyen oder nordwestlich 

nach Tamanrasset in Südalgerien weiter nach Maghnia in Nordalgerien zu gelangen, um von 

dort aus weiter, z. B. über Oujda nach Marokko zu einzureisen. Der Weg von Algerien nach 

Marokko kann zwischen zwei Wochen und zwei Monaten dauern. Gespräche mit 

MigrantInnen aus Mali lassen darauf schließen, dass die Reiseroute mit Hilfe von Karten und 

häufig im Austausch mit ehemaligen MigrantInnen, FreundInnen und Bekannten bereits im 

Herkunftsland vorbereitet und geplant wird. Die Weiterreise nach Rabat beispielsweise erfolgt 

in vielen Fällen per Bus oder Zug. (Vgl. Escoffier/Lahlou 2002: 25) 

 

An sich gilt für StaatsbürgerInnen vieler subsaharischer Staaten keine Visumspflicht für 

Marokko. Da die algerisch-marokkanische Grenze jedoch seit 1994 offiziell gesperrt ist, 

bleibt auf dieser Route einzig die Möglichkeit der irregulären Einreise bestehen. (Vgl. 

Carling 2007: 18) Den Interviews von Escoffier und Lahlou (2002: 23f.) zufolge, überqueren 

MigrantInnen diese Grenze zumeist nachts, mit Hilfe eines Schleppers, für einen Preis von 
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ungefähr 15 Euro. In Algerien angekommen, erfolgt das Weiterkommen bis nach Guercif den 

Autoren zufolge zu Fuß, insbesondere, um Grenzkontrollen zu vermeiden. Später dienen, wie 

beschrieben, öffentliche Verkehrsmittel der Weiterreise. (Vgl. ebd.: 26) 

  

Der Weg über Libyen führt häufig nach Tripolis oder über tunesische Küstenstädte, um in 

Libyen oder Tunesien zu bleiben oder von dort aus weiter auf italienische Inseln wie 

Lampedusa, Sizilien oder Pantalleria überzusetzen. Eine weitere Route verläuft von der 

Westsahara über die marokkanischen Städte Agadir, Casablanca, Rabat und Tanger auf die 

spanischen Enklaven Ceuta und Melilla. (Vgl. de Haas 2007: 16) Gao in Mali stellt als 

ehemaliges Zentrum des Transsahara Handels einen weiteren Knotenpunkt für MigrantInnen 

aus Nigeria, Senegal oder anderen Teilen Westafrikas dar. (Vgl. Carling 2007: 18) 

MigrantInnen nehmen zudem den Weg über Mauretanien und die Westsahara, wobei die 

Route über Mauretanien als sehr gefährlicher Abschnitt gilt (vgl. Escoffier/Lahlou 2002: 

24).76 Die Einreise in die Westsahara erfolgt entweder über die Grenzstadt Rosso zwischen 

Mauretanien und Senegal oder über Kayes in Mali. Innerhalb Mauretaniens treffen sich 

MigrantInnen entweder in Nouadhibou, einer Stadt an der Westküste oder in Zouerate in der 

mauretanischen Wüste, von wo aus sie durch Jeeps durch die Wüste gebracht werden, so 

Carling. Die Überquerung der Grenze zwischen Westsahara und Marokko selbst wird zwar als 

weniger problematisch eingeschätzt, ein Hindernis stellt jedoch die von den marokkanischen 

Behörden errichtete Befestigungsmauer zum Schutz vor Rebellenangriffen dar. (Vgl. Carling 

2007: 19) Die stark kontrollierte Mauer weist drei Grenzposten auf, nach Carling (ebd.) ist 

deren Passierung für Schlepper jedoch gegen Bestechung möglich. Alternativ dazu fahren 

Fischerboote entlang der Küste bis zum Gebiet der Westsahara oder MigrantInnen versuchen, 

nach Nordmauretanien zu reisen und erst von dort aus die Westsahara zu durchqueren. Die 

Einreise nach Mauretanien insgesamt kann weiters entweder irregulär erfolgen oder durch 

Passierung mit gefälschtem Visum. (Vgl. ebd.) 

 

5.3.4.2. Die Überfahrt nach Europa 

 

Die Überfahrt nach Europa gilt als teuerster Teil der gesamten Reise. Je nachdem, welche 

Route MigrantInnen wählen, gibt es verschiedene Abreisepunkte, von wo aus 

                                                 
76 Um dieses Gebiet an der Atlantikküste Westafrikas finden seit der Unabhängigkeit Marokkos durch Spanien 

Gebietsstreitigkeiten zwischen der marokkanischen Regierung, die eine Annexion an Marokko anstrebt und der 

Frente Polisario, einer militärisch-politischen Organisation statt, welche die Unabhängigkeit des Gebiets fordert. 

(Vgl. United Nations Mission for the Referendum in Western Sahara o. J.) 
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unterschiedliche Migrationsdestinationen in Europa angezielt werden. Deren Frequentierung 

wird in der Literatur als stark abhängig von den europäischen, nord- sowie westafrikanischen 

Küstenkontrollen beschrieben. Wiederum stellt die Reise mit dem Flugzeug eine alternative 

Einreiseroute für westafrikanische MigrantInnen nach Europa dar. Da die Einreise mit dem 

Touristenvisum, darauf wurde in vorangegangenen Ausführungen bereits hingewiesen, für 

westafrikanische Immigration nach Europa von großer Bedeutung ist, spielt diese 

Einreiseform sicherlich eine gewisse Rolle. In Anbetracht der während der 1990er Jahre 

implementierten Visa-Auflagen und implementierten Grenz- und Visakontrollen und den 

Flugverkehr, verlagerte sich der vorher als relativ stark beschriebene Flugverkehr 

westafrikanischer MigrantInnen zunehmend auf irreguläre Landwege bis nach Nordafrika 

und auf die informelle Überreise über Seewege nach Europa. (Vgl. de Haas 2007: 14) 

Aufgrund dessen wird Migration über unterschiedliche Meeresrouten relativ großes Gewicht 

beigemessen. Dabei erlangte die Überfahrt über Pateras, d. s. 5-6 Meter lange Holzboote die 

12-15 Passagiere fassen können und ursprünglich zum Fischfang konstruiert wurden, starke 

mediale Aufmerksamkeit, obgleich sie im Gegensatz zur Migration über größere Schiffe oder 

Boote als neue Variante bezeichnet wird. (Vgl. de Haas 2007: 19; Carling 2007: 20). Zodiacs 

hingegen werden als Glasfaserboote (vgl. Gatti 2010: 253) beschrieben und gelten unter 

MigrantInnen als grºÇere, Ăsicherereñ und teurere Variante um nach Europa zu gelangen. Die 

Sicherheitsfrage der Zodiacs, in welchem bis zu 70 Personen mitfahren, erscheint jedoch 

ungeklärt, da Schlauchboote insbesondere bei stärkerem Seegang zu zerplatzen drohen. (Vgl. 

ebd.) Einige MigrantInnen verstecken sich auch in Cargo Schiffen oder versuchen in 

dramatischen Fällen, sogar zu schwimmen. (Vgl. de Haas 2007: 19, 51) Nach Escoffier (vgl. 

2002: 31) und Lahlou erfolgt die Überfahrt von Booten mit MigrantInnen aus Maghreb 

Staaten und jenen aus subsaharischen Staaten dabei getrennt voneinander. Auch das 

Preisniveau ist für nordafrikanische MigrantInnen ein anderes als für westafrikanische, bzw. 

subsaharische. (Vgl. 2002: 31f.)  

 

¶ Von Marokko über die Straße von Gibraltar nach Spanien 

Auf dieser Route nach Europa fand gegen Ende der 1990er Jahre, Anfang des neuen 

Millenniums, ein Anstieg an Migrationsbewegungen statt. Die Distanz zwischen Nordafrika 

und Europa beträgt an dieser Stelle nur 12-14 km, weswegen nicht nur viele 

MarokkanerInnen, sondern zunehmend auch MigrantInnen aus West- und Subsahara-Afrika 

versuchten, über die Straße von Gibraltar nach Europa zu migrieren. Die Fahrt über diesen 

Abschnitt erfolgt meist über Nacht und dauert circa 48 Stunden. (Vgl. Escoffier/Lahlou 2002: 
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31f.) Zwischen 1999 und 2001 fand an diesem Abfahrtspunkt eine starke Zunahme von 

Anhaltungen und Festnahmen von 6.519 auf 16.167 statt. In Verweis auf den medialen 

Umgang mit dieser Thematik als Ăneues Phªnomenñ rªumt Carling (vgl. 2007: 22) ein, dass 

diese Route bereits seit den 1960er Jahren, zu Zeiten der Arbeitsmigration nach Frankreich, 

frequentiert wurde. Erst ein Unfall, bei dem 19 MarokkanerInnen zu Tode kamen, ließ der 

Migration über die Straße von Gibraltar mehr Aufmerksamkeit zukommen. Die Benutzung 

der Route von kleineren Booten wie Pateras oder Zodiacs ist aufgrund des starken 

Schiffsverkehrs auf dieser Meerenge sehr gefährlich (vgl. Carling 2007: 22). Zwischen 1989 

und 2003 starben schätzungsweise 10.000 Menschen auf dieser Route (vgl. Dutch Embassy 

Dakar zit. nach Poeze 2008: 2). Die stark ausgedehnte Installierung des Radarsystems SIVE77 

an der StraÇe von Gibraltar, macht(e) deren Benutzung jedoch weniger Ăattraktivñ. Nach 

Carling (vgl. 2007: 22) bewirkte diese Kontrollerhöhung jedoch ein Abweichen von 

Schleppern auf ºstlichere Stellen an der ĂStraÇeñ selbst, sowie eine Ablegen der Boote in der 

Nähe von Melilla über das Meer von Alborán im westlichen Mittelmeer auf die spanischen 

Inseln Grenada und Almería. 

 

¶ Die spanischen Enklaven Ceuta und Melilla 

Zwischen 1997 und 1998 konnten MigrantInnen noch ohne größere Probleme auf die 

spanischen Enklaven Ceuta und Melilla die jeweils 8 und 10 km Grenze mit Marokko teilen, 

gelangen. (Vgl. Escoffier/Lahlou 2002: 32; Carling 2007: 23) Nachdem die Zahl irregulärer 

MigrantInnen in Ceuta und Melilla während der 1990er Jahre anstieg, wurden mehrere 

Erstaufnahmezentren bzw. ïlager gegründet. Eines davon, das Lager Calamocarro, befindet 

sich in Ceuta und wird vom spanischen Roten Kreuz betrieben. 1999 wird von über 5600 

MigrantInnen berichtet, die von den Städten regulär auf spanisches Festland migrierten sowie 

von 1400 subsaharischen MigrantInnen, die sich in Calamocarro aufhielten und sich, um zu 

arbeiten, zirkulär zwischen dem Festland und Ceuta bewegen konnten. Da diese Städte nicht 

zum Schengenraum zählen, ist eine Weiterreise auf spanisches Festland normalerweise nicht 

erlaubt. (Vgl. Lahlou/Escoffier 2002: 32f.) Einem Bericht des UNODC (vgl. 2006: 8) nach, 

dürfen MigrantInnen jedoch in das Schengengebiet einreisen, wenn die Höchstanhaltungszeit 

von 40 Tagen in den Aufnahmezentren ohne erfolgreiche Repatriierung verstreicht.  

Die von spanischer Seite umgesetzte Errichtung von über drei Meter hohen, elektronisch 

überwachten Stahlmauern, bzw. z. T. sogar sechs Meter hohen Innenzäunen entlang der 

Küsten vor Ceuta und Melilla, galt dem beschriebenen Anstieg irregulärer Immigration nach 

                                                 
77 Sistema Integral de Vigilancia Exterior (vgl. Clandestino Final Report 2009: 76) 
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Spanien. Im Jahr 2005 versuchten nach Angaben Carlings (2007: 23f.) einige hundert 

MigrantInnen aus subsaharischen Staaten, die zu dieser Zeit seit zwei Jahren in Wäldern 

außerhalb der Enklaven lebten, die Zäune zu überqueren. Dabei kam es zu Zusammenstößen 

mit spanischen Autoritäten, wobei ca. 12 Menschen, z. T. durch Schüsse von 

GrenzbeamtInnen starben.  

 

¶ Von Marokko, Westsahara und Westafrika auf die Kanarischen Inseln 

Verstärkte Kontrollen und die beschriebenen Entwicklungen an mehreren nordeuropäischen 

Abfahrtspunkten nach Europa führten zu einer Verstärkung der Emigration von der Westküste 

Marokkos und der Westsahara auf die Kanarischen Inseln. In Bezug auf Schlepperei wird dies 

auch durch Frontex (o. J. c) bestätigt: 

 

ĂThe coastline surveillance in the Straits of Gibraltar, Morocco and parts of the 

Canaries has forced the smuggling networks to find new routes from the African coast 

further south, mainly from Mauritania and Senegal.ñ (ebd.) 

 

Insbesondere während der späten 1990er Jahre, dominierten Migrationsbewegungen auf 

dieser Route zwischen Laayoune, der Hauptstadt Westsaharas, Tarfaya in Südmarokko und 

der 120 km entfernten Insel Fuerteventura. MigrantInnen aus subsaharischen Staaten kamen 

ab 2000 zu den vorher hauptsächlich durch MarokkanerInnen dominierten 

Migrationsbewegungen hinzu und überstiegen diese bald darauf. (Vgl. Carling 2007: 25) Auf 

Fuerteventura und Las Palmas wurden in Reaktion auf die Zunahme der ankommenden Boote 

Anhalte- oder Schubhaftzentren errichtet. (Vgl. Escoffier/Lahlou 2002: 33)  

 

Boote mit MigrantInnen in Richtung der Kanarischen Inseln verließen/verlassen die 

Westküste jedoch auch von weitaus südlicheren Punkten weg, etwa von Mauretanien, Kap 

Verde, Senegal und sogar von Guinea-Bissau. Kap Verde wird in der Literatur zudem als 

wichtiges Transitland für andere westafrikanische MigrantInnen angeführt sowie als 

Abfahrtspunkt für Boote auf die Kanarischen Inseln. 2006 war, wie bereits erläutert wurde, 

dabei ein Jahr, in dem irreguläre Migration auf sieben der Inseln mit 32.000 MigrantInnen 

ihren Höhepunkt erreichte, wobei sich die Zahl der Ankömmlinge im Jahr 2007 wiederum 

beinahe halbierte. (Vgl. Poeze 2008: 2f.) Auch hierbei wird eine sehr hohe Zahl von 

verzeichneten Todesfällen von 5000 Menschen angenommen, (vgl. Magoni 2007: 21) 

wodurch die Gefahren und Risiken der Migration über Boote sehr eindringlich sichtbar 

werden.  



 132 

 

Carling (2007: 28) geht insgesamt von einer gewissen ĂRoutenflexibilitªtñ von Migration aus. 

Wie hieraus sowie aus den quantitativen Angaben hervorgeht, haben migrationspolitische 

Maßnahmen zwar immer wieder zu einer Diversifizierung von Migrationsrouten und 

Zielländern geführt, jedoch ebenso eindämmende Wirkung auf irreguläre Migration. Weitere 

Ausf¿hrungen zur These der ĂVerlagerungñ von Migrationsrouten werden im siebten Kapitel 

vorgenommen. 

 

5.3.4.3. Die Rolle von Schleppern 

 

Die Positionen dazu, ob Schlepper netzwerkartig und überwiegend lose strukturiert sind oder 

in weitläufige Strukturen des kriminellen organisierten Verbrechens oder den 

Menschenhandel eingebunden sind, variieren in der Literatur. Lahlou und Escoffier (vgl. 

2002: 33) konstatieren beispielsweise, dass jene Überfahrten, die Ende der 1990er Jahre noch 

von kleinen Schleppern organisiert wurden, mittlerweile stªrker in Ămafiºse Netzeñ (r®seau 

Ămafieuxñ) eingebunden zu sein scheinen. Tendenziell wird in der Literatur jedoch stªrker 

dahingehend argumentiert, dass zwar in Nordafrika Schleppernetzwerke im Rahmen 

international organisierter krimineller Gruppen bestehen, der Großteil der Migration jedoch 

über lose organisierte Schleppernetzwerke ehemaliger Fischer oder MigrantInnen betrieben 

wird. Die eindeutige Ausnahme seien Frauen aus Nigeria, die sehr häufig Opfer von 

Strukturen des Menschenshandels würden. (Vgl. Carling 2007: 22f.; de Haas 2007: 25) 

 

Meist sind RekrutiererInnen, VermittlerInnen, die Schlepper selbst, Bootsfahrer und andere 

unterstützend wirkende und an der Migration verdienende Personen an der Organisation und 

Durchführung der Überfahrt beteiligt. MigrantInnen werden von Schleppern an verschiedenen 

Orten im Landesinneren aufgesucht und an die Organisatoren weiterverwiesen, wofür diese 

zwischen 70 und 100 Euro pro Person erhalten. Die Bootsfahrer selbst verdienen, der 

Literatur nach, je nach Wetterlage 200 bis 500 Euro. Während der Organisation der Fahrt 

warten die MigrantInnen meist einige Tage bis Wochen in Unterkünften. Auf der Küste des 

Migrationsziels, bspw. in Spanien steht bei Ankunft der MigrantInnen ebenfalls jemand 

bereit, um diese von den Stränden weg zu bringen, jedoch würden MigrantInnen z. T. sogar 

100 Meter vor der Küste abgesetzt, da die Schlepper dem Risiko einer Festnahme entgehen 

wollten. (Vgl. Carling 2007: 23) Für die Überfahrt von Marokko nach Spanien müssen 

MigrantInnen aus Marokko zwischen 500 und 800 USD, MigrantInnen aus Westafrika 
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zwischen 1000 und 1200 USD bezahlen. Der Preis für die Fahrt von Marokko auf die 

Kanarischen Inseln liegt bei ca. 880 USD, von der Westsahara aus zwischen 400 und 1260 

USD und von Senegal aus bei zwischen 500 und 2000 USD. MigrantInnen die Ălegalñ mit 

einem Cargo Schiff auf die Kanarischen Inseln überfahren, müssen sogar bis zu 3000 Euro 

bezahlen. (Vgl. de Haas 2007: 26) Der Preis für Schlepperdienste ist somit sehr hoch, liegt 

jedoch nach de Haas (vgl. ebd.) immer noch unter den Kosten für sichere Einreisevarianten 

per Visum oder den Kauf gefälschter Dokumente. Zumeist bedienen sich MigrantInnen für 

einen schwer zu überwindenden oder gefährlichen Abschnitt der Reise eines Schleppers. 

Zwischen West- und Nordafrika stellen die nigrisch-libysche und die libysch-algerische 

Grenze für irreguläre Migration ein großes Hindernis dar. De Haas verweist darauf, dass die 

Inanspruchnahme von Schleppern generell als Nutzung einer Dienstleistung betrachtet werden 

sollte, eine Option zur Risikoreduzierung sowie zur Vorbeugung von Gewalt und Missbrauch. 

(Vgl. ebd. 25f.) Auch Bilger et al. (vgl. 2006: 60f.) erachten eine grundsätzliche 

Unterscheidung zwischen Schlepperei, bei der MigrantInnen über eine gewisse Agency 

verfügen und Menschenhandel, der eindeutig mit Zwang und Ausbeutung verbunden ist, als 

sinnvoll.  

 

Die starke Verfügbarkeit von Schlepperdiensten kann, wie am Fallbeispiels Senegals (Kapitel 

6) sichtbar werden wird, darin fußen, dass vielen, durch die europäische und japanische 

Fischfangindustrie und Fischerei-Abkommen mit der EU verdrängten Fischern, die 

Lebensgrundlage entzogen wird. Schlepperei stellt in diesem Sinn einfach eine alternative 

ĂVerdienstmºglichkeitñ f¿r viele Menschen dar. (Vgl. Kraler Interview 2010: 20, Zeilen 20-

22) Stark variierende Einschätzungen zur Rolle und Agency von MigrantInnen gegenüber 

Schleppern innerhalb der Wissenschaft aber auch zwischen Wissenschaft und journalistischen 

Augenzeugenberichten bzw. Reisetagebüchern, verdeutlichen einmal mehr die Komplexität 

rund um das Verständnis von Migration. Dennoch regt dieser Umstand zur Berücksichtigung 

vielfältiger Aspekte und Standpunkte innerhalb der Thematik an. Der italienische Journalist 

Fabrizio Gatti z. B., welcher als getarnter Migrant selbst dem Weg über die Wüste bis nach 

Europa folgte, beschreibt in seinem Buch ĂBilalñ (2010) irreguläre MigrantInnen aus 

Subsahara- und Westafrika eindeutig als Opfer des Menschenhandels und von Strukturen des 

organisierten Verbrechens. Die Lage der MigrantInnen in südeuropäischen, informellen 

Ökonomien bspw., benennt er in einem Fernsehinterview78 als von der Mafia infiltriert und 

                                                 
78 dieses wurde im Rahmen der Sendung Ăscobel, Illegal in Deutschlandñ am 28.10.2010 auf 3SAT ausgestrahlt 

(3sat, scobel 2010); 
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dar¿ber hinaus als Ăneue Sklavereiñ. Die verwendeten Begriffe sind jedoch wiederum an 

deren definitorische Leistung geknüpft, die an dieser Stelle nicht weiter ermittelt wird. 

 

Die Folgen restriktiverer EU Grenzkontrollen für die Position von MigrantInnen gegenüber 

Schleppern und Netzwerke des organisierten Verbrechens, können zwar noch nicht eindeutig 

abgeschätzt werden, dennoch gibt es Vermutungen darüber, dass diese eine stärkere 

Nachfrage nach Schleppern als auch des illegalen Handels an sich bewirkt haben. (Vgl. 

Castles/Miller 2009: 204)  

 

5.3.4.4. Zur Befindlichkeit irregulärer MigrantInnen 

 

Obwohl sich die öffentliche Konzentration vorrangig auf Immigration über verschiedene 

Meeresrouten nach Europa und auf mögliche Gefahren richtet, wird die Querung der Sahara 

bis zum Erreichen der EU-Außengrenzen als mindestens ebenso schwieriger und gefährlicher 

Teil der Reise beschrieben. (Vgl. ebd.: 18) Die Nicht-Einhaltung von bilateralen oder 

mulitlateralen Verträgen bspw. auf Ebene der ECOWAS führt zudem immer wieder zu 

willkürlichen Festnahmen oder Ausweisungen in Wüstenregionen in Algerien oder der 

Westsahara. (Vgl. Carling 2007: 19) Die Reisebedingungen selbst stellen ebenfalls eine große 

physische und psychische Belastung dar. Von Escoffier und Lahlou (vgl. 2002: 26) befragte 

im Oktober oder November in Marokko angelangte ImmigrantInnen, legten den Weg durch 

die nigrische oder algerische Wüste in den Sommermonaten bei sehr hohen Temperaturen 

zurück und wiesen, den Autoren zufolge, z. T. noch sichtbare körperlichen Leiden auf. Das 

Migrationsrisiko steigt zudem durch verstärkte Grenzkontrollen, die häufig in einem 

Abweichen von MigrantInnen und Schleppern auf gefährlichere, abgelegene Routen bis an 

die südliche Westküste resultieren, an. (Vgl. de Haas 2008a: 10) Zudem wird in der Literatur 

ein Nexus zwischen den rigiden europäischen und nordafrikanischen Migrationskontrollen 

und steigenden Migrationskosten hergestellt, welche die Abhängigkeit von Frauen, Darlehen 

aufzunehmen, erhöhen und diese somit leichter zu Opfern des Menschenhandels würden. 

(Vgl. de Haas 2007: 25) 

 

In einigen der so genannten Ămigration hubsñ auf dem Weg von Westafrika, wie etwa Dirkou 

und Agadez in Niger oder Kufra in Libyen, verweilen oder stranden viele MigrantInnen 

zudem, um die Weiterreise von dort aus nach Marokko oder Europa finanzieren zu können. 

(Vgl. de Haas 2007: 21) Diese Städte weisen durch die im letzten Jahrzehnt boomende 
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ĂMigrationsindustrieñ zudem starke Wachstumssch¿be auf. (Vgl. Carling 2007: 17) Auch in 

nigerianischen und algerischen Städten scheinen MigrantInnen Bedingungen vorzufinden, die 

Arbeiten als Nachtwächter, Gehilfe, Verkäufer oder Hausangestellter/e erlauben. Aus 

Gespräche mit MigrantInnen geht hervor, dass diese ein monatliches Gehalt von 1000 

französischen Francs, d. s. rund 152 Euro, verdienten.79 (Vgl. Escoffier/Lahlou 2002: 24) 

MigrantInnen auf dem Weg über West- nach Nordafrika finden mitunter sehr prekarisierte 

Lebensbedingungen vor. Durch die aus den verstärkten Grenzschließungen und -kontrollen 

resultierende Zunahme von Irregularität sind viele MigrantInnen nicht nur ausbeutenden 

Arbeits-, Wohn- und Lebenssituationen ausgeliefert, sondern auch Erpressungen durch 

GrenzbeamtInnen und ï offiziere. (Vgl. de Haas 2007: 21)  

Escoffier und Lahlou (vgl. 2002: 25) führen das Beispiel eines Dattelexporteurs in Algerien 

an, der neun malische Migranten beherbergte, die elf Stunden am Tag für ca. 4,5 bis 6 Euro 

am Tag arbeiteten. Problematisch erscheint zu dem die migrantische Wohnsituation in 

Nordafrika. In Rabat leben MigrantInnen zumeist in privat vermieteten Wohnungen in den 

Armenvierteln am Stadtrand, wobei z. T. zwischen vier und sechs Personen in einem Zimmer 

wohnen. In Tanger halten sich viele westafrikanische MigrantInnen in der Medina auf oder 

leben ebenfalls in Armenvierteln am Stadtrand (Vgl. Escoffier/Lahlou 2002: 28). Escoffier 

und Lahlou (vgl. ebd.: 28) berichten davon, dass viele, der in Ceuta aufgefundenen 

MigrantInnen auf der Straße zu leben schienen. Die Arbeitssuche wird, verweisend auf eine 

relativ hohe Arbeitslosigkeit in Marokkos Städten und deren Umgebung, ebenfalls als 

Problem dargestellt. MigrantInnen aus Mali arbeiten jedoch häufig in Maurerbetrieben, oder 

ebenso wie EmigrantInnen aus Ghana als Schuster. Senegalesen sind hingegen häufig im 

Kleinhandel tätig; dennoch finden viele MigrantInnen keine Beschäftigung. Durch Kontrollen 

wurden einige MigrantInnen (die von Escoffier und Lahlou (2002: 28) interviewet wurden) 

aus Marokko ausgewiesen und suchten sich entweder in Algerien Arbeit oder remigrierten 

nach Marokko. Zudem gibt es Hinweise darauf, dass MigrantInnen aus Angst vor Übergriffen 

vor Banden oder vor Polizeikontrollen in Marokko deren Unterkunft nicht verlassen. (Vgl. 

ebd.: 29) Informelle Arbeitssituationen in europäischen Staaten weisen ebenfalls große 

Prekarität und Ausbeutung auf, v. a. da der irreguläre Status vieler MigrantInnen diese meist 

davon abhält, die Nichtzahlung von Löhnen, Ausbeutung etc. zu melden.  

 

                                                 
79 Dass die Preisangabe in Franc erfolgte, ist möglicherweise darauf zurück zu führen, dass die Befragungen von 

Escoffier und Lahlou (2002) bereits im Jahr 2000 vor der offiziellen Einführung des Euro stattfanden; 

Berechnung der Autorin (vgl. EZB o. J.) 
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Viele MigrantInnen kämpfen zudem mit einer starken Isolierung, Einsamkeit und 

Hoffnungslosigkeit. Aus Gesprächen mit MigrantInnen in Nordafrika (vgl. ebd.: 29) geht 

hervor, dass über Handy zwar z. T. Kontakt mit den Familien besteht, die Angst davor, 

schlechte Nachrichten zu überbringen stellt für viele jedoch ein großes Hindernis dar, Kontakt 

aufzunehmen. Dies dürfte vor allem dann der Fall sein, wenn die Familien oder Haushalte die 

Migration (mit)finanziert haben. Viele sind auch finanziell auf sich gestellt, bzw. kann die 

Ausweispflicht bei der Auszahlung von Überweisungen über so genannte Teleshops bei 

Verlust von Papieren etc. ein Problem darstellen. Andernfalls muss eine lokale Kontaktperson 

bezahlt werden, die einen regulären Aufenthaltstatus hat und sich ausweisen kann. Jene 

MigrantInnen im Gespräch mit Escoffier und Lahlou (vgl. 2002: 30) meldeten auch gegen sie 

gerichtete Übergriffe oder Überfälle aus Angst vor einer Ausweisung nicht. 

 

Brachet (vgl. 2005: 237) eröffnet einen sehr interessanten Einblick in eine eigene 

ĂTerritorialitªtñ, die MigrantInnen auf ihrem Weg durch die Sahara erleben. Dies ermöglicht 

eine Betrachtung der Beziehung zwischen Migration und Raum über die Herkunfts- und 

ĂZiellªnderñ hinaus. Der folgende Auszug aus dem Text ĂConstructions of territoriality in the 

Sahara: the transformation of spaces of transitñ (ebd.) vermag eine kaum besser vermittelbare 

Verbindung zur so genannten Ămigrantische Territorialitªtñ herzustellen. 

 

ĂOn the way, the migrants develop a specific form of territoriality, which could be 

described as a āterritoriality of fearô, based on an accute sense of distance 

(otherness/exteriority) vis-à-vis the environment they cross, which is strange to their 

world and which is perceived as hostile and dangerous. This perception engenders a 

unique socio-spatial construction during their crossing of Ténéré, the migrants 

transform the space of the vehicle into a social space detached from the environment 

they are crossing by creating a mental border all around the vehicle. The vehicle, 

then, becomes a place where the group of the travelling migrants temporarily form a 

distinct group, physically united in the space of the vehicle, but also sharing an 

identity as adventurers [...] [o]n the other hand, this space is mobile.ñ (ebd.: 245) 

 

Diese Territorialität steht auch ein Stück weit mit den Strapazen in Verbindung, die 

insbesondere irreguläre Transsahara Migration mit sich bringen kann. MigrantInnen scheinen 

in Städten wie Agadez oder Dirkou unter enormem finanziellen und moralischen Druck zu 

stehen. Die Distanz zur lokalen Bevölkerung, Ressentiments gegen MigrantInnen, deren 

Isolierung, Verarmung und Status als ĂFremdeñ bewirken eine gewisse Transformation der 

eigenen Identität sowie eine Veränderung der Beziehung zur erlebten Umwelt, so Brachet 

(vgl. ebd.: 242). Städte und Oasen in der Wüste würden sich zu zu Transiträumen wandeln. 

(Vgl. ebd.: 243ff.)  
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Escoffier und Lahlou (2002: 34) berichten hingegen, dass manche MigrantInnen im Gespräch 

ein Weiterkommen nach Europa und z. T. sogar die Rückkehr in die Herkunftsländer 

aufgrund deren finanzieller Lage zur Zeit der Befragung, den Risiken der Überfahrt und den 

Informationen über die vielen Ertrinkenden, als aussichtslos betrachteten. Mitunter gaben 

einige Personen an, aufgrund der Perspektiven- und Chancenlosigkeit Arbeit zu finden, nicht 

in ihr Herkunftsland, in dem es schlichtweg nicht möglich wäre zu leben, zurückkehren zu 

wollen. Viele f¿hlten sich Ăhereingelegtñ, da Europa, in Marokko angekommen, oftmals als 

Illusion erscheint, wie die Autoren (vgl. ebd.) schildern. Prekäre Momente beschränken sich 

jedoch nicht nur auf die Situation von MigrantInnen in Herkunfts- und Transitstaaten. In 

europäischen Staaten angekommen, werden irreguläre MigrantInnen, Flüchtlinge und 

potentielle AsylwerberInnen zumeist in Erstaufnahmezentren gebracht, wobei gerade 

ĂZentrenñ in s¿deuropäischen Staaten, allen voran Griechenland, extreme Mängel hinsichtlich 

Platz, Hygiene, Rechtsberatung und der Bewegungsfreiheit aufweisen. In den meisten 

europäischen Staaten ist AsylwerberInnen beispielweise nicht erlaubt während des 

Asylverfahrens einer Ălegalenñ Beschªftigung nachzukommen.  
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6. Migration aus Senegal nach Europa ï eine Fallanalyse 

 

Im vorangegangenen Kapitel wurde anhand westafrikanischer Migrationsbewegungen und ï

geschichte im euro-afrikanischen Raum versucht, ein Verständnis über historische, soziale, 

politische und wirtschaftliche Kontexte innerhalb derer Migrationen stattfinden, zu vermitteln. 

Die Beschäftigung mit Migrationsformen-, routen-, dynamiken, mit der Rolle von 

Netzwerken, Schleppern sowie mit der Befindlichkeit von MigrantInnen, sollte einen Einblick 

in Migrationsprozesse innerhalb dieses regionalen Kontexts, bzw. innerhalb europäischer und 

afrikanischer Migrationsregime und ïsysteme eröffnen. Anhand senegalesischer Migration 

nach Europa soll nun eine präzisere und detailliertere Analyse der individuellen und 

kollektiven Ursachen, zu migrieren sowie der Entscheidungsfindungsprozesse, zu migrieren, 

vorgenommen werden. Die Hintergründe von Migrationsprozessen besser verstehen zu 

lernen, soll zu einer fundierteren Einschätzung der Auswirkungen von Politik auf Migration 

verhelfen. Dies soll darüber hinaus dazu beitragen, abzuschätzen, inwiefern die politische 

Linie nachvollziehbaren ĂRealitªtenñ von Migration Rechnung trªgt und ob die Wirkung der 

Maßnahmen den politischen Zielen entspricht. 

 

Um die Dynamik rund um Ursachen und Motivationen innerhalb von Migrationsprozessen 

besser verstehen zu können, ist ein Blick über die regionale Ebene hinaus erforderlich. 

Migration aus Senegal näher zu betrachten, schien mir in mehrerlei Hinsicht interessant. Aus 

der Kolonisierung Senegals durch Frankreich resultierte zwar eine sehr starke Anbindung 

senegalesischer Migration an den frankophonen Raum, in der rezenten Geschichte fanden 

jedoch Transformationsprozesse und Diversifizierungen in Richtung weiterer Zielländer statt. 

Ein Zusammenhang dieser ĂVerlagerungñ mit den migrationspolitischen Restriktivierungen 

dürfte in jedem Fall gegeben sein. Eine weitere Transformation betrifft die Zu- und 

Abwanderung aus und nach Senegal. Bis in die 1970er Jahre ein Einwanderungsland, 

wandelte sich Senegals Rolle seither zu einem Emigrationsland (vgl. MAFE/INED 2010). 

(Vgl. Gerdes 2007) Mögliche Ursachen dieses Umkehrtrends sollen in diesem Kapitel 

ebenfalls ermittelt werden. Im Vergleich mit noch ärmeren Staaten wie Burkina Faso, Mali, 

Niger und Guinea-Bissau, welche eine wesentlich geringere Emigration nach Europa 

aufweisen, erscheint eine eingehende Beschäftigung mit den Ursachen, dafür, dass sich viele 

SenegalesInnen in ihrem Herkunftsland chancenlos sehen und mitunter sehr hohe 

Migrationsrisiken auf sich nehmen, notwendig. Vieles deutet darauf hin, dass wirtschaftliche 
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Faktoren und Armut alleine, keine hinreichenden Erklärungsparameter für den Wunsch, zu 

migrieren und für dessen Umsetzung, darstellen. (Vgl. Poeze 2008: 33f.) Interessant erscheint 

zudem die Betrachtung eines konstant relativ hohen Anteils senegalesischer Migration80 nach 

Europa, im Unterschied zu eindeutig krisenbedingter Migration aus Staaten wie Kongo oder 

Côte d´Ivoire, welche nach Erholung der Krise, Beilegung oder Beruhigung des Konflikts für 

gewöhnlich wieder abnimmt. (Vgl. Toma/Vause 2010; siehe auch Purps 2009: 17)  

 

6.1. Sozio-ökonomischer Hintergrund Senegals 

 

Die Recherche zur vorliegenden Diplomarbeit lässt auf zahlreiche sozio-ökonomische 

Problematiken schließen, welche seit den 1970er Jahren zu verstärkten innerregionalen und 

internationalen Abwanderungen aus Senegal beigetragen haben können.  

 

Senegals Ökonomie machte zwischen 1979 und 1985, sowie zwischen 1994 und 1998 

krisenhafte Entwicklungen durch. Von Beginn der 1980er Jahre an, nahmen der IWF und die 

Weltbank deshalb Strukturanpassungsprogramme in der senegalesischen Wirtschaft vor ï 

diese folgten im Großen und Ganzen der Linie der Deregularisierung, Privatisierung und 

Liberalisierung der Ökonomie. Weg vom neokolonialen Modell, wurde Abstand von 

importsubstituierenden Maßnahmen genommen, die Industrie abgebaut und eine 

Marktöffnung vorgenommen. Auch die während der Kolonialzeit erzwungene, 

monokulturelle Anbauweise81 nahm ab, die Rohstoffe Baumwolle und Erdnuss verloren stark 

an Wert (vgl. Ba/Ndiaye 2008). Insgesamt fand eine Verlagerung der Kontrolle über Handel 

und Landwirtschaft, weg von staatlicher Hand, hin zu jener, des IWF und der Weltbank, statt, 

was eine starke budgetäre Abhängigkeit der senegalesischen Regierung bedingte. (Vgl. 

Baizán/González-Ferrer 2010) Diese Politiken standen mit der Erweiterung des informellen 

Sektors eng in Verbindung, so auch in der Landwirtschaft. In Folge der erschwerten 

Lebensgrundlage durch die Dürreperioden ab 1968, wandten sich viele Bauern zum Verkauf 

ihrer Produktion verstärkt informellen Kanälen zu. Riccio (vgl. 2005: 103) beschreibt dies als 

unmittelbare Reaktion der Menschen im landwirtschaftlichen Sektor auf einen als korrupt und 

ineffizient wahrgenommenen Staat und eine Missbilligung der im Zuge der 

                                                 
80 das Jahr 2006 ausgenommen, das mit einer ungewºhnlich hohen ĂBootsmigrationñ auf die Kanarischen Inseln 

eine Ausnahme darzustellen scheint; 
81 Nach Sarr (vgl. 2000: 62) ist die angestiegene Nachfrage nach dem Rohstoff Erdnuss Mitte/Ende des 19. 

Jahrhunderts bereits in die ĂNeuorientierung der regionalen wirtschaftlichen Aktivitªtenñ (ebd.) im Zuge des 

transatlantischen Sklavenhandels einzubetten. Für die Kolonialmacht hatte eine monokulturelle Landwirtschaft 

nach Sarr beinahe logische Notwendigkeit.  
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Strukturanpassungen verfolgen monetären Politik von Seiten des Staates. Dazu gehörten auch 

restriktive Richtlinien für die Kreditvergabe an Bauern. (Vgl. ebd.: 101) Europäische 

Agrarsubventionen stell(t)en zudem, wie auch die generell verfolgte politische Linie im Zuge 

der Strukturanpassungsprogramme, einen massiv entwicklungshemmenden Faktor für die 

krisengebeutelte senegalesische Landwirtschaft dar. (Vgl. Gerdes 2007) Insbesondere in 

ländlichen Gebieten herrschen, Bruzzone et al. (vgl. 2006: 14) zufolge, Armut und 

Ernährungsunsicherheit vor. (Vgl. ebd.) Dürren, klimatische Veränderungen und 

Umweltprobleme werden auch als Ursachen der teils massiven Urbansierungstendenzen 

beschrieben, die zu einer Landflucht auf nationaler Ebene führten. (Vgl. Riccio 2005: 101; 

Some 2009: 31) 

 

1994 wurde der senegalesische CFA Francs im Zuge der Strukturanpassungsprogramme 

abgewertet. Zwar wies die senegalesische Wirtschaft bis 2007 ein Wirtschaftswachstum 

zwischen vier und fünf Prozent auf (vgl. Poeze 2008: 33f.; Kappel/Müller 2007: 3), 2008 sank 

die jährliche Wachstumsrate jedoch auf 2,3 %, 2009 auf 1,2 % (vgl. Auswärtiges Amt 

Deutschland 2010) und es kam zu einer massiven Inflation und zu folgenreichen 

Beschneidungen des Gesundheits- und Bildungssektors. Baizán und Gonzalez-Ferrer (2010) 

schlussfolgern, dass die Strukturanpassungen insgesamt keine tatsächliche Armutsreduktion 

herbeiführten, sondern Ungleichheiten unter der lokalen Bevölkerung noch stärker zunehmen 

ließen. 

 

Gegenwärtige sozio-ökonomische Problematiken hängen zudem mit dem starken 

Bevölkerungswachstum und der sehr jungen Bevölkerung Senegals, (die Hälfte der 

Bevölkerung ist unter 18 Jahre) bei einer gleichzeitig hohen (Jugend)arbeitslosigkeit in 

städtischen und ländlichen Regionen, zusammen. (Vgl. Gerdes 2007) Some (2009: 31) 

zufolge schätzen sich 66 Prozent der Bevölkerung selbst als arm ein. In der Rangordnung des 

Human Development Index (HDI) des UNDP aus dem Jahr 2007 liegt Senegal an 166. Stelle 

von insgesamt 182 Staaten. (Vgl. HDR 2009) Die hohe Arbeitslosigkeit und insbesondere 

Perspektivlosigkeit auf Erhalt einer Anstellung im formellen Sektor stellen dabei ein großes 

Problem dar. Wie Some (vgl. 2009: 31) erläutert, wurde die Vergabe von Staatsanstellungen, 

ebenfalls als Resultat der Strukturanpassungsprogramme, stark restriktiviert. Dazu fanden seit 

Anfang der 1980er Jahre strukturelle Entlassungen im industriellen Sektor statt. (Vgl. Riccio 

2005: 103) Über den informellen Arbeitssektor hinaus, in welchem die durchschnittliche 

Entlohnung weniger als 68 Euro pro Monat beträgt, (vgl. Some 2009: 39) sind die 
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Jobmöglichkeiten sehr beschränkt. (Vgl. Ba/Ndiaye o. J.) So waren zwischen 1995 und 2004 

ca. 97 Prozent der neu entstandenen Jobs im informellen Sektor angesiedelt. (Vgl. Some 

2009: 38) Auch JungakademikerInnen sehen sich mit Arbeitslosigkeit konfrontiert; die 

StudentInnen dieser Zeit beschreiben sich bezeichnender Weise als Ăabandoned generationñ. 

(Vgl. Riccio 2005: 103)  

 

Wie in Kapitel 5 bereits kurz diskutiert wurde, sahen sich auch im Bereich der Fischerei viele 

lokale handwerkliche Fischer mit veränderten Bedingungen vor Ort konfrontiert. Sowohl 

Kraler (vgl. 2007c) als auch Poeze (vgl. 2008: 45) sprechen diesbezüglich von einem 

Verdrängungswettbewerb lokaler Fischer durch professionalisierte und industrialisierte 

europäische und japanische Fischerei. Das mittlerweile ausgelaufene vierjährige EU 

Fischereiabkommen mit Senegal aus dem Jahr 2002, wird von vielen Seiten dafür kritisiert, 

lokalen Fischern durch den gesteigerten ungleichen Wettbewerb, die Verdienst- und 

Lebensgrundlage entzogen zu haben. Kritik wird insbesondere an der Überfischung der 

lokalen Gewässer und der damit einhergehend Reduzierung des Fischbestandes geübt. (Vgl. 

Poeze 2008) Die ĂZerstºrung traditioneller Wirtschaftssystemeñ (Huss: 2010: 76) wie jenem 

der handwerklichen Fischerei, trägt in Senegal somit zu einem erhöhten Migrationspotential 

bei. (Vgl. ebd.) Trotz des Versuchs der senegalesischen Regierung, Überfischungen mit 

politischen Maßnahmen wie der Beschließung einer 15 km langen, ausschließlich zum Zweck 

der handwerklichen Fischerei vorgesehenen Schutzzone, entgegen zu wirken, fänden dennoch 

Überschreitungen durch ausländische Fischer statt.   

 

6.2. Politische Faktoren 

 

Mit  Blick auf die gesamtstaatliche Situation seit der Unabhängigkeit 1960, gilt die 

gegenwärtige politische Lage Senegals als relativ stabil. (Vgl. Poeze 2008: 34f.) Während der 

1980er Jahre kam es in der Casamance Region im Süden Senegals zu einem Konflikt 

zwischen der Regierung und der sezessionistischen Rebellenbewegung Mouvement des 

Forces Democratiques du Sénégal (MFDC). 2006 waren es beinahe 16.000 Flüchtlinge, die 

aus der Region überwiegend nach Gambia und Guinea-Bissau flohen, zudem brachte der 

Konflik t viele Binnenflüchtlinge hervor. Zwar wurde 2004 ein Waffenstillstandsabkommen 

zur Konfliktbeilegung unterzeichnet, es kam jedoch immer wieder zu sporadischen 

Konflikten, weshalb Some (vgl. 2009: 20) die Situation für die Zivilgesellschaft in der Region 

als unsicher beschreibt. Ende der 1980er Jahre kam es zu mittlerweile wieder beigelegten 
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Spannungen mit Mauretanien, die zu Ausweisungen von MigrantInnen aus dem jeweiligen 

anderen Land führten. (Vgl. Some 2009: 21; Gerdes 2007) Ein klares Resumé über die 

menschenrechtliche Situation in Senegal zu ziehen, ohne vielen damit in Zusammenhang 

stehenden Themen genügend Raum zu verschaffen, würde ein sehr oberflächliches Bild der 

Situation zeichnen. Nach Magoni et. al. (vgl. 2007: 33) lassen sich aus Berichten über die 

Regierungsführung und die politische Stabilität Senegals jedoch positive Tendenzen in 

Hinblick auf gegenwärtige und zukünftige Entwicklungen ableiten.  

 

Die seit dem Amtsantritt Leopold Sédar Senghors82 regierende und von Abdou Diouf nach 

Senghors Rücktritt weiter geführte Parti Socialiste (PS), wurde im Jahr 2000 erstmals durch 

Wahlen vom Amt abgewählt. Abdoulaye Wade, Parteiführer der liberal orientierten PDS, ist 

heute senegalesischer Staatsprªsident und trat mit dem Slogan ĂSopiñ, d. h. Wandel, zu den 

Regierungswahlen im Jahr 2000 an. Die Erwartungen in Hinblick auf politischen Wandel von 

Seiten der Bevölkerung werden als dementsprechend groß beschrieben. Zwar hätten 

demokratische Verbesserungen stattgefunden, die wirtschaftspolitische Fortführung der einst 

eingeschlagenen Linie wird jedoch in deren Umsetzung als problematisch beschrieben. (Vgl. 

Bertelsmann Transformation Index 2003: 1; Mbow 2008: 9)  

 

ĂSi l´alternance politique n´a pas pu être une alternative pour beaucoup de jeunes, 

l´émigration clandestine appel®e ómb±kkmiô dans la langue vernaculaire (wolof) 

semble être une voie de recours pour ces derniers. » (Mbow 2008 : 9)83 

 

Aus in Senegal durchgeführten Befragungen konnte Huss (vgl. 2010 : 79f.) sogar entnehmen, 

dass die enttäuschten Hoffnungen auf politischen Wandel durch Wades Wahl zum 

Präsidenten, viele der jungen SenegalesInnen letztendlich den Mut verlieren ließ, ihre 

Situation vor Ort verbessern zu können. Einer der von Huss Befragten, bringt diese 

Entwicklung direkt mit dem Wunsch vieler SenegalesInnen in Verbindung, zu emigrieren. 

Zudem scheinen dem zuvor erwähnten Wegfall von Wirtschaftssystemen, die von großer 

Relevanz für die nationale Beschäftigung sind, zu wenige arbeitsmarkt- und 

bildungspolitsiche Maßnahmen entgegen gesetzt zu werden. Insgesamt herrscht ein Mangel 

                                                 
82 Léopold Sédar Senghor übernahm Senegal während der 60er Jahre. Sein politischer Stil wird als am 

Ăafrikanischen Humanismusñ orientiert beschrieben. (Vgl. ebd.: 2) 
83 ĂWenn der politische Wechsel für viele Jugendliche auch keine Alternative darstellte, so scheint die illegale 

Emigration, die in der regionale Sprache ómb±kkmiô genannt wird, f¿r diese einen Ausweg darzustellen." (Mbow 

2008 : 9, Übersetzung der Autorin) 
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an Arbeitsschaffenden Initiativen und Rahmenprogrammen, die der Jugend das Leben in 

Senegal attraktiver machen würden.  

 

6.3. Zur Geschichte und Gegenwart von Migration in/aus Senegal  

 

Der Wandel Senegals von einem Immigrations-, in ein Emigrationsland, vollzog sich, wie 

beschreiben, in den 1970er Jahren. Die, sich insgesamt verschlechternde wirtschaftliche Lage 

wird immer wieder als wichtiger Grund für diesen Prozess beschrieben. (Vgl. Gerdes 2007; 

Some 2009: 19) Für die Entwicklung, weg von einer vor allem durch innerafrikanisch 

dominierte Emigration, hin zu einer schrittweisen Orientierung in Richtung nördlicher 

Destinationen, spielen auch der Wegfall des Kongos und Zentralafrikas - als Destinationen für 

senegalesische Migration - eine Rolle. (Vgl. Baizán/González-Ferrer 2010) Zur Zeit dieses 

ĂUmbruchsñ brach auch der Casamance-Konflikt aus, welcher wie erwähnt viele 

Binnenflüchtlinge hervorbrachte, wenn gleich diese vor allem in Richtung Gambia und 

Guinea-Bissau emigrierten. (Vgl. MAFE/INED 2010) 

  

Migration nach Europa und insbesondere nach Frankreich begann bereits in der Kolonialzeit, 

als viele Menschen aus westafrikanischen Staaten, die der Kolonialmacht unterlagen, für die 

französische Kolonialarmee im Zuge des Zweiten Weltkriegs rekrutiert wurden. Viele dieser 

Zuwanderer blieben in Frankreich, bspw., um am Hafen von Marseille zu arbeiten. In den 

Jahren des Wirtschaftbooms der 1950er und 1960er Jahre, wurden viele weitere, v. a. 

männliche Arbeiter nach Frankreich rekrutiert, um in der Automobilbranche zu arbeiten, viele 

kamen auch selbstständig und verrichteten Schwarzarbeit. (Vgl. MAFE/INED 2010; Riccio 

2005: 103) Da Frankreich in den 1970er Jahren den Familiennachzug auch für die 

Angehörigen bereits immigrierter Personen aus Mali und Senegal erleichterte, stieg die 

Einwanderung von senegalesischen MigrantInnen nach Frankreich weiter an. Wie in vielen 

anderen europäischen Staaten ging der Trend ab Mitte der 1970er Jahre und den 

Folgejahrzehnten jedoch immer mehr in Richtung restriktiver Einreisebedingungen, was als 

wichtiger Grund für die stattgefundenen Diversifizierungen der Migrationsbewegungen in 

Richtung Spanien und Italien gilt.  

 

ĂDans le cas de la France, destination traditionnelle des Sénégalaise, eu égard aux 

liens coloniaux séculaires, l´introduction du visa d´entrée, en 1986, ont joué un rôle 
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décisif dans la modification des comportements migratoires des Sénégalais." (Fassin 

et al. zit. nach Bruzzone et al. 2006: 28)84 

 

Ölproduzierende, nordafrikanische Staaten, wie Mauretanien und Libyen entwickelten sich 

ebenso zu wichtigen Migrationsdestinationen für SenegalesInnen. Italien, Frankreich, 

Gambia, Mauretanien und Spanien gehören aktuell zu den wichtigsten Zielländern für 

senegalesische MigrantInnen (Vgl. Lessault/Mezger 2010; MAFE/INED 2010) 

 

In Hinblick auf Emigrationsregionen in Senegal lassen sich ebenso Trends, bzw. Tendenzen 

feststellen. Je nach Quelle gelten Dakar, Touba, Matam und darin das Senegal Flusstal, Cayor 

und Pdor sowie Kaolack als wichtige Emigrationsregionen. (Vgl. Bruzzone et al. 2006: 48-71; 

Lessault/Mezger 2010) Lessault und Mezger (ebd.) benennen zusätzlich fünf Raumtypen in 

Senegal, aus welchen Migration in unterschiedliche Richtungen stattfinden. Die Region Dakar 

beispielsweise hebt sich durch die starke Nordorientiertheit der Migrationsbewegungen, d. h., 

in die USA und Europa, von den anderen Emigrationsregionen ab. MigrantInnen aus Saint-

Louis bewegen sich ebenfalls verstärkt in Richtung Norden, jedoch tendenziell nach 

Nordafrika. Die Grenzregionen weisen ebenfalls eigene Migrationscharakteristika auf: rund 

um das Senegal Flusstal verlaufen Migrationsbewegungen v. a.  nach Zentralafrika und nach 

Nord- und Westeuropa. Aus der südlichen Grenzregion verlaufen Bewegungen insbesondere 

nach Westafrika sowie ebenfalls nach Nord- und Westeuropa. Das Ăbassin arachidierñ oder 

auch Erdnussbecken, welches viele west- und zentralsenegalesische Provinzen umschließt, ist 

durch Abwanderung in Richtung Südeuropa gekennzeichnet und befindet sich zudem in einer, 

mit der landwirtschaftlichen Situation insgesamt zusammenhängenden, Krise. (Vgl. ebd.: 3; 

Bruzzone et al. 2006: 14)  

 

Gegenwärtig lauten Schätzungen der Zahl senegalesischer EmigrantInnen, je nach Quelle, auf 

insgesamt zwischen 463.403 und 648.600. (Vgl. MAFE/INED 2010; Some 2010: 53) 

Zwischen 1997 und 2002 emigrierten Lessault und Mezger (2010) zufolge, 170.000 

SenegalesInnen. Die Emigrationszahl, gemessen an der Proportion der Haushalte,  (nach einer 

Volkszählung von 2005) ergibt des Weiteren, dass einer von zehn Haushalten, an einer 

Migrationsbewegung beteiligt war. Bzgl. der Zahlen von sich irregulärer in der EU 

aufhaltenden senegalesischen MigrantInnen wurde in Kapitel 5.2. und 5.3. schon vorweg 

                                                 
84 ĂIm Falle Frankreichs, welches durch jahrhundertelange koloniale Verbindungen traditionelles Zielland der 

SenegalesInnen ist, hat die Implementierung der Einreisevisa 1986 eine bedeutende Veränderung im 

Migrationsverhalten der SenegalesInnen bewirkt.ñ (Fassin et al. zit. nach Bruzzone et al. 2006: 28, Übersetzung 

der Autorin) 



 145 

gegriffen, dass 2006, mit geschätzten 32.000 Einwanderern und Einwanderinnen auf die 

Kanarischen Inseln, einen Höhepunkt darstellte. Statistiken von Eurostat geben darüber 

Aufschluss, dass in Italien 2002 3.187, 2003 2.048 und 2004 1.875 irreguläre MigrantInnen 

festgenommen wurden. Für denselben Zeitraum scheinen für Spanien jeweils 499, 738 und 

576 und f¿r Frankreich 591, 574 und 822 Ăapprehended Senegalese illegaly present in the 

EU-25ñ auf. (Vgl. Magoni et al. 2007: 21) Zusªtzlich liegt eine Statistik ¿ber jene, gegen 

senegalesische MigrantInnen gerichtete Zwangsmaßnahmen zwischen 2002 und 2004, vor. So 

wurden ab 2002 aufsteigend 1.014, 1.137 und 774 SenegalesInnen aus den Staaten der 

ehemaligen EU-25 ausgewiesen und jeweils 775, 1.668 und 1.207 an der Einreise in dasselbe 

Gebiet gehindert. 4.503, 3.615 und 3.525 irreguläre in der EU aufhältige SenegalesInnen 

wurden seit 2002 in aufsteigender Reihenfolge jährlich festgenommen. (Vgl. ebd.) Wie 

erwähnt, weisen Festnahmezahlen als ausschließlich vorliegende Quelle gewisse 

Interpretationsproblematiken auf. Die soeben herangezogenen Zahlen zeigen aber eine 

tendenzielle Abnahme von Festnahmen irregulärer MigrantInnen, was darauf hindeuten kann, 

dass die verstärkten Kontrollen eine gewisse Abnahme irregulärer Einreisen bewirkt haben. 

Zumindest ist nicht anzunehmen, dass die Kontrollmaßnahmen im Zeitraum zwischen 2002 

und 2004 stark abgenommen haben.  

 

Darauf, dass gegenwärtige Migration z. T. von transnationalem Charakter ist, wurde in 

Kapitel 3 Migration Studies hingewiesen. Zwar bedeuten restriktive 

Einwanderungsbedingungen eindeutige Einschränkungen für zirkuläre und temporäre 

Migration; in der Literatur wird jedoch dafür argumentiert, dass es sich nicht um 

unidirektionale Auswanderung aus Senegal handelt. Dies erscheint in Verweis darauf, dass 

MigrantInnen aus Senegal verstärkt in gut etablierte Handelsnetzwerke eingebunden sind, 

wodurch z. T. reguläre Migration ermöglicht wird (siehe Kapitel 5), plausibel. (Vgl. 

MAFE/INED 2010) Veränderungen fanden auch hinsichtlich der Migrationsformen statt. 

Während Familiennachzug in den 1970er und 1980er Jahren stark im Vordergrund stand, 

nimmt gegenwärtige Migration in weiten Teilen weitaus individuellere Züge an, (vgl. Riccio 

2005: 103) was auf die Restriktionen auf Familiennachzug durch europäische Staaten und 

dabei in besonderem Maße durch Frankreich, im Zuge der ĂPasqua-Gesetzeñ (siehe Kapitel 5) 

zurückzuführen sein dürfte. Unter Berücksichtigung der Diversifizierungen der Zielländer 

senegalesischer MigrantInnen und der Beschäftigung mit quantitativen Aspekten, 

schlussfolgern Lessault und Mezger (vgl. 2010), dass Veränderungen in Migrationsmustern 

insgesamt eher von qualitativer, anstatt von quantitativer Natur sind. 
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6.4. Migrationsursachen 

 

Internationale Migration wird in der Literatur immer wieder als Reaktion auf die 

wirtschaftliche Situation und die erschwerten Lebensbedingungen in Senegal seit den 1970er 

Jahren beschrieben. (Vgl. Some 2009: 25; Gerdes 2007; Bruzzone et al. 2006: 36) Die 

mangelnden Chancen auf Erhalt professioneller, dem Ausbildungsgebiet entsprechenden Jobs 

sowie das niedrige Lohnniveau, werden innerhalb verschiedener, auf Gespräche mit 

MigrantInnen basierenden Studien, wiederholt als wichtige Gründe zu migrieren, genannt. 

(Vgl. Ba/Ndiaye 2008) Auch die Entwertung der senegalesischen Währung und die Inflation 

scheinen sich auf die Abwanderung hoch gebildeter Personen auszuwirken, da die niedrigen 

Löhne angesichts der hohen Preise kein entsprechendes Lebensniveau im Vergleich zu einem 

Leben in den USA oder Europa ermöglichen. (Vgl. Riccio 2005: 114) Die krisenhaften 

Entwicklungen in der Region des ĂErdnussbeckensñ, aus welcher verstªrkt Abwanderung  

nach Südeuropa stattfindet, soll ebenso wenig außer Acht gelassen werden. Die Privatisierung 

einer vormals  staatlichen Filiale wie SONACOS beispielsweise, die im Zuge des 

Subventionierungsprogramms SONAGRAINES verpflichtet war, die landwirtschaftliche 

Produktion der Bauern zu einem jährlich vom Staat fixierten Preis zu kaufen, hat zur 

Konsequenz, dass die Ertrªge nun starken Schwankungen eines Ăfreienñ Marktes unterliegen. 

Die sinkende Nachfrage nach Erdnussöl, das trockene Klima und viele weitere Faktoren 

bedingten eine saisonale Abwanderung vieler in der Landwirtschaft tätiger Familien, die z. T. 

permanente Formen annahm. Unklar erscheint jedoch, inwieweit die landwirtschaftliche 

Situation zu interkontinentaler Migration beiträgt, da viele von diesen Problemen betroffene 

Menschen, vorerst auf interne Landflucht, Verkauf der Produktionsgüter, Verschuldung oder 

Verpfändung zurück zu greifen scheinen. (Vgl. Bruzzone et al. 2006: 14ff.) Wie erwähnt, 

kann die interne Land-Stadt Migration der jüngeren Generation aufgrund mangelnder 

beruflicher Möglichkeiten in ländlichen Regionen jedoch einen ersten Schritt in Richtung 

außerafrikanischer Mobilität bedeuten (siehe Kapitel 5). Bruzzone et al. (vgl. 2006: 13) 

berichten insgesamt von einer zunehmenden Verarmung der Mittelschicht in der Sahel 

Region, welche die Bedingungen für internationale Migration in größerem Ausmaß schaffe. 

Durch die starke Landflucht und die hohe Arbeitslosigkeit in den Städten, welche die 

Aussicht auf eine formelle Anstellung stark mindern, haben urbane Räume, wie etwa Dakar, 

ebenfalls an Attraktivität verloren. Interkontinentale Migration kann deshalb v. a. für viele 

junge Menschen eine Alternative darstellen. Die Enttäuschungen über die nach den Wahlen 

großteils als unrealisiert wahrgenommenen Versprechungen auf politischer Ebene, werden 
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ebenfalls als Einflussfaktor für eine als ortsgebunden wahrgenommene Chancenlosigkeit, 

sowie für den Beschluss zu emigrieren, gewertet. 

 

Wie im Theoriekapitel erläutert, scheinen makroökonomische Größen als alleinige Faktoren 

jedoch nicht erklären zu können, warum Migration aus wirtschaftlich schwachen Staaten 

ungleich stark ist, oder z. T. erst Wirtschaftswachstum der Abwanderung förderlich ist. 

Ebenso wurde das Argument eingebracht, dass ökonomisch schlechte Bedingungen im 

afrikanischen Kontext eher hemmende Wirkung auf die Möglichkeit zu migrieren, haben. 

(Vgl. Kraler 2007b: 125; Parnreiter 2000: 27) Insbesondere zur Erklärung informeller 

Bootsmigration müssten aufgrund des großen Risikos sehr starke Motive, zu migrieren, 

vorhanden sein. Nach Massey et al. (vgl. 1998: 13f.) könnten ökonomische Faktoren alleine 

nicht erklären, warum Menschen bereit sind ,ein derartig hohes Risiko auf sich zu nehmen.  

 

Um ein besseres Verständnis über Motivationen, zu migrieren, und weitere ursächliche 

Bedingungen für senegalesische Emigration nach Europa zu entwickeln, verfolgen 

Forscherinnen wie Poeze (2008) Purps (2009) oder Huss (2010) einen stärker 

akteurszentrierten Ansatz und erweitern ihre Analyse somit ¿ber ĂHardfactsñ hinaus um 

Einflussfaktoren wie persönliche Wahrnehmungen, Handlungen und Erfahrungen von 

MigrantInnen. Basierend auf theoretischen Überlegungen zur Netzwerktheorie, des New 

Economics of Migration Ansatzes und Theorien rund um die Agency von MigrantInnen in 

Kapitel 3, soll im Folgenden auf mögliche Motivationen, zu migrieren, eingegangen werden. 

Familie und Haushalt, deren Größe und Struktur, die Verfügbarkeit ökonomischer Ressourcen 

innerhalb von Haushalten, die Stärke existierender Netzwerke, das Bildungsniveau und 

politische Aspekte, sowie die zunehmende Globalisierung, internationale Vernetzung und 

Ungleichheit sind in diesem Sinn Faktoren, um welche die Analyse erweitert werden sollte. 

(Vgl. MAFE/INED 2010) Es sei darauf hingewiesen, dass die vorliegenden Ausführungen 

Einschätzungen darstellen, die aus Interviews und Studien verschiedener AutorInnen 

abgeleitet werden. Ziel ist ein Verständnis für mögliche Beweggründe, zu migrieren, zu 

gewinnen und die Rolle sozialer Strukturen mitzubedenken. Es muss jedoch berücksichtigt 

werden, dass Interviews immer nur einen kleinen Bruchteil Ăder Realitªtñ einfangen kºnnen 

und der Kreis der Befragten keinesfalls alle senegalesischen MigrantInnen repräsentiert. 
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6.4.1. Die Rolle von Netzwerken und strukturellen Bedingungen für 

Migrationsentscheidungen 

 

Zu Motivationen und Ursachen informeller Emigration aus Senegal, gibt es einige sehr 

interessante Studien, die sich mit den sozialen Strukturen und lokalen sowie transnationalen 

Netzwerken und deren Einfluss auf Migrationsentscheidungen auseinander setzen. Wie 

bereits geklärt, wird irreguläre Migration in Anlehnung an Kraler (Interview 2010) weniger 

als durch Ăeigeneñ Migrationsursachen geprªgt, verstanden, sondern eher als Reaktion auf 

einen fehlenden Zugang zu regulären Migrationskanªlen beschrieben. Sich mit der ĂNaturñ 

irregulärer Migration aus Senegal zu beschäftigen erscheint jedoch besonders interessant, da 

diese auf einer gewissen Ămigrantischen Dynamikñ, gegenüber Migrationskontrollen und ï

restriktionen, gründen könnte. Die lange Migrationsgeschichte Senegals und Frankreichs 

spielt für gegenwärtige Migrationsbewegungen eine sehr wichtige Rolle, da durch die seit 

1960 in großem Ausmaß stattfindenden Migrationsbewegungen bereits starke 

Netzwerkbeziehungen existieren (vgl. Purps 2009: 65), welche Mobilität mitunter erleichtern. 

Einer Dynamik unterliegen familiäre, freundschaftliche und verwandtschaftliche Netzwerke 

jedoch allgemein, da sie gewissermaßen von individuellen Handlungen einzelner AkteurInnen 

abhängig sind und somit eine gewisse Fluidität aufweisen, so Kraler (vgl. Interview 2010: 11: 

51).  

 

Die theoretische Auseinandersetzung rund um die Erklärung von Migration durch Netzwerke, 

zeigt ein ambivalentes Bild auf: einerseits scheinen Migrationsentscheidungen kollektiv, 

bspw. auf Ebene von Haushalten und Familien, andererseits wiederum individuell getroffen 

zu werden. Auch die Ursachen, zu migrieren, werden in der Literatur (vgl. Poeze 2008; Purps 

2009; Riccio 2005) immer wieder auf familiäre Strukturen innerhalb sozialer Gefüge sowie 

auf individuelle Gründe zurückgeführt. Dahinter scheint ein Mix aus Ursachen und 

Entscheidungsfaktoren zu stehen, der neben ökonomischen und politischen Aspekten sowohl 

durch lokale kulturelle und soziale Aspekte, als auch durch transnationale Kontakte und 

Netzwerke, entsteht. Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich jedoch verstärkt auf 

informelle ĂBootsmigrationñ aus Senegal nach Europa, da die erwªhnten Studien sich diesem 

Phänomen verstärkt widmen. 
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6.4.1.1. Familiäre Netzwerke ï Migration zwischen Kollektivismus und Individualisierung 

 

Migration aus Senegal wird oftmals als kollektive Überlebensstrategie von Haushalten 

beschrieben (vlg. Some 2009: 21), wobei der Begriff ĂCoping-Strategienñ (Kraler 2007b: 

124) mehr Raum für die Wahrnehmung von Migration als Risikostreuung und Erweiterung 

der Einkommensquellen von Menschen zulässt. In diesem Sinn erfolgt häufig der Rückgriff 

auf die New Economics of Migration Theorie, da diese Migrations- überwiegend als 

Haushaltsentscheidungen analysiert. Poeze (2008: 17) erkennt die Relevanz von Haushalten 

und familiären Strukturen für Migrationsentscheidungen in Senegal insofern an, als sie 

verwandtschaftliche Beziehungen als soziale Systeme beschreibt, welche in starkem Ausmaß 

nach Alter und Geschlecht strukturiert sind. Dies bedinge einerseits bestimmte 

Erwartungshaltungen  und Verantwortlichkeiten innerhalb der Strukturen und trage 

andererseits zur Herausbildung einer Art ĂWir Kulturñ bei, die den familiªren Alltag generell 

bestimmt. Auch Purps (vgl. 2009: 64) spricht von der besonderen Bedeutung der Familie in 

Bezug auf senegalesische Migration ï einerseits im Sinne von Unterstützung - andererseits 

durch den Druck, der im Zuge der Strukturen innerhalb sozialer Gefüge, wie der Familie auf 

jüngeren Generationen, lasten könne. Theoretisch ist in diesem Zusammenhang von 

Ănetworks of obligationsñ (Poeze 2008: 17) die Rede. Mitunter kºnnen einzelne Personen 

oder der ganze Haushalt daran beteiligt sein, einer Person die Migration finanziell zu 

ermöglichen. Im Gegenzug würde aber erwartet, dass der Migrant/die Migrantin Geldtransfers 

leistet. (Vgl. ebd.: 65; Poeze 2008: 67) Poezes (vgl. 2008: 80) und Purps (vgl. 2009: 64) 

Studien zeigen in diesem Sinn, dass Haushalte Migrationsentscheidungen sowohl positiv als 

auch negativ stark beeinflussen können. Interviews mit MigrantInnen, bzw. Personen, deren 

Migrationsvorhaben scheiterte (vgl. Poeze 2008: 66; Mbow 2008: 18), weisen zudem darauf 

hin, dass von vielen Söhnen erwartet wird, im Ruhestand der Eltern alleine für die finanzielle 

Versorgung der Familie aufzukommen. Migration kann in diesem Sinn eine Alternative 

darstellen, um familiären Erwartungen zu entsprechen.  

 

Einfluss auf die Motivation, insbesondere junger Menschen, zu migrieren, dürfte auch die 

kurz erwªhnte, so genannte Ămigrantische Konsumkulturñ (vgl. Poeze 2008: 68), worunter 

Investitionen von MigrantInnen in Hªuser, Autos, Hochzeiten also ĂLuxusg¿terñ bezeichnet 

werden, nehmen. Gesellschaftliche Konsequenzen des veränderten Konsumverhaltens äußern 

sich, empirischen Studien zufolge, beispielsweise in erhöhten finanziellen 



 150 

Erwartungshaltungen von Seiten der Familien gegenüber potentiellen Schwiegersöhnen. Dies 

wiederum könne sich förderlich auf zukünftige Migration auswirken, (vgl. ebd.) da die 

Möglichkeit der Finanzierung von Hochzeiten oder der Errichtung von Wohnhäusern auf 

diese Weise zu Erfolgssymbolen würden (vgl. Riccio 2005: 105). Die schrittweise Entstehung 

einer grºÇeren ĂMittelschichtñ durch Investitionen von Seiten ehemaliger MigrantInnen, kann 

vor allem zu einer Wahrnehmungsänderung des eigenen Status und der eigenen finanziellen 

Situation führen.  

 

ĂTheir lack of resources results in a form of relative deprivation, in which the 

perception of poverty is redefined. It does not matter what somebody has, but more 

what this person does not have in comparison to his wealthier neighbour.ò (ebd.) 

 

Es kann somit eine subjektive Verschlechterung des eigenen Zustands aufgrund von 

Veränderungen im Leben anderer stattfinden. Ein Bewusstsein über die Schwierigkeit im 

Herkunftsland einen ähnlichen Lebensstandard zu erreichen, kann Ădie Option Europañ unter 

Umständen als einzige Alternative erscheinen lassen. Poezes (vgl. 2008: 66f.) Studie zeigt, 

dass ein starker Wunsch nach sozialer Aufwärtsmobilität auf kollektiver und individueller 

Ebene von besonderer Relevanz für Migrationsentscheidungen vieler junger SenegalesInnen 

ist. (Vgl. Poeze 2008: 66f.) Riccio´s (vgl. 2005: 111) Verweis auf Gardener, die für 

Bangladesh feststellt, dass sich soziale Unterschiede verstärkt durch den Zugang oder Nicht-

Zugang zu Migration äußern, scheint für Senegal somit ebenfalls zutreffend.  

 

Im vorangegangenen Kapitel wurden einige Ausführungen dahingehend getätigt, dass ein 

Großteil jener WestafrikanerInnen, die nach Europa migrieren, möglicherweise nicht zu den 

ärmsten Bevölkerungsteilen zählen. Purps (vgl. 2009: 82) Feldforschungen im Großraum 

Dakar - rund um die irreguläre Migration mit Pirogues nach Europa - brachten sie zu der 

Schlussfolgerung, dass das Ăsubjektive Empfinden von Armutñ (ebd.) und das Einschªtzen 

der Ăeigenenñ finanziellen Lage unter den Menschen sehr stark variieren. Z. T. wurde im 

Gespräch vermittelt, dass die existentielle Bedrohung an sich für Jugendliche 

ausschlaggebend sei, das große, mit der Bootsmigration verbundene Risiko, auf sich zu 

nehmen und zu emigrieren. In diesem Zusammenhang wurde von Seiten der Gesprächspartner 

auch des Öfteren darauf hingewiesen, dass ein Bewusstsein für die mit der Überfahrt 

einhergehenden Gefahren, bestünde. Auch Ba und Ndiaye (vgl. 2008) berichten, dass einige 

MigrantInnen ein ĂBleibenñ in Senegal sogar damit gleichsetzten, langsam zu sterben; zu 

emigrieren steht für diese MigrantInnen für eine Art Selbstbejahung. Andererseits fährt Purps 
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(vgl. 2009: 82) fort, dass einige der Jugendlichen davon sprachen, durch Migration nach 

Europa ihre persönliche soziale und finanzielle Situation verbessern zu wollen, in Senegal 

jedoch existentiell versorgt seien. 

 

ĂAndere Jugendliche waren sich dieser Tatsache kaum bewusst. Es kam oft erst im 

Laufe des Gesprächs heraus, dass die finanzielle Not und Armut, von der sie sprachen, 

keine existentielle, sondern nur eine sehr relative war. Die Armut, von welcher hier 

die Rede war, entstand aufgrund des Vergleichs mit anderen und wurde durch die 

Erkenntnis hervorgerufen, nicht die gleichen materiellen Güter wie die Nachbarn ï 

welche ein Familienmitglied in Europa haben ï zu besitzen, oder auch wie die 

Familien, welche in den Fernsehserien zu sehen sind.ñ (ebd.: 83) 

 

ĂSichtbarkeitñ im Sinne materiellen Wohlstands scheint v. a. f¿r viele Jugendliche mit 

höherem gesellschaftlichem Ansehen und mit Erfolg in Verbindung zu stehen. (Vgl. ebd.: 84; 

Riccio 2005: 105) 

 

Die  zuvor beschriebenen möglichen Rollenverteilungen innerhalb der sozialen Gefüge 

Haushalt und Familie können zudem den Wunsch nach stärkerer Selbstverwirklichung und 

nach Realisierung der eigenen Bedürfnisse hervorrufen. Dass Migrationsbewegungen für 

junge Menschen Individualisierungsprozesse darstellen können, wird durch die starke 

Konzentration auf den Haushalt als Analyseeinheit jedoch häufig vernachlässigt.85 Aus 

Senegal zu emigrieren, stellt den empirischen Erkenntnissen aus der Literatur zufolge, jedoch 

neben der Möglichkeit, den Haushalt finanziell zu unterstützen, eine Aussicht darauf dar, 

stärkere finanzielle als auch soziale Unabhängigkeit zu erlangen sowie nach individuellem 

Erfolg zu streben. (Vgl. Poeze 2008: 78; Riccio 2005: 105, 116f.) Individualisierungsprozesse 

und Selbstverwirklichung als Motivation zur Migration sollten somit in die Analyse von 

Migrationsursachen integriert werden.  

 

Wichtig erscheint zudem zu betonen, dass das Vorhandensein familiärer Netzwerke 

Perspektiven, zu migrieren, eröffnen kann, weil im Vergleich mit freundschaftlichen 

Kontakten eher Hilfestellungen erwartet werden (können). In Kapitel 3 wurde diesbezüglich 

bereits darauf hingewiesen, dass lose und enge Netzwerkkontakte Zugang zu 

unterschiedlichen Ressourcen schaffen können; im Falle ersterer sind das bspw. 

                                                 
85 Chort (vgl. 2010: 5f) beklagt zudem, dass Haushalte häufig als uniforme Einheiten betrachtet werden; 

hingegen gelte es die individuellen Strategien und Interaktionen zwischen Haushalten zu bedenken. Bindungen 

zwischen MigrantInnen und Haushalten führt sie vielfach auf die hohen Kosten von Migration zurück, die durch 

gemeinsame Anstrengungen aufgebracht werden können sowie auch auf religiöse islamische Gebote. 
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Informationen, in Hinblick auf enge Kontakte hingegen finanzielle Hilfe, Wohnmöglichkeiten 

im Aufnahmeland, Hilfestellungen zur Erlangung eines Touristenvisums etc.  

Familienmitgliedern steht durch familiäre Kontakte im Aufnahmeland jedoch nicht 

zwangsläufig Zugang zu regulären Migrationskanälen oder finanzieller Hilfe zur Verfügung, 

wie Poeze (2008: 70) am Beispiel ĂIbrahimas Geschichteñ, die möglicherweise stellvertretend 

für andere junge Senegalesen stehen mag, veranschaulicht: 

 

ĂInstrumentalist thinkers on social capital argue that membership in certain networks 

enable a person to make access claims on scarce resources, which in this case would 

be a travel document. When looking at the normative and information content on 

family networks it becomes clear that this is not always the case. For example, 

Ibrahima, who belongs to a large migrant family, is not able to mobilize his overseas 

contacts to accomplish his own migration plans.ò  

 

Persönliche Gespräche Purps (vgl. 2009: 72) mit MigrantInnen und Personen, mit dem 

Vorhaben, nach Europa auszureisen, weisen darauf hin, dass ein sehr starkes Vertrauen in, im 

Zielland vorhandene, senegalesische Netzwerke besteht, z. T., ohne konkrete 

Kontaktpersonen zu kennen. Nach Purps könnte dies auf die Wichtigkeit gemeinschaftlicher 

Strukturen innerhalb der senegalesischen Gesellschaft zurückzuführen sein sowie mit einem, 

aufgrund der langen mit Europa verbundenen Migrationsgeschichte Senegals, vorhandenen 

Bewusstsein, über die existierenden tiefen Netzwerkstrukturen, zusammenhängen. Ein 

Interview mit einem irregulär in Spanien lebenden Senegalesen schien darüber Aufschluss zu 

geben, dass in der Anfangszeit zwar auf immaterielle Ressourcen bereits im Land lebender 

SenegalesInnen, wie auf Informationen zurückgegriffen werden könnte; der Zugang zu 

materiellen Hilfestellungen wie einer vorübergehend kostenfreien Unterbringung im 

Aufnahmeland, gestaltete sich jedoch schwieriger, worüber sich der Befragte verwundert und 

enttäuscht zeigte. Zwar können daraus keine Schlüsse für die allgemeine Zugänglichkeit zu 

Netzwerken gezogen werden, eine beschrªnkte Solidaritªt bereits Ăetabliertererñ 

MigrantInnen gegen¿ber ĂNeuankºmmlingenñ kºnnte jedoch mit den schwierigen 

Aufenthalts- und Lebensbedingungen irregulärer MigrantInnen in Europa ï bedingt durch 

Ressentiments, eine Präkarisierung und Illegalisierung ï zusammenhängen, so Purps. (Vgl. 

ebd.: 73f.) 
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Die obigen Ausführungen könnten ein Indiz dafür sein, dass lose Netzwerkbeziehungen 

außerhalb verwandtschaftlicher Beziehungen nicht unbeding über den Zugang zu 

informativen Ressourcen hinausgehen müssen. In der Literatur (vgl. Poeze 2008: 72) wird 

zudem betont, dass sehr lose, seltene Kontakte zwischen Personen aus dem Herkunftsland und 

MigrantInnen in europäischen Staaten, verstärkt zur Vermittlung eines positiven Europabilds 

führen würden. Durch enge Kontakte bestünde hingegen ein besserer Einblick in die 

Lebensverhältnisse irregulärer MigrantInnen und negativen Informationen würde stärker 

Glauben geschenkt. Freundschaftliche Netzwerke spielten auch im Sinne eines 

Gruppendiskurses vor der Ausreise eine Schlüsselrolle. So zeigten sowohl Purps (vgl. ebd.: 

67f.) als auch Poezes (vgl. ebd.: 71) Erfahrungen in Senegal (ebd.), dass sich gerade junge 

Menschen nicht nur gegenseitigen Rat im Vorfeld der irregulären Migration erteilen, sondern 

sich auch gegenseitig zur Emigration überreden. Mitunter spielten auch Erfahrungen bereits 

migrierter Freunde oder Bekannter, deren Lebensstandard und der ihnen zukommende 

Respekt, im Vergleich zum jeweils Ăeigenenñ Leben, eine Rolle. Als insbesondere f¿r junge 

Senegalesen stark motivierend, werden auch die Telefonanrufe der vielen 2005 erfolgreich in 

Spanien angekommenen MigrantInnen gewertet, als die Grenz- und Küstenkontrollen 

zwischen den Kanarischen Inseln und Westafrika noch weniger stark implementiert waren. 

(Vgl. Tall 2008: 47f.) 

 

Bei Durchsicht der vorliegenden Literatur zu Motivationen, zu migrieren, vorliegenden 

Literatur wird immer wieder auf den ĂMythos Europañ einerseits und andererseits auf jene, 

über MigrantInnen und v. a. über irreguläre Migration vorherrschende Diskurse andererseits, 

verwiesen. Dabei treten die wichtige Rolle von Chancen(losigkeit), sowie die Wahrnehmung 

staatlicher Strukturen in den Vordergrund. Ähnlich wie Carling (vgl. 2002: 19) für Kap Verde 

erkennt, scheinen v. a. junge Menschen in Senegal ihre Perspektiv- und Chancenlosigkeit 

ortsgebunden wahrzunehmen. Bei Purps (vgl. 2009: 101) kann diesbezüglich nachgelesen 

werden, dass Menschen jüngerer als auch älterer Generationen, Migration einer Investition in 

Senegal häufig vorziehen, da die örtlichen Strukturen häufig mit Korruption, 

Hoffnungslosigkeit und Scheitern in Verbindung gebracht werden. Deshalb würde bevorzugt 

in Migrationsprojekte investiert, anstatt bspw. die eigene oder Bildung der Kinder zu fördern, 

z. T. auch nach mehrmaligem Scheitern von Migrationsversuchen. (Vgl. ebd.) 

 

ĂDie Identifikation mit dem kleinen Mann, der es zum Helden schafft, indem er 

woanders hingeht, liegt den meisten viel näher als die Identifikation mit lokal 
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erfolgreichen Personen, die gewisse Grundvoraussetzungen vorweisen m¿ssen.ñ 

(ebd.: 100) 

 

Riccio (vgl. 2005: 100, 105) vermittelt ein ähnliches Bild über in der senegalesischen 

Gesellschaft existierende Vorbilderrollen und Negativbilder. Auf der einen Seite stehe Ăderñ 

eher ungebildete Migrant, der jedoch global oder international migriert, Kontakt mit der 

Familie und dem Herkunftsland aufrecht erhält und diese unterstützt, als gesellschaftlich 

verankertes Erfolgssymbol. Es sei vielfach nicht mehr größtes Berufsziel, Staatsbeamter zu 

werden oder einen Universitätsabschluss zu absolvieren, sondern international zu migrieren 

(vgl. Focus Migration); vielmehr kursiere das Negativimage von UniversitätsabgängerInnen 

oder Büroangestellten, ohne Chance auf gesellschaftliche Aufwärtsmobilität. Auch in der 

Musik, beispielsweise des populären senegalesischen Musikers Youssou N´Dour, wird die 

gesellschaftliche (Vorbild)Rolle von MigrantInnen aufgegriffen. Er erinnert an den Beitrag 

vieler MigrantInnen, zum Wohl der Familien und übt gleichzeitig Kritik an europäischen 

Migrationspolitiken. Andererseits ist die migrantische Position in der senegalesischen 

Gesellschaft eine ambivalente. Kritik wird nicht nur am Streben nach individuellen Erfolgen 

von Auswanderern und Auswanderinnen geübt, sondern auch an der Darstellung Europas als 

ĂEldoradoñ, in dem schnell und sicher viel Geld verdient werden könne. (Vgl. Riccio 2005: 

106, 109, 116) 

 

Widersprüchliche Positionen gegenüber Migration und MigrantInnen werden vielfach als 

Konsequenz aus der als verändert beschriebenen Konsumkultur und der quasi-Zugänglichkeit 

zu Migrationskanälen beschrieben; ï beide bewirkten eine Mischung aus Verachtung, 

Bewunderung, Neid sowie aus Geringschätzung gegenüber MigrantInnen. Gesellschaftliche 

Traditionen und die Rolle islamischer Gebote finden dabei ebenfalls Erwähnung. (Vgl. ebd.: 

106, 112) Irreguläre und reguläre Migration scheinen in der Gesellschaft unterschiedlich 

wahrgenommen zu werden. Da ĂIllegalitªtñ und Kriminalisierung eine große Rolle spielten, 

würden viele MigrantInnen sozial stigmatisiert, erläutert Poeze (vgl. 2008: 74). Deshalb 

würden konkrete Pläne zu irregulärer Auswanderung häufig nur innerhalb des engsten 

Familienkreises thematisiert. In diesem Sinn dürften insbesondere die Politisierung und 

Problematisierung von Migration in europäischen und afrikanischen politischen Diskursen 

einen Motor für gesellschaftliche Ressentiments gegenüber irregulären MigrantInnen 

darstellen.. (Vgl. ebd.: 73f.) 
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6.4.1.2. Die Rolle von Schleppern im Entscheidungsprozess zu migrieren 

 

Zur Strukturierung von Schleppernetzwerken wurde bereits in Kapitel 5.3. ausgeholt. Konkret 

in Hinblick auf das ĂFunktionierenñ senegalesischer Migration auf die Kanarischen Inseln, 

erscheint interessant, dass Migrationsvorhaben scheinbar erst dann konkretisiert werden, 

wenn mit einer Person rund um die Überfahrt Kontakt besteht und von der Überfahrt eines 

Boots gehört wird. Aktive Suche nach Schleppern erfolge hingegen eher von Personen mit 

Herkunft von außerhalb der Küstenregionen. Auf irreguläre Bootsmigration zurückgreifen zu 

können, scheint auch direkt mit der erschwerten Zugänglichkeit zu legalen 

Migrationsmöglichkeiten in Verbindung zu stehen. Die irreguläre Migration über Boote mit 

Hilfe von Schleppern kann in dem Sinne als mögliche alternative Variante zur massiv 

eingeschränkten Möglichkeit, Touristenvisa zu erhalten und somit Flugtickets nach Europa zu 

kaufen, gelten. (Vgl. Poeze 2008: 74f.) 

 

ñ[é] [S]muggling should certainly not be seen as the cause of irregular migration, 

which is however the rationale underlying policies to ócombat illegal migrationô. On 

the contrary the growing importance of smuggling is rather a response to increasing 

migration restrictions and repression.ò (Hein de Haas 2007: 26) 

 

6.4.1.3. Die praktische Relevanz der Netzwerktheorie 

 

Der Wert der Beschäftigung mit Migrationsentscheidungen entlang von 

Netzwerkbeziehungen ist ein sinnstiftender, so Poeze (vgl. ebd.: 89f.). Jene Handlungen, die 

in reiner Auseinandersetzung mit rational choice Theorien unüberlegt und willkürlich 

erscheinen, könnten in Berücksichtigung familiärer, freundschaftlicher und gesellschaftlicher 

Beziehungen, Netzwerke und Kontakte besser nachvollzogen werden. Zudem geben die 

unterschiedlichen Gespräche mit MigrantInnen und deren Umfeld im lokalen Kontext 

tendenziell darüber Aufschluss, dass die Risiken bspw. irregulär mit dem Boot zu migrieren, 

mehr und mehr bekannt werden. Migration dürfte nicht nur einen Motor für gesellschaftliche 

Transformationen darstellen. Außerkontinentale Mobilität mit verstärkt irregulärem 

Charakter, scheint in weiten Teilen eine Reaktionen auf restriktivierte Einreisebedingungen 

darzustellen (siehe auch Kapitel 7). Auch der Migrationsexperte der Universität Oxford (vgl. 

Anonymous 2010: 6, Zeilen 23-25) erkannte den Wert der Netzwerktheorie darin, erkären zu 

können, warum Migration trotz tendenziell verstärkter Restriktionen weiterhin stattfindet, 

wenngleich diese Aussage nicht auf Senegal bezogen war. Zudem gibt die konstante 

ĂNachfrageñ nach ArbeitsmigrantInnen in der Landwirtschaft und im Dienstleistungssektor, 
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dem Baugewerbe und Fischfang Aussicht auf bessere, wenn auch informelle Anstellungs- und 

Verdienstmöglichkeiten. Die im Laufe der Zeit immer stärker werdenden Netzwerke scheinen 

in diesem Sinne, trotz der Restriktionen auf Einwanderungsregelungen, mehr oder weniger 

gut funktionierende Garanten - für Migrationsbewegungen - darzustellen. (Vgl. Ba/Ndiaye 

2008) Dass Armut in ihrer relativen und mitunter sogar absoluten Ausformung einen 

wichtigen, in die Analyse zu inkludierenden Faktor, bei der Migration von Senegal nach 

Europa begründet, ist wenig bestritten. Im westafrikanischen Vergleich stellt Senegal jedoch 

ein relativ stabiles und entwickeltes Land dar. So argumentierte der Migrationsexperte der 

Universität Oxford wie folgt: 

 

ĂI think, yes of course itôs true that if Senegal as country would become as wealthy as 

Spain, of course out migration would reduce. But I think itôs always inevitable that 

they go through phases of increase in out migration, because, and this is probably 

what is already happening with Ghana and Senegal, who are among the relatively 

wealthy and developed countries within West Africa. There you see the highest 

migration rates to Europe, not from the poorest countriesé [é].ò (Interview 

Anonymous 2010: 12f., Zeilen 43-8) 

 

Aus dieser Sicht bewirkt die zunehmende Entwicklung von Staaten somit - entgegen häufig 

vorgebrachten Argumenten in Diskursen über Migration und Entwicklung - erst einmal ein 

Ansteigen von Migrationsbewegungen nach Europa. Auch Kraler (vgl. Interview 2010: 14, 

Zeilen 45-47) räumt ein, dass Migration durch steigende Entwicklung, wohl mittelfristig 

zunimmt.  

 

ĂIch denke, je breiter das Potential an Leuten ist, die sich ohne Jahrzehnte langes 

Sparen Überfahrten leisten können, desto mehr Menschen werden dann auch 

versuchen etwaige Migrationspläne umzusetzen. Das hängt auch ein bisschen von den 

Chancen ab, die sie jeweils haben oder nicht.ñ (ebd.: 27-32) 

 

Trotz der Prekarität vieler MigrantInnen in Europa, bedeutet Emigration für viele dennoch die 

Möglichkeit, das Einkommen zu steigern und eine Aussicht auf einen höheren 

Lebensstandard: aus den herangezogenen empirischen Studien geht hervor, dass selbst in 

europäischen informellen Arbeitssektoren und in der Schwarzarbeit generell höhere Löhne 

vorherrschen, als es in Senegal die Regel ist. Die Wertdifferenz zwischen dem Euro und dem 

CFA86 begründet zudem, auch wenn es sich nur um einige Euro am Tag handelt, einen 

erheblichen Verdienstunterschied, d. h., dass v. a. viele junge SenegalesInnen damit rechnen, 

selbst bei geringen Löhnen, in Europa mehr verdienen zu können, als in Senegal. (Vgl. Purps 

                                                 
86  1 Euro sind umgerechnet 655,96 CFA-Francs BCEAO (exchange-rates.org 16.02.2011) 
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2009: 87f.) Ein weiteres Argument junger Senegalesen, warum Europa selbst unter 

schwierigen Bedingungen attraktiver erscheint, ist die Möglichkeit, dort Ansparungen zu 

machen, um das Geld zu einem späteren Zeitpunkt nutzbringend zu investieren. Im familiären 

Umfeld im Herkunftsland hingegen müsste das verdiente Geld für den täglichen Bedarf der 

Familie bzw. des Haushalts ausgegeben werden. (Vgl. ebd.: 89; Poeze 2008: 67) 

 

6.4.1.4. Zwischen Risiko und Chance 

 

Insbesondere in Hinblick auf Migrationsbewegungen von irregulärem Charakter, die bspw. 

über das Meer oder über die Wüste verlaufen, wird häufig davon ausgegangen, dass sich 

MigrantInnen nicht über die möglichen physischen Gefahren bewusst sind. Dies steht vielfach 

in Verbindung mit einer sehr abwertenden Haltung europäischer, politischer und medialer 

Diskurse gegen¿ber MigrantInnen, welche folglich hªufig als Ăentm¿ndigte Fliehendeñ aus 

einem Ărandstªndigenñ Kontinent dargestellt werden. (Vgl. Purps 2009: 93) Aus der 

herangezogenen Literatur über Senegal geht, wie bereits beschrieben wurde hervor, dass 

MigrantInnen durch die Erfolgsgeschichten von Familienmitgliedern oder Freunden hohe 

Erwartungen an ein Leben in Europa stellen und sich durch missglückte Migrationsversuche 

und die enormen Schwierigkeiten, die Migrationsbewegungen mit sich bringen können, 

betrogen fühlen. Persönliche Befragungen von Personen, deren Versuch zu migrieren 

scheiterte, zeigen jedoch, dass ein Bewusstsein darüber herrscht, dass Personen bei der 

Überfahrt über das Meer nach Europa sterben und Unfälle passieren können.  

 

Poeze (vgl. 2008: 77) schilderte darüber hinaus, dass ein Scheitern von MigrantInnen vielfach 

als Gottes Wille oder als Schicksal gedeutet würde. In welchem Maß dieser Aspekt 

tatsächlich zutrifft, kann allerdings sehr schwer nachvollzogen werden. Zudem sollte nicht 

übersehen werden, dass sich die agierenden Personen selbst als Handelnde begreifen, welche 

die jeweiligen Destinationen in Europa bewusst wählen. (Vgl. Purps 2009: 93) Wie bereits  

geschildert, erscheint die Entscheidung, irregulär nach Europa zu migrieren, durch eine 

stärker akteurszentrierte, über ökonomische Gesichtspunkte hinausgehende, 

Auseinandersetzung mit Ursachen und Motivationen, zu migrieren, zudem kaum mehr 

Ăunvern¿nftigñ. (Vgl. Poeze 2008: 90) 
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6.5. Wer migriert?  

 

Die sozioökonomische Situation vieler MigrantInnen steht in starker Verbindung mit den 

zuvor erläuterten Migrationsursachen. Lessault und Mezger (vgl. 2010) kommen in ihrer 

Studie durch Befragungen von Haushalten zu dem interessanten Resumé, dass MigrantInnen 

in nördlichen Destinationen en Gros aus vergleichsweise relativ wohlhabenden Familien 

stammen und sich unter den ärmeren und armen Familien die meisten Nicht-MigrantInnen 

befinden. Wiederum erscheint es schwierig, davon auf eine generelle Repräsentativität für 

senegalesische Haushalte zu schließen. Dieses Ergebnis würde jedoch der Vermutung 

entsprechen, dass die relativ hohen Kosten von Migration, den Zugang für sozio-ökonomisch 

sehr schlecht gestellte Haushalte, ohne gesicherte Existenz, einschränken. Sowohl die 

Befragungen Poezes (vgl. 2008: 7) als auch Somes (vgl. 2009: 55) Ausführungen im Zuge 

eines Ăsenegalesischen Migrationsprofilsñ lassen darauf schließen, dass die meisten 

irregulären MigrantInnen zur Zeit der Emigration beruflich beschäftigt waren. Viele der 

MigrantInnen scheinen aber tendenziell eine niedrige Schulbildung zu haben, niedrig 

qualifizierte Jobs mit geringen Löhnen auszuführen und beispielsweise in Berufssparten wie 

der Fischerei, dem Reinigungssektor oder Tätigkeiten als Händler gearbeitet zu haben. 

Angesichts des niedrigen Lohnniveaus könnte, wie bereits erläutert wurde, Migration die 

Aussicht auf eine bessere Versorgungssituation und die Möglichkeit zur persönlichen 

Entfaltung darstellen. (Vgl. ebd.) 

 

Ein interessanter zu berücksichtigender Punkt ist, dass sowohl Netzwerke als auch 

Arbeitsmªrkte auf die eine oder andere Art Ăgegendertñ sind. Weibliche Migration erscheint 

in Hinblick auf irreguläre Migration auf die Kanarischen Inseln marginal. Sowohl bei Poeze 

(2008: 22) als auch bei Purps (2009: 58) sind alle Interviewten, die via Überfahrt-Migration 

nach Europa versucht haben, männlich. Auch Mbow (vgl. 2008: 12) kommt in seiner Analyse 

zu dem Schluss, dass 96 % der Personen, die an Überfahrten beteiligt sind, männlich sind. 

Frauen und Kinder, so Mbow würden zwar an Überfahrten nach Europa teilnehmen, aber in 

weitaus geringerem Maße. Für die reguläre Migration dürfte sich ein ausgeglicheneres 

Verhältnis des Geschlechteranteils zeigen. Männer und Frauen migrieren, den Analysen in der 

Literatur zufolge zu unterschiedlichen Zwecken; während 60 % der männlichen Migranten 

aus einem Sample von fast 1700 Personen Erstmigranten innerhalb der Familie sind, nehmen 

nur 37 % der Frauen diese Position ein. 50 % der Frauen aus dem Sample emigrierten über 

Kanäle der Familienzusammenführung, hingegen nur 0, 01 % der Männer zu diesem Zweck. 
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(Vgl. Toma/Vause 2010) Dass sich unter den Migrantinnen nach Europa weniger so genannte 

Erstmigrantinnen befinden, dürfte damit in Verbindung stehen, dass Frauen scheinbar viel 

stärker von engen familiären Netzwerken abhängig sind, um interkontinental zu emigrieren. 

Ein Vergleich senegalesischer und kongolesischer Migration im Zuge des MAFE87 Projekts 

(MAFE/INED 2010) ergab, dass Netzwerke in Senegal zwar generell stärker verankert seien 

als im Kongo, die Geschlechterunterschiede für senegalesische Migration jedoch schwerer 

wiegen würden. Ob Netzwerke von losem oder engem Charakter sind, spielt den Ergebnissen 

nach, für Männer kaum eine Rolle, für Frauen entscheidet sie jedoch großteils über Zugang 

oder Nicht-Zugang zu Migration. Nach Toma und Vause (vgl. 2010) können weibliche 

Migration und insbesondere irreguläre Migration von Frauen zwar tatsächlich eine höheres 

Gefahrenpotential in sich bergen, weibliche Migration sei dennoch sehr stark als unsicher und 

riskant konstruiert worden. Die Studie bringt zudem das Ergebnis hervor, dass Frauen mit 

steigendem Bildungsgrad weniger migrieren und die meisten Migrantinnen keine 

Schulbildung hatten. (Vgl. ebd.) An anderer Stelle wird hingegen konstatiert, dass Frauen mit 

höherem Bildungsniveau immer mehr international migrieren würden. (Vgl. Bruzzone et al. 

2006: 28) Eine relativ übereinstimmende Einschätzung herrscht in der Literatur über den 

Altersschnitt senegalesischer MigrantInnen auf dem Weg nach Europa, der auf zwischen 15 

und 40 geschätzt wird. (Vgl. Poeze 2008: 22, 64; Mbow 2008: 12) Darauf ließen bereits die 

Einschätzungen zu möglichen Migrationsursachen schließen. 

 

Hinsichtlich der Rolle von Netzwerken für die Ermöglichung oder Erleichterung von 

Migration erscheint wiederum relevant, dass ein Großteil der ersten - in größerem Ausmaß 

nach Italien migrierten SenegalesInnen - der ethnischen Gruppe der Wolof anzugehören 

scheint. Viele dieser  anfänglich großteils männlichen Migranten gehör(t)en auch der Mouride 

Bruderschaft an. Diesbezüglich weisen verschiedene Autoren v. a. auf die Unterstützung 

durch Bruderschaften in formellen Belangen und auf die Förderung von 

Netzwerkbeziehungen hin. Die Zugehörigkeit zu einer Bruderschaft könne zudem im Sinne 

der Einbindung in Handelsnetzwerke oder zur Verfügung stehender 

Ausbildungsmöglichkeiten und ïförderungen, begünstigend für zirkuläre Migration und 

temporäre Niederlassung wirken. (Vgl. Bruzzone et al. 2006: 28; Riccio 2005:  104) Es gibt 

jedoch keine Hinweise darauf, dass Anhänger von Bruderschaften verstärkt an der 

informellen Bootsmigration Ăteilnehmenñ. Wie bereits erwªhnt, migrieren viele der Hªndler 

auf regulärem Weg zirkulär oder saisonal. (Vgl. Kraler Interview 2010: 9, Zeilen 20-36) 

                                                 
87 Migrations between Africa and Europe 
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6.6. Rückkehrmigration  

 

Der Thematik der Rückkehrmigration kommt in politischen, medialen und wissenschaftlichen 

Diskursen durch die Konzentration auf  Ăunterst¿tzte R¿ckkehrñ, welche auf Initiative der 

Migrationsdestinationen erfolgt, meist sehr einseitig Aufmerksamkeit zu. Lessault und 

Mezger (vgl. 2010) bezeichnen Rückkehrmigration sogar als große unbekannte Determinante 

in der Untersuchung von Migrationsbewegungen sowie in politischen Diskursen. 

Selbstständige Rückkehr von SenegalesInnen in ihr Herkunftsland würden zwar stattfinden: 

da der Einreise von MigrantInnen, im Gegensatz zur Ausreise, aber eine so große Bedeutung 

beigemessen wird, bleibt die Ausreise aus vielen Analysen ausgeklammert. Dadurch lässt sich 

auch erklären, warum Rückkehrpolitiken gegenüber irregulären MigrantInnen das 

europäische politische Agendasetting derart stark dominieren und die Bedeutung der 

irregulären Einreise im Verhältnis zur Rückkehr von MigrantInnen in ihr Herkunftsland 

möglicherweise überschätzt wird. (Vgl. ebd.; Clandestino Final Report: 2009: 12) 

 

Die Studie von Flahaux et al. (vgl. 2010: 17f.) zur senegalesischen Emigration und 

Remigration zeigt, dass die Chancen der Rückkehr senegalesischer MigrantInnen in deren 

Herkunftsland bis 1982 weitaus größer waren, als dies zum gegenwärtigen Zeitpunkt der Fall 

ist. Bis 1991 verringerte sich die Wahrscheinlichkeit einer Rückkehr um 54 %, bis 2001 um 

76 % und aktuell reduzierte sie sich sogar um 83 %. Die Studie lässt auch eine Aussage 

darüber zu, dass die Rückkehr senegalesischer EmigrantInnen aus afrikanischen Staaten eher 

erfolgt als aus Europa. Dies kann auf die geringere Distanz und auf niedrigere Kosten 

zurückgeführt werden. Bessere Lebensbedingungen in Europa, mögliche Schwierigkeiten der 

Reintegration in die senegalesische Gesellschaft und die durch die strengen 

Immigrationsbedingungen bedingte, geringe Aussicht auf eine erneute Ausreise, könnten 

einer Rückkehr aus Europa ebenfalls entgegenstehen. Dies würde die These bestätigen, dass 

rigide Migrationspolitiken der Rückkehr in das Herkunftsland, entgegen der politischen 

Absicht, abträglich sind. (Vgl. ebd.: 15f.) Die Einschätzung der AutorInnen der Studie, dass 

der ĂKontext des Augenblicksñ bei der R¿ckkehr von MigrantInnen eine bedeutende Rolle 

spielt, unterstützt zudem die theoretische Wichtigkeit, Migrationen als Prozesse 

wahrzunehmen (siehe Kapitel 3 Begriffe im Diskurs). Die politische Situation kann bei der 

Einreise eine völlig andere sein, als einige Jahre später, was sicherlich Auswirkungen auf die 

Entscheidung zu bleiben oder zu remigrieren hat. Den Ergebnissen der Studie zufolge, steigen 

mit der Dauer des Aufenthalts, zudem die Bindungen zum Immigrationsland. Mitunter kann 
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auch die Entstehung kultureller Distanz zum Herkunftsland die Bereitschaft zur Rückkehr 

mindern. (Vgl. ebd.: 18) 

 

Insgesamt scheint sich abzuzeichnen, dass die Möglichkeit der erneuten Wiederausreise aus 

dem Herkunftsland eine Rolle für die Entscheidung zu remigrieren spielt. Wie in Kapitel 7 

gezeigt werden wird, fördert die EU zwar zunehmend zirkuläre Arbeitsmigration, 

Maßnahmen dahingehend konzentrieren sich jedoch in sehr geringem Ausmaß auf 

unqualifizierte Migration, weshalb unqualifizierte MigrantInnen möglicherweise weitaus 

geringere Möglichkeiten haben, zirkulär zu migrieren. Nach Flahaux, Beauchemin et al. (vgl. 

ebd.) neigen hochqualifizierte Personen dazu, nach einer Rückkehr im Herkunftsland zu 

bleiben, da eine Einbindung in den Arbeitsmarkt - bspw. in Dakar - unter Umständen leichter 

sein dürfte. Insgesamt zeichnet sich eine Rückkehr nach Senegal auf lange Zeit ab. Nach zehn 

Jahren kehrt eine/r von vier MigrantInnen, nach 40 Jahren sogar eine/r von zwei, zurück. 

(Vgl. Lessault/Mezger: 2010) 

 

¶ Westafrikanische/senegalesische Migration nach Europa ï ein Resumé 

Ziel der letzten beiden Kapitel war es, die Ursachen und Beweggründe aus Westafrika und 

insbesondere Senegal nach Europa zu emigrieren, sowie dabei vorhandene Einflussfaktoren, 

strukturelle Bedingungen und dynamische Aspekte so gut wie möglich abzubilden, um diesen 

Mix aus unterschiedlichsten Determinanten als Grundlage zur Beurteilung konkreter 

migrationspolitischer Maßnahmen, die sich ihrerseits meist als Antwort auf 

Migrationsbewegungen selbst verstehen, heranzuziehen.  

 

Der zu Beginn vorgenommene, geschichtliche Abriss, zeigt deutlich, dass gegenwärtige 

Entwicklungen ohne eine historische Kontextualisierung, kaum nachvollzogen werden 

können. Historische ĂStationenñ von der Sklaverei, ¿ber den Kolonialismus, die Erlangung 

der Unabhängigkeit und postkoloniale Entwicklungen westafrikanischer Staaten, sowie der 

Wegfall innerafrikanischer Destinationen für MigrantInnen uvm., sind allesamt für ein 

Verständnis der gegenwärtigen Ăeuropäisch-afrikanischenñ Migrationssituation notwendig. 

Die Netzwerktheorie war zudem ein hilfreiches Instrument um zu zeigen, dass die seit dem 

Zweiten Weltkrieg und dem europäischen Wirtschaftsboom in der Nachkriegszeit 

stattfindenden Migrationsbewegungen gewissermaßen zur Installierung netzwerkartiger 

Strukturen beigetragen haben, die weitere Migration erleichtern dürften. Dass Netzwerke 
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jedoch keinen automatischen Zugang zu sozialem Kapital oder finanziellen Ressourcen 

bedeuten, wurde am Fallbeispiel Senegal jedoch ebenso ersichtlich. 

 

Die kurzen Ausführungen zur Situation senegalesischer handwerklicher Fischer, den 

europäischen Agrarsubventionen sowie den Strukturanpassungsprogrammen des IWF und der 

Weltbank, weisen zudem auf die besondere Relevanz struktureller, systemischer Bedingungen 

hin und verdeutlichen die Anwendbarkeit der Weltsystemtheorie auf die Thematik: durch 

Fischereiabkommen mit der EU, durch die Liberalisierung der Märkte in afrikanischen 

Staaten bei gleichzeitigem Protektionismus der europäischen Märkte sowie durch die 

Ăspezifische Einbindung Afrikas in die Weltwirtschaft ï und vor allem in globale 

Arbeitsmärkteñ (Kraler 2007b: 126), werden Menschen einerseits von den nationalen 

Arbeitsmärkten verdrängt. Andererseits führen diese Faktoren, neben dem restriktiven 

migrationspolitischen Grundtenor der EU, der EU-Mitgliedsstaaten und in steigendem Maße 

nordafrikanischer Staaten in vielen Fªllen zu einer Ăunfreiwilligen Nicht-Migrationñ (Carling 

2002: 37). 

 

Einige, der in der Einleitung ausformulierten Hypothesen über die Konsequenzen, die 

Migrationspolitik auf Migration, wie die Diversifizierung der Routen und Zielländer der 

Migrationsbewegungen aufgrund des starken Ausbaus von Migrationskontrollen, der damit 

steigenden Gefahr für MigrantInnen durch ein Abweichen auf gefährliche Routen, der 

Tendenz zur permanenten Niederlassung aufgrund der Schwierigkeit, zirkulär zu migrieren, 

konnten in dieser Analyse wiedergefunden und als Reaktion auf Migrationskontrollen 

ansatzweise bestätigt werden. Durch die Erläuterungen zur Rückkehrmigration wurden zudem   

Ăkontraproduktiveñ Effekte der Restriktivierung von Zirkularität aufgezeigt. Dass 

Migrationskontrollen Migration ausschließlich umlenken, jedoch nicht mindern, kann ebenso 

wenig bestätigt werden. Durch die Beschäftigung mit Frontex und mit operativen Einsätzen 

an der westafrikanischen Küste im folgenden Kapitel, möchte ich die Konsequenzen von 

Kontrollmaßnahmen deshalb noch genauer beleuchten.  

 

Armut, sozio-ökonomisch schlechte Bedingungen und berufliche Aussichtlosigkeit, scheinen 

unmittelbar relevante Einflussfaktoren für Emigration aus vielen westafrikanischen Staaten 

darzustellen. Recherche und Analyse weisen jedoch darauf hin, dass Armut und 

Chancenlosigkeit insbesondere in relativer Form durch die zunehmende globale Vernetzung, 

durch direkte oder indirekte Migrationserfahrungen in Europa uvm. in Begriff sein dürfte, 
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stärker wahrgenommen zu werden. D. h., dass v. a. Armut im Vergleich zu existierendem 

Wohlstand, sich veränderndem Konsum, dem Zugang oder Nicht-Zugang zu Migration, zu 

einem stratifizierenden, stärker sichtbaren Faktor wird. (Vgl. auch Carling 2002: 5) Dies 

bedeutet, wie erläutert, aber auch gleichzeitig, dass eine stärkere Entwicklung kurz- und 

mittelfristig möglicherweise mehr Migration bedingt.  

 

Überlegungen zur statistischen und quantitativen Bestimmung von irregulärer Migration 

zeigten den sehr spekulativen, instrumentalistischen und beliebigen Umgang mit dieser 

ĂMigrationsformñ und verdeutlichen einmal mehr die Notwendigkeit eines wissenschaftlichen 

Zugangs zur Thematik. So kommt dem Phªnomen der ĂBootsmigrationñ weniger aufgrund 

dessen zahlenmäßigen Ausmaßes Aufmerksamkeit zu als aufgrund sicherheitspolitischer, 

wirtschaftspolitischer oder humanitärer Gründe und Überlegungen, die je nach Akteur/in und 

strukturellem Kontext variieren. Wie in Anlehnung an Kraler (vgl. Interview 2010: 2f., Zeilen 

49-5) theoretisch ausgeführt wurde, ist irreguläre Migration zudem nicht als eigener 

Ursachenkomplex zu verstehen, sondern hängt viel mehr von den jeweiligen rechtlichen 

Zuwanderungskanälen ab. Indirekt ist Irregularität somit in vielen Fällen eine Folge von 

Restriktivität. 

 

Eine für lange Zeit unterbelichtete Determinante, stellten die Familien-, und 

Lebensbedingungen und ïstrukturen auf senegalesischer Ebene dar. Die an vorhandenen 

Feldforschungen orientieren Ausführungen konnten einen sehr aufschlussreichen Einblick in 

die Rolle gemeinschaftlicher und individueller Faktoren für Migration geben. Es konnte 

gezeigt werden, dass einerseits ein Streben nach sozialer Aufwärtsmobilität in Orientierung an 

zurückgekehrten MigrantInnen zentral ist, andererseits aber auch die geringen 

Jobmöglichkeiten und Lebensperspektiven, die für viele junge Menschen innerhalb Senegals 

eine Rolle spielen. Genauso wie Migration z. T. aus Haushaltsentscheidungen resultiert, kann 

das Streben nach Individualisierung und Unabhängigkeit von der Familie für junge Menschen 

Grund sein, interkontinental migrieren zu wollen. Somit scheinen Migrationsentscheidungen 

gleichsam von der Agency von MigrantInnen geprägt, als auch in einen Rahmen strukturell 

Einfluss nehmender Faktoren statt zu finden. Die Kombination migrationsgeschichtlicher 

Faktoren mit der Beschäftigung senegalesischer Migrationsbewegungen zeigte auch, dass das 

Bild Europas zwar z. T. sehr stark ins Positive hinein verzerrt ist, die lange 

ĂMigrationstraditionñ mit Frankreich etwa und mittlerweile verankerte Netzwerke in Spanien 

und Italien für viele MigrantInnen jedoch Alternativen aufzeigten, die keineswegs als 
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ĂMythosñ bezeichnet werden kºnnen. (Vgl. auch Purps) Dass sich die Situation bezüglich des 

rechtlichen Zugangs zu Europa jedoch stark verhärtet hat und viele MigrantInnen in Europa 

prekäre Arbeits- und Lebensverhältnisse vorfinden, bleibt aus Scham und Schuldgefühlen 

vieler MigrantInnen gegenüber deren Familien jedoch häufig verborgen. Die in Anlehnung an 

Poeze (2008), Riccio (2005), Purps (2009) oder Lahlou und Escoffier (2002) vorgenommene 

Konzentration auf empirische Studien sowie auf die persönliche Ebene von MigrantInnen 

zeigte sich als sehr hilfreich um Migrationsentscheidungen und ïbedingungen besser 

einordnen und verstehen zu können.  

 

Indes erscheint es wichtig, Emigration aus dem afrikanischen Kontext nicht ausschließlich an 

den Kontext von Armut zu koppeln, da dadurch Aspekte, wie jene der globalen Vernetzung, 

welche sich im steigenden Wunsch nach Mobilität, individuellem Erfolg und persönlichen 

Erfahrungen äußern, verkannt werden und unberücksichtigt bleiben.  

 

ĂTourism as the freedom to move is for the rich but the poor are by definition a threat 

against the order as they are supposed to want to stay in a host state in order to profit 

from social benefits. Moreover, they are also [viewed as]  a threat against legality 

because they are suspected of trying to stay fraudulently.ñ (Bigo 2008: 36) 

 

Die aus den letzten beiden Kapiteln gezogenen Erkenntnisse dienen weiters dazu, Mythen und 

fälschliche Annahmen zu dekonstruieren. Dies ist insbesondere aufgrund des engen 

Wechselverhältnisses zwischen öffentlicher Wahrnehmung von Migration und politischer 

Praxis wichtig. 
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7. Wirkung konkreter Migrationspolicies in Reaktion auf irreguläre Migration  

 

Die vorangegangenen Ausführungen deuten darauf hin, dass Migrationspolitik in vielerlei 

Hinsicht Konsequenzen für Migrationsbewegungen hat. Darüber täuscht auch der Umstand 

nicht hinweg, dass Kontroll- und Grenzschutzmaßnahmen nicht immer die von politischer 

Seite gewünschten Wirkungen auf Migration haben. Wie aus Kapitel 5 und 6 hervorgeht, 

bewirken Netzwerke eine gewisse Eigendynamik und können Kettenmigrationseffekte 

herbeiführen. Dennoch wird davon ausgegangen, dass sich Migrationsbewegungen 

migrationspolitischen Kontrollen nicht zur Gänze entziehen können. Dieses Kapitel steht nun 

im Zeichen der Analyse konkreter migrationspolitischer Maßnahmen von Seiten der EU und 

der EU-Mitgliedsstaaten (in Kooperation mit afrikanischen Staaten). Wirkungen und 

Konsequenzen politischer Maßnahmen auf Migrationsbewegungen sollen analysiert werden. 

In einem weiteren Schritt kann daraufhin in der abschließenden Synthese auf die 

ĂWirksamkeitñ/ĂUnwirksamkeitñ der jeweiligen Policies geschlossen werden. Gerade diesem 

letzten Teil der Untersuchung kommt erhebliche Bedeutung zu, da Kritik an der 

Verhältnismäßigkeit von Kontrollmaßnahmen im Raum steht. Zudem würde eine Verfehlung 

der beabsichtigten Wirksamkeit von Maßnahmen, die Legitimität europäischer 

Migrationspolitik doppelt in Zweifel ziehen. Kapitel 5 und 6 brachten bereits Erkenntnisse 

dahingehend, dass Grenzkontrollmaßnahmen Routen-Diversifizierungen bewirken können 

und rigide Einwanderungsgesetze, entgegen der politischen Absicht, eine dauerhafte oder 

langzeitige Niederlassung von MigrantInnen fördern können.  

 

Nachfolgend wird v. a. auf jene Maßnahmen Bezug genommen, die unter die so genannte 

Ăexterne europªische Dimensionñ fallen. Diese bezieht sich zu einem erheblichen Teil auf 

Policies jenseits der südlichen europäischen Außengrenzen, auf Afrika. V. a. Policies von 

Seiten Spaniens, Italiens und Frankreichs in Kooperation mit westafrikanischen Staaten sollen 

eingehender betrachtet werden, da diese in Kap. 5 und 6 als wichtigste EU Destinationen für 

westafrikanische und v. a. senegalesische MigrantInnen in Europa, identifiziert werden 

konnten. Betrachtet werden einerseits Maßnahmen des Grenzschutzes und der Grenzkontrolle 

zur ĂBekªmpfungñ irregulärer Migration, andererseits Initiativen, welche sich auf die 

ĂBehebungñ von Migrationsursachen konzentrieren. Auch in der herangezogenen Literatur 

(vgl. Aubarell et al. 2009: 14) wird bestªtigt, dass der Ansatz Ăpolicy as restrictionñ einerseits 

und der Ădevelopment-based-approachñ andererseits, die europäische, migrationspolitische 
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Praxis dominieren. Visa- und Quotenregelungen als ĂMittelñ zur Verringerung irregulärer 

Migration und in erster Linie zur Regelung regulärer Migration, werden ebenfalls Teil der 

Analyse sein. Die aus der qualitativen Inhaltsanalyse über die beiden Interviews gezogenen 

Erkenntnisse über Wirkungen von migrationspolitischen Maßnahmen, werden in dieses 

Kapitel mit einfließen.88 Sekundärliteratur bildet jedoch ebenfalls einen sehr wichtigen 

Bestandteil der Analyse.  

 

Das nachfolgende Zitat hilft dabei, die Brücke zwischen den theoretischen Ausführungen zur 

Externalisierung/Exterritorialisierung in Kapitel 4 und der Konzentration auf 

Externalisierungsmaßnahmen in diesem Kapitel zu schlagen: 

 

ĂInside/outside territory is no longer a frame of reference for policy-making, since 

there is a growing trend to go beyond these traditional limits in drawing up new 

policies related to immigration (Bigo, 2001). There is a link, then, between external 

and internal policies. In other words, an external practice has the aim of provoking 

internal effects.ñ (Bigo zit. nach Aubarell et al. 2009: 14, ebd.) 

 

Vaughan-Williams (vgl. 2008:1) Verstªndnis von Ăinside/outsideñ, auf welches ich in Kapitel 

4 Bezug genommen habe, liest sich eher in Hinblick auf das Ziel migrationspolitischer 

Maßnahmen; d. h., unterschiedliche Bewegungsfreiheiten für Personen innerhalb und 

außerhalb des Raums zu schaffen. Die eben zitierte Textstelle nimmt hingegen darauf Bezug, 

dass Maßnahmen über territoriale Grenzen hinaus Anwendung finden, um eine Wirkung im 

Inneren herbeizuführen. Maßnahmen sind somit nicht mehr auf den nationalstaatlichen Raum 

beschränkt, sondern von transnationalem und grenzüberschreitendem, Charakter. Aubarell et 

al. (vgl. 2009: 13) bezeichnen solche MaÇnahmen als Ăremote controlñ, d.h., als 

Fernkontrolle.  

 

                                                 
88 Die bisher zitierten oder paraphrasierten Textstellen aus den beiden geführten Interviews (Kraler 2010, 

Anonymous 2010) sind nicht im Kontext der Inhaltsanalyse zu sehen. Die nachfolgenden Passagen aus den 

Interviews wurden jedoch im Zuge der vorgenommenen Strukturierung und anhand des entworfenen 

Kategoriensystems extrahiert und dienen dazu, der Frage der Wirkungen von konkreten politischen Maßnahmen 

nachzugehen, zu dessen Zweck die Inhaltsanalyse durchgeführt wurde. Zudem soll eingeschätzt werden, ob 

spezifische Maßnahmen in Verweis auf das jeweils von politischer Seite deklarierte Ziel, wirksam oder 

unwirksam sind oder unvorhergesehene Konsequenzen herbeiführen. Dies geschieht jedoch in einem 

Folgeschritt außerhalb der Inhaltsanalyse. Die Verwendung des Begriffs nichtvorhergesehener Konsequenzen 

(Ăunintended side-effectsñ) erfolgt, wie einleitend erwªhnt theorieleitend (vgl. Mayring 2010) in Verweis auf de 

Haas (2007: iv). Statt Ăunintendiertñ kºnnte auch der Begriff Ăkontraproduktivñ verwendet werden; Ziel ist 

abzuschätzen, ob auf politischer Ebene deklarierte Ziele durch die entsprechenden Maßnahmen umgesetzt 

wurden, erhielt der Begriff Ăun- oder nichtintendiertñ Prªferenz. Zur Ergªnzung der aus den Interviews 

gezogenen Analysen, wird zusätzlich Sekundärliteratur herangezogen. Die Ergebnisse werden zudem mit bereits 

vorgenommenen, inhaltlich relevanten Ausführungen in Kapitel 4, 5 und 6 in Verbindung gebracht. 
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In Kapitel 3 wurde die Frage aufgegriffen (vgl. Hess/Tsianos 2007: 24), ob die 

Transnationalisierung der europäischen Migrationspolitik eine Konsequenz der 

Transnationalisierung der ĂPraktikenñ von MigrantInnen selbst sei89. Das Verhältnis zwischen 

Politik und Migration scheint sehr komplex zu sein. Die Einbindung afrikanischer 

Herkunftsstaaten in Strategien europäischer Migrationskontrolle dient dazu, irreguläre 

Migration bereits an den EU-Außengrenzen abzufangen und die unauthorisierte Einreise von 

MigrantInnen in die EU zu verhindern. Wie aus den beiden letzten Kapiteln hervorging, 

gewann Migration aus Afrika nach Europa bereits in der postkolonialen Zeit an Bedeutung. 

Die irreguläre Bootsmigration aus Nordafrika über das Mittelmeer und den Atlantik ist 

jedoch auf die späten 1980er und 1990er zurückzuführen. Erst ein Jahrzehnt später kamen 

irreguläre Migrationsbewegungen aus Westafrika in größerem Ausmaß hinzu (vgl. auch 

Kapitel 4). Mitunter sind diese irregulären Bewegungen jedoch als Konsequenz aus jenen, in 

den 1990ern eingeführten Visa-Anforderungen und unzureichenden regulären 

Migrationskanälen selbst, zu verstehen. (Vgl. Anonymous Interview 2010: 8, Zeilen 38-45, 

Kraler Interview 2010: 2, Zeilen 50-51) Eine eindeutige Antwort auf diese Frage erscheint 

somit nicht sinnvoll. Dass es unterschiedliche ĂZielrichtungenñ von Staaten und MigrantInnen 

gibt, wie Kraler im Interview (vgl. 2010: 10, Zeilen 20-24) schilderte, scheint jedoch eng mit 

dieser Frage in Zusammenhang zu stehen. Während Staaten weitgehend versuchten, 

irreguläre Migration zu unterbinden, versuchen MigrantInnen ihre Lebenspläne umzusetzen, 

bzw. verbliebene Handlungsspielräume zu nutzen. In Rekurs auf die Erläuterungen zu 

migrationspolitischen Konvergierungstrends in Kapitel 4, ließe sich die restriktive Linie auf 

EU und mitgliedsstaatlicher Ebene zudem als momentan vorherrschendes Paradigma 

bezeichnen, das meinen bisherigen Recherchen zufolge, nicht ausschließlich als direkte 

Reaktion auf Migrationsbewegungen zu verstehen ist (siehe 8. Conclusio). 

 

7.1. Frontex - Grenzkontrollen an den EU-Außengrenzen  

 

Frontex ist in Hinblick auf die Umsetzung der Europäischen Grenzstrategie in Reaktion auf 

irreguläre Migrationsbewegungen von zentraler Bedeutung. In Kritik  geriet die Agentur 

sowohl aufgrund des Vorwurfs eines Transparenz- als auch wegen eines Kontrolldefizits. 

Zudem wurden missverständliche Zuständigkeitsregelungen in deren Struktur beklagt. (Vgl. 

Carrera 2007; Fischer-Lescano/Tohidipur 2007) Da dieses Kapitel sich mit der konkreten 

Wirkung von Migrationspolitik auf Migrationsbewegungen aus Westafrika und insbesondere 

                                                 
89 Dies erfolgte in Anlehnung an Hess und Tsianos (vgl. 2007: 24) - die Autorinnen bejahten eine solche 

Interdependenz; 
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aus Senegal beschäftigt, soll nachfolgend nur kurz auf strukturelle Probleme der Agentur 

eingegangen werden. Der Fokus wird dahingegen auf menschenrechtliche Belange und 

Folgen konkreter Maßnahmen und Einsätze von Frontex in Reaktion auf irreguläre Migration 

aus Westafrika gerichtet.  

 

Frontex ist operativ an den Europäischen Außengrenzen ï d. h. an den Luft- See- und 

Landgrenzen der Europäische Union, der Schweiz und der Staaten des Schengen-Raums tätig. 

(Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 12) Die Agentur ist in umfassende Strukturen 

sicherheitspolitischer Maßnahmen der europäischer Migrationspolitik selbst eingebettet und 

wurde im Rahmen der VO 2007/2004 des Rats der Europäischen Union vom 26. Oktober 

2004 (vgl. L 349/1), gegründet. 

 

Durch Frontex sollen die Mitgliedsstaaten zum einen auf operationelle und technische Weise 

beim nationalen Grenzschutz, zum anderen bei der Schaffung einheitlicher Kontrollstandards 

unterstützt werden. Forschungstätigkeiten im Bereich der Außengrenzkontrolle und die 

Durchführung von Risikoanalysen werden dem Aufgabenbereich der Agentur ebenfalls 

zugeordnet. 2007 wurde die so genannte ĂFrontex-VOñ (Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 11) 

um die Bildung von Soforteinsatzteams90 zum Zweck des Grenzschutzes in 

ĂKrisensituationenñ und um Aufgaben und Befugnisse von Frontex Mitarbeitern ergänzt. 

(Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 12, 21, Kasparek 2008) Die Kompetenzen der 

Grenzschutzagentur wurden damit stark ausgeweitet. (Vgl. Puntscher-Riekmann 2008: 29) 

Frontex ist zudem mit der Zusammenstellung dieser Soforteinsatzteams betraut und 

koorganisiert gemeinsame Rückführungen von in den Mitgliedsstaaten aufhältigen Nicht-EU 

BürgerInnen. (Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 12) Durch die Möglichkeit, in 

ĂKrisensituationenñ91 Soforteinsatzteams einzusetzen, haben sich Zuständigkeitsänderungen 

für die unter Frontex tätigen BeamtInnen ergeben. So haben jene BeamtInnen im Rahmen von 

ĂUnterst¿tzungseinsªtzenñ keine Exekutivbefugnisse, wªhrend jene nach der RAPIT VO 

eingesetzten BeamtInnen, mit exekutiven Befugnissen ausgestattet sind. Daraus resultiert eine 

Zuordnung dieser BeamtInnen zu unterschiedlichen Rechtsmassen92, was zu 

                                                 
90 VO 863/2007, Rapid Border Intervention Teams (RAPID) 
91 Als Krisensituation wird beispielsweise der ĂZustrom einer großen Anzahl von Drittstaatsangehörigen an 

bestimmten Stellen der Außengrenzen, die versuchen, illegal in [...] [das] Hoheitsgebiet [eines Mitgliedsstaates] 

einzureisen. (Rat der Europäischen Union 2007a: L 199/32) 
92 erstere sind innerstaatlichem Recht, letztere dem Gemeinschaftsrecht verpflichtet (vgl. Rat der Europäischen 

Union 2007a: L 199/34) 



 169 

Rechtsverschränkungen und Zuordnungsschwierigkeiten führen kann. (Fischer-

Lescano/Tohidipur 2007: 21)  

 

Kritik an Frontex wird zudem aufgrund der sekundärrechtlichen Verankerung der Agentur 

laut. (Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 13) Sekundärrecht wird grundsätzlich aus dem 

Primärrecht abgeleitet (vgl. ebd.; EUFIS, EU Glossar); da es für Agenturen jedoch keine 

primärrechtliche Grundlage gibt, fällt es schwer, die rechtliche Legitimität von EU-Agenturen 

nachzuvollziehen. Diese wird jedoch aus jener der EG bzw. seit dem Vertrag von Lissabon 

aus jener der EU, zugrunde liegenden Sachkompetenz bezogen. (Vgl. Fischer-

Lescano/Tohidipur 2007: 13f.) Agenturen einzurichten, begründet die Europäische 

Kommission in ihrem WeiÇbuch f¿r ĂEuropªisches Regierenñ (vgl. 2001: 31) mitunter damit, 

Expertenwissen für gewisse Fachgebiete einsetzen zu können.  

 

In der Literatur wird auch kritisch darauf hingewiesen, dass sich Agenturen zunehmend von 

der Kontrolle der Europäischen Kommission, des Europäischen Rats und des Europäischen 

Parlaments lösen würden und Kontrolle somit umgangen werden könne. (Fischer-

Lescano/Tohidipur 2007: 16) Nach Kasparek (vgl. 2008) beschränkt sich die parlamentarische 

Kontrolle von Frontex beispielsweise auf die budgetären Zuschüsse der EU an die Agentur.93 

Die Zusammenarbeit zwischen Frontex und internationalen und nationalen Behörden und 

Organisationen wie Europol oder dem Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung OLAF ist 

genauso vorgesehen, wie jene mit Geheimdiensten. (Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 

17f.) Anlass zur Kritik besteht dabei insofern, als Transparenzprobleme entstehen und 

Kontrolle und Einsicht umgangen werden könnten. (Vgl. auch Kasparek 2008)  

 

Wenn die Rolle von Frontex für den Grenzschutz auch eine sehr zentrale ist, verbleibt die 

Obrigkeit für diesen bei den Mitgliedsstaaten. Die Initiative zur Kooperation in einer joint 

operation kann dabei entweder im Rahmen einer Risikoanalyse von Seiten Frontex kommen, 

von Seiten eines Mitgliedsstaates mit dem Vorhaben eines Pilotprojekts oder aufgrund einer 

ĂAusnahmesituationñ bzgl. des Anstiegs der irregulär Einreisenden. (Vgl. Severijns 2009: 16) 

Frontex ist bei den Grenzeinsätzen stark auf die Zusammenarbeit und Kooperation der 

Mitgliedsstaaten angewiesen. Es erscheint dabei paradox, dass Frontex die Zusammenarbeit 

                                                 
93 Im Rahmen des Programms f¿r ĂSolidaritªt und Steuerung der Migrationsstrºmeñ sind f¿r Frontex zwischen 

2007 und 2013 ú 285 Millionen vorgesehen. (Vgl. Europa 2008b) Frontex bezieht Einnahmen durch Zuschüsse 

der EU, durch die dem Schengen Besitzstand zugehörigen Länder und durch freiwillige Beiträge der 

Mitgliedsstaaten. (Vgl. Europa 2008c) 
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der Mitgliedsstaaten fördern soll, die Dublin Regelung aber gerade bewirkt, dass einige 

Mitgliedsstaaten besonders hohe Zahlen an Asylansuchen haben und andere nicht. (siehe 

Kapitel 4) 

 

7.1.1. Frontex ï Grenz- vs. Menschenrechtsschutz? 

 

In der Frage nach den Konsequenzen von Migrationspolitiken für MigrantInnen nehmen die 

menschenrechtlichen Problematiken, welche Frontex-Einsätze in sich bergen (können), einen 

sehr drängenden Part ein. Eine Reihe von Organisationen wie frontexwatch, Karavane oder 

Ăno-racism.netñ94 verschreiben sich gänzlich oder teilweise der Kritik an Frontex. Auch der 

wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Frontex fehlt es nicht an kritischen Äußerungen. 

(Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007; Carrera 2007; Jorry 2007; Hess/Tsianos 2007 uvm) 

Allen voran steht die Befürchtung, dass durch operative Einsätze die Grundsätze der GFK 

unterlaufen werden könnten. Besonders relevant ist in diesem Zusammenhang Art. 33 Z 1 der 

GFK, das so genannte Refoulement-Gebot, welches vorsieht, dass kein Flüchtling95  

 

Ă[...] auf irgendeine Weise über die Grenzen von Gebieten [...] [aus- oder 

zurückgewiesen werden darf], in denen sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner 

Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten 

sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht sein würde.ñ 

(UNHCR1951/1967: 15) 

 

Die BeamtInnen jenes Mitgliedsstaates, in welchem Frontex im Einsatz ist, können 

Drittstaatsangehörige, wie geschildert, an der Einreise in die EU hindern. Voraussetzung 

dafür ist, dass mit Transit- oder Herkunftsstaaten von MigrantInnen Rücknahmeabkommen 

abgeschlossen wurden. Findet bei der Hinderung an der Einreise keine Fall zu Fall Prüfung 

statt, könnten Flüchtlinge und Personen, welchen in ihren Herkunftsländern Gefahren drohen, 

dorthin zurückgeschoben werden, was einen Bruch mit den Grundsätzen der GFK bedeuten 

würde. Gerade im Fall existierender Rückübernahmeabkommen mit Transit- oder 

Herkunftsstaaten, könnten Zurückweisungen ohne Anspruch auf Rechtsberatung oder 

Einhaltung der Verfahrensregeln stattfinden. (Vgl. Carrera 2007: 25ff.) Auch die 

Rückführung in Transitstaaten wie Libyen muss massiv kritisiert werden, da Libyen kein 

Mitgliedsstaat der GFK ist. (Vgl. Zeit online 2009: 4) Die Frage, ob die Bindung an die GFK 

                                                 
94 siehe Literaturverzeichnis 
95 dem völkerrechtlichen Gewohnheitsrecht nach, gilt dies auch für Asylsuchende, die noch keinen Asylstatus 

erhalten haben (Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 27) 
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bei Grenzschutzmaßnahmen durch Frontex außerhalb des europäischen Territoriums96 

aufrecht bleibt, ist menschenrechtlich sehr brisant. Sie entscheidet darüber, ob Personen auf 

Hoher See ĂVerfolgungsgr¿nde geltend machenñ (Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 25) 

können oder nicht. Zur Durchsetzung von Maßnahmen, wie der Errichtung von 

Flüchtlingslagern in Nordafrika oder der Umlenkung von Booten an der afrikanischen Küste, 

wird argumentiert, die GFK hätte außerhalb des Territoriums keine Wirkung. (Vgl. ebd.) 

Tatsªchlich stimmen Ădie Grenzen des örtlichen Anwendungsbereichs von Normen [...] 

[jedoch] nicht immer mit den Staatsgrenzenñ (Rohrbºck 2007) ¿berein, wie beispielsweise im 

Fall von Grenzkontrollen auf ausländischem Staatsgebiet. (Vgl. ebd.; Fischer-

Lescano/Tohidipur 2007: 26) D. h., dass im Fall der europäischen GrenzschutzbeamtInnen 

nicht das Territorium, sondern die Hoheitsgewalt ausschlaggebend wäre.  

Anspruch auf Asyl haben nur jene Personen, welche sich bereits außerhalb ihres 

Herkunftslandes befinden und welchen aus einem der fünf in der GFK geregelten Gründe, 

individuelle Verfolgung droht. (Vgl. Peyrl/Schumacher 2007: 175-180) Die Nicht-

Anwendung der GFK im Zuge exterritorialer Grenzkontrollen, birgt deshalb besondere 

menschenrechtliche Probleme in sich: wenn Drittstaatsangehörige an der Einreise in die EU 

gehindert werden, ohne deren Fluchtgründe zu prüfen, besteht nämlich kaum mehr eine 

Ălegaleñ Fluchtmºglichkeit. Dies wird durch die Erkenntnisse aus Kapitel 5 bekrªftigt, dass 

reguläre Zuwanderungskanäle, wie die Direkteinreise per Flugzeug nach Europa, für 

westafrikanische MigrantInnen sehr beschränkt sind. Der Grenzschutz an den Außengrenzen 

bzw. in territorialen Gewässern West- und Nordafrikas, kann somit massive 

Menschenrechtsverletzungen mit sich bringen.  

 

Überlegungen ergeben sich auch in Bezug auf Fragen der Gerechtigkeit. Staaten weisen durch 

ihren Anspruch auf nationalstaatliche Souveränität und durch die stark nationalstaatlich 

determinierte Regelung des Grenzschutzes, Menschen auf exklusive Weise, reichen oder 

armen, demokratisch97 oder autoritär geführten Staaten zu. BürgerInnen haben auf diesen 

Entscheidungsprozess keinerlei Einfluss. (Vgl. Gerdes 2008) Nach Gerdes (vgl. ebd.) wird die 

Gerechtigkeitsfrage, durch die sich gegenseitig abgrenzenden Nationalstaaten, in der 

politischen Realität jedoch nicht gestellt. Die europäischen Mitgliedsstaaten sind zwar 

                                                 
96 bei Einsätzen auf dem Meer gibt es eine 12-Meilen-Zone, welche die Grenze zwischen dem jeweiligen 

Staatsgebiet und der so genannten ĂAnschlusszoneñ (24-Meilen) darstellt; danach wird von Hoher See 

gesprochen; (Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 26) 
97 Demokratien würden sich weitgehend nicht mehr nur durch die kollektive Entscheidungsfindung definieren 

und legitimieren sondern auch durch die Verankerung von Grund- und Menschenrechten in den Rechtsstaaten 

(Vgl. Gerdes 2008). 
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allesamt Rechtsstaaten, welche nach der GFK und zahlreichen weiteren grund- und 

menschenrechtlichen Verpflichtungen agieren müssen; nach Gerdes haben 

menschenrechtliche Normen, ob der Betonung ihrer Unveräußerlichkeit und Universalität, 

jedoch keine absolute Geltung. V. a. die bereits erwähnte Verlinkung europäischer 

migrations- und sicherheitspolitischer Belange spielt eine Rolle, wenn z. B. die staatliche 

Sicherheit als Grund für die Restriktivierung von Einreiseregelungen dient. Dass Demokratien 

nicht nur auf der Basis demokratischer Verfahren und Strukturen Ăgebaut sindñ, sondern auch 

auf Menschenrechten fußen, (siehe Fußzeile 99) bedeutet für Gerdes ein strukturelles 

Spannungsverhältnis: inwieweit dürfen staatliche und überstaatliche Regelungen, welche auf 

demokratisch legitimierten Entscheidungen beruhen, in die Freiheitsrechte der BürgerInnen 

eingreifen, ohne diese Rechte grundsätzlich auszuhöhlen? (vgl. ebd.) Damit kann wiederum 

der Bogen zur Verhältnismäßigkeit von sicherheitspolitischen Maßnahmen auf 

migrationspolitischer Ebene gespannt werden.  

 

7.1.2. HERA ï Grenzschutz auf einer der Ăvier Hauptmigrationsrouten in die EUñ 

 

Die Migrationsroute über Westafrika auf die Kanarischen Inseln wurde durch Frontex als eine 

der vier Hauptmigrationsrouten98 in die EU bezeichnet (Frontex 2007), was die strategische 

Priorität der Maßnahmen von Frontex zur Abwendung irregulärer Immigration auf dieser 

Strecke verdeutlicht. Operationen unter dem Namen HERA stehen dabei exemplarisch für die 

strategische Konzentration der Agentur auf Migration von Marokko und Westsahara sowie 

später von Westafrika auf die Kanarischen Inseln. (Vgl. Fischer-Lescano/Tohidipur 2007: 20) 

Dies steht sehr eng mit den Ausführungen zu den Migrationsrouten in Kapitel 4 in 

Verbindung. Hera Einsätze scheinen auch angesichts des untersuchten Fallbeispiels Senegal 

besondere Relevanz für die Fragestellung zu haben. 

 

Hera I begann 2006 auf Initiative Spaniens99, das bei Frontex um Unterstützung bei der 

Bewältigung des Umgangs mit dem Anstieg von v. a. westafrikanischen, auf den Kanarischen 

Inseln angekommenen MigrantInnen100, bat. (Vgl. ebd.) Ziel von Hera I war es, ein Team von 

ExpertInnen aufzustellen, das einerseits die Identität der angehaltenen MigrantInnen 

bestimmen und andererseits deren Herkunftsstaaten in Erkundung bringen würde. Frontex 

                                                 
98 zu den drei weiteren Hauptrouten zählt Frontex (2010a: 15-20) die Ăºstliche Mittelmeerrouteñ, die Ăzentrale 

Mittelmeerrouteñ und die Ăwestliche Balkanrouteñ; 
99 neben BeamtInnen/ExpertInnen der spanischen nationalen Polizeibrigade nahmen ExpertInnen aus Italien, 

Frankreich, Portugal den Niederlanden und ein/e Frontex Experte/Expertin an Hera I teil (Vgl. Carrera 2007: 20) 
100 siehe Kapitel 4 
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zufolge wurde die Identität aller insgesamt 18.987 zwischen Juni und Oktober auf den 

Kanarischen Inseln ankommenden Ăillegal immigrantsñ (Frontex o. J.a) ermittelt. Zudem f¿hrt 

Frontex (vgl. ebd.) an, dass 6076 der ImmigrantInnen mit Herkunft aus Marokko, Senegal, 

Gambia, Guinea und weiteren Staaten in ihre Herkunftsstaaten ausgewiesen wurden. Dass 

derart stark auf die Bestimmung der Identität und der Herkunftsstaaten von irregulär 

eingereisten MigrantInnen gesetzt wird, liegt daran, dass nur jene MigrantInnen in ihr 

Herkunftsland zurückgewiesen oder ausgewiesen werden dürfen, deren Identität und Herkunft 

bestimmt werden. Wie beschrieben, bedarf es auch eines Kooperationsabkommens zwischen 

dem Herkunftsstaat und dem EU-Mitgliedsstaat, in welchen der/die MigrantIn eingereist ist. 

Da MigrantInnen auf den Kanarischen Inseln (siehe Kapitel 4) max. 40 Tage in den 

ĂAufnahmezentrenñ festgehalten (vgl. UNODC 2006: 8) werden dürfen, müssen ihre Identität 

und Herkunft innerhalb dieser Frist bestimmt werden; ist dies nicht der Fall und liegt kein bi- 

oder multilaterales Rücknahmeabkommen vor, müssen die Personen freigelassen werden, 

womit eine Weiterreise auf Spaniens Festland möglich ist. (Vgl. Poeze 2008: 43)  

 

Zwischen August und Dezember 2006 folgte der Einsatz Hera II, welcher in der Literatur als 

Kontroll- und Überwachungsoperation beschrieben wird. (Vgl. Serverijns 2009: 18) Ziel des 

Einsatzes war es, irregulär über das Meer einreisende MigrantInnen an der Überfahrt von 

Marokko oder Westsahara auf europäisches Territorium - und dabei insbesondere auf die 

Kanarischen Inseln - zu hindern. Zudem sollten Boote in Richtung Kanarischer Inseln 

umgelenkt werden. Carrera (vgl. 2007: 21) bezeichnet Ăpreventionñ und Ăexternalisationñ in 

diesem Sinn als zwei Grundkomponenten dieses Einsatzes und betont die rechtliche 

Notwendigkeit starker bilateraler Beziehungen zur Umsetzung von Frontex-Operationen. 

Konkret bedeutet dies, dass Frontex vor Beginn des Einsatzes bilaterale Abkommen mit 

Staaten wie Senegal und Mauretanien abschließen musste. (Vgl. ebd.) Aus Frontex-Statistiken 

kann entnommen werden, dass während des Einsatzes insgesamt 14.572 MigrantInnen auf 

den Kanarischen Inseln ankamen; 3.887 Personen wurden an der afrikanischen Küste 

angehalten und Ăumgelenktñ (Ădivertedñ). (Vgl. Frontex o. J. a) Nach Frontex (ebd.) sank die 

Zahl der Einreisen über Boot auf die Kanarischen Inseln zwischen September und Dezember 

2006 zudem konstant von 6.811 auf 762. (Vgl. Rat der Europäischen Union 2007b: 13; 

Frontex o. J., a) Allerdings erscheint es problematisch, den Erfolg der Operation 

ausschließlich anhand der Einsatzmonate zu bemessen. Carrera (vlg. 2007: 23) 

veranschaulicht in Verweis auf eine Statistik der Verwaltungsregierung der Kanarischen 

Inseln, dass August und September jene Monate mit den größten Zahlen, der auf den Inseln 
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angekommenen MigrantInnen, darstellen. Im ĂKrisenmonatñ Mªrz, als die spanische 

Regierung bei Frontex um Hilfe ansuchte, gelangten im Vergleich Ănurñ 2.063 MigrantInnen 

auf die Kanarischen Inseln. Wenn die Verstärkung der Küsten- und Grenzüberwachung auch, 

wie noch zu zeigen sein wird, massive Konsequenzen für die Möglichkeit über diesen 

Meerweg zu migrieren hatte, so sollten Selbstevaluierungen von Frontex nicht unreflektiert 

bleiben. Festgehalten werden muss weiters, dies ging aus Kapitel 4 und 5 hervor, dass Frontex 

zwar eine Reduzierung der Bootsmigration auf dieser Route gelang, jedoch eine Verlagerung 

der Bootsabfahrts- und Ankunftspunkte stattfand. Die zuvor in Marokko und Westsahara 

gelegenen Hauptabfahrtpunkte verschoben sich in Richtung Süden nach Mauretanien, Senegal 

und sogar Guinea-Bissau (vgl. Adepoju et al. 2010: 47, siehe auch Kapitel 5), was eine viel 

größere Gefahr für MigrantInnen bedeutet. Dieses Abweichen auf südlichere Routen erfordert 

zudem geografisch weitaus umfassendere Küstenkontrollen durch Frontex und resultierte, wie 

sich zeigen wird, in Nachfolgeoperationen.  

 

Der dritte Hera Einsatz startete, nach Angaben von Frontex, im Februar 2007 in Reaktion auf 

die oben beschriebene Entwicklung und fokussierte somit auf die neu entstandenen 

Abfahrtspunkte von Booten in Mauretanien, Senegal und sogar Guinea-Bissau weg, in 

Richtung Kanarischer Inseln. Einerseits wurden im Rahmen von Hera III ExpertInnen 

eingesetzt um herauszufinden, ob MigrantInnen mit Hilfe von Schleppern migriert sind, 

andererseits fanden gemeinschaftliche Luft- und Meerespatrouillen entlang der 

westafrikanischen Küste statt, um MigrantInnen an der Immigration über Boote zu hindern. 

(Vgl. Frontex 2007)  

 

Die existierenden Diskurse rund um Frontex Einsätze sind von sehr widerstreitender Natur. 

Frontex (vgl. o. J., a) selbst deklariert, Menschen im Zuge von Hera Operationen daran 

gehindert zu haben, die gefährliche Überfahrt vorzunehmen und somit Leben gerettet werden 

konnten. Hess und Tsianos (vgl. 2007: 34) kritisieren jedoch, dass die Todesfälle und 

Schicksale vieler MigrantInnen auf dieser Route von EU-PolitikerInnen bereits zuvor zur 

ĂThematisierung einer Notlageñ verwendet wurden, welche der Bestärkung später 

durchgesetzter restriktiver politischer Praxis an den Außengrenzen dienen sollte. Es erscheint 

insgesamt paradox, dass Frontex Einsätze, welche in die europäische Migrationspolitik 

eingebettet sind, das Leben derer retten Ăm¿ssenñ, die scheinbar erst angesichts restriktivierter 

Einwanderungsgesetzte und ïregelungen auf  Ăirregulärer Bootsmigrationñ zur¿ckgreifen.  
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¶ Nachvollziehbare Wirkungen  

Hera I und II bewirkten, wie bereits aus Kapitel 5 hervorging und nun auch anhand der 

Reaktion von politischer Seite nachvollzogen werden konnte, ein Abweichen von 

MigrantInnen auf alternative Einreiserouten. Dies lässt auf eine gewisse Dynamik von 

Migration schließen. Der These, umfassende Grenzkontrollen würden ausschließlich zur 

Frequentierung alternativer Routen durch MigrantInnen führen, steht Kraler (vgl. Interview 

2010: 9, Zeilen 8-25) jedoch skeptisch gegen¿ber. ĂAlso es ist nicht so, dass Migranten 

staatlichen Maßnahmen ganz so einfach entkommen können.ñ101 (ebd.: 8f., Zeilen 51-1) Nach 

Kraler (vgl. ebd.: 9, Zeilen 8-10) hätte es zwar einmalig eine tatsächlich große Zunahme von 

Migrationsbewegungen auf die Kanarischen Inseln gegeben (siehe auch Kapitel 5), was 

gewissermaßen mit einem Verdrängungseffekt zu tun haben könnte. Da die Route jedoch ein 

derart hohes Gefahrenpotential in sich barg und seit 2006 ständige Kontrollen, Patrouillen und 

Grenzschutzmaßnahmen stattfanden, sei irreguläre Migration mittelfristig tatsächlich stark 

gesenkt worden.102 Die Komplexität der Ursachen dafür, dass plötzlich 30.000 MigrantInnen 

auf die Kanarischen Inseln migrierten, sollten nicht unterschätzt werden; zudem seien 

Phänomene, wie das eben beschriebene, ursächlich zu wenig erforscht. So wird der 

Hauptgrund für diese Diversifizierung eher darin erkannt, dass von Schleppern 

Transportmöglichkeiten geschaffen und bereitgestellt wurden. (Vgl. ebd.: Zeilen 11-19) Dies 

könnte jedoch stark mit dem Verdrängungswettbewerb in der senegalesischen Fischerbei 

zusammenhängen, welcher in Kapitel 6 z. T. auf europäische und japanische 

Industriefischerei zurückgeführt werden konnte.  

 

In welch starkem Ausmaß der Grenzschutz von Frontex auf diese Route konzentriert war/ist, 

verdeutlicht die Anzahl der ĂFolgeoperationenñ. So kam es noch 2007 zu einem weiteren 

Einsatz unter dem Namen Hera, ebenso wie in den Jahren 2008 und 2009, wobei dieser letzte 

Einsatz auf das Jahr 2010 ausgeweitet wurde. (Vgl. Frontex o. J., b) Das Budget für diese drei 

Einsätze lautet auf insgesamt 11.777.550 Euro.103 In ihrem ĂExtract from the Annual Risk 

Analysis 2010ñ (vgl. 2010b: 3) deklariert Frontex, dass von 2008 auf 2009 eine starke 

Reduzierung der irregulären Migration an den externen Außengrenzen stattgefunden hat. 

Dieser Umstand wird auf zwei Gründe zurückgeführt. Einerseits auf die im Zuge der 

Wirtschaftskrise seit 2009 gesunkenen Arbeitsmöglichkeiten in der EU und andererseits auf 

                                                 
101 Ankerbeispiel f¿r die Hauptkategorie ĂWirkungñ 
102 südlichere Meeresrouten würden zudem technische Herausforderungen in sich bergen, bspw. wären größere 

Boote bzw. Schiffe notwendig (Vgl. ebd.: Zeilen 22-25) 
103 eigene Berechnung aus den Budgets von Hera 2009, Hera 2008, Hera 2007; siehe Frontex main site, Joint 

Operations 
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abschreckende Effekte der Ăeffektiverenñ Grenzkontrollen zwischen Westafrika und den 

Kanarischen Inseln sowie zwischen Libyen und Lampedusa. Als ebenso einflussreich wird 

der Abschluss bilateraler Abkommen (siehe nachfolgendes Unterkapitel) zwischen EU- und 

Drittstaaten, namentlich zwischen Italien und Libyen sowie zwischen Spanien und 

Mauretanien als auch zwischen Spanien und Senegal beschrieben. (Vgl. ebd.: 12) Für die 

Route zwischen Westafrika und den Kanarischen Inseln ruft Frontex (vgl. 2010a) sogar ein 

ĂRekordtiefñ von nur f¿nf gesichteten MigrantInnen in den ersten drei Monaten des Jahres 

2010 aus.  

 

Auf dieser Route wurde somit im Laufe der Einsätze eine massive Eindämmung irr egulärer 

Immigration bewirkt. Frontex geht momentan auch nicht davon aus, dass es eine Verlagerung 

von dieser, hin zu alternativen Migrationswegen gegeben hat. Nach Angaben der Agentur 

nehmen westafrikanische MigrantInnen auch keinen nennenswerten Anteil an den aktuell 

irregulär nach Griechenland einreisenden Personen ein; v. a. Flüchtlinge und MigrantInnen 

aus Afghanistan, Pakistan, Iran, Irak dominieren die Migrationsbewegungen auf dieser Route. 

(Vgl. ebd.: 12) Ein gewisser Verdrängungseffekt könnte jedoch darin gesehen werden, dass 

neuerdings verstärkt Migration von Westafrika nach Lateinamerika stattfindet. Diese 

Annahme wird jedoch dadurch relativiert, dass es sich bei diesen MigrantInnen 

möglicherweise um jene handelt, welche zuvor versucht haben, auf regulärem Weg nach 

Europa einzureisen und sich aufgrund der sinkenden Chancen für andere Zielländer 

entschieden haben. (Vgl. Kraler Interview 2010: 9, Zeilen 25-28) Die Frage nach der 

ĂVerlagerungñ von Migrationsbewegungen aus Senegal hin zu einer neuen Route, kann 

jedoch aufgrund des Mangels an Literatur dazu nicht eindeutig beantwortet werden. 

 

7.2. EU Ăpush for re-admission agreementsñ  

 

Wie aus den Frontex-Analysen hervorging, basieren Grenzschutzeinsätze der Agentur 

weitgehend auf bilateralen Verträgen, da Frontex und die EU-Mitgliedsstaaten bei ihren 

Vorhaben auf die Kooperationsbereitschaft afrikanischer Herkunfts- und Transitstaaten von 

MigrantInnen angewiesen sind. Die Rückführung von MigrantInnen ist ein solcher Fall.104 Zu 

diesem Zweck werden einerseits multilaterale Abkommen auf EU Ebene, andererseits 

bilaterale Abkommen abgeschlossen. Adepoju et al. (vgl. 2010: 47) sprechen in Hinblick auf 

                                                 
104 wie aus Kapitel 4 hervorgeht, enthält das Cotonou-Abkommen bereits eine Klausel, wonach AKP und EU 

Staaten dazu verpflichtet sind, irreguläre Staatsbürger zurückzunehmen. Dass darüber hinausgehend bi- und 

multilaterale Abkommen geschlossen werden, kann zur Regelung der praktischen Umsetzung der 

Rückführungen dienen. (Vgl. Kraler Interview 2010: 5/Zeilen 6-10) 
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die europªische Externalisierungspolitik von dem im Titel erwªhnten, regelrechten Ăpush for 

readmission agreementsñ, wobei sowohl die Europäische Kommission als auch die 

Mitgliedsstaaten dahingehend sehr initiativ sind (vgl. Kraler Interview 2010: 5, Zeile 13-65). 

Italien traf derartige Abkommen 1998 mit Tunesien und 2009 (vgl. Frontex 2010a) mit 

Libyen. Spanien kam mit Nigeria im Jahr 2002105 (vgl. Adepoju et al. 2010: 48) über einen 

Ăagreement on migration mattersñ ¿berein und schloss 2004 und 2003 weitere bilaterale 

Abkommen mit Ghana Guinea, Guinea-Bissau und Mauretanien. (Vgl. Carling 2007: 12)  

 

Dass im Zuge der Arbeit so stark auf die Europäische Union und deren Politik gegenüber 

Einwanderung aus afrikanischen Staaten fokussiert wurde und nicht gleichermaßen auf 

afrikanische Staaten, liegt daran, dass, wie in Kaptitel 3 angesprochen wurde, die Initiative 

zur Umsetzung migrationspolitischer Maßnahmen von europäischen Staaten ausgeht. Dass 

Zuwanderung aus diesen Staaten als Problem konstatiert wird, macht die bi- und  multilaterale 

Kooperation erst erforderlich. Z. T. wird zu diesem Zweck auch Druck auf west- und 

nordafrikanische Staaten gemacht. (Vgl. Kraler Interview 2010: 3, Zeilen 11-12) Aus der 

Literatur (vgl. Adepoju et al. 2010: 62) geht jedoch hervor, dass die Hauptherkunftsstaaten 

von MigrantInnen in Europa eine stärkere Verhandlungsmacht als jene Staaten haben, auf 

deren Kooperation die EU und die Mitgliedsstaaten in Hinblick auf Zuwanderung weniger 

angewiesen sind. Darauf wird in punkto Verlinkung von Migrations- und Enwicklungspolitik 

noch näher eingegangen. Dennoch, so erläutern Adepoju et. al. (vgl. ebd.: 65), können sich 

Staaten wie Senegal in den Abkommen mit europäischen Staaten nicht ausreichend 

durchsetzen. Beispiele dafür sind das Abkommen zwischen Frankreich und Senegal im Jahr 

2006 und die vorangegangenen Verhandlungen zwischen den beiden Staaten. Die 

senegalesische Regierung konnte das von Frankreich auf Grundlage seines neuen 

Migrationsgesetzes entworfene Abkommen nur noch sporadisch abändern und verpflichtete 

sich dazu, bei der Rücknahme von SenegalesInnen, bei der Migrationskontrolle und der 

Migration hochqualifizierter Personen, zu kooperieren. (Vgl. ebd.) In Hinblick auf die 

besprochene asymmetrische Handlungsmacht (siehe auch Kapitel 4) verweisen Adepoju et al. 

(vgl. ebd. 66) jedoch auf unterschiedliche Zugänge Frankreichs und Spaniens. Im Gegensatz 

zu Frankreichs Position, welche stark von jener einer ehemaligen Kolonialmacht geprägt sei, 

erlaubten Verhandlungen von Seiten Spaniens einen egalitäreren und weniger hierarchisierten 

Zugang. Weiters muss mit bedacht werden, dass das Abschließen von 

Rückübernahmeabkommen nicht zwangsläufig bedeutet, dass eine Rückführung in der Praxis 

                                                 
105 nach Carlings (vgl. 2007: 12) Angaben wurde das Abkommen mit Nigeria bereits 2001 abgeschlossen 
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reibungslos verläuft. Herkunftsstaaten von MigrantInnen können sich beispielsweise weigern, 

Reisedokumente an MigrantInnen auszustellen oder die Herkunft einer Person in Zweifel 

ziehen. (Vgl. Kraler Interview 4, Zeilen 34-40) Diese Entwicklungen von 

ĂAushandlungsprozessenñ auf zwischenstaatlicher und supranationaler Ebene wurde deshalb 

erwähnt, da die Verhandlungsmacht oder ïohnmacht afrikanischer Staaten, mittelbare und 

unmittelbare Konsequenzen für Einreiserechte von MigrantInnen bzw. Möglichkeiten zu 

deren Ausweisung haben dürfte. 

 

 

¶ Mögliche Wirkungen und Problematisierungen 

Unabhängig davon, ob Staaten im Rahmen dieser Abkommen eigene StaatsbürgerInnen oder 

so genannte TransitmigrantInnen Ăzur¿cknehmenñ, ist eine R¿ckf¿hrung von MigrantInnen in 

ein Land wie Libyen, dass die GFK nicht ratifiziert hat, problematisch. (Vgl. Zeit online 

2009: 4) D. h. Libyen ist nicht an das Refoulementgebot gebunden, MigrantInnen, deren Leib 

und Leben in ihrem Herkunftsland bedroht sind, nicht dorthin zurückzuschieben. In Kapitel 4 

wurde diesbezüglich auch beschrieben, dass MigrantInnen aus subsaharischen Staaten in 

Libyen häufig willkürlichen Verhaftungen, Massenausweisungen und rassistischen 

Übergriffen ausgesetzt sind. Europäische Staaten haben die GFK zwar unterzeichnet und sind 

zu deren Einhaltung verpflichtet, es scheint aber, als könnten sie sich diesen, durch bilaterale 

Abkommen, auf gewisse Weise entledigen. Von Seiten europäischer Mitgliedsstaaten besteht 

nicht nur die Pflicht zu prüfen, ob jemand Fluchtgründe geltend machen kann; der so 

genannte Subsidiärschutz gilt auch für Personen, welche keine individuellen Fluchtgründe 

haben, deren physische Integrität jedoch bedroht ist. (Vgl. Peyrl/Schumacher 2007: 178) Ein 

Abkommen zwischen Libyen und Italien im Jahr 2005, in welchem Libyen sich dazu bereit 

erklärt, MigrantInnen an der Einreise in die Europäische Union zu hindern, wirft eben diese 

Probleme auf. Insbesondere, da Libyen im Rahmen des Abkommens dazu befähigt wird, 

MigrantInnen in Ădetention campsñ zu behalten. (Vgl. Adepoju 2010: 48) Durch bilaterale 

Verträge mit Staaten ohne GFK-Verpflichtungen, könnten MigrantInnen somit 

Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt werden, womit dies als indirekte Folge von 

politischen Maßnahmen bezeichnet werden könnte. 

 

Problematisch ist hierbei wiederum, dass die Kontrolle dieser Ădiplomatischen 

Zusammenarbeitñ sehr beschrªnkt ist. ¦ber sensible Themen, finanzielle Aspekte und 

beteiligte Akteure würde, so lautet das Argument, häufig außerhalb von Verträgen Einigung 

erzielt, was einerseits die Zusammenarbeit mit Geheimdiensten und privaten 
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Sicherheitsfirmen ermöglicht, andererseits parlamentarische Kontrolle aber verunmöglicht. 

(Vgl. Adepoju et al. 2010: 47)  

 

Eine Einschränkung für MigrantInnen könnte auch innerhalb Westafrikas entstehen. De Haas 

(vgl. 2006) problematisiert diesbezüglich, dass der Druck der EU auf Senegal, Gambia oder 

beispielsweise Guinea-Conakry, eine Minderung irregulärer Migration herbeizuführen, die 

zumindest formell verankerte Bewegungs- und Niederlassungsfreiheit innerhalb des 

ECOWAS Raums einschränken und hemmen könnte. Vorbehalte einzelner Staaten (siehe 

Kapitel 4) gegen die Bewegungsfreiheit dürften damit noch verstärkt werden. 

 

Sehr interessante Aussagen darüber, ob Rückführungspolitiken den Bedürfnissen und 

Erwartungen von MigrantInnen entsprechen, lässt eine Studie Flahauxs und Kabbanjis (2010) 

zur Rückführung nach Senegal zu. Im Fall erzwungener Rückkehr oder Ausweisung treffen 

sich die Pläne und Interessen von Politik und MigrantInnen erwartungsgemäß nicht, da den 

MigrantInnen keine Alternative bleibt. Zum einen haben MigrantInnen kaum Zeit, sich auf 

die Ausweisung vorzubereiten und alle Besitztümer mitzunehmen. Zum anderen geht aus den 

Analysen der Studie hervor, dass viele MigrantInnen große Probleme bei der 

Wiedereingliederung in die Gesellschaft haben. Probleme würden sich sowohl auf finanzieller 

als auch auf sozialer Ebene ergeben, da von Seiten der Familien häufig sehr hohe 

Erwartungen an die emigrierten Familienmitglieder existierten. Dies konnte auch in Kapitel 5 

gezeigt werden. Interessant ist auch, dass viele im Zuge der Studie befragten ausgewiesenen 

MigrantInnen angaben, erneut emigrieren zu wollen (vgl. ebd.), was die vorgenommene 

Ausweisung post-hoc wirkungslos machen würde. In Anbetracht der Kosten für eine 

Ausweisung nach Senegal, welche auf 2500 USD geschätzt wird (vgl. IOM 2008: 223), 

erscheint die Legitimität von Ausweisungen (unabhängig von weiteren problematischen 

Aspekten) mehr als umstritten.106 In der oben erwähnten Studie wurden ebenso MigrantInnen 

befragt, welche im Zuge eines so genannten Ăassisted voluntary returnsñ in deren 

Herkunftsländer zurückkehrten. Die Idee solcher unterstützter Rückkehreinsätze ist, dass 

MigrantInnen würdevoller in das jeweilige Herkunftsland zurückkehren können. Die 

befragten MigrantInnen befanden sich zur Zeit der Ăunterst¿tzen R¿ckkehrñ entweder in 

Aufnahmezentren oder hatten keine Reisedokumente. Die AutorInnen der Studie erkennen 

                                                 
106 Die EU Innenminister kamen im Rat darüber ein, dass Ausweisungen künftig gemeinschaftlich zu 

organisieren seien, um deren Kosten zu minimieren. (Vgl. IOM 2008: 123) Zu diesem Zweck wird Frontex (vgl. 

Frontex, joint operations), z. B. zur Ausweisung nigerianischer Migrantinnen in Europa, eingesetzt, um so 

genannte joint return flights (AEDH 2009) zu organisieren. 
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wiederum keine Übereinstimmung der Interessen von MigrantInnen und Politik. 

Ausschlaggeben dafür ist auch, dass die befragten Personen zum Zeitpunkt dieser 

Rückkehrhilfe nicht selbstständig ausgereist wären. Dies kann bedeuten, dass die freiwillige 

Rückkehrhilfe unmittelbar vor einer Ausweisung angeboten wurde. Im Rahmen der Studie 

wird zudem Kritik an den Rahmenbedingungen, wie etwa die Höhe der finanziellen Hilfe 

oder der Zeitpunkt des Erhalts der finanziellen Unterstützung, geübt und angegeben, dass 

Absichten zur erneuten Ausreise vorhanden sind. (Vgl. Flahaux/Kabbanjis 2010) 

 

7.3. Visa- und Quotenregelungen ï irreguläre Migration als Konsequenz 

unzureichender regulärer Zuwanderungskanäle 

 

Visapolitiken und Quotenregelungen kºnnen ebenfalls dem Ăremote controlñ Ansatz 

(Aubarell et al. 2009: 13) zugeordnet werden, da diese bereits außerhalb des europäischen 

Territoriums selektive Wirkung erzeugen sollen. Zu den verschiedenen, in den EU 

Mitgliedsstaaten existierenden Visumsformen, soll hier nicht weiter ausgeholt werden. Wie in 

Kapitel 4 beschrieben, erfolgt die reguläre Einreise von Drittstaatsangehörigen in die EU 

jedoch am Häufigsten mit dem Visum C, dem Touristenvisum. 

 

Mit den in Kapitel 4 fokussierten Konsolidierungstrends restriktiver Einwanderungspolitiken 

war, wie beschrieben, ein Abgehen und Stoppen von zuvor existierenden, so genannten 

ĂGastarbeiterregimenñ, verbunden. Europªische Staaten gingen seither zu Regelungen des 

Zugangs von Arbeitsmigration auf eine Verteilung von Einwanderungsquoten über, wobei die 

Einreise- und Aufenthaltsmöglichkeiten zu Arbeitszwecken temporär gültig sind. Spanien hat 

zu diesem Zweck bilaterale Abkommen mit Senegal, Guinea und Gambia abgeschlossen und 

auch die EU, so lauten die Einschätzungen in der Literatur (vgl. Adepoju 2010: 52), scheint 

Interesse an multilateralen Arbeitsabkommen zu haben. Einerseits, um irregulärer 

Immigration entgegenzuwirken ï andererseits, um den Bedarf an Arbeitskräften in Europa zu 

decken. Verträge dieser Art werden in Hinblick auf die rechtliche Situation von 

ArbeitsmigrantInnen sowie bzgl. des Lohnniveaus positiv beurteilt. Zahlenmäßig vermögen 

sie irreguläre Migration jedoch kaum zu mindern. (Vgl. ebd.: 52) Auch Kraler (vgl. Interview 

2010: 5, Zeilen 46-51) bestätigt, dass die klare Linie der EU, keine Massenzuwanderung 

zuzulassen, gleichzeitig auch bedeutet, dass Maßnahmen zur Schaffung sehr geringer 

regulärer Zuwanderungskanäle keine Lösung oder starke Verringerung irregulärer Migration 

herbeiführen können. Wie in Kapitel 5 und 6 nachgelesen werden kann, scheinen irregulär 
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Immigrierende zu einem Großteil jene Migrantinnen zu sein, welche keinen Zugang zu einem 

regulären Zuwanderungskanal haben. Da von einer gewissen Korrelation zwischen regulärer 

und irregulärer Migration ausgegangen wird, kann die Schaffung einzelner beschränkter 

regulärer Zugänge zu Migration gleichzeitig zu einem gewissen Maß an irregulärer 

Zuwanderung führen. (Vgl. auch Kraler Interview 2010: 2, Zeilen 17-26)  

 

Hemmend wirkt dabei nicht nur die unzureichende Zahl an vergebenen Quoten, sondern auch 

das Interesse von Seiten vieler ArbeitgeberInnen, ein niedriges Lohnniveau aufrecht zu 

erhalten und ArbeitsmigrantInnen informell zu beschäftigen. (Vgl. Adepoju et al. 2010: 52) 

Im Zuge des zweiten Interviews (vgl. Anonymous 2010: 2f., Zeilen 40-12) wurde zudem das 

Argument hervorgebracht, dass insgesamt kein wirkliches Interesse bestünde, Migration zu 

stoppen, da wirtschaftliche Aspekte immer dominieren würden. ĂBecause employers have an 

interest in continuing migration. Because the more, the higher the offer on the labour market, 

the lower the price.ñ (ebd.: 2f., Zeilen 44-2) Zwar würden politische und wirtschaftliche 

Interessen auch divergieren, grundsätzlich sei jedoch zwischen dem offiziell vermittelten Ziel, 

irreguläre Migration zu verringern und der Tatsache, dass die Augen vor der irregulären 

Zuwanderung und Arbeit in Europa großteils verschlossen blieben, zu unterscheiden. Zudem 

gelte es, zu bedenken, dass ein gewisses Maß an irregulärer Migration unvermeidbar sei. 

(Vgl. ebd. 9: Zeilen 37-39)  

 

Das unzureichende Ausmaß spanischer Quoten zur Festlegung der zulässigen 

ArbeitsmigrantInnen wird durch folgende Zahlen verdeutlicht: während 2002 eine Quote von 

rund 32.000 Einwanderern und ïinnen zu temporären und permanenten Arbeitszwecken 

fixiert wurde, wurden im Folgejahr 10.000 dieser Quotenplätze gestrichen. Gewerkschaften 

schätzen die festgelegte Zahl jedoch bereits vor deren Kürzung als viel zu gering ein. 

Interpretationen lauten dahingehend, dass die spanische Regierung mit der Verringerung der 

Quoten ein Zeichen zur Eindämmung von Einwanderung insgesamt setzen wollte. (Vgl. 

Ortega Pérez 2003: 6) Als von symbolischem Charakter wird die Quotenvergabe von Italien 

an Nigeria bezeichnet, da kaum einer der subsaharischen Staaten Quoten zur Arbeitsmigration 

gewährt bekomme. Zudem handelte es sich vorerst um nur 500 Quotenplätze. Im Jahr 2006 

wurde die Regelung jedoch um 2500 Quoten ausgeweitet. Problematisch und im Sinne der 

politischen Schwerpunktsetzung bezeichnend ist, dass Italien einen Teil der Quoten für jene 

Staaten vorsieht, welche in Migrationskontrolle und Rückübernahme kooperieren. (Vgl. 

Adepoju et al. 2010: 53) Eine Konditionalsierung der Vergabe regulärer Zuwanderungsquoten 
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an Kooperation, wirft nicht nur das Problem auf, dass Druck auf afrikanische Staaten 

ausge¿bt werden kann sondern auch, dass die Mºglichkeiten zur Ălegalenñ Arbeitsmigration 

dadurch Intransparenz und Instabilität ausgesetzt werden. (Vgl. ebd.) 

 

Kontraproduktiv oder unwirksam sind Quoten auch dann, wenn diese, wie in Spanien oder 

Italien, zu einem großen Teil an irreguläre MigrantInnen vergeben werden, welche sich 

bereits in Europa befinden.107 (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 70; Ortega Pérez 2003: 6) 

Dies untergrªbt nicht nur den ĂZweckñ von Quoten, sondern auch das von EU und von EU 

Mitgliedsstaaten deklarierte Vorhaben, Irregularität bei der künftigen Zuwanderung aus 

afrikanischen Staaten zu verringern, da es reguläre Zuwanderung nach Europa 

verunmöglicht. Der Clandestino Bericht (vgl. 2009: 70) attestiert Italien eine sehr schwache 

Ausarbeitung des Quotensystems und veranschaulicht anhand der oben geschilderten 

Problematik eine Fehlverwendung von Quoten im Zuge des Bewegungserlasses im Jahr 2007: 

von den über 700.000 BewerberInnen, wurde ein Großteil der Einreise- und 

Aufenthaltserlaubnisse an bereits in Italien befindliche MigrantInnen mit irregulärem Status 

vergeben. Dies erhöht die Wahrscheinlichkeit, mit irregulärem Status regularisiert zu werden, 

im Gegensatz zur Möglichkeit, regulär aus ĂDrittstaatenñ einzureisen zu kºnnen. D.  h. 

irreguläre Einreise kann dadurch gefördert werden. Aufgrund des enormen Ausmaßes der 

Schattenwirtschaft herrscht insgesamt ein Mangel an regulären Arbeitsmöglichkeiten vor. 

Problematisiert wird das italienische Einwanderungssystem auch deshalb, weil der durch die 

Einreise erlangte Status (regulär oder irregulär) dar¿ber entscheidet, ob eine Ălegaleñ 

Anstellung möglich ist. D. h., irreguläre Einreise verunmöglicht im Normalfall eine reguläre 

Anstellung. Darüber hinaus ist die Aufrechterhaltung eines regulären Status daran geknüpft, 

eine Anstellung zu finden. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass ohne reguläre Anstellung 

und deren Aufrechterhaltung keine neue Aufenthaltsbedingung erteilt wird. (Vgl. ebd.: 72) 

 

                                                 
107 Davon zu unterscheiden sind Regularisierungskampagnen oder Amnestien, welche sowohl in Italien als auch 

in Spanien einen für MigrantInnen wichtigen Weg aus der Irregularität darstellten. In Italien erhielten in den 

fünf Amnestien zwischen 1986 und 2002 1,5 Millionen Menschen in Irregularität einen regulären Status (Vgl. 

Clandestino Final Report 2009: 69); in Spanien wurden innerhalb von 24 Jahren und fünf Kampagnen 1,1 

Millionen Menschen regularisiert. (Vgl. Clandestino Final Report 2009: 77) Obwohl Regularisierungen für ältere 

Einwanderungsstaaten wie Frankreich zwischen 1945 und 1970 ebenfalls ein wichtiges migrationspolitisches 

Instrument darstellten, verurteilten Frankreich so wie viele weitere zentral- und westeuropäische Staaten die 

durch Spanien und Frankreich seit den 1980er Jahren vorgenommenen Amnestien. Der Vorwurf lautete 

dahingehend, solche Politiken würden die Einwanderungsgesetzte unterminieren. Diesbezüglich spielt der in 

Kapitel 3 erwähnte weitgehende Konvergierungstrend seit Ende der 1970er Anfang der 1980er Jahre in Richtung 

restriktiver Migrationspolitiken sicherlich eine Rolle. (Vgl. Castles/Miller 2009: 185f.) 
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Ein politisches Instrument, um gegen informelle Arbeit und damit gegen eine der möglichen 

Ursachen irregulärer Einreise/irregulären Aufenthalts sowie gegen die Prekarität von 

ArbeitsmigrantInnen vorzugehen, stellen Sanktionen gegen ArbeitgeberInnen dar. Nach 

Castles und Miller (vgl. 2009: 181f.) stehen diese häufig mit Regularisierungsmaßnahmen in 

Verbindung. Arbeitsinspektionen werden ebenfalls als potentielles Mittel zur Verringerung 

informeller Anstellungen bezeichnet. (Vgl. IOM 2008: 222) Die Wirksamkeit von Sanktionen 

scheitere jedoch häufig an unzureichenden Kontrollen durch Absprachen der 

ArbeitgeberInnen und aufgrund der Angst von MigrantInnen, ihren Job zu verlieren bzw. 

ausreisen zu müssen. Zudem würden ArbeitgeberInnen innerhalb der Gewerkschaften aktiv, 

um direkte Sanktionierungen zu verhindern. Auch wird ein Mangel an rechtlicher 

Durchsetzung von Sanktionen gegen ArbeitgeberInnen beklagt. (Vgl. Castles/Miller 2009: 

181f.).  

 

Wie aus dem Strategischen Plan zur legalen Zuwanderung (vgl. Europäische Kommission 

2005: 12) hervorgeht, gewinnt die Förderung zirkulärer Migration stetig an Bedeutung. Dies 

ist sicherlich auch damit in Kontext zu bringen, dass viele Staaten eine permanente 

Niederlassung von MigrantInnen zu einem großen Teil verhindern wollen.  

Ziel der zirkulären Migration sei es, so Adepoju et al. (vgl. 2010: 54), eine temporäre 

reguläre Zuwanderung zu ermöglichen, um berufliche Erfahrungen bei der Rückkehr in den 

Herkunftsstaaten anzuwenden und weiterzugeben. Ob Zirkularität tatsächlich zu einer Ăwin-

win-Situationñ f¿r Herkunfts- und Zielstaaten sowie für MigrantInnen beitragen kann, hängt 

jedoch in erster Linie davon ab, ob in den Herkunftsstaaten Jobs geschaffen werden und 

wirtschaftliche Entwicklung gefördert wird. Denn bei den derzeitigen 

ĂSchlieÇungstendenzenñ europªischer Migrationspolitik in Hinblick auf permanenten 

Aufenthalt, könnten Einreisebewilligungen zur zirkulären Migration dazu verwendet werden, 

dauerhaft zu bleiben. Ein Bleiben könne auch dann eintreten, wenn die Visumsdauer als zu 

kurz empfunden würde. Wie im vorherigen Kapitel geschlussfolgert wurde, spielt zudem die 

Chance darauf eine Rolle, erneut aus dem Herkunftsland ausreisen zu können. (Vgl. ebd.)  

 

Bzgl. der Ausführungen zu Regularisierungen in Fußnote 109 erscheint mir das Argument, 

dass Staaten zu gewissen Zeitpunkten einfach Amnestien verabschieden müssten, um den 

Anteil der Bevölkerung ohne staatsbürgerliche oder ähnliche Rechte nicht zu groß werden zu 

lassen, interessant. (Vgl. Anonymous Interview 10, Zeilen 10-20) ĂAnd legalisation is a way 
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of post factum recognition of a real situation, which you see in democratic states.ñ (ebd.: 10, 

Zeilen 9f.) 

 

Auf politischer Ebene wurden auch einige Maßnahmen gesetzt, um zu verhindern, dass 

MigrantInnen in einen irregulären ĂDaueraufenthaltñ ¿bergehen. Spanien z. B. vergab im 

Jahr 2007 700 Visa an senegalesische Fischer108. Die Aufenthaltserlaubnis konnte unter der 

Bedingung, dass innerhalb eines Jahres eine reguläre Anstellung gefunden wird, verlängert 

werden. (Vgl. ebd.: 55) Poeze (vgl. 2008: 38) berichtet ebenfalls von einer Visavergabe in der 

angegebenen Höhe. Jedoch seien fast alle, der für SenegalesInnen im Reinigungs-, Fischerei- 

und Landwirtschaftssektor vorgesehenen Visa an Frauen vergeben worden. Visa 

hauptsächlich an Frauen zu vergeben, erfolge dabei in dem Wissen, dass Migrantinnen 

aufgrund stärkerer familiärer Verpflichtungen eher zurückkehren würden. Auch Adepoju, et 

al. (vgl. 2010: 55) beschreiben, dass dazu übergegangen wurde nur noch Mütter zu 

rekrutieren, nachdem ein Großteil der im Jahr 2006 von Spanien zur Himbeerernte 

rekrutierten Marokkaner, in der dafür vorgesehenen Zeit nicht zurückkehrte. Auch wenn die 

Schaffung regulärer Zuwanderungsmöglichkeiten als positiv eingestuft wird, erscheint der 

Erfolg dieser Maßnahmen wenig vielversprechend. Einerseits, da die Zahl der vergebenen 

Visa völlig unzureichend anmutet, anderseits, da die Visavergabe sich nicht am Charakter der 

Migrationsbewegungen zu orientieren scheint. Dass Visa hauptsächlich an Frauen vergeben 

werden, kann zwar den Zirkularitätscharakter erhöhen, da familiäre Bindungen für Frauen 

unter Umständen tatsächlich stärker sind. Irregulärer Einreise über das Meer kann damit 

jedoch kaum entgegnet werden, wird diese, wie in Kapitel 5 gezeigt, hauptsächlich durch 

Senegalesen repräsentiert. (Vgl. ebd.) Da der Großteil der Irregularität nicht durch Einreise, 

sondern durch Visumsüberziehung entsteht (siehe Kapitel 5), könnte eine überwiegende 

Vergabe an Einreise- und Aufenthaltsbewilligungen an Frauen, die irreguläre Einreise als 

einzig übrige Immigrationsalternative sogar noch erhöhen. Adepoju et al. (ebd. 56) geben 

zudem zu bedenken, dass flexiblere, temporäre Arbeitsmodelle geschaffen werden  müssten, 

um eine Rückkehr für MigrantInnen attraktiver zu gestalten; bspw. einen Zeitraum 

festzulegen, der MigrantInnen ermöglichen würde, Ersparnisse anzulegen und diese nicht an 

einen bestimmten Arbeitgeber bindet.  

 

Weitere konkrete Maßnahmen zur Regelung der Arbeitsmigration aus Westafrika, sollten mit 

der Errichtung von Arbeitsvermittlungsstellen in afrikanischen Städten bspw. in Mali, Senegal 

                                                 
108 dies ist wahrscheinlich vor dem Hintergrund des Anstiegs irregulärer Einreisen auf die Kanarischen Inseln zu 

sehen 
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und Mauretanien umgesetzt werden. Deklariertes Ziel von Projekten dieser Art ist die 

Ankurbelung nationaler Ökonomien, die Vergrößerung der Einkommensmöglichkeiten durch 

Migration in die EU und die Reduktion von irregulärer Migration. Gleichzeitig sieht die EU 

in derartigen Projekten die Möglichkeit, den Mangel an Arbeitskräften in bestimmten 

Arbeitssektoren europäischer Mitgliedsstaaten auszugleichen. (Vgl. ebd.: 60) Ein bekanntes 

Projekt repräsentiert das Migrations-, Informations- und Management Centre (CIGEM109), 

das im Oktober 2008 in Bamako, Mali, eröffnet wurde. Als übergeordnetes Ziel der 

Errichtung des Zentrums wird die Umsetzung einer, an regionalen und internationalen 

Politiken orientierten, malischen Migrationspolitik genannt. Nicht unwesentlich erscheint, 

dass CIGEM durch die Europäische Kommission finanziert wurde. CIGEM ist zudem das 

Ergebnis der von Frankreich, Spanien, der Europäischen Kommission und der ECOWAS 

unterzeichneten Deklaration ¿ber ĂMigration und Entwicklungñ. R¿ckkehrmigration bzw. der 

Artikel 13 des Cotonou Abkommens, ist rund um diese Zentrum ebenfalls ein relevantes 

Thema, (vgl. Europa 2008a) da im Rahmen des Projekts sowohl freiwillige als auch 

unfreiwillige RemigrantInnen unterstützt werden sollen. (Vgl. ebd.) 

 

Insgesamt sollen Personen im Zuge des Informationszentrums über nationale und 

internationale Arbeits- und reguläre Migrationsmöglichkeiten informiert sowie über Gefahren 

der irregulären Migration aufgeklärt werden. Der Ausbau der Forschung in diesem Bereich 

sowie zu Migrationsdynamiken in Mali, ist ebenso ein Ziel des Projekts. Als Vorbild oder 

Modell galt dabei eine bereits zwischen Spanien und Marokko bestehende Initiative 

respektive ein Abkommen namens ANAPEC110 zur Förderung regulärer Arbeitsmigration 

von landwirtschaftlichen ArbeiterInnen. (Vgl. Adepoju 2010: 60; Fauser/Sieveking 2009: 

94f.) Die Durchsicht der Webseite von CIGEM lässt nicht darauf schließen, dass sich die 

Initiatoren an konkrete Berufsgruppen richten, für welche tatsächlich Kanäle zur zirkulären 

Migration geschaffen werden sollen. Die Informationen sind hingegen von genereller Natur 

und beinhalten u. a. Bedingungen für den Erhalt von Visa aller Art, die Aufklärung über 

Rechte von ArbeiterInnen und deren Familien sowie verschiedene Links zu französischen 

Internetseiten zur Jobsuche. Dass eine Migrations-Informationsagentur von ganz allgemeinem 

Informationscharakter und ohne spezifische Projekte starken Einfluss auf die Verringerung 

irrregulärer oder Erhöhung regulärer Migration haben würde, wird auch im Interview mit 

Kraler (vgl. 2010: 17: Zeilen 9-12) als unwahrscheinlich eingestuft. Zwar kann auf diese 

Weise Aufklärungsarbeit geleistet werden. Wie im vorherigen Kapitel anhand der 

                                                 
109 Centre d´Information et de Gestion des Migrations 
110 Agence nationale pour la promotion de lôemploi et des comp®tences 
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Einschätzungen Kralers (Vgl. ebd.: 11, Zeilen 25-35) zur Wirkung von Netzwerken erwähnt 

wurde, ist es jedoch wahrscheinlicher, dass Menschen mit dem Vorhaben zu migrieren, zu 

aller erst von ihrem persönlichen Umfeld beeinflusst werden.  

 

Auch Fauser und Sieveking (vgl. 2009: 95f.) stellen im Zuge einer Untersuchung CIGEMS111 

fest, dass über die Art und Weise, auf welche die deklarierten Ziele umgesetzt werden 

könnten, wenig Einigkeit besteht. Die malische Regierung beispielsweise setze sehr viel 

Hoffnung in die reguläre Arbeitsmigration, wohingegen die Europäische Union, Spanien und 

Frankreich diesbezüglich sehr zurückhaltende Positionen einnehmen würden. Die 

französische Botschaft gab zu bedenken, dass sie ihre Beteiligung am CIGEM den noch 

folgenden bilateralen Verhandlungen unterordnen würde, die mitunter die Thematik der 

Rückübernahmeabkommen beinhalten würden. 

 

ĂGleichwohl kann die malische Seite von der Erwartung hinsichtlich der 

Möglichkeiten legaler Arbeitsmigration nicht wirklich Abstand nehmen. Denn dies 

würde bedeuten, dass sie sich dem in Mali vielfach geäußerten Standpunkt anschließt, 

das Zentrum diene im Wesentlichen dem Ziel Migration nach Europa zu verhindern.ñ 

(Vgl. ebd.: 96) 

 

Wie in Kapitel 4 bemerkt, dient die migrationspolitisch generell restriktive Linie Europas 

vielen AkteurInnen innerhalb der Zivilgesellschaft zum Anlass, CIGEMs Rolle in Mali 

insgesamt sehr kritisch zu sehen. (Vgl. ebd.: 7) 

 

Auf die Prekarität vieler (Arbeits)MigrantInnen in in Europa, wurde im Zuge der 

vorliegenden Arbeit bereits Bezug genommen. Um der Ausbeutung von ArbeitsmigrantInnen 

und schlechten Arbeitsbedingungen entgegenzuwirken, verfasste die UNO im Jahr 1990 die 

Convention on the Rights of Migrant Workers. Dem IOM World Migration Report (vgl. 2010: 

22) zufolge, wurde diese Konvention jedoch nur durch 42 Staaten ratifiziert. Darunter 

befindet sich keines der wichtigen Industrieländer, sondern hauptsächlich Emigrationsstaaten. 

Zwar gibt es weitere, von den sogenannten Industrienationen unterzeichnete Abkommen, 

welche die Nicht-Diskriminierung von MigrantInnen Ăregelnñ; die guten Absichten der 

Staaten, die Ausbeutung von irregulären oder undokumentierten Arbeitskräften zu 

verhindern, scheinen durch die Nicht-Ratifizierung der meisten Immigrationsstaaten der EU 

jedoch in Frage gestellt zu sein. (Vgl. Castles/Miller: 2009, 303) 

                                                 
111 das Zentrum befand sich während des Untersuchungszeitraums jedoch noch in der Umsetzungsphase (Vgl. 

Fauser/Sieveking 2009: 95) 
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7.4. Die Verlinkung von Migrations- und Entwicklungspolitik  

 

Migrationskontrolle und Grenzsicherung im europäischen und afrikanischen Raum haben für 

die EU und die EU Mitgliedsstaaten im Rahmen der Minimierung irregulärer Migration hohe 

Priorität. Indes können bereits erwähnte Versuche zur Schaffung begrenzter regulärer 

Zuwanderungskanäle sowie die Koppelung von Migrations- an Entwicklungspolitik, als 

neuere migrationspolitische Trends verortet werden. (siehe Adepoju et al. 2010; Europäische 

Kommission 2002) Durch Artikel 13, der die Vertragsstaaten zur Rückübernahme irregulärer 

MigrantInnen verpflichtet, wurde das Cotonou Abkommen, welches eigentlich dem Bereich 

ĂEntwicklungñ zuzuordnen ist (vgl. Europa 2009), eindeutig um einen migrationspolitischen 

Aspekt erweitert. (Vgl. Adepoju et al. 2010: 61) Wie Kapitel 6.2. zeigte, bedarf es hinsichtlich 

der tatsächlichen Umsetzung von Rückführungen jedoch weiterer Abkommen. In den 

Bereichen Migration und Entwicklung werden sowohl die einzelnen europäische 

Mitgliedsstaaten, wie in besonderem Maße Frankreich und Spanien, sowie auch die EU aktiv.  

 

2006 initiierte die EU ein Abkommen zur Migrationskontrolle mit Mali, welches die 

Kooperation in der Migrationskontrolle an den Erhalt von Entwicklungsgeldern knüpfte. 

Zwischen 2008 und 2013 wurden Mali 426 Millionen Euro für Investitionen in Projekte der 

Armutsbekämpfung zugesagt, wodurch Migrationsbewegungen besser kontrollierbar gemacht 

werden sollten. Investitionen in die Schaffung von Jobs, die regionale Integration und 

nationales Wirtschaftswachstum werden von der EU in diesem Rahmen als Möglichkeit 

erachtet, irregulärer Migration entgegenzuwirken. Im selben Jahr wurden auch mit Senegal 

Initiativen in diese Richtung gestartet. 1,8 Millionen Euro waren für Maßnahmen im Bereich 

Migrationskontrolle, Rückführung und Rehabilitation von RückkehrerInnen vorgesehen und 

eine weitere Million Euro für Projekte nichtstaatlicher Organisationen in Senegal. Ein 

wichtiges Ziel war es zudem auch auf nationaler Ebene Jobs zu schaffen, so Adepoju et al. 

(Vgl. 2010: 61) 

 

Frankreich ist, in Hinblick auf Abkommen rund um Migration und Entwicklung, sehr stark im 

Bereich des so genannten Codéveloppements mit ehemaligen französischen Kolonien aktiv. 

 

ĂDer Begriff [Codéveloppement] legt eine besondere Betonung auf eine gemeinsame 

Verantwortung für Entwicklung. Die Entwicklungsbemühungen sind auf Länder des 
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Südens gerichtet, mit besonderem Augenmerk auf die Herkunftsländer von Emigranten 

nach Europa.ñ (Musekamp 2008: 8, Anmerkung I.S.) 

 

Wie Adepoju et al. (vgl. 2010: 63) schildern, hat die Verbindung von Migrations- und 

Entwicklungspolitik in Frankreich bereits eine lange Tradition. Der Schwerpunkt liegt 

diesbezüglich auf Hauptemigrationsländern von ImmigrantInnen in Frankreich. Die 

Entwicklungshilfe repräsentiert im Rahmen des Codéveloppement ein Instrument zur 

Reduzierung irregulärer Migration. Dabei wird versucht, insbesondere Mali, Senegal und die 

Komoren im Rahmen des Projekts ĂCooperative Efforts to Manage Emigrationñ (ebd.: 64) in 

die Codéveloppement Linie mit einzubinden. Zwischen Mali und Frankreich gibt es seit 

Dezember 2000 einen konkreten Diskussionsrahmen zur Verlinkung von Migrations- und 

Entwicklungspolitik, die ĂConsultation on Migrationñ. Deklariertes Ziel dieses 

ĂDialogforumsñ ist es, Regelungen für jene malischen MigrantInnen zu finden, welche in 

Frankreich bleiben oder zirkulär migrieren möchten. Zum anderen erfolgt im Rahmen von 

Entwicklungsprojekten in den Bereichen Infrastruktur, Bildung, Jobs und Einkommen 

spezielle Konzentration auf die Hauptemigrationsregionen innerhalb Malis. Eine wichtige 

Säule der ĂKo-Entwicklungñ, dies ist auch im Fall des konkreten Diskussionsabkommens 

relevant, sind Versuche der Mobilisierung und Einbindung der Diaspora in die ökonomische 

Entwicklung. Mobilisierung erfolgt auch in Hinblick auf freiwillige Rückkehr, wobei die 

finanzielle Unabhängigkeit von MigrantInnen unterstützt werden soll. (Vgl. ebd.) Wie 

Adepoju et al. (vgl. ebd.) ausführen, wurden jene Mittel, die an sich für Zwangsausweisungen 

vorgesehenen waren, zur Fºrderung der so genannten Ăfreiwilligen unterst¿tzten R¿ckkehrñ 

umgewidmet.  

 

ĂIn 2001, about 500 immigrants agreed to return voluntarily to Mali in exchange for a 

compensation of US$ 3,600 per person to start businesses such as agriculture, 

hairdressing, importing used motor parts and sewing traditional clothes More than 

two years after the start of the project, 80 per cent of these returnees are still in 

business.ñ (ebd.: 64) 

 

¶ Wirkung entwicklungs-, migrationspolitischer Maßnahmen und kritische Würdigung 

In der Literatur werden jene Initiativen, welche MigrantInnen ermöglichen, finanziell 

unabhängig zu werden und sich beruflich zu verselbstständigen, als positiv gewertet. Die 

Erhöhung von Spaniens Entwicklungshilfe seit 2006 wird grundsätzlich ebenso begrüßt. In 

vielerlei Hinsicht ruft die Koppelung von Entwicklungspolitik an migrationspolitische 

Maßnahmen jedoch Kritik hervor. (Vgl. ebd.: 64) 
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Eine Konditionalisierung von Entwicklungshilfe, also deren Knüpfung an die Erfüllung von 

Maßnahmen und Kooperation im Bereich Migrationspolitik, könnte den Hauptemigrations- 

und Transitstaaten von MigrantInnen im Vergleich zu möglicherweise ärmeren Staaten, 

zusätzliche finanzielle Hilfe einbringen. (Vgl. ebd.: 63f.) Auch der Migrationsexperte der  

Universität Oxford (vgl. Anonymous 2010: 4, Zeilen 9-22) wies im Interview darauf hin, dass 

Staaten wie Mauretanien von der Koppelung von Migrations- an Entwicklungspolitik 

profitiert hätten, da dies mit höherer finanzieller Hilfe in Verbindung stünde.  

Daraus könnten sowohl Konkurrenzstreitigkeiten um den Erhalt von Entwicklungshilfe 

resultieren als auch eine steigende Ungleichheit im Vergleich zu weiter südlich gelegenen 

Staaten innerhalb Afrikas mit weniger starken Emigrationsraten nach Europa. (Vgl. Adepoju 

et al. 2010: 62) Wie aus den Bemerkungen zu Frankreichs Politik des Codéveloppement 

hervorgeht, konzentriert sich die französische Entwicklungspolitik jedoch genau auf die 

Hauptherkunftsstaaten von EmigrantInnen. Zum anderen nimmt eine steigende Zahl von 

Staaten Kooperationen auf bilateraler Ebene vor und setzt ihre Interessen zum Nachteil 

gemeinschaftlich oder international organisierter, finanzieller Hilfe auf dieser Ebene durch. 

So erhalten Fonds wie der des UNHCR aufgrund der Verlagerung zu individueller 

Unterstützung weniger Zuschüsse, wodurch deren Effizienz vermindert wird. (Vgl. Adepoju 

et al. 2010: 62) Anhand der Beispiele französisch-senegalesischer, spanisch-gambischer und 

spanisch-guineischer, bilateraler Abkommen erläutern Adepoju et al. (vgl.  ebd. 63), dass 

unter Codéveloppement und Entwicklungshilfe in steigendem Maße Ausgaben für 

Migrationskontrolle getätigt werden. Senegal soll beispielsweise Entwicklungsgelder für die 

Modernisierung der nationalen Polizei sowie für Informationskampagnen gegen irreguläre 

Migration verwendet haben. Wie in Punkt 6.2. erläutert, spiegeln Rückübernahmeabkommen, 

welche häufig entwicklungspolitische Aspekte beinhalten, zudem eine enorme Asymmetrie 

zwischen den Interessen europäischer Staaten und jenen west- und nordafrikanischer Staaten 

wider.  

 

Aus dem Interview mit Kraler (vgl. 2010: 6f., Zeilen 48-1) und der vorgenommenen 

Inhaltsanalyse, geht zudem eine weitere potentielle negative Wirkung von Initiativen rund um 

Migrations- und Entwicklungspolitik hervor: 

 

ĂAlso einerseits ist es eine interessante Art und Weise wie man da interessante 

Initiativen zu Entwicklung fördern kann und dann auch Anreize schafft, aber es kann 
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eben auch die Gefahr damit verbunden sein, dass man die Gefahr abschiebt auf 

Migranten.ñ112 (ebd.: 7, Zeilen 5-8) 

 

Initiativen der Koppelung von Migrations- an Entwicklungspolitik, welche z. B. eine 

Mobilisierung der Diaspora beinhalten, sind nicht per se schlecht. Es besteht jedoch die 

Gefahr, MigrantInnen eine Ămoralische Verpflichtungñ zur Entwicklung des Herkunftslandes 

aufzuerlegen. (Vgl. ebd.: 7, Zeile 50-51) Nachzuvollziehen ist dies beispielsweise anhand der 

Ăremittancesñ Debatte, wobei ¦berlegungen dahingehend stattfinden, ob Haushalte oder 

Familien die durch MigrantInnen getªtigten Geld¿berweisungen nicht Ăproduktiverñ 

investieren könnten. Dies ist im Zusammenhang damit zu sehen, dass Studien mitunter zu 

dem Schluss kamen, dass die durch Geldtransfers erhaltenen Mittel, das Investitionsverhalten 

senegalesischer Haushalte hin zu einer Ăunproduktivenñ Verwendungsweise, etwa für 

Schmuck, religiöse Zeremonien, den Wohnraum etc., verändern würden. (Vgl. Daffé 2008: 

113) 

 

Politische AkteurInnen gingen zudem kaum mehr davon aus, dass ein Mehr an 

ĂEntwicklungñ, weniger Migration bewirken würde. (Vgl. Kraler Interview 2010: 6, Zeilen 

38-41) Auch Aubarell et al. (vgl. 2009: 18) verorten einen politischen Paradigmenwechsel -

weg von Ămore development for less migrationñ - hin zu Ăbetter migration for more 

developmentñ. Wie zuvor erläutert, mögen auf diese Weise zwar Migrationskanäle für ein 

gewisses ĂSegmentñ an Zuwanderern und Zuwanderinnen geschaffen werden, irreguläre 

Migration wird dadurch jedoch kaum gesenkt werden, da das vorgesehene Ausmaß meist zu 

gering ist. Darüber hinaus ist eine Selektion von Einwanderung stark wertend und schließt an 

eine zuvor (Kapitel 6, Seite 166) zitierte Textstelle von Bigo (vgl. 2008: 36) an, in welcher er 

kritisch darauf hinweist, dass Migration und Tourismus im Rahmen europäischer 

Vorstellungen von Freiz¿gigkeit und Bewegungsfreiheit nur f¿r ĂReicheñ gedacht seien. 

 

 

¶ Abschließende Bemerkungen 

Die im vorliegenden Kapitel vorgenommene Analyse der Wirkungen ausgewählter politischer 

Maßnahmen auf Migrationsbewegungen, beruht auf einer gewissen Selektivität, welche in 

Anbetracht der Fülle an politischen Initiativen und darin aktiven AkteurInnen jedoch 

notwendig schien. Die Auswahl der Policies steht jedoch exemplarisch für 

                                                 
112 Dieses Zitat diente als Ankerbeispiel f¿r die Kategorie ĂWirkung von MaÇnahmen die Migrations- an 

Entwicklungspolitik koppelnñ im Zuge der Inhaltsanalyse; 
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migrationspolitische Prioritäten innerhalb der EU und veranschaulicht Schwerpunkte, 

Probleme und Widersprüche europäischer Migrationspolitik treffend. Aus den Analysen von 

Grenzschutzmaßnahmen, Rückführungsverträgen, Quoten- und Visabestimmungen sowie aus 

Maßnahmen, welche Migrations- und Entwicklungspolitik miteinander verlinken, können 

zwei Hauptschlüsse gezogen werden: migrationspolitische Maßnahmen können 

Migrationsbewegungen und MigrantInnen einerseits enorm beeinflussen wie anhand der Hera 

Einsätze von Frontex veranschaulicht wurde, verfehlen aber andererseits auf vielfältige Weise 

deren Wirkung und Wirksamkeit. Z. B. anhand der Rückkehrpolitiken, 

entwicklungspolitischer Initiativen oder Maßnahmen zur Förderung zirkulärer Migration 

zeigte sich, dass Migrationsursachen, Gründe dafür das Visum zu überziehen uvm. häufig 

unberücksichtigt bleiben. Die Maßnahmen helfen MigrantInnen deshalb häufig nicht, 

Irregularität zu vermeiden, bzw. scheinen viele politische Maßnahmen kaum darauf 

ausgerichtet zu sein, auf Bedürfnisse von MigrantInnen einzugehen. Die Frage nach den 

Wirkungen und Konsequenzen von Migrationspolitiken auf/für Migrationsbewegungen und 

die daraus abzuleitenden Schlüsse dafür, ob Migrationspolitik, in Anhaltung an den von 

politischer Seite deklarierten Zielen, wirksam ist oder nicht, wird jedoch Teil der nun 

folgenden diese vorliegende Diplomarbeit abschließenden Synthese sein. 



 192 

8. Conclusio ï abschließende Synthese 

 

Über die vorangegangenen Kapitel dieser Diplomarbeit wurde ein großer Fragenkomplex 

rund um die Wirkungen von Migrationspolitik auf Migrationsbewegungen sowie z. T. auf 

MigrantInnen in Europa gespannt. Darin enthalten war die Untersuchung von Migration aus 

Westafrika und insbesondere von Senegal nach Europa auf vielfältigen Ebenen qualitativer 

und quantitativer Charakteristika, Ursachen und Motivationen. Dieses ĂGer¿stñ aus einzelnen 

Fragen, welches zur Beantwortung der forschungsleitenden Fragestellung führt, soll im 

Folgenden abgehandelt werden. Mit einem Ausblick auf zukünftige Herausforderungen und 

Chancen wird diese Arbeit abschließen. 

 

Die eingehende Beschäftigung mit den Charakteristika westafrikanischer/senegalesischer 

Migration zeigte, dass westafrikanische MigrantInnen seit Anfang 2000 verstärkt an den 

irregulären Überfahrten auf die Kanarischen Inseln beteiligt waren. (Vgl. de Haas 2007) 

Wenn auch eine Zunahme irregulärer Migration aus Westafrika stattfand, brachte die 

Analyse insgesamt stärker durch qualitative als durch quantitative Faktoren charakterisierte 

Veränderungen westafrikanischer Migration nach Europa hervor (siehe Kapitel 6). Der 

irreguläre Charakter vieler westafrikanischer Migrationsbewegungen nach Europa ist dabei 

großteils als Konsequenz aus unzureichenden Möglichkeiten regulär nach Europa zu 

immigrieren - erst Frankreichs, später Spaniens und Italiens  - zu betrachten. (Siehe Kapitel 5, 

6, 7, vgl. auch de Haas 2007: 66) Politische, wirtschaftliche und soziale Veränderungen 

innerhalb Westafrikas auf regionaler und senegalesischer Ebene sowie Familie, Haushalt und 

individuelle Aspekte, wurden ebenfalls als wichtige Einflussfaktoren für Migration ermittelt. 

Die Prioritäten der Strukturen- und Maßnahmensetzung im Politikfeld Migration auf 

europªischer Ebene, welche eine starke Konzentration auf das ĂParadigmañ Restriktion 

gegenüber Nicht-EU BürgerInnen mit Fokus auf Afrika aufweisen, könnten nicht paradoxer 

sein. ĂThe migration of people is a problem in the modern world because that world is a 

world of states, and states guard (sometimes jealously) the right to determine who may settle 

within their borders.ñ (Kukathas 2005: 208) Wie sich in Kapitel 4 zeigte, trifft diese Tendenz 

Migration als ĂProblemñ wahrzunehmen nicht nur auf Nationalstaaten zu, sondern wurde 

durch die Europäisierung von Migrationspolitik auf die EU-Ebene ausgeweitet.  

Wªhrend die ĂBekªmpfungñ irregulärer Migration in Form der Ăexternen Dimensionñ zum 

Zugpferd europäischer Migrationspolitik wurde und auf Massenimmigration mit einem klaren 

ĂNeinñ geantwortet wird, wurde das Ausweichen auf irreguläre Kanäle als Reaktion auf die 
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zunehmende Beschränkung regulärer Immigration (vgl. Kraler Interview 2010) aus 

Westafrika verortet. Die theoretische Auseinandersetzung war für diese abschließende 

Synthese unabdingbar, vergegenwärtigte sie Irregularität als rechtliches und politisches 

Konstrukt, welches für MigrantInnen durch die gesetzliche Umsetzung jedoch zur Realität 

wird. (Vgl. Gutiérrez-Rodríguez 2010; Clandestino Final Report 2009) Dass Irregularität 

vielfach als Folge mangelhafter politischer Entscheidungen erkannt wurde (Vgl. Clandestino 

Final Report), erhöht den Rechtfertigungsdruck auf politischer Ebene. Auch die ausführliche 

Auseinandersetzung mit den Migrationsursachen und dem Ausmaß der Migration aus 

Westafrika/Senegal deuten auf eine Unverhältnismäßigkeit von Maßnahmen hin. 

Symptomatisch für die Maßnahmensetzung ist zudem, dass diese kaum durch eine hohe 

wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Migration ausgezeichnet zu sein scheint. Nicht 

Migration als Phªnomen sei neu so Kraler, (2007a: 29) sondern die ĂZentralitªtñ von 

Migration f¿r Ămoderne Gesellschaften [...] als Referenzpunkt politischer Diskurse und 

politischen Handelns, als Gegenstand sozialwissenschaftlicher Wissensproduktion und als 

Kernelement moderner Identitätspolitik [...].ñ (ebd.) 

 

Während der Grenzschutz durch Frontex im Zuge der Hera Einsätze, die sich vorerst auf 

Migration über das Mittelmeer, später v. a. auf die Küsten Westafrikas und die Kanarischen 

Inseln richteten, menschenrechtlich und in der Hemmung von Migration starke Konsequenzen 

für MigrantInnen hat, vermögen viele weitere Maßnahmen irreguläre Migration kaum zu 

vermindern (siehe Kapitel 7) Die These, dass die besprochenen Grenzkontrollen durch 

Frontex hauptsächlich in einer Routendiversifizierung resultieren würden, kann nicht völlig 

bestätigt werden. Zwar ereignete sich, wie Kapitel 5 zeigte, eine zweimalige Verlagerung auf 

alternative Routen; dies konnte aber auch auf die Verfügbarkeit von Schleppern zurückgeführt 

werden. (Vgl. Kraler Interview 2010) Die dauerhafte Kontrolle durch Frontex an der 

senegalesischen Küste sowie vor den Kanarischen Inseln reduzierte die Überfahrten jedoch 

enorm (siehe Kapitel 7). Künftige Verlagerungen auf alternative Routen können dennoch 

noch nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Das Paradoxe an europäischer Migrationspolitik 

in diesem Bereich besteht darin, dass die politisch deklarierte ĂNotwendigkeitñ der Frontex 

Einsätze scheinbar erst ein Resultat der politischen Restriktionen selbst ist. Dies gilt auch für 

die Gefahren und für menschenrechtliche und humanitäre Aspekte. Während Maßnahmen von 

politischer Seite auch mit der Notwendigkeit humanitäre Hilfe zu leisten begründet wurden 

(vgl. Hess/Tsianos 2007: 34f.), scheint die humanitäre Notlage vieler MigrantInnen bei der 

Überfahrt z. T. erst daraus zu resultieren, dass MigrantInnen kaum mehr Möglichkeiten 
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haben, regulär in die EU einzureisen. Darüber hinaus wies der Grenzschutz 

menschenrechtlich sehr bedenkliche Tendenzen auf, welche darauf hindeuten, dass Europa 

sich aufgrund wohlfahrtsstaatlicher und sicherheitspolitischer Aspekte, menschenrechtlicher 

Verpflichtungen zu entledigen versucht.  

Schien es auf migrationspolitischer Ebene der Mitgliedsstaaten als auch der EU Ziel zu sein, 

die dauerhafte Niederlassung breiter Segmente von MigrantInnen weitgehend zu vermeiden, 

so sank die Wahrscheinlichkeit der Rückkehr senegalesischer MigrantInnen in ihr 

Herkunftsland seit 1982 proportional. Dies konnte in Zusammenhang damit gebracht werden, 

dass MigrantInnen bei sehr geringer Aussicht auf eine erneute Ausreise, eher einen 

dauerhaften Aufenthalt bevorzugen. Tendenziell schien eine Rückkehr für 

LangzeitmigrantInnen wahrscheinlicher. (Vgl. Flahaux et al. 2010: 17f.) Auch der Rückgriff 

auf Studien, in welchen aus Europa ausgewiesene MigrantInnen mit Herkunft aus Senegal 

befragt wurden, zeigte die Absicht vieler RückkehrerInnen auf, erneut nach Europa 

emigrieren zu wollen. Die Art und Weise der Ausreise hatte den eigenen Vorstellungen und 

Plänen der MigrantInnen zu wenig entsprochen. (Vgl. Kapitel 7 ï Flahaux/Kabbanji 2010) 

Der Zirkularität und temporären Aufenthalten scheint Restriktivität in diesem Sinn eher 

abträglich als förderlich zu sein. 

 

Jene, von Seiten Spaniens und Italiens zur Förderung regulärer Migration in die Analyse 

aufgenommenen Initiativen, schienen kaum Potential zu haben, irreguläre Migration zu 

senken. So geht aus Kapitel 7 hervor, dass die Chance darauf, als irreguläre/r Migrant/in in 

Italien und Spanien einen regulären Status zu bekommen, größer war, als regulär mit einem 

Visum ins Land zu reisen (vgl. Clandestino Final Report). Dies spiegelt auf gewisse Weise 

die in Europa vorherrschenden und scheinbar in die Migrationspolitik miteinfließenden 

wirtschaftlichen Interessen daran wider, Ăbilligeñ Arbeitskrªfte anzustellen. Gerade die 

netzwerkartigen Strukturen mögen dafür ausschlaggebend sein, dass sich diese 

ĂMºglichkeitenñ schnell unter MigrantInnen verbreiten und irreguläre Immigration noch 

ansteigt. Zudem richten sich Initiativen zur Förderung regulärer Migration kaum an jene 

MigrantInnen welche aufgrund des mangelnden Zugangs zu Zuwanderungskanälen, als 

Alternative auf die irreguläre Migration zurückgreifen. (Kraler Interview 2010: 1; Zeilen 32-

35) 

In Bezug auf die These, die Wirkung von Migrationspolitik werde durch dynamische Aspekte 

beeinflusst, zeigt Kapitel 6, dass der Zugang von MigrantInnen zu Netzwerken Migration 

erleichtern kann. Familiäre Kontakte in Europa, dies bringt die Analyse ebenfalls hervor, 
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ermöglicht senegalesischen Familienmitgliedern jedoch nicht zwangsläufig, migrieren zu 

können. Der Einfluss gewisser dynamischer Momente auf die Wirkung von Migrationspolitik 

konnte zudem darauf zurückgeführt werden, dass politische AkteurInnen und MigrantInnen 

unterschiedliche ĂZielrichtungenñ verfolgen. (Vgl. Kraler Interview 2010) 

 

Vieles deutete darauf hin, dass Perspektivlosigkeit in starkem Ausmaß auf die Entscheidung, 

zu migrieren, einwirkt. In der Beschäftigung mit Migration aus Senegal schien vor allem die 

relative Armut und Ungleichheit zwischen MigrantInnen und Nicht-MigrantInnen - vor allem 

aber zwischen WestafrikanerInnen und EuropäerInnen - durch die Globalisierung sowie durch 

Migration stärker zu Tage zu treten. Dieser Umstand führt bei einigen MigrantInnen zu einer 

relativen Deprivation, welche in vielen Fällen Einfluss auf die Migrationsentscheidung übt. 

(Vgl. Poeze 2008: 66) Kralers (vgl. Interview 2010: 6, Zeilen 21f.) Die Feststellung, 

ĂEntwicklungñ habe auf gewisse Weise einfach ursªchlich etwas mit Migration zu tun, scheint 

hier besonders treffend. Die zahlreichen Initiativen von europäischen Staaten, wie von Seiten 

Frankreichs im Bereich des ĂCod®veloppementñ, lassen jedoch eher darauf schlieÇen, dass es 

Ziel ist, den Erhalt von Entwicklungshilfe an die Kooperation in der Migrationskontrolle zu 

binden, also Entwicklungshilfe zu konditionalisieren. (Kapitel 7, Vgl. Adepoju 2010) 

Insbesondere ein Blick auf senegalesische Migration zeigt, dass es neben Korruption und 

mangelhaften sozio-ökonomischen und politischen Initiativen, europäische 

Agrarsubventionen, europäische Industriefischerei uvm. sind, welche die Menschen 

Ătraditioneller Wirtschaftssystemeñ (Huss 2010: 76) berauben und die Grundlage f¿r ein 

Ausweichen auf die Alternative Migration legen. Die entwicklungspolitische 

Herangehensweise an Migration - im Sinne der Vergabe von Entwicklungshilfe - kann dafür 

jedoch keine alleinige Lösung darstellen. Zwar werden einzelne Initiativen Spaniens als 

positive Tendenz dafür gewertet, es MigrantInnen zu ermöglichen, sich beruflich zu 

verselbstständigen. (Vgl. Adepoju et al. 2010: 64) Jedoch orientieren sich Maßnahmen im 

Bereich ĂEntwicklungñ vielfach zu stark an makroökonomischen Größen, während die Mikro- 

und Mesoebene, die aus der Analyse heraus als sehr wichtige Faktoren verortet werden, 

häufig unberücksichtigt bleibt. (Vgl. Poeze 2007: 3f.) 

Als wichtiger Punkt wurde zudem erkannt, dass ein Mehr an ĂEntwicklungñ und die 

Herausbildung einer Mittelschicht, Migration mittelfristig voraussichtlich fördern würden, 

und Westafrika aufgrund der weniger starken ĂEntwicklungñ momentan entgegen der 

öffentlichen Wahrnehmung eher immobil als mobil ist.  
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ĂVielmehr ist die gegenwärtige relative Immobilität des subsaharischen Afrika auch 

Ausdruck gegenwärtiger und historischer Migrationspolitiken (samt deren doppelter 

Funktion des Eröffnens und Verschließens von Migrationsmöglichkeiten) und ein 

Resultat der spezifischen Einbindung Afrikas in die Weltwirtschaft ï und vor allem in 

globale Arbeitsmärkte.ñ (Kraler 2007b: 126) 

 

Diese umgekehrte Herangehensweise an die Thematik im Sinne von Immobilität, stellte sich 

als sehr hilfreich für die  Bemessung der Konsequenz von Migrationspolitik auf MigrantInnen 

heraus, da es vielfach Ăunfreiwillige Nicht-Migrationñ (vgl. Carling 2002: 37) ist, welche 

Migrationspolitik herbeiführt. 

Die Analyse zeigt auch, dass politisch davon abgegangen wurde, an Ămehr Entwicklung für 

weniger Migrationñ festzuhalten und nun Ămehr Entwicklung für eine bessere Migrationñ 

(Aubarell et al.: 18) stªrker gefºrdert w¿rde. ĂBessereñ Migration fºrdern zu wollen, wirft 

dabei nicht nur die Problematik auf, dass hºchst wahrscheinlich nicht jene ĂSegmenteñ an 

MigrantInnen angesprochen werden, welche auf irreguläre Migration zurückgreifen würden. 

Von politischer Seite scheint hierbei kaum Lösungspotential vorhanden zu sein. Das folgende 

Zitat verdeutlicht die ĂInhaltslosigkeitñ entwicklungspolitischer Ziele auf europäischer Ebene. 

 

ĂWährend nahezu alle anderen Politikfelder durch ein spezifisches Handlungsfeld [...] 

definiert werden, wird Entwicklungspolitik durch die abstrakt formulierte Kategorie 

ĂEntwicklungñ bestimmt, in der die Intention einer positiven Bewertung des 

angesprochenen Handelns zum Ausdruck kommt. Man kann sogar behaupten, dass 

kein anderes Politikfeld durch seinen Titel so stark durch einen moralischen und 

zugleich utopischen Anspruch definiert wird [...].ñ (Benedikt 2004: 248) 

 

Um auf entwicklungspolitischer Ebene tatsächlich Veränderungen herbeizuführen, müsste ein 

wahres Interesse daran bestehen, die Asymmetrien und strukturellen Benachteiligungen Vieler 

zum Vorteil Weniger in der internationalen Weltwirtschaftsordnung zu beseitigen. In diesem 

Sinn möchte ich zu bedenken geben, dass wohl erst eine Situation, welche sowohl die 

Perspektive aufzeigen kann im Herkunftsland zu bleiben, als auch jene, zu emigrieren, 

Potential dazu hat, Irregularität und Prekarität weitgehend zu vermeiden.  

 

Mit der vorliegenden Arbeit kann gezeigt werden, dass Maßnahmen in vielen Fällen nicht 

jenen politischen Intentionen förderlich sind, zu deren Zweck sie offiziell beschlossen 

wurden. Das heißt aber nicht, dass Grenzschutz, Rückführung und entwicklungspolitische 

MaÇnahmen im Bereich Migration keine Auswirkungen hªtten. ĂUnfreiwillige Nicht-

Migrationñ (ebd.), die Schwierigkeit in die EU einzureisen um Asyl zu suchen, die 

Perspektivlosigkeit vieler MigrantInnen, die aufgrund der Einwanderungsbestimmungen 
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vielfach in Irregularität und häufig in Prekarität mündet ï sind unmittelbare Folgen für viele 

WestafrikanerInnen mit dem Wunsch, zu migrieren. Kapitel 4 und 5 weisen zudem darauf 

hin, dass ein sehr restriktiver migrationspolitischer Kurs, Ressentiments gegenüber 

MigrantInnen aus Subsahara Afrika und Xenophobie stark verstärken kann, womit auch eine 

Kriminalisierung von MigrantInnen einhergehen kann. Zudem zeigte die Art und Weise der 

Rechtfertigung von Grenzschutz z. T. starke Tendenzen der Viktimisierung von MigrantInnen 

auf. (Vgl. Hess/Tsianos 2007: 34f.) Was das Paradigma der Restriktion häufig zu verdecken 

scheint - dies soll abschließend noch einmal verdeutlicht werden (und darin lag auch die 

Notwendigkeit, sich mit weiteren politischen Maßnahmen zu beschäftigen) - ist, dass 

Migration in eine positive und eine negative kategorisiert wird. Jene Migration, welche 

ºkonomisch  nicht Ăn¿tzlichñ ist, scheint dabei unerw¿nscht zu sein. Dies zeichnet sich auch 

durch die Debatten um qualifizierte und unqualifizierte Migration ab. Die Begriffe 

Migrationsmanagements und Migrationssteuerung umschreiben diese Tendenz sehr treffend.  

 

Die Ergebnisse verdeutlichen aber auch, dass es bei der Initiativwerdung und 

Maßnahmensetzung auf vielen Ebenen an wissenschaftlichem Einfluss mangelt. Gleichzeitig 

ist die politische Maßnahmensetzung mit all den besprochenen und noch weiteren möglichen 

Konsequenzen auf MigrantInnen, sehr stark diskursiv geprägt.  

Die Problematik besteht darin, dass aufgrund der indirekten demokratischen Legitimität (vgl. 

Gerdes 2008) der in Kapitel 7 besprochenen Maßnahmen, scheinbar keine drängende 

Notwendigkeit der politischen Rechtfertigung mehr besteht, sind die Konsequenzen für 

MigrantInnen auch noch so gravierend. Diese demokratische Legitimität scheint über einem 

zweiten Charakteristikum Ăwestlicherñ Demokratien - des Grundsatzes der Menschenrechte ï 

zu stehen.  

 

¶ Ausblick 

Margaret Thatcher rechtfertigte das neoliberale Paradigma einst mit dem Satz Ă[t]here is no 

alternativeñ. (Vgl. Thatcher zit. nach Kreisky 2001: 39) Dieser Satz verdeutlicht - übertragen 

auf europäische Migrationspolitik - die Stärke, mit welcher das Paradigma der Restriktion 

verinnerlicht wurde und mit welcher das besprochene europäische migrationspolitische 

Handeln als alternativlos beschrieben wird, obwohl die gegenwärtige Zeit in Hinblick auf das 

AusmaÇ von Migration keineswegs als ĂAge of Migrationñ (vgl. Kraler 2007a; Carling 2002) 

zu bezeichnen ist. Schrittweise Neuerungen in Richtung der Förderung von Regularität und 

der Koppelung von Migrations- an Entwicklungspolitik scheinen den Grundsatz, Irregularität 
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zu Ăbekªmpfenò, ebenfalls auf indirekte Weise zu enthalten (siehe Kapitel 7). Vieles deutet 

darauf hin, dass Migration aus Westafrika künftig noch zunehmen wird, insbesondere wenn 

eine Verbreitung des Wohlstandes stattfindet und Migration für mehr Menschen finanziell 

möglich wird. (Vgl. Kraler Interview 2010, de Haas 2007) Die Berücksichtigung vieler 

aufeinander einwirkender Faktoren, welche die Komplexität um die Thematik bedingen, führt 

zu der Aussage, dass Migrationspolitik nicht per se als unwirksam im Sinne all ihrer Ziele 

bezeichnet werden kann, wenn MaÇnahmen auch viele Ăunintended side-effectsñ haben, wie 

z. B. de Haas (2007: iv) feststellte.  

Menschenrechtlich und menschlich zeichnet sich auf EU und mitgliedsstaatlicher 

europäischer Ebene aber eine höchst kritikwürdige Entwicklung der Migrationspolitik ab, 

welche durch die ĂUnionsb¿rgerschaftñ sogar noch ¿ber den Staatsb¿rgerschaftsbegriff hinaus 

geht.  

 

ñCitizenship in Western liberal democracies is the modern equivalent to feudal 

privilegeðan inherited status that greatly enhances one's life chances. Like feudal 

birthrights privileges, restrictive citizenship is hard to justify when one thinks about it 

closely.ò (Carens 1987: 252)  

 

 

Um den Bogen, der über diese Arbeit und die Forschungsfragen mit Hilfe der einzelnen 

Kapitel, Einschätzungen und Schlussfolgerungen gezogen wurde zu schließen, erscheint der 

Begriff Paradigma besonders geeignet zu sein. Den großen Wert, den ich aus der 

Beschäftigung mit der diskursiven Einbettung von Politik und Migration ziehen konnte ist, 

dass gerade nicht von der ĂNatur der Dingeñ ausgegangen werden kann, sondern das 

ĂParadigma der Restriktionñ im Umgang mit dem Phªnomen Migration, wie der Wortinhalt 

andeutet, rechtlich und politisch konstruiert ist. Ein Bewusstsein über die Gewordenheit 

Ăpolitischer Wirklichkeitñ zu entwickeln, erºffnet in diesem Sinn nicht nur Ăneueñ 

Perspektiven auf Migration selbst, es zeigt - und dies war, nicht zuletzt, der dieser Arbeit 

zugrundeliegende, normative Anspruch - politische Handlungsalternativen auf.  
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